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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf Sie recht herzlich zur 22. Sitzung des Wiener Gemeinderats begrüßen und die Sitzung für eröffnet erklären.

Entschuldigt sind die GRe Günther Barnet, Kurth-Bodo Blind, Helga Klier und Johannes Prochaska sowie StRin Mag Maria Vassilakou.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/05447/2002/0002-KGR/GM) wurde von Frau GRin Dr Sigrid Pilz an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gestellt: Jährlich gibt es in Wien etwa 3 000 Herztote. Viele dieser Menschen könnten gerettet werden, wenn sofort lebensrettende Maßnahmen gesetzt würden. Seit Sommer ist das "First Responder" - System in Kraft. First Responder sind Vorausteams, die die Patientinnen und Patienten bis zum Eintreffen der Rettung oder des Notarztes beatmen und reanimieren sollen. Welche Erfolge konnten mit dieser Maßnahme bisher erzielt werden?

Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Zu Ihrer Frage bezüglich des Rettens von Menschen mit akutem Herztod muss man, um die Dimension der Möglichkeit der Rettung klarzustellen, anführen, welche Zeiträume zur Verfügung stehen. Es stehen nur 3 Minuten oder 180 Sekunden zur Verfügung, um einen Menschen möglichst ohne bleibende Schäden zu reanimieren. Das heißt, vom Eintreten des Kammerflimmerns mit Sistieren des Kreislaufs bis zu dem Moment, wo ein suffizienter Kreislauf wiederhergestellt und das Hirn mit Sauerstoff versorgt wird. Wenn der Zeitraum 3 Minuten nicht einhaltbar ist, dann können zwar Menschen reanimiert werden, es kommt aber im Allgemeinen zu bleibenden Schäden, meist resultiert daraus ein Wachkoma. Über 5 Minuten ohne suffizienten Kreislauf ist der Mensch so weit geschädigt, dass das mit dem Leben nicht mehr vereinbar ist. 

Wir haben neben dem Notarztwagen und den Notarzteinsatzfahrzeugen in den letzten Jahren praktisch alle im Wiener Rettungsverbund fahrenden Rettungswagen mit automatischen Defibrillatoren ausgerüstet und die Sanitäter nach dem Sanitätshilfsdienstgesetz beziehungsweise nach dem neuen Sanitätergesetz ausgebildet und auch regelmäßig rezertifiziert. 

Neben den 50 Einsatzfahrzeugen des Rettungsverbunds sind jedoch täglich zirka 100 Fahrzeuge des Krankentransports unterwegs, die ebenso mit Defibrillatoren ausgerüstet sind. Es gibt derzeit noch unterschiedliche Kommunikationssysteme und sie sind nicht an den Notruf 144 angebunden.

Im Zuge des "First Responder" - Projekts können nun seit Juli 2002 alle Fahrzeuge der befreundeten Organisationen bei Verdacht auf Kreislaufstillstand in die Alarmierung einbezogen werden. 

Das Ergebnis der MA 70 stellt sich so dar: Es gab 220 Alarmierungen in drei Monaten. Das sind im Mittel zirka 2 bis 3 pro Tag. Die Eintreffzeit des "First-Responders" wurde in 48 Fällen dokumentiert, in 16 Fällen war er vor dem regulären Einsatzmittel vor Ort. Der Zeitvorsprung betrug 1 bis 6 Minuten, im Mittel 3 bis 4 Minuten. In 18 Fällen, das waren 8 Prozent der Alarmierungen, lag auch tatsächlich ein Kreislaufstillstand vor. Wenn auch Basisreanimationsmaßnahmen durchgeführt wurden, so kam in keinem Fall der Defibrillator vor Eintreffen des regulären Einsatzmittels zur Anwendung. Die Ergebnisse liegen aus Sicht der MA 70 unter ihren derzeitigen Erwartungen. Eine höhere Überlebensrate bei Kammerflimmern wird durch weitere Maßnahmen angestrebt. Es ist nötig, eine Optimierung der Zeitabläufe zu erbringen. 

Eine der Voraussetzungen wird auch durch die technische Erweiterung der Rettungsleitstätte erfüllt und man überlegt auch, noch mehr in die Laiendefibrillation zu gehen und mehr Defibrillatoren an gefährdeten Plätzen oder an Plätzen, wo größere Menschenansammlungen sind, wie Kaufhäuser, Sportplätze, Theater und dergleichen, anzubringen, und man überlegt, auch Feuerwehr und Polizei mit einzubeziehen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die erste Zusatzfrage stellt Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Sie haben uns jetzt sehr eindrücklich geschildert, wie wichtig es ist, dass man unmittelbar nach einem Herzstillstand mit der Reanimation beginnt. Fachleute aus dem Rettungswesen und aus der Notfallhilfe in Wien sagen mir, dass Wien sehr, sehr schlecht liegt, was die Überlebensrate der Herztoten betrifft, und dass man 300 Menschen mehr retten könnte, wenn das "First Responder" - System zuverlässig und zufrieden stellend funktionieren würde. 300 Leute! Stellen Sie sich vor, ein voll besetzter U‑Bahn-Zug würde ausgerottet werden! Wäre das der Fall, dann wäre in Wien die Hölle los! Aber bei diesen 300 Leuten, die bei irgendwelchen Einsätzen in Wohnungen oder auf der Straße verschwiegen sterben, da reagieren wir nicht! 

Ich möchte Ihnen nur als Beispiel sagen: Nachdem ich letzte Woche diese Frage schriftlich an Sie gestellt habe, ist am Montag ein Mitarbeiter des Grünen Klubs in der U‑Bahn-Station Karlsplatz bei der U 2 zu einem Bewusstlosen gekommen. Er hat ihn aufgehoben und hat die Rettung verständigt. Die U‑Bahn-Station Karlsplatz ist nicht etwa irgendeine hintere Gasse, sondern mitten in der Stadt, dort sollte man damit rechnen. Nach 5 Minuten ist ein Mensch mit einem Funkgerät gekommen und hat gesagt: "Haben'S eh schon was g'macht?" - und hat keinerlei erste "First-Responder" - Maßnahmen gesetzt. Nach sage und schreibe 15 Minuten - 15 Minuten! - ist die Rettung mitten in der Stadt in der U‑Bahn-Station Karlsplatz erschienen. Sollte dieser Mann einen Herzinfarkt gehabt haben, dann meine ich, wird er die Sache wahrscheinlich nicht überlebt haben. Ich weiß es nicht. 

Frau Stadträtin, nun zu meiner Frage: Wie können Sie es verantworten, dass 300 Menschen in Wien, in unserer Stadt, sterben, weil das "First Responder" - System nicht ausreichend funktioniert?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Ich weiß nicht, wie man realistisch zu dieser Zahl kommt. Ich habe selbst zahlreiche Herzalarme erlebt. Ich habe sie im Spital erlebt, wo gegenüber U‑Bahn-Stationen, Kaufhäusern und Sportplätzen optimale Voraussetzungen bestehen, um Patienten zu reanimieren. Von dem Zeitpunkt an, wo ein Mensch zusammenbricht, der andere das sieht - denn man ist ja nicht ständig dabei - und festgestellt wird, dass es ein Kammerflimmern ist und Maßnahmen ergriffen werden, ist es sehr selten, dass die Reanimationsmaßnahmen wirklich zur Überlebenschance des Patienten massiv beitragen. Die meisten Patienten, die gerettet werden, sind jene, die auf Herzüberwachungsstationen liegen, wo sofort die Apparate alarmieren, wenn es zum Kammerflimmern kommt, wo vor Ort alles vorhanden ist, und dann haben sie die größten Chancen.

Ich habe Ihnen gesagt - und das ist das Entscheidende! -, das Fenster ist 3 Minuten! In den 3 Minuten muss einer verstehen, dass, wenn jemand umfällt, er nicht gestolpert ist, sondern dass er bereits bewusstlos ist und dass er somit gefährdet ist, dass er keinen Kreislauf mehr hat, dass der Kreislauf sistiert ist, das kann man durch den Puls messen. Dann müssten sofort Reanimationsmaßnahmen einsetzen, zumindest müsste eine Herzmassage durchgeführt werden, denn wenn Sie auch nach 3 Minuten mit dem Defibrillator kommen und überhaupt keine Herzmassage und Beatmung betrieben haben, ist der Mensch bereits irreversibel geschädigt. Sie müssen sofort, sobald Sie erfassen, dass ein Kreislaufstillstand eingetreten ist, Maßnahmen setzen. Und das ist fast nie zu erreichen!

Die Defibrillatoren werden jetzt sehr stark angepriesen. Es wird damit gezeigt, was alles möglich ist. Sie haben die Möglichkeit natürlich auch bei Stromunfällen, wo man mit Reanimationsmaßnahmen viel länger eine Chance hat und wo es immer geheißen hat, Reanimationsmaßnahmen bei Stromverunfallten sollen bis zum Auftreten von Totenflecken durchgeführt werden, weil die Chancen größer sind. Sie haben größere Chancen bei Ertrunkenen, weil die Körpertemperatur absinkt und das Hirn daher weniger rasch irreversibel geschädigt ist. Aber zu glauben, wenn Menschen irgendwo in Wohnungen oder auf Straßen zusammenbrechen - 3 Minuten sind ein irrsinnig kurzer Zeitraum und bis dahin muss der Kreislauf suffizient hergestellt sein und dazwischen sollte er auch hergestellt sein. Nach 5 Minuten ist der Mensch zum Leben nicht mehr erweckbar. Zwischen 3 und 5 Minuten können Sie einen Menschen als Appalliker in das Leben zurückführen. Das sind jene, wo die Maßnahmen noch rechtzeitig eingesetzt haben, aber bereits zu spät waren, um die Hirnschädigung zu verhindern. 

Sonst aber sind sehr, sehr viele der Geretteten, die nicht von Herzstationen stammen, jene, die einen Kreislaufkollaps gehabt haben, aber nicht mit Sistieren des Herzschlags.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die zweite Zusatzfrage hat Herr GR Dr Hahn.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin, ich danke wieder für die fachliche Kurzvorlesung. Mich interessieren aber im Wesentlichen die Ergebnisse oder die Nichtergebnisse. Wenn wir sozusagen vom Beginn der Kette reden, dann möchte ich an das andere Ende gehen. 

Ich habe vor 14 Tagen die Situation der Herzchirurgie am AKH thematisiert. Sie haben wieder ein Schreiben bekommen, weil Sie in der Zwischenzeit gesagt haben, bis Anfang Dezember wird ein brauchbares Konzept vorliegen, wie dort der Engpass beseitigt werden kann. In dem Schreiben steht wieder drinnen, dass vor 2 Tagen ein 55‑jähriger Mann im Grunde genommen - man muss das leider so sagen - sinnlos gestorben ist, weil es nicht möglich war, rechtzeitig zu operieren.

Also, wir haben hier organisatorische Defizite und ich darf Sie auch hier nochmals von dieser Stelle aus fragen: Wie stellen Sie sich vor, dass im Bereich der Herzchirurgie am AKH, wo es offensichtlich um personelle Engpässe geht, die in Ihrem Bereich ressortieren, also im Pflegebereich, diese Engpässe kurzfristig abgestellt werden können beziehungsweise beseitigt werden?

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Ich habe dem Herrn Generaldirektor den Auftrag gegeben, sofort dafür zu sorgen, dass ein Zustand hergestellt wird, dass kein Patient zu Schaden kommt. Krankenstände sind nicht immer vorher berechenbar und es kann nicht jeder in jedem spezialisierten Bereich einspringen. 

Das sind leider die Möglichkeiten, die es gibt und Sie wissen, wir haben zu wenig Pflegefachkräfte in Wien. Ich habe mich bemüht, mehr Pflegefachkräfte zu bekommen. Ich gebe das Bemühen auch nicht auf, ich möchte auch die Schulen erweitern. Ich finde es absolut unmöglich, dass man die potenziellen SchülerInnen für Pflegeschulen schon vorher sehr stark evaluiert. Es kann jeder mit Maturazeugnis seine Universität besuchen, nur alle anderen Berufe, die man im Leben ergreifen kann, hängen nicht an den eigentlichen Bedingungen, die für die Aufnahme nötig sind, wie zum Beispiel ein abgeschlossener Hauptschulabschluss und zehn Schulstufen, sondern da wird vorher noch evaluiert. Ich weiß nicht, ob man damit immer etwas Gutes tut. Man sagt zwar, man hebt damit wahnsinnig die Qualität. Ich glaube, dass da auch berufsständische Interessen dahinter stehen. Das muss sicher österreichweit auch überdacht werden, dass wir mehr Pflegefachkräfte bekommen. Aber wir haben einen echten Mangel an diplomierten Krankenpflegefachkräften und das macht sich leider immer wieder bemerkbar. 

Es ist aber mein strikter Auftrag, gerade in die Bereiche des AKH möglichst viel an Pflegefachkräfte hineinzugeben, weil ich dort die Infrastruktur habe, die in meinen Augen sinnvoll rund um die Uhr genützt werden soll. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Mag Kowarik zum Wort gemeldet. 

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Sie haben uns über dieses "First Responder" - System berichtet und auch über die Tatsache, dass die verschiedenen Einrichtungen verstärkt mit Defibrillatoren ausgestattet werden. Sie haben auch davon berichtet, dass hier angestrebt wird, die Ausbildung zu verbessern und anzuheben, von den Sanitätsgehilfen und so weiter. 

Tatsache ist aber, dass trotz des stärkeren Bedarfs, weil wir eben immer wieder erkennen müssen, dass die Herzerkrankungen zunehmen, und trotz der Tatsache, dass die Rettung ständig mehr Ausfahrten machen muss, es wahrscheinlich nicht möglich sein wird, mit den derzeitigen Mitteln und den derzeitigen Möglichkeiten tatsächlich so ein "First Responder" - System entsprechend zu etablieren. 

Ich möchte Sie fragen, ob Sie dafür sorgen werden, dass die finanziellen und personellen Ausstattungen der Wiener Rettung so gemacht werden, dass diese Vorhaben, die Sie aufgezeigt haben, auch wirklich verwirklicht werden können?
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Die Rettung ist so ausgestattet, um das zu verwirklichen, weil sie auch gemeinsam mit den anderen Rettungsorganisationen arbeitet. Sie wissen aber, dass es trotz allem Zeiträume gibt, wo die Wiener Innenstadt verstopft ist und man auch eine gewisse Anfahrtszeit hat. 

Es war ja die Überlegung, und das ist von den Firmen, die diese halbautomatischen Defis vertreiben, sehr gefördert worden, dass wir überall dort, wo Menschenansammlungen sind, halbautomatische Defis hingeben, ob in Telefonzellen, die es jetzt schon fast nicht mehr gibt, oder beim Feuerwehrnotruf und dass wir Laien ausbilden, um diese Maßnahmen durchzusetzen. Der große Vorteil bei den halbautomatischen Defis ist, dass wir damit keine Menschen mehr schädigen können, weil es bei den früheren sehr gefährlich gewesen wäre, wenn man einen Befund missdeutet und einen Menschen defibrilliert hätte, der nur einen Kreislaufkollaps erlitten hat. Den hätte man dann erst recht geschädigt. Das kann mit diesen modernen Apparaten nicht passieren. 

Man wäre in der Lage und wir können die Laienausbildung forcieren, aber zu rechnen, dass es möglich ist, dass vom Zeitpunkt des Kreislaufstillstands bis zu irgendeinem Eintreffen von Helfern vor Ort - und wenn ich die Rettung um das Fünffache erhöhe -, das jedes Mal innerhalb von 3 Minuten geschehen kann - mit Stehenbleiben des Autos, Sachen nehmen, hinlaufen -, das ist in meinen Augen bei einer Veranstaltung, wenn es nicht direkt neben der Rettung passiert, wirklich illusorisch. Wir haben die Möglichkeit, Laien auszubilden. Wir haben die Möglichkeit, Defibrillatoren hinzugeben. 

Trotz allem, ich habe Ihnen gesagt, wie die Situation in Spitälern ist. Das hat uns als junge Ärzte alle fürchterlich gekränkt, denn man hat dann gesehen, es gibt Grenzen und sehr häufig ist ja das Kammerflimmern auch ein Ausdruck einer Grunderkrankung. Manchmal ist auf Grund dieser Grunderkrankung, die zum Kammerflimmern führt, der Mensch ja gar nicht wieder reanimierbar. Und wie gesagt, 80‑Jährige mit Kammerflimmern zu versuchen zu reanimieren - die haben auf Grund ihrer Sklerose und ihres sehr schlechten Zustands der Durchblutung noch viel früher eine gravierende Schädigung. 

Da ich ja selbst einer Rettungsorganisation vorstehe und wir mit Defis ausgerüstet sind, habe ich gesagt, ich würde gerne evaluiert haben, was uns das bis jetzt gebracht hat. Damals habe ich die Auskunft bekommen: Ein Teil war nicht wieder verfolgbar, aber bei ganz wenigen gelang es, sie bis ins Spital zu bringen und dann sind sie nach kurzer Zeit verstorben.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Wir kommen zur vierten Zusatzfrage. Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Sie haben uns jetzt medizinisch wirklich eindrücklich erklärt, wie es funktionieren soll, dass es und damit es funktioniert. Mir bleiben aber schon noch zwei Fragen offen und ich fasse sie zu einer zusammen: 

Sie sagen, man sollte Laien ausbilden. Wenn Sie oder ich oder der Herr Bürgermeister hier zusammenbrechen, kann man ja nicht davon ausgehen, dass ein Arzt im Raum ist. Da müsste schon der Portier oder das Personal der Sicherheitswache auch ausgebildet sein. Das heißt auch First Responding, dass sozusagen Laien aus anderen Berufen kundig sind. 

Warum, Frau Stadträtin, funktioniert das nicht? Warum gibt es keine Schulwarte, die ausgebildet sind? Warum gibt es nicht Hausmeister in Einkaufszentren? Warum ist dieser Mensch mit Funkgerät in der U‑Bahn nicht ausgebildet? - Das wäre etwas, was Sie schnell tun können, was Leben retten kann. Warum ersparen Sie sich das? 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Von Ersparen möchte ich nicht reden. Bei Schulwarten wage ich, die Effizienz kritisch zu betrachten, weil Schulkinder zum Glück fast niemals an Kammerflimmern erkranken. Aber ... (GRin Dr Sigrid Pilz: Aber Lehrer!) Das ist auch relativ selten. 

Ich kann Ihnen aber versichern, in der Wiener Ärztekammer ist einmal ein Arzt vor 200 Ärzten mit Kammerflimmern zusammengebrochen. Auch er hat diesen Zustand nicht überlebt. Auch das passiert. Selbst Ärzte können den Tod nicht immer aufhalten, sonst wären wir der liebe Gott, als was wir uns nie fühlen. Diesen Status teilt uns vielleicht mehr die Bevölkerung zu. 

Ich bin dafür, dass man ausbildet. Aber es ist immer noch ein Unterschied, ob ich jemanden damit an einer Puppe ausbilde oder er muss dann, wenn der Patient, der Mensch da liegt, erfassen, um was es sich handelt. Das ist nur in geringem Maße vorhanden. Aber ich werde selbstverständlich mit meinen Kollegen sprechen, dass wir die Feuerwache in dieser Hinsicht ausbilden. Wir können das anbieten. Soviel mir bekannt ist, gibt es hier im Raum auch einen Defibrillator.

Trotz allem sage ich: Die Erwartungen an die Laienbevölkerung werden sehr hoch geschraubt, denn die Firmen wollen ihre Defibrillatoren nicht nur an Spitäler verkaufen, sondern sie haben ja ein Konzept, diese Apparate sehr, sehr breit einsetzen zu lassen. 

Vorsitzender GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Wir kommen nun zur 2. Anfrage (FSP/05449/2002/0001-KVP/GM). Sie wurde von Herrn GR Mag Alexander Neuhuber gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Welche Teile des 140 000 m2 großen Areals der von der Stadt Wien (MA 48) angekauften Waagner-Biro-Gründe in Hirschstetten sind zur Nutzung als neues Verwaltungszentrum vorgesehen?
Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Gemeinderat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Sie haben gefragt, welche Teile des 140 000 m² großen Areals der von der Stadt Wien, MA 48, angekauften Waagner-Biro-Gründe in Hirschstetten zur Nutzung als neues Verwaltungszentrum vorgesehen sind. 

Die MA 48 wird von dieser Fläche 110 000 m² nützen. Es handelt sich auch darum, dass hier ein zehngeschossiges Bürogebäude steht, das von der MA 48 besiedelt werden wird. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die erste Zusatzfrage kommt von Herrn GR Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Ich möchte jetzt nicht die Geschichte des Ankaufs der Waagner-Biro-Gründe wieder von Adam und Eva bis zur Gegenwart aufrollen. Sie wissen ja, dass meine Fraktion vehement dagegen war und von Ihnen und Ihrer Fraktion immer gesagt wurde, dass die Zentrale dort angesiedelt wird. 

Jetzt haben wir vor kurzem im Planungsausschuss gehört, dass die Einsiedlergasse beziehungsweise der Einsiedlerplatz von der MA 48 weiter benützt wird. Ihre jetzige Aussage, dass 110 000 der 140 000 m² benützt werden, ist zwar flächenmäßig beziffert, nur lassen Sie mich jetzt nachfragen: Wie werden denn diese 110 000 m² genützt? Mit der Verwaltungszentrale - die steht ja nur auf einigen wenigen 1 000 m² - und einer Autowaschanlage, wie es bei uns im Ausschuss geheißen hat oder was kommt auf diese 110 000 m² wirklich hin?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Gemeinderat! 

Sie haben auch am 19. November 2002 an den Gemeinderatsausschuss eine Anfrage gestellt. Ich habe diese Frage beantwortet: Die zentrale Führungsmannschaft kommt nach Hirschstetten, nicht aber die Garage. Im Einvernehmen auch mit der Bezirksvorstehung bleiben die Aufgaben des Winterdienstes in der Einsiedlergasse, das heißt die Fahrzeuge des Winterdienstes bleiben dort, die zentralen Führungsmannschaften kommen nach Hirschstetten. Die Übersiedlung wird nächstes Jahr begonnen. Ein Nutzungskonzept wird ausgearbeitet. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die zweite Zusatzfrage stellt Frau GRin Brigitte Reinberger. - Bitte.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Bei der Behandlung des Geschäftsstücks - das hat auch Kollege Neuhuber schon ausgeführt - ist es offensichtlich, gelinde gesagt, zu Missverständnissen gekommen, denn sehr viele, auch wir Freiheitliche, sind davon ausgegangen und haben es auch so verstanden, dass der Einsiedlerplatz zur Gänze abgesiedelt wird. Das findet jetzt nun nicht statt. Es spricht sicherlich einiges dafür, dass man natürlich auch im südlichen Teil von Wien einen Standort für Einsatzfahrzeuge hat.

Nachdem jetzt nur die Verwaltungszentrale verlegt wird, lautet meine Frage: Welches Gesamtkonzept für den Einsatz der Fahrzeuge Winterdienst, Müllfahrzeuge und so weiter und welches Gesamtkonzept auch für den Standort von Verwaltungseinrichtungen lag damals beziehungsweise liegt jetzt zu Grunde? 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Gemeinderat!

Wie gesagt, es war immer das Ziel, die zentrale Führungsmannschaft der MA 48 von der Einsiedlergasse zu den Waagner-Biro-Gründen zu übersiedeln. Es liegt ein Gutachten vor, dass die Fläche der Arbeitsplätze zu gering ist. Es liegt eine Unterschreitung der Mindestarbeitsplätze um zirka 30 Prozent beziehungsweise bei Bildschirmarbeitsplätzen sogar um 35 Prozent vor. Das heißt, diese Räumlichkeiten sind zu klein, das Personal muss übersiedelt werden. Dieses Konzept ist dieser Übersiedlung auch vorgelegen. 

Für die Nutzung wird derzeit ein Konzept ausgearbeitet. Mit der Übersiedlung des Personals wird nächstes Jahr begonnen werden. Das Nutzungskonzept - sei es nun Garage, sei es nun Waschplatz - wird derzeit ausgearbeitet. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Dritte Zusatzfrage: Herr GR Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich glaube, Sie kennen das Gleichnis vom Hasen, der fast immer alles weiß, aber ich hab' so das Gefühl, hier wissen viele Leute nicht, worüber sie sprechen. 

Im Sommer ist plötzlich ein Nutzungskonzept bei uns in der Post gelegen, zumindest eine Aktualisierung eines Entwicklungskonzepts Waagner-Biro. Autoren sind mehrere bekannte Herren, unter anderem auch Herr Franz Kuzmich, ein Architekt und Diplom Ingenieur. In Auftrag gegeben wurde diese Studie von der MA 21C und da steht drinnen: "Grundsätzlich ist aber fraglich, ob die Ansiedlung der MA 48 für diesen Standort die optimale Nutzung darstellt." Ich möchte nur in Erinnerung rufen: Wir haben dafür ungefähr eine halbe Milliarde S, ungefähr 48 Millionen EUR, ausgegeben und haben damals schon energisch dagegen protestiert. 

Dann geht’s aber weiter, und zwar dass die Aufteilung der Flächen zwischen MA 48 und MA 69, hier steht: "Nicht günstig wäre" und

3.: "Insbesondere erscheint die isolierte Lage" - und dergleichen - "des Bürogebäudes von Waagner-Biro auf den Betriebsflächen problematisch." 

Also die Frage noch einmal: Wenn im Dezember 2001 klar war, dass die Fläche für den Ankauf ungeeignet war und die Aufteilung genauso wie die Nutzung des Bürogebäudes problematisch ist - hat man das vorher nicht gewusst?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Gemeinderat! 

Das ist ein Gutachten die architektonische Ausgestaltung betreffend. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein!) Es geht hier darum, dass das Personal der MA 48 erstens umgesiedelt werden muss. (GR Mag Rüdiger Maresch verneint und zeigt das Konzept.) Das beginnt nächstes Jahr. Die Nutzung des gesamten Geländes, das muss derzeit ausgearbeitet werden. Es geht hier darum, dass wir teilweise natürlich neue Garagen bauen werden. Es geht darum, dass hier Waschplätze gestaltet werden müssen. Dieses Nutzungskonzept wird ausgearbeitet.

Es ist Tatsache, dass die neue Abfallwirtschaft in Wien auch neue Anlagen brauchen wird und diese müssen auch in Konformität mit dem Abfallwirtschaftskonzept abgestimmt werden. Das Abfallwirtschaftskonzept wurde ja diese Woche beschlossen und auf Grundlage dieses Abfallwirtschaftskonzepts wird auch das Nutzungskonzept zu erarbeiten sein.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Wir kommen zur vierten Zusatzfrage: Herr GR Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP - Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! 

Um ganz ehrlich zu sein, ich bin jetzt erschüttert über Ihre Antwort. Ihre Fraktion und vor allem Sie haben 44 Millionen EUR - wenn ich mich recht erinnere - für das Waagner-Biro-Gelände bezahlt und jetzt, ein Jahr nach dem Ankauf, erklären Sie uns, dass erst ein Nutzungskonzept ausgearbeitet werden muss! 

Meine Damen und Herren, derartig viel Geld für ein Grundstück auszugeben und heute, ein Jahr später, noch nicht zu wissen, was man damit machen will, das ist an sich ein Skandal und eine absolute Verschwendung von Steuern! Vielleicht aber wissen Sie, was mit den restlichen 30 000 m², die nicht benötigt werden, geschieht?

Daher meine Frage, Frau Stadträtin: Sie haben gesagt, von den 140 000 m² werden 110 000 m² von der MA 48 benützt. Aber was passiert mit den restlichen 30 000 m²?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Gemeinderat! 

Diese 30 000 m² entlang der Erzherzog-Karl-Straße werden derzeit von der MA 69 verwaltet. (GR Mag Alexander Neuhuber ist erheitert.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Wir kommen nun zur 3. Anfrage (FSP/05452/2002/0001-KFP/GM). Sie wurde von Frau GRin Mag Heidrun Schmalenberg gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gerichtet: Offensichtlich herrscht über das weitere Schicksal des orthopädischen Krankenhauses in Gersthof eine unterschiedliche Auffassung zwischen Bürgermeister Häupl und Gesundheitsstadträtin Pittermann. Welches Wort zählt?

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Bezüglich Ihrer Anfrage, ob es Diskrepanzen zwischen Bgm Häupl und mir gibt und welches Wort zählt, kann ich Ihnen nur sagen: Zwischen dem Herrn Bürgermeister und mir besteht über die Orthopädische Krankenanstalt Gersthof keine unterschiedliche Auffassung. Daher gibt es auch nicht "ein Wort, das zählt". Ich werde aber - und entschuldigen Sie, dass ich weiter aushole - sagen, wie es dazu kam. 

Wie Sie wissen, vertrete ich die Auffassung, dass Ein-Fächer-Abteilungen-Spitäler auf der grünen Wiese etwas Anachronistisches sind und dem heutigen Standard nicht mehr entsprechen. Es wurden daher immer wieder Überlegungen gemacht, diese Abteilungen woanders hin zu verlagern beziehungsweise woanders eine Abteilung zu errichten. Nun war es nicht möglich, finanzielle Mittel bereit zu stellen, um eine Abteilung neu zu errichten. Die Abteilung von Prof Ritschel, die Erste Orthopädische Abteilung des Krankenhauses Gersthof, soll ja in das Otto-Wagner-Spital verlegt werden. Das war für Ende 2003 geplant, ist aber durch Bauverzögerungen erst 2004 zu erwarten. 

Es wurde dann die Überlegung gefasst, weil man nicht die Abteilung zerpflücken und kleine an mehreren Spitälern errichten wollte, dass man, wenn Prof Kreuzer, wie vorgesehen, 2007 in Pension geht, die Abteilung des Kaiserin-Elisabeth-Spitals in das Wilhelminenspital verlegt und an dieser Abteilung eine Orthopädische Abteilung errichtet. Das wäre kostenmäßig optimal gewesen, wäre auch als Abteilung optimal gewesen, weil dort eine Interne Abteilung mit Interner Intensiv, drei funkelnagelneuen Operationssälen und Physikalischer Medizin, Labor und Röntgen vorhanden sind. Es wäre also optimal für das Kaiserin-Elisabeth-Spital und optimal für die Orthopädie gewesen. 

Nun hat völlig unerwartet für uns - weil Primarärzte üblicherweise erst mit 65 Jahren in Pension gehen, daher war der Zeithorizont 2006 - Prof Kreuzer bereits jetzt sein Pensionsansuchen abgegeben. 

Wir haben auch im Krankenanstaltenplan vorgesehen, chirurgische Betten in Wien zu verringern. Sie kennen ja auch die ewige Klage der Ökonomen, belegbare Betten werden gefüllt und Indikationen werden eben dann weiter gestellt. Die chirurgischen Eingriffe gehen an sich zurück. Wir haben moderne Magen-Darm-Therapeutika, daher kaum mehr Ulcusoperationen, Vagusoperationen, es ist die so genannte Knopflochchirurgie, die Spitalsaufenthaltsdauer sinkt. Wir haben sehr viele Eingriffe besonders im Gefäßbereich, die die Röntgenologen durchführen. Insofern hat sich das Spektrum verschoben, wodurch uns das möglich erschien.

Dass es schwierig ist, zwei Abteilungen in eine zusammenzuführen, weil es dort natürlich die Ärzte gibt, war uns klar. Aber wissen Sie, wir haben in Österreich auch den Zustand, dass wir noch immer als Studienvoraussetzung zum Beispiel für Medizin und Jus Latein verlangen und nur aus dem Grund, weil wir nicht wissen, was wir mit 600 Lateinlehrern machen sollen und ich mag eigentlich nicht so in der Medizin handeln, dass ich Abteilungen nur deswegen nie verändere, weil die Ärzte da sind und ewig in diesem Sinn weiter Ärzte ausbilde. 

Ich habe mit Prof Zweymüller und natürlich auch mit anderen Beteiligten gemeinsam mit meinen Beamten gesprochen. Es wurde mir dann von meinen Beamten gesagt, Prof Zweymüller hat sich Bedenkzeit erbeten, damit er sich das anschauen kann. Ich hatte vorher, als ich erfahren habe, dass Prof Kreuzer doch in Pension gehen wird, mit dem Herrn Bürgermeister gesprochen, der gesagt hat: Okay, Zweymüller hat die Garantie, bis 2006 dort zu bleiben. Nur wenn er es sich wünscht. Das habe ich auch Prof Zweymüller so übermittelt. Er wird nicht gezwungen, nur wenn er selbst es will, dann ist diese Übersiedlung möglich. 

Wie gesagt, ich habe dann gehört, er will und erst im Nachhinein zu meiner Verblüffung erfahren, er will nicht. Und so ändert sich nichts, Prof Zweymüller bleibt bis 2006 an der Abteilung in Gersthof. 

Ich möchte aber hinzufügen: Bei einem jährlichen Verbrauch von 17 Millionen EUR für das Krankenhaus Gersthof wären mit dieser Art der Verlagerung 3 Millionen EUR einsparbar gewesen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Gemeinderätin.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Es überrascht mich sehr, dass Sie sich hier heute herstellen und behaupten, es hätte zwischen Ihnen und dem Herrn Bürgermeister keine Meinungsdifferenzen gegeben. 

Ich denke die Frage, welches Wort zählt, war an Ihren Wahlslogan "Der Mensch zählt" angelehnt. Mein Eindruck ist aber, dass der Patient in diesem Fall wenig zählt, denn so lange die Patienten in Wien auf orthopädische Operationen bis zu drei Monate warten müssen und hier durch dieses Kompetenzwirrwarr - möchte ich sagen - die notwendigen Strukturreformen der Orthopädie davon abhängig gemacht werden, welche Ärzte an welchen Abteilungen wann in Pension gehen, dann muss ich ehrlich sagen, stimmt mich das sehr pessimistisch. 

Meine Frage ist: Was werden Sie tun, um zu verhindern, dass durch die Blockade des Herrn Bürgermeisters diese notwendigen Reformen im Bereich der orthopädischen Versorgung in Wien auf Jahre hinausgeschoben werden?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Der Herr Bürgermeister blockiert nicht. Der Herr Bürgermeister ist durchaus allen Reformmaßnahmen aufgeschlossen. Er hat nur gesagt: Ein bisschen Wartezeit, wir sprechen jetzt. Es ist nach wie vor gedacht, orthopädische Betten im Kaiserin-Elisabeth-Spital zu errichten, weil dort der optimale Standort ist. Wir haben dort wahrscheinlich ab Mai drei wunderschöne neue, bestens adaptierte Operationssäle, die auch in einem geeigneten Ausmaß genützt werden sollen. Wir tun alles, um die Wartelisten zu verringern. Es kommen neue Betten im SMZ-Ost ebenfalls dazu, um die Wartelisten zu verringern. 

Wir müssen uns nur fragen und ich schaue mir da sehr genau die Zahlen an, denn es gibt Fächer, da haben wir mehr Nicht-Wiener-Patienten als in anderen. Im Bereich der Orthopädie ist es so. Es kann nicht sein, dass der Wiener Steuerzahler das gesamte Manko der umliegenden Bundesländer ausgleicht. Die Gesundheitsbudgets sind gedeckelt. Wenn gerade zu teuren Operationen, weil die Implantate ja teuer sind, mehr nach Wien hereinwandern, so ist das nicht günstig für den Wiener Steuerzahler. Es ist selbstverständlich, dass Wien bei Eingriffen, die lebensnotwendig sind und die woanders auf Grund der Struktur nicht durchgeführt werden können, natürlich zur Verfügung steht. Aber dass man alles, was teurer ist, nach Wien schickt und dann nette psychosomatische Kliniken irgendwo eröffnet, wo man sagt, die Wiener sollen hinfahren - das verstehe ich nicht unter einer österreichischen Gesundheitspolitik! 

Wir haben uns gestern im Rahmen der Strukturkommission und im Rahmen der Landesgesundheitsreferenten ausführlich über dieses Thema unterhalten und sind auch zu einem ähnlichen Schluss gekommen, dass eine Gerechtigkeit in der Versorgung herrschen muss.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zweite Zusatzfrage: Frau GRin Dr Pilz, bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Gersthof ist ein Beispiel wie viele. Ein Beispiel dafür, dass Sie Entscheidungen vorschlagen, die dann nicht halten und vom Bürgermeister wieder zurückgedreht werden. Es gibt aus einem Bericht eine Äußerung von Ihnen im Kreise der Chefs der Gynäkologien in Wien, wo Sie gesagt haben: "Die Semmelweis-Klinik hätte ich zusperren wollen, allein, ich hab's politisch nicht derhoben." Das, Frau Pittermann, zeigt, dass Sie auch mit den Ansätzen, wo Sie versuchen, hier die Dinge neu zu regeln, scheitern. 

Die Semmelweis-Klinik ist, wie man weiß, offen. Die Semmelweis-Klinik ist, wie man weiß, demoralisiert. In der Semmelweis-Klinik ist, wie man weiß, der Dr Adam immer noch nicht bestellt. Es herrscht weihnachtliche Funkstille. Er hört und sieht nichts. Niemand wendet sich an ihn. Und in der Semmelweis-Klinik, so berichten die üblicherweise gut unterrichteten Kreise, denkt Prim Grünberger bereits darüber nach, das Handtuch zu werfen.

Wie, Frau Stadträtin, wollen Sie mit so einer Situation weiter verfahren?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Wie gesagt, es gibt Konsens zwischen dem Herrn Bürgermeister und mir. Aber Sie wissen, dass es immer wieder Bezirksvorsteher gibt, die glauben, Spitäler sind nette Anbote, die sie haben. Ich habe schon im Parlament erkannt, dass die Gesundheitspolitik sehr von örtlichen Gegebenheiten abhängig ist, wie welche Abteilungen man auch in ländlichen Gebieten wo hat oder welche Spitäler. Bei dem Skandal Freistadt wurde uns das besonders klar, dass das nicht unbedingt die optimale Versorgung für die Patienten ist. 

Sie wissen genau, was die Bezirksvorsteher der angrenzenden Bezirke da mit Unterschriftenaktionen und dergleichen durchaus immer wieder erzwingen wollten, wiewohl ich ihnen auch gesagt habe, dass für die Bevölkerung weder eine Geburtshilfe noch eine Orthopädie eine breite Versorgung ist. 

Ich verstehe, dass der 15. Bezirk sein Spital will, wo regional sehr viel versorgt wird. Da ist mir der Kampf um ein Spital klar. Mir ist der Kampf um ein Spital nicht klar, wo nur ein Bruchteil der Patienten bezirksnahe sind, so wie es eine geburtshilfliche Station ist. Wie gesagt, der Geburtenanteil des 18. Bezirks ist nicht überwältigend groß. 

Genauso ist auch die Orthopädie eine Versorgung, die sich über Wien und über Wien hinaus erstreckt, sodass ich keinen Vorteil für den Bezirk gesehen habe. Das sind aber die Dinge, wo es immer wieder zu Aktionen kommt. Das sind die Gegebenheiten, mit denen man auch leben muss. 

Wie gesagt, über meine Maßnahmen herrscht zwischen dem Herrn Bürgermeister und mir Konsens, weil wir uns vorher auch darüber absprechen. So liegen die Dinge. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die dritte Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Hahn gestellt. - Bitte.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Gestatten Sie mir nur die Feststellung: Ich kann mir nicht wirklich vorstellen, dass Sie sich vorher mit dem Herrn Bürgermeister absprechen. Jedenfalls lässt die Performance, dass dem so ist, diesen Eindruck nicht zu. Aber das ist nicht mein Bier. 

Ich wollte nur grundsätzlich festhalten, dass wir über verschiedene gesundheitspolitische Maßnahmen ja durchaus eines Sinnes sind. Die Frage ist nur, wie das sozusagen umgesetzt wird, wie man das managementmäßig regelt und da gibt es halt enorme Defizite. Fakt ist, dass Sie gerade in letzter Zeit immer wieder eine Situation vorgefunden haben, wo Sie etwas angekündigt haben und in irgendeiner Form hat es dann nicht stattgefunden. Ich würde mir die Frage stellen: Kann ich mich hier eigentlich noch behaupten und entsprechend durchsetzen und bin ich hier noch richtig am Platz? 

Und daher ist meine Frage: Macht Ihnen Ihr Job unter diesen Bedingungen noch Spaß?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat!

Sie wissen ja, dass sich Gesundheitspolitik grundlegend vom Glücksspielautomaten unterscheidet und das wesentlich leichter ist, weil das etwas ist, was man nicht unbedingt braucht, was Menschen abhängig macht (Beifall bei der SPÖ.), während die Gesundheit sehr emotionell besetzt ist. Dass ich als Ärztin sehr, sehr glücklich war und dass dieser Beruf meine wahre Leidenschaft und meine Berufung ist, das hat jeder immer gewusst. Aber als Ärztin habe ich mich auch immer mit gesundheitspolitischen Fragen auseinander gesetzt und ich kann Ihnen versichern, dieser Job macht mir Spaß und ich habe auch jede Unterstützung des Herrn Bürgermeisters und meiner Kolleginnen und Kollegen, sowohl im Stadtsenat als auch von meiner Fraktion im Gemeinderat. Also, darüber kann ich nicht klagen. 

Wir hatten ja auch ein interfraktionelles Gespräch, wo ich über diese Absicht, die natürlich dann sehr rasch war, berichtete, weil der Zeithorizont einfach mit 2007 gedacht war. Dadurch, dass unerwartet ein Primarius früher in Pension geht, kam es dann zu den gewissen Schwierigkeiten. Es war aber von Anfang an, als ich dem Herrn Bürgermeister mitgeteilt hatte, dass Prof Kreuzer in Pension geht und das jetzt sozusagen früher möglich wäre, sein Wunsch, dass er gesagt hat, ich habe dieses Versprechen gegeben und nur wenn Prof Zweymüller einverstanden ist, kann diese Übersiedlung stattfinden, denn ich halte mein Wort. Ich habe daher auch von Anfang an zu Prof Zweymüller gesagt: Nur wenn Sie einverstanden sind. Es war dann ein Übermittlungsfehler, als man mir übermittelte, er will es, denn sonst wäre das so nicht gewesen. 

Aber letzten Endes: Es wird zu einer Orthopädie im Kaiserin-Elisabeth-Spital kommen und es werden chirurgische Betten sowie auch gynäkologische Betten à la longue reduziert werden müssen und reduziert werden. Wir müssen uns an dem orientieren, wie die Medizin sich ändert. Dass natürlich auch die Standespolitik versucht - die starken Gruppen, die es schon sehr lange gibt -, ihrer Berufsgruppe zu helfen, ist hinlänglich bekannt. Wir füllen ja bereits jetzt schon zum Teil chirurgische Betten mit internen Patienten, weil eben das so besteht, diese Betten zu füllen und das Fachspezifische nicht immer eingehalten wird. (GRin Mag Heidrun Schmalenberg: Und die sind ja das Entschei ...) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke! (GRin Mag Heidrun Schmalenberg: Entschuldigung!) 

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Bitte.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die vierte Zusatzfrage stellt Frau GRin Mag Schmalenberg.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben richtig gesagt, die Betten sind nicht unbedingt das Problem, an dem es sich spießt. Das Nadelöhr sind die Operationssaalkapazitäten. Wenn ich Sie richtig verstanden habe, wird es jetzt zwei parallele Orthopädien geben, also im Kaiserin-Elisabeth-Spital und in Gersthof. Ich hoffe, dass ich Sie auch richtig verstanden habe, dass Ihre Reformvorschläge 3 Millionen EUR Einsparungen gebracht hätten. 

Werden diese Herren, die es sich hier offensichtlich gerichtet haben, auch dafür sorgen, dass Ihnen diese Einsparungen finanziell abgegolten werden?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Das wäre sehr schön, wenn die Bezirke dafür zahlen würden, dass sie ihre Träume und Wünsche im Spitalswesen verwirklichen und ich würde mir einen Vier-Parteien-Antrag wünschen, dass die Bezirke, die sich immer derartig vehement einsetzen, dass nichts geändert wird, die Folgekosten begleichen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke, Frau Stadträtin. 

Die 4. Anfrage (FSP/05446/2002/0004-KSP/GM) wurde von Herrn GR Dr Harald Troch gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gestellt: Für das Gebiet des südlichen Gasometervorfelds wurde das städtebauliche Leitbild "Mehrwert Simmering" erarbeitet. Dabei soll vor allem auch die enge Zusammenarbeit mit den privaten Investoren im Vordergrund stehen. Welche Vorteile ergeben sich aus diesem PPP-Modell für die Bewohnerinnen und Bewohner?
Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Vorsitzende!

Dem Projekt "Mehrwert Simmering" liegt eine besondere Situation zu Grunde. Wir haben mit den Gasometern ein besonderes Stadtentwicklungsgebiet erschlossen, das durch die U 3 einen hervorragenden öffentlichen Verkehrsanschluss hat und mit der A 23 auch einen ausgezeichneten Anschluss an das Individualverkehrsnetz. Dieses Gebiet Gasometervorfeld betrifft den Bereich Gasometer bis zur Kante des alten Simmering und bis zur Schlachthausbahn. In diesem Bereich gibt es zurzeit eine eher sehr unstrukturierte, sehr kleinteilige Situation. Es ist auch im Interesse der Stadt, dass in diesem Areal eine neue Entwicklung Platz greift. 

Nachdem hier eine sehr zersplitterte Grundstücksstruktur ist, ist eine in größeren Strukturen notwendige Entwicklung nur schwer durchsetzbar. Es bedarf daher einer Vielzahl von Grundstückstransaktionen im kleineren Bereich und wir benötigen für dieses Areal sehr viel an zusätzlichen Investitionen auch seitens der öffentlichen Hand. 

Nachdem dadurch Planungsgewinne in durchaus erklecklichem Ausmaß entstehen, haben wir - aufbauend auf dem Vorschlag von Architekt Lorenz - einen Strukturplan entwickelt, der unter anderem im Herzen dieses Areals einen großen, allgemein zugänglichen öffentlichen Park vorsieht. Wir haben durch die Verländerung der Bundesstraßen auch die Möglichkeit bekommen, eine leichte Trassenverschiebung für die B 228 vorzunehmen, die damit stärker auf das Areal Rücksicht nimmt und weniger zerschneidend wirken wird, als das als Bundesstraße der Fall gewesen wäre. Und wir versuchen, die Verbindung vom Gasometer bis in das alte Simmering zur Station Zipperergasse zu verbessern. Daraus entsteht im Anschluss an die Station Gasometer ein neues Büroareal. Dort sind die Entwicklungen bereits im Gange. Es entsteht im Anschluss an den Simmeringer Teil eine neue Wohnbebauung und die Gaswerke haben sich dazu entschlossen, einen Teil ihres Areals aufzugeben, sodass auch dort eine Mischnutzung zwischen Büro und Gewerbe entstehen kann. 

Damit die öffentlichen Leistungen, die dort zu erbringen sind, finanziert werden können, liegt dem Modell "Mehrwert Simmering", diesem Strukturplan, auch zu Grunde, dass jeder Quadratmeter, der mehr gewidmet wird, mit 145 EUR Schenkung an die Stadt verbunden ist. Mit dieser Schenkung wird es uns gelingen, dort die zentrale Parkanlage und die weiteren Infrastruktureinrichtungen zur Verfügung zu stellen. Der Strukturplan ist im Bezirk ausgestellt worden. Bei dieser Ausstellung gab es durchaus positive Reaktionen aus der Bevölkerung und wir werden im Jänner diesen Strukturplan dann auch hier im Gemeinderat zur Kenntnis vorlegen. 

Wir haben im Übrigen auch vor, dieses Instrument der Strukturpläne, so wie das unter meinem Vorvorgänger Dr Hannes Swoboda üblich war, künftig stärker einsetzen zu wollen, auch auf dem Gebiet der Aspang Gründe mit dem Eurogate-Strukturplan und bei der Donau City, wo eine Veränderung des alten Masterplans von vor zehn Jahren Platz greifen wird. Auch dort werden wir demnächst einen neuen Strukturplan für die noch nicht verbauten Flächen vorlegen. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die erste Zusatzfrage wurde von Herrn Mag Chorherr gestellt. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Widmungs- und Planungsgewinne sind ja jetzt - würde ich sagen - glücklicherweise ein bissel ins öffentliche Interesse gerückt, dass, wenn durch einen Beschluss des Gemeinderats signifikante Wertzuwächse erzielt werden, sie aus unserer Sicht schon lange in einem klaren Rahmen abgeschöpft und im Interesse der Stadt umgewidmet werden sollten. Darum sehen wir ja diese Vorgangsweise, wie sie in dem angesprochenen Fall jetzt ist, sehr positiv. Da geht es ja um signifikante Beiträge - ich glaube, Sie haben es eh gesagt -, um 145 EUR pro Quadratmeter Nutzung, die über dem Bestand liegt. 

Was spricht eigentlich angesichts von Budgetsparmaßnahmen dagegen - das müssen wir fast den Kollegen Rieder fragen -, dieses Vorhaben bei größeren Projekten überall einzusetzen? Das sage ich auch in Richtung Kollegen Neuhuber. Also, 145 EUR zusätzlich - das entspricht in etwa der Größenordnung, was man bei Grundstückskosten im geförderten Wohnbau akzeptiert. Das wäre eine Hunderte-Millionen-Möglichkeit, um endlich Transparenz in diese gemauschelten, unklaren, unabgegrenzten Dinge zu bringen. 

Was spricht dagegen, dieses Modell auf andere Großprojekte breit umzulegen? 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Wir haben diese Notwendigkeit, dass die öffentliche Hand Einrichtungen in Nachfolge von Investitionen oder im Vorlauf der Investitionen größeren Ausmaßes zur Verfügung zu stellen hat, wie zum Beispiel beim U‑Bahn-Bau, bei Parkanlagen, Volksschulen, Kindergärten, Schulen ganz allgemein, auch bei Altenbetreuungseinrichtungen. Hier fallen dann bei der öffentlichen Hand hohe Kosten an, sodass wir mit Fug und Recht versuchen wollen, wenn solche Widmungen geschaffen werden, dabei immer auch Mittel zu lukrieren. Wir haben vor mehreren Jahren zu Beginn der Neunziger Jahre begonnen, eben zu sagen, bitte Kindergarten oder Volksschule, dafür soll es das Grundstück geben oder dafür soll das Gebäude errichtet werden. Wir sind in diesem Prozess mittlerweile relativ weit fortgeschritten und es ist klar, dass wir jetzt zu einer eher gesicherten Basis finden müssen.

Dieses Modell "Mehrwert Simmering" ist der erste Versuch, wo wir ein sehr ausgefeiltes Modell haben, wo wir versuchen und einmal abtesten, ob das so funktionieren kann und ob der Return für die Stadt so groß ist, dass auch tatsächlich die Investitionen, die dann die Stadt machen muss, daraus finanzierbar sind. Deswegen möchte ich noch nicht den Zeitpunkt sehen, dass wir das in die Rechtspraxis, in die Rechtsnormung hineinnehmen, weil wir noch immer im Versuchsstadium sind und die Verquickung zwischen öffentlichem Recht - nämlich Flächenwidmung und Bebauung - und Privatrecht höchst kompliziert ist. Es sind da einige Bundesländer schon ganz deutlich auf die Nase gefallen. Deswegen bedarf es einer sehr genauen und detaillierten Vorbereitung dieser Möglichkeiten. Noch dazu muss man sagen, dass es nicht überall diese 145 EUR pro Quadratmeter sein können, weil die Wertigkeit der Grundstücke höchst unterschiedlich ist, auch die Verwertbarkeit sehr unterschiedlich ist und die Folgekosten beziehungsweise die Belastungen auch mit zu berücksichtigen sind. 

Es gibt ein vergleichbares rechtlich statuiertes Instrument in Bayern. München wendet das bei großen Arealen, so wie "Mehrwert Simmering" auch eines ist, an, aber nicht bei Einzelprojekten, weil das in der in Bayern normierten Form zu kompliziert wäre. Daher sind wir hier noch in der Versuchsebene. Aber ich denke, dass wir in diese Richtung auch weiter tun sollten, denn es ist auch für mich nicht ganz einsehbar, dass in einem Gebiet der Erste und der Zweite noch die Genehmigung der Infrastrukturkommission bekommt und der Dritte dann die vollen Kosten zum Beispiel für die Erstellung der Volksschule übernehmen muss, wo doch eigentlich alle Bauprojekte gemeinsam die Überlastung der Schule erzeugt haben. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zweite Zusatzfrage: Herr GR Mag Neuhuber, bitte.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich möchte als Erstes einmal auf die Frage an sich zurückkommen und betonen, dass uns natürlich diese Private-Partnership-Modelle auch sehr am Herzen liegen und grundsätzlich auch beim "Mehrwert Simmering" diese Modelle positiv zu sehen sind. Ich bin da ja in seltener Einigung mit dem Kollegen Chorherr. 

Wir haben ja oft über die Widmungsgewinne gesprochen. Es fällt nur auf, dass dieses Wort hier immer öfter auftaucht und wir haben ja auch heute noch einen Akt zu beschließen, bei dem wieder ein entsprechender Widmungsgewinn für einen privaten Investor zu erwarten ist, der dann Gott sei Dank dem Wiener Sport zukommt. Mir wäre es wesentlich lieber, wenn das alles auch in einer kodifizierten Form ablaufen würde. Allerdings, Herr Stadtrat, parallel zum Wort "Widmungsgewinn" gehört auch das Wort "Widmungsverlust". 

Können Sie sich daher vorstellen, wenn wir einmal tatsächlich über dieses Versuchsstadium hinaus sind und einen Art Widmungsgewinn besteuern oder wie auch immer man es nennen will, dass man auch Widmungsverluste im Sinne des Planwertausgleichs ausgleicht, wenn Private oder Institutionen einen Widmungsverlust haben?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat, Sie sprechen damit genau diese besonders schwierige Situation an. Zum Beispiel hat Niederösterreich diese Regelung, dass bei Rückwidmung auch entsprechend zu entschädigen ist. 

Die Wiener Bauordnung und die dazugehörige Rechtspraxis - vor allem die Rechtspraxis - deuten darauf hin, dass das in Wien derzeit schon so der Fall ist, also bei Widmungen von Bauland in Grünland - wir haben das in der Untersuchungskommission und im Kontrollausschuss schon in Diskussion gehabt - und was das Beispiel Reklewskigasse und die Interpretation einer vor Jahrzehnten erfolgten Rückwidmung in Grünland denn alles an Effekten haben könnte. Hier sind wir ebenfalls in einem Bereich, der in Einzelfällen judiziert ist, der aber noch keine durchgängige Spruchpraxis zeigt. 

Das ist auch der Grund, warum ich die Erfahrungen auf der anderen Seite mit den Planungsgewinnern zunächst noch verbreitern möchte, bevor man in eine rechtliche Statuierung geht. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GRin Trammer zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön. - Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich möchte auch noch einmal auf die Kubaturen zu sprechen kommen, und zwar ist es ja im Mehrwertprojekt Simmering so, dass bei allen Kubaturen, die über das derzeitige Maß des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans hinausgehen, eben diese finanziellen Beiträge der Projektentwickler geplant sind. Das ist an sich eine gute Sache. Wir haben das ja auch im Arbeitsausschuss schon besprochen. Nur könnte man natürlich auch vermuten, dass sich Projektentwickler sozusagen freikaufen könnten, wenn sie mehr planen, als der Flächenwidmungs- und Bebauungsplan tatsächlich hergibt.

Und jetzt meine Frage: Wann erfährt der Bezirk, sprich Bauausschuss, sprich Bezirksvertretung, von diesen geplanten Kubaturerhöhungen? Wie viel Geld würde dann in den Bezirk zurückfließen und was würde das für den Bezirk, sprich jetzt für den Zentralpark, bedeuten?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin! 

Es ist der Bezirk dadurch informiert, dass die Ausstellung stattgefunden hat. Es ist der Bezirk über die Teilnahme im Arbeitsausschuss der Stadtentwicklungskommission informiert. Die formale Einbindung der Bezirksentwicklungskommission oder des Bauausschusses - je nach Bezirk heißt das ja verschieden - wird sich in den nächsten Wochen abspielen und dann wird über den Gemeinderatsausschuss hier der Strukturplan Richtung Gemeinderat eingebracht. Parallel dazu gehen wir mit einzelnen Teilen, wo die Investoren schon klar sind, wo die Projekte schon klar sind, in die Flächenwidmung. Die Entwürfe dazu sind für drei Teilstücke in Beratung und kommen demnächst oder sind gerade - genau kann ich Ihnen das dann nachher noch sagen - auf dem Weg zum Bezirk. Die öffentliche Auflage wird allerdings erst im laufenden halben Jahr stattfinden können. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Herr Kollege Dr Troch verzichtet auf seine Zusatzfrage, weil der Herr Stadtrat das ausreichend beantwortet hat. Danke. 

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (FSP/05447/2002/0001-KGR/GM). Sie wurde von Frau GRin Susanne Jerusalem gestellt und ist an den Bürgermeister gerichtet: Obdachlose Menschen, die um eine Gemeindewohnung ansuchen, erhalten von Wiener Wohnen die Antwort: Wir haben Ihr Ansuchen um Vergabe einer Wohnung überprüft, bedauern jedoch, dieses mangels Vorliegen eines anrechenbaren Umstands nicht in Vormerkung nehmen zu können. Teilen Sie die Meinung, dass Obdachlosigkeit kein anrechenbarer Umstand für die Vormerkung für eine Gemeindewohnung darstellt?

Bitte, Herr Bürgermeister. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Ihre Frage, ob ich die Meinung teile, dass Obdachlosigkeit kein anrechenbarer Umstand für die Vormerkung für eine Gemeindewohnung darstellt, mutet mich fast wie eine rhetorische Frage an, obwohl ich den Eindruck habe, Sie meinen es gar nicht so. Eine rhetorische Frage würde nicht unmittelbar eine Antwort erheischen. Ich will dennoch versuchen, Ihnen die Umstände für die Vormerkung für eine Gemeindewohnung ein bisschen darzustellen, gerade im Zusammenhang mit der Obdachlosigkeit. 

Zur Regelung der Vergabe von Gemeindewohnungen gibt es seit vielen Jahren umfassende Richtlinien, an denen sich einerseits Wohnungssuchende orientieren können, ob sie sich für eine Gemeindewohnung vormerken lassen können, und die andererseits eine Anweisung für jene Mitarbeiter von Wiener Wohnen darstellen, die mit der Vormerkung von Wohnungssuchenden befasst sind. 

Im Sinne der Klarheit und Nachvollziehbarkeit stellen diese Richtlinien generelle Regelungen dar. Um Härtefälle aus Anwendungen dieser generell geltenden Vormerkrichtlinien zu vermeiden, gibt es zum einen die soziale Schiene bei Wiener Wohnen und zum anderen die Wohnungskommissionen. Beide Einrichtungen haben die Aufgabe, rasch und unbürokratisch zu helfen, wo ein dringender Handlungsbedarf besteht. 

Generelle Richtlinien sind erforderlich, um die über 13 000 Vormerkungen pro Jahr administrativ effizient, gerecht und nachvollziehbar bewältigen zu können. Gleichzeitig ist aber vorgekehrt, dass bei berücksichtigungswürdigen Einzelfällen eine besonders rasche Hilfe möglich ist. Daher ist im Unterschied zu Regelungen vor rund zehn Jahren, wo auch bei Obdachlosigkeit oft noch Wartezeiten bis zu drei Jahren bestanden, die Einrichtung der so genannten "sozialen Schiene" geschaffen worden. Bei der "sozialen Schiene" werden 14‑tägig Expertenkreissitzungen abgehalten, wo hinsichtlich der Wohnungssuchenden im Einzelfall genau den Ursachen der Obdachlosigkeit nachgegangen wird. Von entsprechend geschulten und erfahrenen Expertinnen und Experten wird entschieden, ob die Vergabe einer Gemeindewohnung empfohlen oder abgelehnt wird oder ob etwa betreutes Wohnen als sinnvolle Wohnungsversorgung für zweckmäßig erachtet wird. 

Der Expertenkreis besteht aus Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern der MA 11 und der MA 12, der Caritas, der Wiener Frauenhäuser und der Interventionsstelle gegen Gewalt in der Familie. Diese seit rund zehn Jahren praktizierte und weiterentwickelte Vorgangsweise führt dazu, dass Obdachlose nicht, wie in der Vergangenheit, längere Zeit auf eine Wohnung warten müssen, sondern im Regelfall binnen drei Wochen die Information erhalten, ob sie eine Gemeindewohnung oder einen betreuten Wohnplatz bekommen oder ob dies aus sachlichen Gründen abgelehnt wird. Eine Ablehnung erfolgt meist dann, wenn die Obdachlosigkeit aus nachvollziehbaren und vordergründigen Ursachen selbst verschuldet ist beziehungsweise aus Sicht der Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter die Meinung vertreten wird, dass sich die betroffene Person, zum Beispiel auf Grund ihres Einkommens, selbst mit einer Wohnung versorgen kann.

Über die "soziale Schiene" wurden im Jahr 2000 1 321 und im Jahr 2001 1 663 Wohnungen betroffenen Personen zur Verfügung gestellt. 

Die zweite einzelfallbezogene Ergänzung der Vormerkrichtlinien stellen die Wohnungskommissionen dar, an die sich Personen wenden können, die mit der von den Vergabereferenten auf Grund der Vormerkrichtlinien getroffenen Entscheidung nicht einverstanden sind. Nach genauer Prüfung kann dann die Wohnungskommission auf Grund der besonderen Situation des Wohnungssuchenden im konkreten Einzelfall ebenfalls die Entscheidung treffen, dass eine Gemeindewohnung angeboten werden soll. Nach Schätzungen des Koordinators der Wohnungskommissionen wenden sich pro Jahr etwa 230 Personen ohne festen Wohnsitz an die Wohnungskommissionen, um so eine Gemeindewohnung zu erhalten.

Sie sehen also, wenn man die Frage der Tat auch nach ihrem Inhalt hin und nicht nach der Form beantworten wollte, kann man erkennen, dass auch über Wiener Wohnen eine entsprechende soziale Aufgabe wahrgenommen wird.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, die erste Zusatzfrage, Frau GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Ich hege überhaupt keinen Zweifel an dem, was Sie jetzt gesagt haben. Das stimmt mit dem überein, was auch mein Wissensstand ist.

Es gibt aber ein kleines Problem: Die Obdachlosen wissen vieles von dem, was Sie jetzt gesagt haben, nicht. Sie gehen zu Wiener Wohnen, wollen sich für eine Gemeindewohnung vormerken lassen und erfahren dann schriftlich, dass Obdachlosigkeit kein Grund für eine Vormerkung auf eine Gemeindewohnung ist. Sie empfinden das selbstverständlich - ich glaube, Sie werden das nachvollziehen können - als eine Provokation.

Ich persönlich kenne sehr viele Obdachlose, die seit vielen Jahren obdachlos sind und deren Leben zunehmend schwierig wird. 

Ich stelle daher folgende Frage: Was werden Sie selbst tun oder der Abteilung empfehlen, damit diese Vorgangsweise, die Sie mir jetzt geschildert haben, auch den Obdachlosen bekannt wird und damit tatsächlich jeder nach drei Wochen weiß, woran man ist und was jetzt zu tun ist?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Ganz kann ich das nicht nachvollziehen. Es mag sein, dass Sie viele Obdachlose kennen, die Probleme mit ihrer Obdachlosigkeit haben. Das verstehe ich. 

Ich gehe davon aus, dass die rund 3 000 Obdachlosen, die wir in Wien haben, Probleme mit ihrer Obdachlosigkeit haben, denn es ist ja in der Tat ein Problem dabei. Dass die Obdachlosen allerdings nicht wissen, wohin sie sich wenden sollen, kann ich unglaublich schwer nachvollziehen, denn zurzeit sind jene rund 2 600, 2 700 Plätze, die von der Stadt, aber natürlich auch von den zusammenarbeitenden Organisationen wie etwa der Caritas, zur Verfügung gestellt werden, zu etwa 90 bis 93 Prozent ausgelastet und auch dort bekommen sie jede Information, die in die Richtung zur "sozialen Schiene" von Wiener Wohnen führt. 

Den Beweis dafür, dass offensichtlich Informationen angenommen werden, liefern die Zahlen aus den Jahren 2000 und 2001, die vorliegen, wo eine Reihe von rund 1 500 Personen jedes Jahr diese Wohnungswunscherfüllung über die "soziale Schiene" in der Tat auch konsumiert hat. Also hier liegen konkrete Beweise pro Jahr - 2001 beispielsweise über 1 600 - vor, dass die Information angekommen ist. 

Jetzt halte ich es durchaus für möglich, dass es Einzelfälle gibt, wo das nicht funktioniert, wo die Information nicht ankommt. Das ist durchaus möglich. Ich bin daher gerne bereit, zwischen der MA 12, zwischen den Organisationen, die die Obdachlosenbetreuung im konkreten, auch in diesem Winter, durchführen und Wiener Wohnen die Kommunikation noch einmal zu überprüfen, insbesondere auch vor dem Hintergrund dessen, ob die Informationen einfach genug sind, sodass die Botschaft den Adressaten in der Tat über den Kreis dessen, den wir heute erreichen, erreicht. 

Sehr viel mehr sehe ich zur Stunde nicht, denn ich glaube, dass gerade dieser soziale Bereich zur Lösung der Probleme, die wir leider in der Stadt haben, sehr in Ordnung ist.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die zweite Zusatzfrage wird von Herrn GR Fuchs gestellt. - Bitte.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! 

Obdachlosigkeit hängt natürlich auch mit nicht passendem Wohnraum zusammen, weil dieser oft nicht vorhanden ist und es lange Wartezeiten gibt. Dazu gibt es im Ausland Modelle, wo man bei gemeinnützigen Genossenschaften Wohnungen anmietet. 

Ich frage Sie daher: Können Sie sich in Wien ein Modell vorstellen, wo die Stadt ein gewisses Kontingent an Wohnungen bei den Gemeinnützigen anmietet, um noch rascher helfen zu können?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Ich hege den Verdacht, das geht am Problem vorbei, denn wir wissen, dass Obdachlosigkeit menschlich und sozial große Schwierigkeiten nach sich zieht. Das ist mit ein Grund dafür, warum der überwiegende Teil der Hilfestellungen, die durch Wiener Wohnen erfolgen, nicht über die - ich sage jetzt, unter Anführungszeichen gesehen - "Normalvergabe" von Gemeindewohnungen funktioniert, sondern in Richtung der soziale Schiene zu betreutem Wohnen wird. 

Wir haben zur Stunde nicht wirklich ein Problem, die Wohnungen aus dem Gemeindewohnungsbereich zur Verfügung zu stellen, die betreutes Wohnen darstellen. Der überwiegende Teil ist ohnehin, wenn er es wünscht und sich an das Reglement hält, in den entsprechenden sozialen Einrichtungen der Stadt, der Caritas und anderer, die ich hier erwähnt habe, untergebracht.

Die Relation muss man sich vorstellen. Wir haben im Winter rund 2 500 Personen in diesen Einrichtungen und pro Jahr vergeben wir auf der sozialen Schiene solche Wohnungen für betreutes Wohnen, 2001 zum Beispiel rund 1 660. Es ist zur Stunde mit Sicherheit niemand, der entsprechend geprüft und als entsprechend unterstützungswürdig angesehen wurde, nicht von der Politik, sondern von den konkreten Experten, von einer solchen Wohnung abgewiesen worden. 

Aber ich kann Ihnen gerne sagen, Herr Gemeinderat, falls die Situation eintreten sollte, dass wir - damit meine ich jetzt die sozial Verantwortlichen dieser Stadt, das schließt das Wohnen ein - zu wenig Wohnungen haben sollten, dann werden wir selbstverständlich auch in Erwägung ziehen, dass man zusätzlich Wohnungen anmietet. Ich sage jedoch dazu, das wird betreutes Wohnen sein müssen, weil wir sonst Probleme bekommen werden, und das wollen wir alle miteinander nicht, sondern wir wollen gute Lösungen, damit alle zufrieden sind.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die dritte Zusatzfrage stellt Herr GR Römer. Ich erteile ihm das Wort.

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister! 

Es ist nicht nur das Problem, dass die Obdachlosen keine Wohnung bekommen, sondern eines der Probleme ist natürlich auch, dass sie zum Großteil nicht über die Geldmittel verfügen, um sich eine entsprechende Wohnung leisten zu können. 

Daher die Frage, ohne jetzt vielleicht missverstanden zu werden, ohne dass ich nach unten nivellieren will: Wäre es nicht auch eine Möglichkeit, in der Erhaltung, im Kauf et cetera nicht zu teure Gebäude anzukaufen, wo man zumindest in der ersten Phase diesen Betroffenen billige Wohnungen - ich denke jetzt an Häuser, die vielleicht in einigen Jahren abgerissen werden - zur Verfügung stellen kann, um ihnen damit wieder den ersten Schritt in das Wohnenkönnen zu vermitteln? 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Hier gilt dasselbe, was ich vorhin zu Herrn GR Fuchs gesagt habe, denn es geht zur Stunde überhaupt nicht darum, ob man präsumtive Abbruchhäuser ankauft und sie dann herrichtet. Warum man dann später abbrechen sollte, weiß ich nicht genau. Wie gesagt, ich kann die ökonomische Rationalität darin nicht erkennen. Es geht zur Stunde auch überhaupt nicht darum, funktionsfähige Wohnungen bei Gemeinnützigen anzubieten, sondern wir haben durchaus reale Möglichkeiten im ausreichenden Ausmaß, um jenen, die sich helfen lassen wollen - das muss man auch dazusagen -, tatsächlich zu helfen, und zwar nicht dadurch, dass man sagt - wie Sie meinen -: "Da hast du einen Schlüssel und dort hast du jetzt die Gemeindewohnung.", sondern dass wir tatsächlich weit darüber hinausgehend helfen, nämlich in Form der "sozialen Schiene" des betreuten Wohnens. 

Diese Leute brauchen natürlich Hilfe. Das ist gar keine Frage. Sie sich selbst zu überlassen, ist keine einfache Sache. Genau das tun wir auch nicht. Das ist der Punkt, von dem ich meine, dass er richtig ist. 

Auch da kann man nur sagen, so wie ich zu Herrn GR Fuchs sagte, wenn wir Wohnungen brauchen sollten, werden wir sie anmieten, wenn wir Wohnungen brauchen sollten, werden wir auch in diese Richtung hin überlegen, aber ich sage dazu, diesseits der Grenze der ökonomischen Rationalität. Abbruchhäuser anzukaufen, diese dann herzurichten, damit man darin wohnen kann und sie nachher wieder abzureißen, scheint mir extrem unsinnig zu sein. Aber das haben Sie sicher nicht gemeint.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die vierte Zusatzfrage stellt Frau GRin Jerusalem. - Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!
Die Gemeinde Wien delogiert derzeit jährlich zirka 3 000 Menschen aus Gemeindewohnungen, den größten Teil davon, wenn sie Mietrückzahlungen haben. Würde man von Seiten der Gemeinde bei den Mietrückzahlungen ein bisschen helfen, würde man sich viele Delogierungen ersparen, was sozial gerechter, menschlicher, aber auch für die Stadt Wien sehr viel kostengünstiger wäre. Man tut es nur nicht. Man delogiert auch Familien mit Kindern und Jugendlichen, die überhaupt nichts dafür können, dass ihre Eltern Mieten nicht bezahlt haben. 

Ist Ihnen als Bürgermeister bekannt und stößt es auf Ihre Zustimmung, dass man auch Familien mit Kindern aus Gemeindewohnungen delogiert?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin!

Die Stadt Wien delogiert ja nicht aus Jux und Tollerei oder weil wir einem kapitalistischen Verwertungsprozess oder Verwertungsdruck bei Gemeindewohnungen unterliegen würden. Die Hilfsmassnahmen, dass es nicht zu Delogierungen kommt, sind schließlich an der Sonderzahl. Die Delogierung ist das Ende eines sehr langen Weges. Und selbst da gibt es eine Übereinstimmung mit dem zuständigen Stadtrat, dass man gerade in der Kälteperiode, sprich im Winter, Delogierungen von Familien mit Kindern aussetzt. 

Aber ich bitte Sie, hier doch nicht den Eindruck zu erwecken, dass sich die Stadt Wien gerade im Gemeindewohnungsbereich wie jemand benimmt, der einem Verwertungsdruck seines Eigentums, des Wohnhauses, ausgesetzt wird, und dass wir aus schnöder Gewinnabsicht oder um dem Mammon nachzulaufen, arme Kinder auf die Straße setzen! Das ist ein Bild, geschätzte Frau Gemeinderätin, das der Realität nicht entspricht, Ihrer Wahrnehmung vielleicht, aber über Ihre selektiven Wahrnehmungen haben wir uns schon des Öfteren unterhalten, der Wahrnehmung der Stadt und dessen, was sich in der Stadt real abspielt, jedoch ganz sicher nicht! 

Seien Sie versichert, dass wir die soziale Verantwortung gerade auch des Gemeindebaus, wenn man das so sagen kann, absolut wahrnehmen, aber auf der anderen Seite natürlich Wohnraum nicht kostenlos zur Verfügung stellen können. Wie kommen jene 220 000 Mieter von Gemeindewohnungen, die ihre Mieten in den Gemeindewohnungen ordentlich bezahlen, dazu, dass andere dann einfach sagen, sie zahlen nicht. Das bin ich nicht bereit zu akzeptieren! Wenn all die Hilfen im Vorfeld von Delogierungen nicht greifen, werden dann auch andere Hilfen entsprechend angeboten, dass man sich überlegt, was man tun kann. Es werden die Leute nicht einfach auf die Straße geschmissen, sondern selbstverständlich hilft auch das Sozialamt mit, was man sonst noch tun kann. Das ist die wirkliche Wirklichkeit!

Ich bitte Sie inständig zur Kenntnis zu nehmen, dass hier durchaus Leute sitzen, die ein soziales Gewissen, eine soziale Verantwortung und ein soziales Herz haben und sich dessen auch annehmen! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke, Herr Bürgermeister. - Die Fragestunde ist damit beendet. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (AST/05471/2002/0002-KVP/AG). 

Der ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Unkoordinierte Spitalspolitik in Wien - ist Stadträtin Pittermann ihrem Amt gewachsen?" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte nun den Erstredner, Herrn GR Dr Hahn, zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. - Bitte.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Frau Vorsitzende! - Meine Damen und Herren!

Wir wollen, jedenfalls aus unserer Sicht, in der heutigen Aktuellen Stunde nicht über inhaltliche Fragen des Wiener Gesundheitswesens diskutieren, über notwendige Weiterentwicklungen. Das ist sicher spannend und notwendig, findet aber ohnedies immer wieder statt. Sondern aus gegebenem Anlass, glaube ich, ist es einmal notwendig, die Frage zu thematisieren, ob in der Tat Frau StRin Pittermann ihrem Amt als Gesundheitsstadträtin gewachsen ist und im Stande ist, dieses Amt auszuüben. 

Ich glaube, es geht nicht nur darum, Ärztin zu sein, eine offenkundig auch gute Ärztin zu sein, sondern dieses Amt erfordert auch die Leidenschaft zu gestalten, zu führen und dann auch Entscheidungen herbeizuführen, und all diese Voraussetzungen kann ich bei Ihnen, Frau Stadträtin, nicht erkennen. 

Die Konsequenz hingegen ist, und das ist uns ja schon ein paar Mal aufgefallen, leider Gottes, dass Ihre Mitarbeiter demotiviert sind, dass die Mitarbeiter in den Spitälern demotiviert, frustriert sind, irritiert sind und dass das gerade in jüngster Vergangenheit oder in der Gegenwart sogar noch auf die Patienten und Patientinnen von betroffenen Wiener Spitälern übergreift. Und das kann ja wohl nicht Sinn und Zweck einer Wiener Gesundheitspolitik sein, dass man die Menschen dieser Stadt, jedenfalls was die Versorgung im Spitalsbereich anbelangt, dermaßen verunsichert, wie Sie es tun. (Beifall bei der ÖVP.)

Es fehlt mir auf Grund der vorgegebenen Zeitspanne die Zeit, alle Versäumnisse darzustellen, ich möchte mich daher sozusagen nur auf die, auch wenn das salopp klingt, Top-Flops der jüngsten Vergangenheit beziehen und das kann man wohl mit den Worten zusammenfassen "Ihr Waterloo heißt Währing". 

Da gibt es nämlich zwei Spitäler - wir sind uns alle darüber einig -, die sind hoch reputiert, anerkannt, von den PatientInnen anerkannt und beliebt. Und nachgefragt weit über die Grenzen Wiens hinaus, sie haben einen Mangel, ein Manko, wofür sie ja nichts können, darüber sind wir uns ja auch einig. Sie sind mono-disziplinär und es ist nicht mehr state of the art, dass mono-disziplinäre Krankenhäuser eigentlich bestehen sollten und das Ziel müsste es sein, dass derartige Spitäler in andere Spitäler mit mehreren Fächern integriert, eingegliedert werden sollten, wobei ich meine, da bieten sich in erster Linie Schwerpunktspitäler und nicht zwangsläufig Standardkrankenhäuser an. Ich muss sagen, Ihr Vorgänger hatte ähnliche Problemstellungen und hat vorexerziert, dass es geht. 

Wir hatten das Maria-Theresien-Schlössel, die Kinderklinik Glanzing und das Mautner-Markhof'sche Kinderspital, wo es die üblichen Brösel bei derartigen Beschlussfassungen gegeben hat. Es hat den Aufstand auf der lokalen Ebene gegeben, es hat die eine oder andere Bürgerinitiative gegeben und auch die Medien haben sich dieser Frage bemächtigt, aber es ist schlussendlich gelungen, doch in einer Art und Weise Entscheidungen herbeizuführen, dass alle damit leben konnten. Ich glaube, diese Entscheidungen haben sich mittlerweile bewährt. 

Aber was ist Ihre Strategie, Frau Stadträtin? - Sie kündigen Dinge an, offensichtlich ohne im Vorfeld mit den Betroffenen ausreichend gesprochen zu haben. Ich unterstelle Ihnen einen eklatanten Kommunikationsmangel oder eine Kommunikationsunfähigkeit oder Unwilligkeit, je nachdem. Jedenfalls ist das Ergebnis immer das Gleiche, es gibt blitzartig einen Megaaufstand. 

Beispiel Gersthof: Blitzartig konnten 20 000 Unterschriften gesammelt werden. Es hat sich ein Prominentenkomitee gebildet und es hat sich auch die "Kronen Zeitung" der Sache bemächtigt - gut, das kommt öfters vor -, es hat also eine Rundumaufregung mit der Konsequenz gegeben, dass der Herr Bürgermeister eine Bestandsgarantie für 2006 abgeben musste. Als Abfallprodukt der ganzen Angelegenheit haben Sie dann noch in der Semmelweis Klinik einen Scherbenhaufen hinterlassen, weil anders kann ich die Situation dort nicht beschreiben. Das, was in der Semmelweis Klinik passiert ist, hat einen Zusammenhang mit den Ereignissen in Gersthof. 

Jetzt ist ein bisschen Gras über die Sache gewachsen - ich meine die Aufregung rund um Gersthof - und dann passiert etwas, das in Wien öfters vorkommen soll, dass jemand früher in Pension geht, als es das gesetzlich vorgesehene Pensionsantrittsalter ist. Sie stellen die Sache so dar, als würde sich hier ein Window of Opportunity auftun, das vielleicht zwei oder drei Tage existiert und in diesen zwei oder drei Tagen muss eine Entscheidung getroffen werden. 

Frau Stadträtin, wir haben in Wien die Situation erlebt - ich fürchte, es wird nicht nur in der Vergangenheit so gewesen sein, sondern möglicherweise auch in der Zukunft so sein -, dass Abteilungsleiter frühzeitig in Pension gehen und wir bis zu zwei Jahre brauchen, um ihre Posten nachzubesetzen. Ich sehe die Dringlichkeit nicht, wenn jemand erklärt, aus gesundheitlichen Gründen in Pension zu gehen, dass man innerhalb von drei Tagen ein Rad in Kraft setzen und anwerfen muss, wo ich Mitarbeiter von drei Spitälern verunsichere, wo ich die Öffentlichkeit irritiere, wo ich die betroffenen Patienten verunsichere und insgesamt eine Stimmung erzeuge, die außer Frustration und Demotivation nichts anderes zurücklässt. Ich kann in der ganzen Angelegenheit nicht wirklich einen Spaßfaktor erkennen, Frau Stadträtin, auch wenn dies offensichtlich der Fall ist, weil Sie offenkundig zur Ablenkung nichts anderes tun können, als das Fernsehprogramm zu studieren, aber das ist offensichtlich Ihr Zugang zu der Materie und die Bestätigung meiner Vermutungen, was hier passiert und immer wieder passiert, dass es in der Bevölkerung und bei den Mitarbeitern zu Irritation, Verzweiflung, Frustration und Demotivation kommt! Das kann doch nicht das Ziel der Wiener Gesundheitspolitik sein! (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist im Vorfeld der heutigen Debatte darüber gesprochen worden, ob wir einen Misstrauensantrag einbringen. Ich gebe zu, wir haben das in der Fraktion überlegt und diskutiert, sind aber wieder davon abgekommen, weil im Wort "Misstrauen" eigentlich noch eine gewisse Unsicherheit mitschwingt, ob das Vertrauen gerechtfertigt ist oder nicht oder das Misstrauen gegeben ist oder nicht, es schwingt also eine Art von Unsicherheit mit. Aber, Frau Stadträtin, in Ihrem Fall gibt es ein abgesichertes Faktenwissen. Ich muss das leider so sagen, sorry. Die Unfähigkeit, dieses Amt auszuführen, ist evident. Würde es die Möglichkeit zur Unfähigkeitsfeststellung geben, dann hätten wir dieses Instrument vielleicht genutzt, so gibt es aber die Geschäftsordnung nicht her und daher haben wir davon Abstand genommen. Wir haben aber auch davon Abstand genommen, weil wir die politische Logik kennen und die politische Logik heißt, dass ein solcher Misstrauensantrag wahrscheinlich nur die Stimmen des demokratischen Blocks gefunden hätte und die Konsequenz dann eine Einzementierung Ihrer Person in diesem Amt gewesen wäre. (GR Christian Oxonitsch: Was ist das jetzt für eine Begriffsbestimmung?) 
Demokratischer Block? - Das ist die charmante Umschreibung dessen, was wir zum Beispiel morgen anlässlich der Wahlrechtsänderungsdebatte erleben werden (GR Christian Oxonitsch: Und was sind die anderen?), dass Sie ein relativ gestörtes Verhältnis zu gewissen Entwicklungen haben und über Dinge hinwegfahren, wo es eigentlich Konsens war, dass man ein Einstimmigkeitsprinzip forciert. (GRin Martina LUDWIG: Was haben Sie gegen demokratische Wahlen?) Aber diese Diskussion, meine Damen und Herren von der SPÖ, werden wir morgen führen. (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist jedoch bezeichnend, dass Sie das so irritiert! (GR Christian Oxonitsch: Irritiert sind wir nur von Ihrer Begriffsbestimmung!) Sie können das morgen erklären, Herr Oxonitsch, es ist ja auch nichts Neues für uns, dass Sie da Ihre blinden Flecken haben!

Also wie gesagt, wir haben von dieser Sache Abstand genommen. Ich kann nur sagen, Herr Bürgermeister, geben Sie die Frau Stadträtin frei. Wien braucht jede Menge guter Ärztinnen, aber wir brauchen auch eine Gesundheitsstadträtin oder einen Gesundheitsstadtrat, die beziehungsweise der funktioniert, erfolgreich ist und nicht permanent die Wienerinnen und Wiener verunsichert! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass nunmehr die Redezeiten mit 5 Minuten begrenzt sind. 

Als Erste darf ich Frau GRin Dr Pilz bitten.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Sehr geehrte Frau Stadträtin, die Frage ob Sie Ihrem Amt gewachsen sind, ist nicht nur im Spitalswesen allein festzumachen, sondern es liegt seit gestern auch der Kontrollamtsbericht über die Gebarung der MA 47 vor und ich sage Ihnen, das ist eine Fundgrube! 

Erinnern Sie sich vielleicht an meine Bemerkungen über die Gebarung des Vereins Hauskrankenpflege und die Reise nach Australien, welche die Familie, ist gleich Vereinsvorstand, mit dem Dienstfahrzeug des Vereins gemacht hat? Diese Behauptungen haben sich als richtig herausgestellt. Das hat das Kontrollamt bewiesen. 

Erinnern Sie sich vielleicht daran, dass ich gesagt habe, das ist meiner Meinung nach nur die Spitze des Eisbergs, es geht darum, wie die großen Organisationen, die die Hauskrankenpflege abwickeln, wirtschaften und ob nicht Gelder so verwendet werden, dass es einer Verschwendung gleichkommt? 

Erinnern Sie sich vielleicht an den wütenden Protestfall, Frau Dr Neck-Schaukowitsch, als Sie gemeint haben, alles sei rechtens, wir bräuchten dieses Geld und Unterschiede in den Leistungsentgelten müsse es geben? Nunmehr liegt der Kontrollamtsbericht vor. 

Erinnern Sie sich vielleicht daran, dass ich im September einen grünen Antrag eingebracht habe, worin ich die Harmonisierung der Leistungsentgelte gefordert habe? Sie, meine Damen und Herren, haben den Antrag abgelehnt. Sie haben gefunden, die Unterschiede sollen bestehen bleiben. Die Grünen sind allein geblieben. Wir sind aber nicht allein, denn das Kontrollamt sieht in der Gebarung der MA 47 einen Augiasstall - ich wiederhole, einen Augiasstall -, denn die Sparmaßnahmen, von denen die Rede ist, wurden in der MA 47 ausschließlich zu Lasten der Begünstigten, in dem Fall muss man sagen, zu Lasten der Benachteiligten, berechnet. Man hat nachgerechnet, ob man nicht den Wäschedienst einspart oder die Hauskrankenpflege kürzt. 

Ich gebe Ihnen nun Auszüge aus dieser beispiellosen Misswirtschaft:

Es wurden leistungsorientierte Verträge abgeschlossen, die nicht etwa zu Kosteneinsparungen, sondern zu einer Kostenexplosion geführt haben. Es haben nämlich die ohnehin schon teuren Vereine noch etwas aufgedoppelt und in Einzelbereichen Steigerungen bis zu 63 Prozent kalkuliert, nämlich zur Minimierung des Risikos ihrer eigenen Organisation. 

Es wurde die vorherige Kündigungsfrist von sechs Monaten aufgekündigt, stattdessen eine einjährige eingeführt, und Schließungskosten wurden der Gemeinde aufgebürdet. 

Das ist nur ein Auszug aus der Liste der Sünden, die hier gemacht wurden.

Die Wiener Sozialdienste, Frau Dr Neck-Schaukowitsch, haben im Jahr 2001 1,07 Millionen EUR als Überschuss erwirtschaftet. Es gab bei der Wiener Volkshilfe entgegen den vertraglichen Bestimmungen die Verrechnung von Vollkosten an Stelle von Grenzkosten und es gab bei der Wiener Volkshilfe bei "Essen auf Rädern" eine Summe von ungefähr 120 000 EUR, die zu viel kassiert wurde. Die MA 47 verhandelt über die Rückzahlung. Es wurde nicht die Angemessenheit der Leistungsentgelte seitens der MA 47 überprüft, wozu sie verpflichtet wäre, sondern es gab lediglich einen Stempel "vorbehaltlich späterer Prüfung". Diese ist allerdings nie erfolgt. 

Benchmarking, haben Herr SR Leitner und Frau Pittermann mir geantwortet, ist das, was man tut, damit man die Leistungen am Klassenbesten orientiert. - Was hat das bewirkt? Die Teuren haben festgestellt, dass sie gut liegen und haben sich noch teurer entwickelt. Die Günstigen haben geglaubt, sie sind die Dummen und haben zu den Teureren aufgeschlossen. Insgesamt hat sich das System verteuert. In Summe, Frau Stadträtin, hat das Kontrollamt festgestellt, dass es ein Einsparungspotenzial, also verschwendetes Geld, in der Höhe von 5 bis 23,2 Millionen EUR im Bereich der ambulanten Dienste und durchgängige Preisunterschiede und Tarifschwankungen von bis zu 300 Prozent zwischen dem Teuersten und dem Billigsten gibt.

Das, Frau Stadträtin, werden Sie legitimieren müssen! Sie werden das vor dem Kontrollausschuss legitimieren müssen! Dieser wird nächste Woche tagen. Wir von den GRÜNEN werden prüfen, ob wir eine Sondersitzung des Gemeinderats zu diesen Unglaublichkeiten anberaumen. Wir werden uns, wenn Sie sich gerechtfertigt haben, entscheiden, ob wir Sie zum Rücktritt auffordern oder nicht. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau StRin Landauer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StRin Karin Landauer: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir stellen uns die Frage: Wer ist der bessere Gesundheitsstadtrat, der Herr Bgm Häupl oder die Frau Gesundheitsstadträtin Dr Pittermann? 

Man fragt sich auch: Wer hat den besseren Draht zur "Kronen Zeitung", der Herr Prof Zweymüller, Krankenhaus Gersthof, oder der Herr Prof Wagenbichler von der Ignaz-Semmelweis-Frauenklinik?

Bei der Ignaz-Semmelweis-Frauenklinik stellt sich diese Frage nicht mehr, weil dort ist leider Prof Wagenbichler in Pension gegangen. Die Unterschriften der Bürgerinnen und Bürger, die geleistet wurden, die Bedenken der Opposition, doch neu auszuschreiben und einen Nachfolger von Herrn Prof Wagenbichler zu suchen, wurden leider von Frau StRin Pittermann weggewischt. Es gibt erstmalig in Wien eine Departmentlösung, wo Herr Prof Grünberger von der Krankenanstalt Rudolfstiftung die Ignaz-Semmelweis-Frauenklinik quasi als Filiale führt.

Herr Prof Wagenbichler hat gemeint, außerdem gebe es auch gute Gründe gegen die Verlegung der Gynäkologie, etwa finanzieller Natur. Ob knapp 3 000 Wienerinnen das Haus weiterhin aufsuchen werden, wenn die Frauenabteilung abwandert, bezweifelt Wagenbichler und befürchtet den Anfang vom Ende.

Das ist, glaube ich, überhaupt das Problem hier in Wien, dass wir immer wieder Spitäler verkleinern, immer kleiner machen. Begonnen haben wir mit dem Mautner-Markhof'schen Kinderspital. Dann kam die Poliklinik. Dann kamen das Preyer'sche Kinderspital, die Kinderklinik Glanzing, die Ignaz-Semmelweis-Frauenklinik und so weiter. Wenn das dann so verkleinert ist, wird argumentiert, es gibt keine Patientinnen und Patienten mehr, und dann ist es ganz logisch, dass das unökonomisch ist und geschlossen werden muss.

Ich glaube, dass man mehr auf die Patientinnen und Patienten eingehen sollte und nicht nur auf die Bezirksvorsteher-Stellvertreter und nicht nur quasi nach den eigenen Interessen handeln sollte.

Wir haben zum Beispiel im September ein Gespräch mit allen Parteien bezüglich des Krankenanstaltenplans 2003 geführt. Dieser Plan wurde hier überhaupt noch nicht diskutiert, obwohl wir damals gemeint haben, das wäre ganz wichtig. Darin ist Gersthof enthalten, da gibt es das Department. Wir glauben, dass der Kranken-anstaltenplan die Grundlage der Wiener Spitalspolitik für die kommenden Jahre wäre, einfach um weitere Ziele, Verbesserung der Kooperation, Schaffung von Synergien bei Einsatz von Großgeräten und Zusammenarbeit mit Ärzten und auch mit dem extramuralen Bereich außerhalb der Spitäler, zu verwirklichen.

Ich weiß nicht, wer den besseren Gestaltungswillen hat, die Frau Gesundheitsstadträtin Pittermann oder der Herr Bgm Häupl. Ich glaube, dass bei all den Differenzen, die es jetzt gibt, unbedingt der Patient im Mittelpunkt stehen sollte. Daher wäre es wichtig, eine Bedarfserhebung zu machen: Wo brauchen wir Betten, wo soll eingespart werden und welche Kapazität sollte man erweitern?

Was für mich sehr interessant war, auch bei der Fragestunde, war die Einsparung der 3 Millionen EUR, wenn Frau StRin Pittermann die Verlegung ins Kaiserin-Elisabeth-Spital veranlasst, was wir natürlich sehr begrüßen würden, weil wir - der Herr Mag Kowarik und ich - für diesen Bezirk zuständig sind. Das wäre auch eine Aufwertung für den 15. Bezirk. 

Aber, wie gesagt, ich denke mir, man müsste hier endlich den Krankenanstaltenplan diskutieren, damit die Öffentlichkeit einmal erfährt, welche effizienten Einsparungsmaßnahmen es gibt und wo man Handlungsbedarf sieht. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Dr Neck-Schaukowitsch zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ein bisschen verwirrt bin ich schon, weil sich die Aktuelle Stunde eigentlich in erster Linie dem Thema "Spitalspolitik", so wie von der ÖVP auch beantragt, widmen sollte. Was mich wundert, ist, dass viele meiner Vorredner und Vorrednerinnen ganz andere Themen angeschnitten haben beziehungsweise, wie das auch häufig in der Öffentlichkeit und bei politischen Diskussionen der Fall ist und was mich bei Journalistenfragen immer wieder stört, dass viel zu wenig auf Sachpolitik eingegangen wird, was wir im Ausschuss aber sehr wohl tun - das möchte ich hier unbestritten sagen -, sondern dass eher, aber das ist allgemein menschlich so, wie etwas ist, viel mehr interessiert, als was es ist.

Ich kann mir trotzdem zu der Causa, die diese Aktuelle Stunde oder dieses Thema verursacht hat, denke ich mir, eine neuerliche Sachverhaltsdarstellung sparen, weil sonst würden wir von den zwar spärlichen, aber doch interessierten Zuhörerinnen und Zuhörern vielleicht als "wiederkäuende Paarhufer" bezeichnet werden. Das möchte ich aber nicht sein.

Hier wurden der Frau Stadträtin und dem Herrn Bürgermeister Meinungsdifferenzen vorgeworfen, zum Beispiel in der Fragestunde von Frau Schmalenberg. Da würde ich schon einmal empfehlen, ein bisschen vor der eigenen Türe zu kehren, weil welche Meinungsdifferenzen in Ihrer Partei letztendlich auch die Neuwahlen ausgelöst haben und Sie von der Mittelpartei zur Kleinpartei atomisiert haben, sind Legion. Ich denke mir, da würde ich schon einmal auch dort hinschauen. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Helmut Kowarik: Was ist jetzt mit den Spitälern?) 
Bei solch wichtigen Themen wie der Steuerreform, der EU-Osterweiterung gab es ganz unterschiedliche Sichtweisen bei Ihren vorher Führenden, jetzt nicht mehr, weil das war einmal da, einmal nicht. Da hat sich so viel geändert. (GR Mag Helmut Kowarik: Ich würde schon auch einmal über die Spitäler sprechen!)

Aber es gibt auch bei den Grünen manchmal Vorsitzende wie den Herr Van der Bellen, der sich zu weit hinauslehnt und dann von seinen Leuten zurückgepfiffen wird. 

Beim Herrn Bundeskanzler ist es einfach und wahrscheinlich sein Erfolgsgeheimnis, dass man zu Sachverhalten schweigt, weil dann kann es keine widersprüchlichen Meinungen geben. Das ist einfach. (GR Dr Johannes Hahn: Zur Sache!)

Wir stehen dazu, dass wir in unserer Fraktion sehr wohl auch unterschiedliche Meinungen haben können. Ich denke, das ist legitim in der Politik, sehr wohl auch in der Gesundheitspolitik, dass man darüber diskutiert. Es geht aber sehr wohl auch darum, eingegangene Versprechen einzulösen. Ich denke, der Herr Bürgermeister ist gut beraten, sich an die eigenen Versprechen zu erinnern und hat das auch zugesichert. Wir tun das im Ausschuss häufig, dort herrscht ein bisschen eine andere Stimmung als hier, weil wir uns dort nicht, sage ich einmal, sehr differenziert präsentieren müssen, weil wir sehr oft inhaltlich einer Meinung sind. 

Da frage ich schon die vereinigten Oppositionsparteien: Wenn Sie der Meinung sind, dass es Sinn macht, dass Gersthof verlagert wird - und es macht Sinn, die Frage ist nur der Zeitpunkt - und Sie auf Wienerisch gesprochen wegen jedem kleinen Schmarrn Anträge stellen, warum vermisse ich dann den gemeinsamen Antrag von Grünen, FPÖ und ÖVP dazu? Warum wagen Sie sich nicht heraus? (GR Mag Helmut Kowarik: Der Herr Bürgermeister entscheidet sowieso allein!) Oder hat die ÖVP ein bisschen Angst vor dem Herrn BV Homole oder vor dem Herrn BV Tiller? Ich denke mir, auch das sollte innerhalb einer Fraktion diskutiert werden. Darüber hinaus denke ich mir, weil es darum geht, die Versorgungssicherheit in Wien zu gewährleisten - darauf wird meine Kollegin, Frau Lettner, noch eingehen -, die Versorgung der niederösterreichischen Patienten ist schon auch ein Teil der Wiener Gesundheitspolitik. 

Auf den Kontrollamtsbericht gehe ich deshalb nicht ein, weil er eigentlich im Ausschuss noch nicht diskutiert worden ist. Aber die Polemik von Frau Dr Pilz sind wir inzwischen schon gewöhnt, ohne dass sie nachfragt, was wirklich los ist. Ich denke mir, da wird sowohl im Kontrollausschuss als auch im Gesundheitsausschuss und wahrscheinlich auch hier noch genügend Zeit bleiben und wir werden sicher vieles aufklären können, weil so einseitig, wie Sie die Welt sehen, ist sie nicht! (Beifall bei der SPÖ. - GR Günter Kenesei: Nicht wir!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Kenesei zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bin fast dankbar für den Schlusssatz der Kollegin Neck-Schaukowitsch. Nicht wir, die so genannte "vereinigte Opposition", sondern das Kontrollamt der Stadt Wien, Frau Stadträtin und meine sehr geehrten Damen und Herren, hat Unglaubliches zu Tage gebracht, wenn man sich diese 162 Seiten Kontrollamtsbericht auf der Zunge zergehen lässt. 

Frau Stadträtin, Ihnen ist seit Wochen bekannt, was in diesem Kontrollamtsbericht steht. Sie haben es offensichtlich nicht der Mühe wert gefunden, auch nur ansatzweise irgendwo eine Idee zu entwickeln, um diese Missstände, dem, was das Kontrollamt aufgezeigt hat, diesen exorbitanten Kostenexplosionen in einem Bereich, der für die Stadt und für uns alle wichtig ist, Einhalt zu gebieten. Sie haben schlichtweg - lassen Sie es mich so salopp sagen - in Ihrem Amt versagt! Es tut mir Leid, das sagen zu müssen, aber das ist leider die Realität! 

Es gibt ein Einsparungspotenzial, festgeschrieben vom Kontrollamt, in Millionen-Euro-Höhe. Geld, das dringend in anderen Bereichen notwendig ist, um Qualität zu sichern und Standards zu halten, wird offensichtlich unter Ihrer Würdigung verplempert, hinausgeschmissen! Man muss sich schon die Frage stellen, ob das innerhalb der sozialdemokratischen Mitglieder der Landesregierung und der sozialdemokratischen Fraktion hier im Hause Methode ist. Wenn man sich ansieht, wer die führenden Mitglieder in den Vereinen, Vorstände, Geschäftsführer und so weiter sind, dann liest sich das ein bisschen wie das Who is who der Wiener Stadtpolitik, vornehmlich der Wiener sozialdemokratischen Fraktion. 

Ich vermisse - das ist eigentlich das, was mich am meisten stört - Konsequenzen daraus, die auch öffentlich sichtbar werden, denn die Überprüfungen, die stattgefunden haben, und die Evaluierungen, die es gegeben hat, haben eigentlich nur zur Folge gehabt, dass die Kosten explodiert sind. Der Kostenfaktor ist in allen Bereichen in die Höhe gegangen. Das Kontrollamt hat festgestellt, dass es bis zu 300 Prozent Unterschied von ein- und derselben Leistung gibt. Das ist genau dasselbe, wie wenn ich zum Bäcker gehe, eine Semmel um 50 Cent kaufe, weiß, dass sie ums nächste Eck 3,50 EUR kostet und zu dem sage: "Hören Sie, warum kostet die Semmel bei Ihnen 3,50 EUR?", er sagt: "Na gut, ich erhöhe eh nur auf 3,60 EUR.", aber derjenige, bei dem sie nur 50 Cent gekostet hat, verlangt in Zukunft auch 3 EUR. Das ist keine Konsequenz aus einer Politik, wo Verfehlungen aufgeschrieben sind, wo sie evident sind und wo eine Stadträtin am Werken ist, die, wenn sie überhaupt am Werken ist - ich glaube, sie ist die meiste Zeit nur anwesend (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das ist eine Frechheit!) -, die Schultern zuckt und sagt, es wird schon irgendwie gehen. Überall dort, wo es heikel wird, ist dann der Herr Bürgermeister vor dem Mikrofon und erklärt der Frau amtsführenden Stadträtin was Sache ist, denn sie ist offensichtlich nicht mehr die Chefin in ihrem eigenen Ressort.

Frau Stadträtin, nicht nur diese 162 Seiten, sondern auch viele andere Berichte, die wir am Mittwoch im Kontrollamtausschuss diskutieren, wo wir schon sehr gespannt auf Ihre Antworten auf sehr viele und sehr konkrete Fragen sind, werden die Linie vorgeben, wie es eigentlich in der Gesundheitspolitik, in der Spitalspolitik, in der Hauskrankenpflege und so weiter, also in vielen Bereichen, weitergehen soll. Ich glaube, es ist notwendig, sich einmal allen Ernstes und mit aller Deutlichkeit vor Augen zu führen, ob sich Wien noch eine Stadträtin dieser Qualität in einem Bereich leisten kann, wo jedes Jahr wirklich viel Geld ausgegeben wird, wo Kontrolle offensichtlich nur stattgefunden hat, wenn das Kontrollamt bei der Tür hereingekommen ist. Dass Nachrechnen und Überprüfen nicht Stärke der MA 47 gewesen ist, ist mit dem Kontrollamtsbericht evident. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das ist wirklich unerhört!)

Frau Kollegin Neck-Schaukowitsch, als Geschäftsführerin eines dieser Vereine sollten Sie genau wissen, wo das Einsparungspotenzial ist. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ich weiß es!) Sie behaupten, es besser zu wissen, nur das Kontrollamt hat Sie leider widerlegt! Sie wissen nur, egal was es kostet, die Stadt zahlt es sowieso! (GRin Martina LUDWIG: Sie haben keine Ahnung!) Die Steuerzahler, die Wienerinnen und die Wiener brennen, wie Sie es bestimmen!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Bitte, die Redezeit ist zu Ende. 

GR Günter Kenesei (fortsetzend): Das ist das, was das Kontrollamt aufgezeigt hat, und das, was wir verurteilen. 

Frau Stadträtin, ich sage Ihnen, nach dieser Kontrollamtsausschusssitzung sind Sie rücktrittsreif! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Lakatha, bitte.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Frau Stadträtin!

Auf den Kontrollamtsbericht brauche ich jetzt nicht mehr einzugehen. Ich meine, die Versäumnisse Ihrerseits sind darin ganz eklatant ausgewiesen. 

Aber Ihre Gesundheitspolitik hat sehr viele Facetten. Mitunter hat man das Gefühl, es ist eine Event- und Werbeagentur. Ich meine, Sie eröffnen wahnsinnig gern Kongresse und Veranstaltungen, schimpfen dort gegen die Bundesregierung und halten Beschwichtigungsreden beim eigenen Bereich. Sie haben 2002 immerhin elf Gesundheitsinformationstage und Kongresse hier im Rathaus gehabt. (GRin Martina LUDWIG: Das ist doch gut!) Das ist gut. Das waren elf Stück. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Die waren auch sehr gut besucht!) 

Die Erkenntnis vom Osteoporosetag in Ihrer APA-Aussendung ist, dass Sie gesagt haben, es muss in diesem Fall etwas getan werden, das ist wichtig. Aber was Sie als Stadträtin wirklich machen wollen und welche Ihre Aufgaben sind, haben Sie verschwiegen. Es ist auch nicht leicht, dass man sagt, man muss etwas tun. Reden ist okay, aber Handeln ist wesentlich besser! (Beifall bei der ÖVP.) 

Frau Neck-Schaukowitsch hat gesagt, sie will vor allem eine Spitalsreform. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Nein, das war Ihre Anfrage! Das war Ihr Thema!) - Dann kann ich Ihnen nur sagen, es ist mir ein Vergnügen, es nochmals aufzuzählen: das Versagen in der herzchirurgischen Versorgung im AKH, Ihre Entscheidung mit Gersthof, die Ignaz-Semmelweis-Frauenklinik, die Sie zerschlagen haben. Ich möchte noch daran erinnern, dass Sie als Stadträtin die Letzte waren, die von der Hepatitis-A-Infektion im SMZ Ost erfahren hat. (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Hepatitis A?) - Hepatitis C. Sie waren die Letzte, die davon erfahren hat. 

Wir haben aber noch etliche Versäumnisse. Sie haben zugesagt, dass die Kindergärtnerinnen im Herbst geimpft werden, und zwar eine Hepatitis-A-Impfung bekommen. Bisher ist diesbezüglich überhaupt nichts geschehen. (GRin Martina LUDWIG: Falscher Film!)

Der nächste Punkt: Die Wiener Rettung braucht Geld. Es gibt angeblich Koordinierungsgespräche, aber ohne Konzept wird auch da nichts weitergehen. Da besteht also dringender Handlungsbedarf. 

Außerdem möchte ich Sie daran erinnern, dass der Gemeinderat im Jahr 1993 beschlossen hat, dass es bis zum Jahr 2003 30 geriatrische Tageszentren geben soll. Frau Stadträtin, das ist zwar ein Erbe, das Sie übernommen haben, aber da haben Sie noch viel zu tun, weil fast die Hälfte noch fehlt. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie verwechseln das mit Seniorenwohngemeinschaften!) 
Was ich noch fragen wollte: Was machen Sie beim Pflegepersonal? - Frau Neck-Schaukowitsch hat festgestellt, es wird keine andere Lösung geben, das ist nur mit ausländischen Migrantinnen zu lösen. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wo? Zeigen Sie mir das?) Das war in der Zeitung. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Von mir? Das ist ja unglaublich!) Sie können es nachher haben, ich habe das mit. Sie, Frau Stadträtin, weigern sich, dem Vorschlag von Minister Bartenstein zuzustimmen, der einen Vorschlag ausgearbeitet hat, wo nicht Migranten, sondern Arbeitslose und Wiedereinsteigerinnen die Chance gegeben wird, wieder einen Beruf zu bekommen, und zwar sind das Österreicher und Österreicherinnen. Der Bund hat gesagt, 60 Prozent würde er zuschießen. Frau Stadträtin, dieses Problem müssen Sie lösen! Sie sind dafür verantwortlich und daher würde ich Ihnen raten, möglichst schnell die Finanzierung von 40 Prozent zu ermöglichen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie werden keine Probleme haben, denn laut Kontrollamtsbericht wird Ihnen noch etliches Geld, wenn es anders verwaltet wird, übrig bleiben. 

Sie haben festgestellt, Sie wollten immer Ärztin werden, von Kindheit aus und nie in die Politik. Ich muss sagen, in der Kindheit hätten Sie die richtige Entscheidung getroffen! (Beifall bei der ÖVP. - GRin Martina LUDWIG: Warum so tief?) 

Sie sind eine ausgezeichnete Ärztin und es ist bekannt, dass Sie Ihre Abteilung im Hanusch-Krankenhaus bestens geleitet haben. Es ist aber ein Unterschied, eine Abteilung zu leiten oder ein gesamtes Gesundheitswesen der Stadt. Ich bin der Meinung, die Stiefel, die Sie jetzt anhaben, sind Ihnen einfach zu groß. Wenn es heißt, ob Sie diesem Amt gewachsen sind, Frau Stadträtin, denken Sie nicht darüber nach, wir, die ÖVP, helfen Ihnen: Diesem Amt sind Sie nicht gewachsen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Kowarik, bitte.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Die Aktuelle Stunde heißt "Unkoordinierte Spitalspolitik in Wien - ist Stadträtin Pittermann ihrem Amt gewachsen?" Ich möchte wiederholen, was Frau StRin Landauer schon gesagt hat. Eigentlich sollte sie heißen: "Will Bürgermeister Häupl Gesundheitsstadtrat in Wien werden oder ist es sinnvoll, Gesundheitsplanung in Wien zu machen, wenn es dem Herrn Bürgermeister nicht gefällt?" 

Unabhängig von diesen verbalen Feststellungen möchte ich sagen, dass das Planungschaos im Bereich des Gesundheitssystems in Wien klar und deutlich aufzeigt, dass wir diese Aktuelle Stunde machen müssen. Dieses Planungschaos hat an sich schon Tradition und wir haben es immer wieder aufgezeigt, dass es endlich geändert werden soll, wenn ich daran erinnere, dass wir lange darum kämpfen mussten, dass es einen Krankenanstaltenplan gibt, der vom Bund schon lange vorgegeben war. In Wien war es nicht möglich, gleichzeitig oder bald nachzuziehen. 

Wie oft sprechen wir davon, dass es in Wien einen Gynäkologieplan und einen Orthopädieplan geben soll, dass die Ressourcen, die vorhanden sind, und die Notwendigkeiten einmal gegenüberstellt werden und man eine langfristige Planung machen soll, die vor allem deshalb notwendig ist, weil wir nicht über unbegrenzte Geldmittel verfügen. Ich möchte auf dieses Chaos, auf diese Tradition, noch einmal hinweisen. 

Denken wir daran, wie es war, als das Mautner-Markhof'sche Kinderspital gesperrt worden ist. Da hat es vorher eine sehr teure wissenschaftliche Studie gegeben. Ich glaube, die EKAM-Studie war das. Das waren zwei dicke Bücher, wo festgelegt wurde, dass man das Mautner-Markhof'sche Kinderspital oder das Preyer'sche Kinderspital sperren soll, eines davon. Die Arbeit wurde gemacht und bezahlt. Dann ist das Mautner-Markhof'sche Kinderspital mit Ach und Weh gesperrt worden. Ich will gar nicht darüber berichten, wie mühevoll es für die Bediensteten war, was die alles über sich ergehen lassen haben müssen. Und dann ist plötzlich auch das Preyer'sche Kinderspital zur Sperre angestanden, trotzdem es eine wissenschaftliche Arbeit gegeben hat, dass das nicht notwendig ist. Da frage ich mich, warum man dann so etwas macht und wie hier geplant wird. Über die weitere Vorgangsweise bei der Kinderklinik Glanzing, der Ignaz-Semmelweis-Frauenklinik und so weiter ist schon berichtet worden. 

Ich möchte hier auch auf den speziellen Fall eingehen. Es geht darum, dass Gersthof gesperrt werden soll. Hier ist eine Lösung gefunden worden. Nicht zuletzt nehme ich an, ist das Ihre Idee gewesen, dass man die Orthopädie in den 15. Bezirk, ins Kaiserin-Elisabeth-Spital verlegt, das übrigens ständig darunter leidet, dass man glaubt, es wird auch gesperrt. Wenn die Wiener Gesundheitsplanung so weitergeht, nehme ich an, dass es trotz aller anderen Versicherungen sicher auch gesperrt werden wird. Das ist natürlich etwas, das ausgesprochen bedauerlich ist, denn wir haben im 15. Bezirk, ohne die Bezirksnotwendigkeiten festzustellen, was die Gesundheitsversorgung betrifft, mit dem Kaiserin-Elisabeth-Spital etwas ganz Wichtiges. Man hat das schon einmal eingeschränkt, indem die Gynäkologie abgesiedelt worden ist. Wenn ich jetzt höre, es soll vielleicht 2006 die Orthopädie hinkommen, so haben wir jetzt zwei Operationssäle, die im Mai fertig werden. Was geschieht in der Zwischenzeit? Wird Glaser schon übersiedeln? Wird er nicht übersiedeln? Es kann doch nicht so sein, dass sich eine Wiener Gesundheitsplanung daran aufhängt, wie die Befindlichkeit der verschiedenen Professoren ist oder wie die Versprechungen des Herrn Bürgermeisters sind. Ich finde das wirklich ungeheuerlich!

Frau Stadträtin, ich fordere Sie auf, wirklich massiv durchzugreifen und Ihre Standpunkte darzustellen. Es hat den Anschein, dass man Sie auch innerhalb der Fraktion isolieren will, denn als Sie Ihr Amt angetreten haben, mussten wir erkennen, dass man Sie nicht einmal über die finanzielle Situation des KAV informiert hat. Ich erinnere an die Briefe, die Sie an Herrn StR Rieder geschrieben haben, wo Sie festgestellt haben, wenn Sie gewusst hätten, was los ist, hätten Sie das Amt gar nicht angenommen. Es geht also anscheinend munter weiter, dass man neben Ihnen Gesundheitspolitik macht, und das ist sicherlich für Wien ganz unbrauchbar! Hier ist es notwendig, dass eine klare Linie vorgegeben wird!

Sie haben festgestellt - ich finde das eigentlich ungeheuerlich -, dass Sie hier nicht agieren und handeln! Die Tatsache, dass die Orthopädie vielleicht erst 2006 verlegt wird, bedeutet einen Verlust von 3 Millionen EUR pro Jahr! Das ist wirklich ungeheuerlich, wo wir nicht wissen, wie wir in Wien das Gesundheitssystem finanzieren sollen, wo hinten und vorne gespart wird und der Bund beschuldigt wird, dass er schuld daran ist, weil er Wien so wenig versorgt! Hier wird klar und deutlich gezeigt, dass Sparmaßnahmen möglich sind, die aber durch eine persönliche Mitteilung oder persönliche Befindlichkeit des Herrn Bürgermeisters verhindert werden! 

Frau Stadträtin, ich fordere Sie auf, hier durchzugreifen und Ihr Amt entsprechend zu erfüllen! (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Lettner zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Ursula Lettner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Werter Herr Vorsitzender! Sehr verehrte Damen und Herren!

Mich erstaunt die Aufregung über eine unkoordinierte Spitalspolitik, die hier von Parteien angesprochen wird, die eigentlich Grund genug hätten, bei einer solchen Debatte hinauszugehen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Nicht schon wieder!) Bei dem, was Sie sich die letzten zweieinhalb Jahre im Bund, was gerade das Spitals- und Gesundheitswesen betrifft, geleistet haben (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ambulanzgebühren!), würde ich mich wirklich genieren! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Zur Sache!) Das ist Sache, weil leider Gottes auch Wienerinnen und Wiener davon betroffen waren und sind, und zwar die Ärmsten der Armen sind immer die Menschen, die krank sind, die im Spital sind und die gesundheitliche Probleme haben. Sie haben die Unfallrentner besteuert. Menschen, die einen Unfall haben, müssen noch Steuern bezahlen. Gratulation, liebe vereinte Regierungsparteien, die trotzdem wieder guten Willens sind, sich zusammenzutun, obwohl sie viele Menschen ins Unglück gestürzt haben! (StRin Karin Landauer: Sie wissen aber schon, wer den Essensbeitrag eingeführt hat! Das waren die Sozialisten! Sie haben den Essensbeitrag eingeführt!) Sie haben Ambulanzgebühren eingeführt, obwohl diese überhaupt nichts bringen (GR Mag Wolfgang Gerstl: Frau Gemeinderätin, sprechen Sie zum Thema!), und Sie stellen sich hier hin und spucken große Töne! (StRin Karin Landauer: Wer hat den Essensbeitrag eingeführt? Ich glaube, den Essensbeitrag haben Sie eingeführt!)
Das ist meine Zeit. Herr Vorsitzender, ich bitte Sie.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Es gibt immer ein Guthaben.

GRin Ursula Lettner (fortsetzend): Ich weiß, dass das unangenehm ist. Es ist unangenehm, wenn man endlich in der Regierung sitzt und dann kein ordentliches Gesetz zusammenbringt. Das ist natürlich unangenehm. Aber wir haben in Wien bewiesen, dass wir am richtigen Fleck sparen. (StRin Karin Landauer: Sie haben bewiesen, dass Sie unsozial sind, weil Sie den Essensbeitrag eingeführt haben!) An einem Beispiel will ich das festmachen. Das Beispiel ist, dass wir das Mautner-Markhof-Kinderspital in die Rudolfstiftung übersiedelt haben, dass wir mit Ärzten gesprochen haben, dass wir mit dem Pflegepersonal gesprochen haben, dass wir mit den Eltern gesprochen haben. Ich darf Sie daran erinnern, dass es in Wien keinen Patienten oder keine Patientin gibt, die unversorgt ist. 

Herr Kollege Hahn! Jetzt möchte ich in dem Bereich, für den auch sie mitverantwortlich sind, ein bisschen nach Niederösterreich schauen. Ich darf Ihnen sagen, Herr Kollege Hahn: Aus Niederösterreich müssen 1 864 Menschen nach Wien kommen und sich im Krankenanstaltenverbund orthopädisch betreuen lassen, weil sie - man höre und staune - in Niederösterreich keine Behandlung erfahren; die müssen alle nach Wien kommen. (GR Dr Matthias Tschirf: Wer ist denn dort Landesrat?) Das zahlen die Wienerinnen und Wiener für die Niederösterreicher mit. (GR Dr Matthias Tschirf: Wer ist denn Landesrat in Niederösterreich?)
Ich möchte Sie bitten, dass Sie sich bei diesem Misstrauensantrag, den Sie anscheinend in der Lade haben, überlegen, ob Sie vielleicht den niederösterreichischen Landeshauptmann damit beglücken. Denn in Niederösterreich werden nicht alle Patienten versorgt, sondern die müssen zu uns nach Wien kommen, um sich in unserem gut funktionierenden Wiener Spitalssystem behandeln lassen. (GR Dr Matthias Tschirf: Sagen Sie das der Kollegin Onodi!) Das ist zum Beispiel für das schwarze, dunkel-schwarze Niederösterreich eine Schande und für die Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher sehr, sehr bedauerlich. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist eine Wahlrede!) Das ist keine Wahlrede, meine Damen und Herren, da geht es um Patienten aus Wien. (GR Dr Matthias Tschirf: ... nach Niederösterreich, für die Landtagswahl!)
Herr Tschirf! Ob Sie es hören wollen oder nicht - ich komme ursprünglich aus Niederösterreich -: Wer ordentlich, schnell und rasch operiert werden möchte, kommt nach Wien. (GR Dr Matthias Tschirf: Darum werden Sie die Wahl verlieren ...!) Da können Sie schreien, soviel Sie wollen! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Grotesk!)
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im Spitalsbereich kommen noch Dinge auf uns zu, die wirklich nicht abzuschätzen sind. Die Spitäler sollen die Ambulanzgebühren selber einfordern und eintreiben. Ich sehe schon den verehrten Herrn Prof Zweymüller mit einer Handkasse vor dem Operationssaal sitzen, um das Geld einzukassieren: Bevor Sie sich auf einen Operationstisch legen, müssen Sie die Ambulanzgebühr bezahlen, und dann darf er sich vielleicht ein neues Skalpell kaufen. Anders werden Sie das nicht zuwege bringen. Die Eintreibung der Ambulanzgebühr, die eine zutiefst unsoziale ist, ist noch dazu unnötig, weil sie teurer ist, als wenn Sie die Patienten - so, wie wir es wollten - in die Ambulanzen aufnehmen. (StRin Karin Landauer: Schaffen Sie den Essensbeitrag ab! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ und bei der ÖVP.)
Ich gratuliere den GRÜNEN dazu, dass sie sich vielleicht entschließen - Herr Van der Bellen hat ja gesagt, es gibt spannende Verhandlungen mit der ÖVP, und schön langsam interessiert es ihn -, also könnte er sich dieser Themen vielleicht annehmen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Eifersüchtig?) Österreich besteht leider nicht nur aus Wien, sondern Österreich besteht aus allen neun Bundesländern, und dort funktioniert das Spitalswesen nicht so, wie es in Wien funktioniert. Man glaubt aus der Wiener Sicht manches Mal, wenn man nach Niederösterreich kommt, dass Sie bei Adam und Eva beginnen. Das muss ich Ihnen sagen.

Eines möchte ich Ihnen auch noch auf den Weg mitgeben, das haben Sie wahrscheinlich nicht so richtig realisiert. (GR Dr Matthias Tschirf: ... ist die Frau Onodi!) Man kann ein Spital nicht so umtransferieren wie einen Würstelstand, den man ausräumt und dann eben woanders hingibt, sondern da sind viele Verhandlungen nötig. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Bitte den Schlusssatz.

GRin Ursula Lettner (fortsetzend): Abschließend möchte ich noch sagen: Unsere Gesundheitsstadträtin ist eine leidenschaftliche Politikerin, eine leidenschaftliche Gesundheitspolitikerin ... ("Redezeit!"-Rufe bei der FPÖ und bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Schlusssatz, bitte!

GRin Ursula Lettner (fortsetzend): ... und ein ausgezeichneter Mensch. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Aktuelle Stunde ist beendet. Jeder hat seine 5 Minuten eingehalten. (Widerspruch bei der FPÖ und bei der ÖVP.) Die Zwischenrufe habe ich natürlich mit einberechnet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 4, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 10 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 1 eingebracht worden sind.

Von Frau GRin Mag Marie Ringler wurde eine Anfrage (PGL/05500/2002/0001-KGR/MDGF) an den Herrn Bürgermeister, betreffend "Warum subventioniert die Stadt Wien ein Veranstaltungszentrum der rechtsextremen Szene?", gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten unterzeichnet. 

Gemäß § 36 Abs. 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der dringlichen Anfrage unterbrochen.

Vor Sitzungsbeginn sind von den Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 1 und des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 3 Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von der Tagesordnung wird die Postnummer 74 (05104/2002-GKU) abgesetzt.

Ich darf nun Folgendes verlesen - es sind viele Zahlen -: Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 2 bis 4, 6 bis 10, 15 und 16, 18 bis 21, 25 und 26, 28, 30 bis 32, 34 bis 56, 58 und 59, 64 bis 68, 75, 78 und 79, 81 bis 85, 87 bis 95, 98, 105, 107 bis 115, 118 bis 122, 124, 126 und 127, 129 und 130, 132 bis 135, 137 und 138, 140, 142 und 143, 149 bis 154, 160, 164 bis 168, 171, 173 bis 175, 177 bis 179, 181 und 182, 185 und 186, 188, 190, 195 bis 200, 202 bis 208 und 210 bis 212 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre sie daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats anwesend ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 147 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 147, 148, 155, 156, 157, 158, 159, 161, 162, 163, 169, 170, 11, 12, 13, 5, 201, 209, 194, 61, 69, 70, 71, 73, 80, 86, 99, 104, 116, 117, 139, 144, 62, 63, 72, 76, 77, 96, 101, 102, 103 - das geht wie bei einer Auktion durch: wer bietet mehr? -, 123, 125, 131, 128, 136, 141, 100, 97, 106, 145, 146, 176, 172, 180, 183, 184, 189, 191, 192, 193, 187, 14, 17, 22, 23, 24, 27, 29, 57, 60 und 33. Die Geschäftsstücke werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Bevor wir die Postnummer 1 (05295/2002-MDALTG) abhandeln, ist, wie vorgesehen, die Wahl einer Schriftführerin vorzunehmen. 

Es ist zunächst über die Art und Weise der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs. 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt.

Ich schlage vor, die vorgesehene Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen. Wenn Sie damit einverstanden sind, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist einstimmig so geschehen.

Frau GRin Susanne Jerusalem hat ihre Funktion als Schriftführerin zurückgelegt. Der entsprechende Wahlvorschlag des Grünen Klubs im Rathaus lautet auf Frau GRin Dr Sigrid Pilz. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die dafür sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen, ich danke.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 147 (05149/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7340 im 12. Bezirk, KatG Meidling.

Herr GR Dipl Ing Omar Al-Rawi, ich bitte um die Berichterstattung.

Berichterstatter GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Debatte ist somit eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm. - 40 Minuten Maximum.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Bevor ich auf den Akt eingehe, möchte ich eines vorweg sagen, weil ich gesehen habe, wie beim schnellen Verlesen der Zahlen einige auf der Galerie den Kopf geschüttelt haben. Das ist, bitte, kein Schnellredewettbewerb, den der Gemeinderat zu Beginn immer macht, damit man rasch Zahlen verliest, sondern da geht es darum, jene Geschäftsstücke aufzulisten, die einstimmig angenommen werden. Das ist für uns schon selbstverständlich, aber wenn jemand zum ersten Mal herinnen sitzt, glaubt man, die Gemeinderäte sind nicht ganz ... (Ruf bei der ÖVP: Dicht!) ... dicht. Danke für den Zwischenruf.

Das ist der Sinn. Sonst würden wir nicht bis 1 Uhr nachts, sondern wahrscheinlich bis 10 Uhr früh des nächsten Tages hier sitzen. Alles das, was schnell vorgelesen wurde, wird einstimmig angenommen. - Soviel vorweg.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Danke für den Staatsverfassungs-Unterricht.

GR Mag Christoph Chorherr (fortsetzend): Bitte, das ist schon okay. Ich bemühe mich um die Würde des Hauses. 

Es geht um eine neue Widmung im 12. Bezirk, um die FIAT-Gründe. Alle kennen das, dort befindet sich der Seiteneingang vom Schloss Schönbrunn. Man trifft sich dort, wenn man in den Süden fährt; man trifft sich beim Gseipelhaus, sagen manche. Das FIAT-Grundstück und was damit passieren soll - das ging schon vor einigen Jahren mit vehementem Widerspruch durch die Medien, weil es die Überlegung gab, dort ein Hochhaus zu errichten. Dass dort jetzt kein Hochhaus hinkommt, ist, glaube ich, insbesondere den Meidlinger GRÜNEN und da vor allem Volker Plass zu verdanken, der sich einfach an den Computer gesetzt und eine Computersimulation dieses Hochhauses gezeichnet hat. Das war dann in einigen Medien zu sehen, und daraufhin begann, unterstützt von einer Bürgerinitiative, ein Bürgerprotest: dass an diesem Standort nicht ohne weiteres ein Hochhaus errichtet werden kann und dass einmal mehr ausschließlich Grundeigentümer bestimmen, wie diese Stadt aussieht.

Daraufhin wurde ein sehr merkwürdiger Wettbewerb ausgelobt, nämlich um das gesamte Schönbrunn-Umfeld, also nicht nur über dieses Grundstück, sondern auch die Bereiche im Süden und im Norden und den Vorplatz, bis hin zu einer Diskussion über Gesamt-Schönbrunn. Schönbrunn hat dann seinerseits einen Wettbewerb durchgeführt und hat Prof Rainer beauftragt, etwas zu machen. Er hat richtigerweise festgestellt, dass die Maria-Theresien-Kaserne an diesem Standort, quasi mitten im Schönbrunn-Gebiet, nicht die intelligenteste Lösung ist. Danach sind ein paar auf die Idee gekommen, dort die Lipizzaner hinzubringen. Es ist irgendwie ein Gebiet, an dem großes Interesse besteht.

Dieser Wettbewerb war schlecht vorbereitet, es gab auch kaum Beteiligung an dieser Ausschreibung, sie war zu ungenau. Trotzdem haben sich unter anderem auch für das FIAT-Grundstück Entwürfe ergeben, und es begannen dort Gott sei Dank auch die AnrainerInnen mitzubestimmen und mitzureden. Dabei geht es insbesondere immer wieder um die Verkehrsfrage an diesem Standort. Es gab zwei Bürgerversammlungen, wie gesagt primär zur Frage der Verkehrsbelastung.

Einmal mehr meine Kritik an der Gemeinde Wien, meine Kritik an der Stadtplanung, meine Kritik an StR Schicker: Es ist dieser Bürgerinitiative nie darum gegangen, zu sagen, dass dort nichts passieren darf und dass dort, wo jetzt das FIAT-Grundstück ist, ein Park entstehen muss. Es war immer klar: Das ist ein mit der U‑Bahn gut erschlossenes Gebiet, dort kann und soll man etwas tun. Die Frage ist, wie weit auf die berechtigten Interessen derjenigen, die dort leben, Rücksicht genommen wird. Teilweise kommt es dort jetzt schon zu chaotischen Zuständen im Verkehr. Im Kern ging es darum, dass ein überarbeitetes Verkehrskonzept zugesichert wurde.

Meine Damen und Herren! Bis heute, da dieser Akt gegen unsere Stimmen beschlossen werden soll, ist kein befriedigendes Verkehrskonzept a) ausgearbeitet, b) den Bürgerinnen und Bürgern, einer Bürgerinitiative mitgeteilt worden. "Bürgerbeteiligung" heißt: Ja, wir haben eh mitgeteilt, worum es geht! Bürgerbeteiligung heißt, man lädt - mehr widerwillig als willig - ein, hört sich die Proteste an und macht dann ohnehin das, worum es weiterhin geht, ein Projekt, das jetzt so aussieht: ein Hotel mit 300 Zimmern, Bürofläche von immerhin 21 000 Quadratmetern und 60 bis 80 Wohneinheiten.

Was sich dort verändert hat, ist, dass sowohl von der Bürgerinitiative als auch von unserem Klubobmann im 12. Bezirk das Gespräch mit dem Investor gesucht wurde, der durchaus daran interessiert war und ist - deswegen möchte ich auch einen Antrag einbringen -, zu einem Verkehrskonzept zu kommen, das ein Mobilitätsmanagement in den Vordergrund stellt, und zwar mit dem Ziel, dass nicht alle, die dort wohnen und arbeiten, mit dem eigenen Auto hinfahren, woraus sich, wenn es so passieren wird, nur ein Verkehrschaos ergeben kann.

Meine Damen und Herren! Ich nenne Ihnen als internationales Beispiel, das uns zu denken geben sollte, London Bridge Tower, ein neues Projekt mit 7 000 Arbeitsplätzen. Dort gibt es Mobilitätsmanagement-Konzepte ohne eine Parkgarage - können Sie sich das vorstellen? Das ist nicht irgendein grünes Freak-Gebiet, sondern dort stellt man fest: Man kann mit Mobilitätsmanagement-Methoden, dort, wo es um gute öffentliche Erschließung geht, dafür sorgen, dass vor allem auf den öffentlichen Verkehr Rücksicht genommen wird.

Warum ist das gerade an diesem Standort so wichtig? - Es ist gerade an diesem Standort deswegen wichtig, weil der gesamte Schönbrunn-Vorplatz zur Diskussion steht und es auch hier ein Siegerprojekt gibt. Ich lade Sie herzlich ein: Fahren Sie einmal mit der U‑Bahn zum Touristenmagnet Nummer 1 von Österreich - das ist Schönbrunn - und gehen Sie zu Fuß von der U‑Bahn-Station zum Haupteingang, und das verbunden mit einer Presseaktion! Das kann man sich nicht vorstellen. Ich sage dazu ganz böse: Viele von Ihnen, vor allem die amtsführenden Stadträte, kennen es nicht, weil Sie mit dem Dienstauto vorfahren. Ich kann das nur so böse sagen.

Man nimmt den Hinterausgang. Erst einmal stehen viele, die in Schönbrunn aussteigen, auf dem Bahnsteig und fragen sich: Soll ich vorne oder hinten hinausgehen? Ich bin dort gestanden: Du siehst etliche stehen, die dort "Schönbrunn" sehen, aber nicht weiter wissen. Dann gibt es diejenigen, die sich offensichtlich auskennen, und sie gehen zum Eingang Richtung Schönbrunn. Du kommst dann hinaus, stehst vor einem Maschendrahtzaun, vor einem riesigen Parkplatz, gehst dann durch einen schmalen Gang, in dem du dich im Sommer staust, bis zur U‑Bahn zurück, und stehst vor einer dreispurigen Straße, an der es ab und zu grün wird. Einige gehen rechts die Straße entlang und rennen dann darüber, andere landen und stehen wieder vor Schönbrunn. Dort steht ein Perücken-geschmückter Mozart-Mensch, der nichts anderes tut, als den Leuten zu zeigen, wo es zum Haupteingang geht. Sie stehen nämlich davor, wissen aber nicht, wo es hingeht. Dann geht man zwischen parkenden Bussen und Touristenmassen durch. Das ist nicht einmal der Hintereingang einer schlechten Diskothek, was die Gemeinde Wien dem Nummer-1-Touristendenkmal zumutet!

Bis heute ist der Herr Stadtrat, ich sage es böse: der jetzt in der letzten Reihe schwätzt, statt sich diesem wichtigen Bereich zu widmen - bis heute gibt es zwar ein Ergebnis eines Architektenwettbewerbs, diesen Vorplatz neu zu gestalten. Noch einmal, wir reden nicht über einen Vorplatz von irgendetwas, sondern wir reden über den Vorplatz von Schönbrunn mit Hunderttausenden, nein, Millionen von Besuchern, die hoffentlich nicht mit dem Auto, sondern mit der U‑Bahn hinfahren, und denen muten wir so etwas zu. Schönbrunn wurde von der Monarchie gebaut, und was macht die Sozialdemokratie daraus für einen Eingang? Ich sage das einmal mit der Derbheit: einen schlechten Hintereingang. Am besten wäre, wir stellen einen Lkw hin und lassen die Leute unten durchkriechen, dann hätte das, was Sie machen, wenigstens einen sportlichen Charakter. Bitte, machen Sie einen Ausflug nach Schönbrunn!

Warum sage ich das, wenn es um den Bereich FIAT-Gründe geht? - Weil bis heute völlig unklar ist - von der Finanzierung her, auch von der Äußerung des noch immer schwätzenden Stadtrats her, warum dieses Siegerprojekt nicht umgesetzt wird -, wie lange wir mit dieser Hinterhofsituation leben müssen und wer das finanzieren soll. Worum geht es dabei? - Ja, dort sind ein paar Sporthütten, ein paar Fußballfelder, von denen ich nie weiß, wann sie benutzt werden. Das Projekt sieht vor - visionär, und darum wurde es auch zum Siegerprojekt gekürt -, die Straße von Schönbrunn weg und hinüber an die U‑Bahn zu verlegen, einen wirklich attraktiven Vorplatz zu machen und für Busse und Autos eine zentrale Parkmöglichkeit zu schaffen.

Natürlich braucht man für Schönbrunn eine entsprechende Garage, das ist unstrittig. Deswegen wäre es auch möglich, für das Bürogebäude daneben zu sagen: Wenn wir dort schon eine Garage bauen, kann man vielleicht in dieser Hintergasse, in der es jetzt schon ein Chaos gibt, mit Mobilitätsmanagement zu einem anderen Stellplatzregime kommen. Es muss ja nicht null sein - wie für 7 000 Arbeitsplätze in London -, aber es sollte weniger sein.

Darum möchte ich einen Beschlussantrag einbringen zur Lösung der Verkehrspolitik in diesem Gebiet, unterstützt von Verkehrs- und Stadtplanungsexperten der Stadt Wien - es gibt sehr viele sehr gute PlanungsexpertInnen -, dass ein innerbetriebliches Projekt Mobilitätsmanagement in Zusammenarbeit mit dem Investor et cetera gemacht werden soll, um einen auch verkehrspolitisch vertretbaren Kompromiss zu erarbeiten. Damit das etwas wird, weil das schlau ist, beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags.

Ich erwarte mir, dass diese Art von Drüberfahren nicht weitergeht, diese Art von Drüberfahren, obwohl sogar ein Investor bereit wäre, an diesem Standort ein intelligentes und schlaues - auch verkehrspolitisch schlaues - Projekt umzusetzen. Momentan ist das für mich nicht absehbar, darum werden wir diesem Flächenwidmungsantrag auch nicht zustimmen. Insbesondere erwarte ich mir - und da werde ich nicht locker lassen -, dass dieser miese Hintereingang bei der U‑Bahn endlich attraktiv gemacht wird. Ich erwarte mir, dass der Stadtrat einmal sagt, wo es langgeht. Oder müssen wir wirklich als GRÜNE dort ein großes Transparent vor täglich Tausenden Besuchern hinhängen: "Die Stadt Wien begrüßt Sie mit diesem Schönen. Liebe Grüße an StR Schicker"? (GR Gerhard Pfeiffer: Der noch immer schwätzt!)
Ich empfehle Ihnen: Nutzen Sie die Weihnachtsfeiertage, fahren Sie mit der U 4, steigen Sie in Schönbrunn aus, nehmen Sie den richtigen Ausgang, und schauen Sie sich an, was dort passiert.

Abschließend, und ich möchte es im Protokoll nachlesen: Wenn es dort den ersten Toten gibt - schauen Sie sich an, wie die Leute dort über die Straße rennen, indem viele auf der rechten Seite entlanggehen und dann schauen, dass sie irgendwie hinüberrennen, das sind wirklich selbstmörderische Zustände -, wenn es dort den ersten Toten oder die erste Tote gibt, wird es heißen: Hat man das nicht gewusst? Das sage ich jetzt hier so: Dann sind diejenigen verantwortlich dafür, die diese indiskutable, nicht nur ästhetisch jenseitige, sondern auch verkehrsgefährliche Situation durch total inkompetente Planung zu verantworten haben! Das möchte ich hier gesagt haben. Ich hoffe sicherlich, dass ich nicht Recht habe und dass ich auf diese Warnung, die ich hier bewusst ausspreche, nicht zurückkommen muss. Ich erwarte mir, dass Herr StR Schicker herauskommt und erklärt, wie diese indiskutable Situation vor Schönbrunn rasch verbessert wird. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN sowie des GR Mag Wolfgang Gerstl.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Mag Neuhuber zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

FIAT ist dieser Tage in aller Munde, in Italien genauso wie in Österreich. In Italien, wie Sie wissen, aus recht traurigem Anlass: weil es den FIAT-Werken nicht allzu gut geht. Sie stecken quasi in einer Krise, es müssen Arbeitnehmer entlassen werden. Die FIAT-Gründe in Wien stecken schon seit Jahren in einer Krise. Wir wissen, dass das ein Gebiet ist, das seit vielen Jahren - seit das Autohaus abgesiedelt wurde, weil es ihnen dort schlecht gegangen ist - einer Entwicklung harrt.

Schönbrunn grenzt dort direkt an, und ich glaube, das ist ein wichtiger Teil, den auch mein Vorredner schon angesprochen hat, ein wichtiger Aspekt. Man kann die FIAT-Gründe nicht singulär und allein sehen, sondern man muss sie immer in der räumlichen Nähe zum Weltkulturerbe Schönbrunn sehen. Schönbrunn war einst ein Platz zum Flanieren, Schönbrunn ist heute offensichtlich ein Platz für Wettbewerbe. Auch das wurde vorhin schon angesprochen. Es hat in den letzten Jahren eine ganze Reihe von Wettbewerben für dieses Gebiet gegeben; ich werde noch darauf zurückkommen. Diese FIAT-Gründe haben übrigens, nebenbei bemerkt, eine sehr wechselvolle Geschichte, von einer einstigen Villa des größten Bierbrauers Europas über einen Konzertsaal bis zum Autohaus und jetzt zu einem Neuprojekt.

Da in den letzten Jahren dort nicht sehr viel geschehen ist, ist ganz klar, dass ein Neuprojekt grundsätzlich zu unterstützen ist. Man muss sich aber auch über die Dimension und über die Nutzung Gedanken machen. Ich gehe auf die Nutzung - wie es schon geschildert wurde - noch einmal etwas konkreter ein, um die Dimension richtig zu zeigen. Es sollen dort nach dem Siegerprojekt des Wettbewerbs immerhin 22 300 Quadratmeter an Bürofläche hinkommen. Das bedeutet, über den Daumen geschätzt, mindestens 1 500 Arbeitsplätze und - leider nur, sage ich - 69 Wohnungen. Ich meine, dass im Gesamtkontext des Projekts die Anzahl der Wohnungen durchaus hätte größer sein können, natürlich nicht an der Grünbergstraßenseite, das ist klar, aber im hinteren Bereich, wenn Sie so wollen: Bischoffgasse, Rosasgasse. Auch dort, wo zum Teil der Altbaubestand ist, hätten sehr wohl mehr Wohnungen hinkommen können.

Es hat auch die MA 21B in ihrem Entwurfs- und Diskussionsbericht zu diesem Akt gemeint, man müsse "maßvoll verdichten" - ich zitiere wörtlich - "und Voraus-
setzungen für eine gemischte Nutzung schaffen". Hier besteht bei der Nutzung schon ein sehr starkes Übergewicht für den gewerblichen Teil. Es kommt immerhin noch ein nicht gerade kleines Hotel mit 300 Zimmern hinzu, überdies 470 Garagenstellplätze und ein Autohandelshaus, das dort weiterhin bestehen bleiben wird, allerdings in einer wesentlich kleineren Dimension.

Was nicht kommt - und da muss ich Kollegen Chorherr ein wenig korrigieren -, ist das Hochhaus. Allerdings ist das nicht auf die GRÜNEN im Bezirk zurückzuführen, sondern insbesondere auf den ehemaligen Planungsstadtrat VBgm Görg, der dann auch dieses Hochhausprojekt, wenn Sie so wollen, abgedreht hat - Gott sei Dank! Die neue Planung sieht maximale Bauhöhen von nicht einmal ganz 26 Metern vor, es bleibt also alles in der Bauklasse V. Ich glaube, dass das auch mit dem Weltkulturerbe daneben stadtverträglich ist.

Schauen wir uns die Verkehrssituation nach der Nutzung noch etwas stärker im Detail an. Die Anbindung öffentlicher Verkehrsmittel an diesem Platz - ich glaube, das ist von allen unbestritten - ist exzellent. Die U 4-Station Schönbrunn ist fußläufig erreichbar, genauso wie die Buslinien 10A und 63A. Allerdings ist an diesem Standort - und das weiß jeder, der von Zeit zu Zeit den Grünen Berg hinauf- oder hinunterfährt - auch fast schon eine Höchstauslastung an Individualverkehr, wenn Sie so wollen, gegeben. Es sind zwei extreme Durchzugsadern in unmittelbarer Nähe, die Schönbrunner Straße mit - laut Rosinak-Verkehrskonzept - an die 1 000 Pkw pro Stunde und eben die schon erwähnte Grünbergstraße, also ein wirkliches Verkehrs-Nadelöhr in direkter Nähe. Aber nicht nur das: Die Westeinfahrt Wiens ist in direkter, unmittelbarer Nähe, und das Projekt kann von dort auch eingesehen werden. Für diesen gesamten Raum würde das Siegerprojekt laut Gutachten - über das man durchaus noch diskutieren kann, weil es auch auf etwas veralteten Zahlen basiert - eine zusätzliche Verkehrsbelastung von mindestens 1 500 Fahrten pro Tag bedeuten. Laut diesem Gutachten sind die Verkehrsströme in der geschilderten Art und Weise gerade noch aufnehmbar, aber schon recht hart an der Sättigungsgrenze.

Ein besonderes Problem würden die Busse für das Hotel bedeuten. Es besteht direkt vor dem Projekt nur eine Parkmöglichkeit für drei Busse. Es ist allerdings damit zu rechnen, dass sieben bis zehn Busse pro Tag das Hotel anfahren und dementsprechend wieder wegfahren würden. Für diese sieben bis zehn Busse ist auch in der Parkgarage kein Platz vorgesehen.

Wie ich schon eingangs sagte, meine Damen und Herren: Der ÖVP ist vollkommen klar, dass an dieser neuralgischen Stelle ein neues, attraktiveres Bauprojekt unbedingt notwenig ist, aber wir wollen dieses Projekt eben nicht singulär sehen. Nebenan ist Schönbrunn, und da hat es in der letzten Zeit wirklich Wettbewerbe en masse gegeben, vor allem zu der so genannten Randzone in Schönbrunn. Dazu gehören unter anderem die FIAT-Gründe, aber auch die Maria-Theresien-Kaserne etwas nördlich der FIAT Gründe, die der Absiedlung harrt - dort sind eine ganze Reihe von möglichen Nutzungsvarianten, vom Kulturellen bis zum Sport, vorgesehen oder angedacht -, und das direkte Vorfeld von Schloss Schönbrunn. Ich glaube, darauf brauche ich nicht mehr einzugehen, Kollege Chorherr hat schon sehr blumig geschildert, wie das aussieht. Ich darf mich der Kritik auf jeden Fall in der Art und Weise anschließen, dass ich sagen muss: Für ein Weltkulturerbe und für die Nummer-eins-Touristendestination in Wien ist diese Vorfahrt und diese Zugangssituation wahrlich ungeeignet!

In dem Wettbewerb, in dem Siegerprojekt, das heuer im Frühjahr ermittelt wurde, ist eine völlige Neugestaltung dieses Eingangs- und Zufahrtsbereichs vorgesehen. Unter anderem sollen dort 450 Parkplätze entstehen. Klammer auf, meine Damen und Herren, interessanter Schluss daraus: Für das gesamte Schönbrunn mit seinen Millionen Besuchern pro Jahr sind weniger Pkw-Parkplätze als für die FIAT-Gründe vorgesehen, und die dringend notwendigen 50 Busabstellplätze sind dort ebenfalls vorgesehen.

Weiters soll der Eingang West, das heißt der Eingang beim Hietzinger Platzl, ebenfalls neu gestaltet werden. Auch darüber hat es einen Wettbewerb gegeben. Sie sehen an diesen verschiedenen Puzzleteilen rund um Schönbrunn, es ist von der Theorie her einiges in Bewegung, aber leider nicht von der Praxis her. Da kann man wirklich nur der Stadtplanung und StR Schicker den Vorwurf machen: Das ist einer der wichtigsten und neuralgischen Punkte Wiens, der einer Neugestaltung und eines neuen Verkehrskonzepts harrt. Wir können Sie nur auffordern, Herr Stadtrat: Bitte kümmern Sie sich im Interesse der Wienerinnen und Wiener endlich einmal darum! (Beifall bei der ÖVP.)

Dies zieht einen Rattenschwanz von Themen nach sich. Es geht nicht nur um den Eingang zu Schönbrunn, sondern auch um die ganze Westeinfahrt - darauf möchte ich jetzt nicht im Detail eingehen -, um die Trassenführung und darum, wo Unterführungen laufen werden, et cetera. Da gibt es derart viele offene Fragen, dass wir als ÖVP uns fragen, meine Damen und Herren, wieso wir jetzt nicht ein Projekt mit einem voll ausgereiften Verkehrskonzept genehmigen. Ich glaube, dass man das Verkehrskonzept für Gesamt-Schönbrunn und nicht nur für die FIAT-Gründe im Auge haben müsste. Das ist ein Puzzlestein, der jetzt einfach zu früh kommt. Was ist mit der Maria Theresien-Kaserne? Mit der Westeinfahrt? Mit dem Haupteingang von Schönbrunn? Wie viele Parkplätze benötigen wir bei der Eingangssituation wirklich? Wäre es nicht möglich, hier vielleicht eine Verschiebung vorzunehmen, mehr Parkplätze vor dem Eingang und weniger in der ohnehin schon überbelasteten Grünbergstraße zu schaffen? - Ich glaube, da sind wirklich sehr wichtige Themen noch völlig offen und harren einer Behandlung.

Aber nicht nur die Gesamteinbindung in das Projekt Schönbrunn fehlt, sondern auch hier - das ist typisch für den Zustand der Wiener Stadtplanung, und ich möchte es hier einmal so nennen - kommt wieder das Modell "Sensengasse" zum Tragen. Zwar wurden die Bürger zu zwei Versammlungen eingeladen - auch das haben wir heute schon gehört: im Mai 2002 wurde den Anrainern mitgeteilt, dass ein Verkehrskonzept in Planung ist -, aber dann war Schluss, dann war sozusagen "Sense", dann war nichts mehr. 

Ich darf hier aus einem Brief vom 21. November dieses Jahres zitieren, geschrieben von einem der dort Beteiligten, einem Rechtsanwalt, der Bürger rund um Schönbrunn vertritt. Er sagt: "Ein Verkehrskonzept wurde den Bürgern bisher nicht präsentiert." Er meint, es dürfte auch gar keines vorliegen. Ich habe keinerlei Grund, an der Aussage dieses Rechtsanwalts zu zweifeln. Damit stellt sich aber die Frage: Herr Stadtrat, wieso versprechen Sie den Menschen dort vor Ort etwas, was letzten Endes nicht eingehalten wird? Im Sinne einer vernünftigen Bürgerbeteiligung wäre das Verkehrskonzept, das nicht vorhandene neue Verkehrskonzept - nach jenem von Rosinak, das auch schon wieder ein paar Jahre alt ist -, sehr wohl noch einmal neu zu diskutieren. Man sollte wirklich auf die Wünsche der Betroffenen vor Ort Rücksicht nehmen, auf die Bürger im Bezirk, und nicht einfach drüberfahren. (Beifall bei der ÖVP.) Aber wie ich schon gesagt habe, das ist einfach das derzeit vorherrschende Modell der Wiener Stadtplanung.

Um einen Einwand gleich vorwegzunehmen: Unsere Bezirks-ÖVP hat diesem Projekt zugestimmt, eben weil man sagt, es muss für Meidling etwas getan werden, eben weil die ÖVP Meidling sagt, das ist ein Projekt, das für den Bezirk wichtig wäre. Wir werden aber heute dagegen stimmen, weil wir meinen, dass das in einem größeren Kontext zu sehen ist und weil die Gesamt-Neugestaltung der Randzonen von Schönbrunn bisher von dieser Stadtregierung sträflichst vernachlässigt und verschlampt wurde. Dort muss im Gesamten etwas geschehen! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dr Madejski zum Wort gemeldet.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Am 27. September dieses Jahres ist dieses Plandokument in unserem Bezirk, meinem Heimatbezirk Meidling, nur gegen die Stimmen der GRÜNEN mehrheitlich beschlossen worden. Das geschah mit voller Absicht aller Fraktionen, die da zugestimmt haben, und, so glaube ich, auch voll in dem Bewusstsein, dass Meidling auf dieses Projekt nicht warten kann und dass es generell auf eine Gesamtlösung Schönbrunn, auf eine Gesamtlösung Westeinfahrt oder sonstige Gesamtlösungen nicht warten kann; obwohl ich natürlich zugebe, dass in den letzten Jahren manches sehr wohl schief gelaufen ist. - Das nur einmal zur Einleitung.

Ich repräsentiere als Gemeinderat und als direkt gewählter Abgeordneter in meinem Heimatbezirk ebendiesen Bezirk, und daher werden wir - das sage ich gleich im Vorhinein - diesem Aktenstück zustimmen. Doch lassen Sie mich auch noch einiges aus unserer Sicht dazu sagen.

Es ist hier von Kollegen Chorherr und auch anderen schon sehr viel betreffend die Verkehrssituation gesagt worden. Ich sehe es ähnlich: Es wird dort zu keiner optimalen, geschweige denn maximalen, besten Verkehrslösung für alle - sowohl für die neuen Anrainer und die alten Anrainer als auch für die Gewerbebetriebe - kommen können, solange nicht das Projekt "Schönbrunner Vorplatz" gelöst ist. Und hier, meine sehr geehrten Damen und Herren, hat bei der Auslobung aus meiner Sicht leider ein falsches Projekt den 1. Preis gemacht, nämlich die Westeinfahrt entlang der U‑Bahn, des Wienflusses und hereingeschwenkt Richtung Schönbrunner Schlossstraße zu machen. Ich glaube, dass die Variante des zweitausgelobten Projekts, nämlich die Untertunnelung des Grünen Berges in die Fabriksgasse hinein Richtung Komet - dazu werden wir auch noch kommen und kommen müssen -, die wesentlich bessere und auch für das Projekt der FIAT-Gründe von Vorteil gewesen wäre.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Österreichischen Volkspartei! Es ist ein bisschen eigenartig, dass Sie jetzt sagen, das Ganze muss beim Vorplatz Schönbrunn gelöst werden. Es hängt an einem einzigen großen Grundstück, und dieses einzige Grundstück ist der UNION-Sportplatz. In diesem Gebiet habe ich in meiner Schulzeit noch selbst Nachmittagsturnen gehabt. Ich sehe ein, dass das alles sehr wichtig ist und dass selbstverständlich auch diesem Sportverband ein Ersatzgrundstück zur Verfügung gestellt werden muss. Das ist überhaupt keine Frage. Doch denken Sie an das Interesse der Allgemeinheit! Da kann ich wirklich nur an die Österreichische Volkspartei appellieren, die ja keine sehr weite politische Entfernung zu dem Sportverband, der UNION, hat. Von dort ist es auch nicht sehr weit nach Hietzing, und dort gibt es einen ÖVP-Bezirksvorsteher. Außerdem gibt es die Gesellschaft Schönbrunn, die der Österreichischen Volkspartei im Verbund mit dem zuständigen Minister auch nicht sehr fern steht. Ich würde schon sehr bitten, dass die Wiener ÖVP und die maßgeblichen Herren hier auch mit diesen Stellen einmal Kontakt aufnehmen, damit eine Lösung gefunden wird, dass dort abgesiedelt werden kann und ein vernünftiger neuer Standort für die UNION gefunden wird. Dann wird es relativ rasch eine Lösung für die Westeinfahrt, für die Parkplätze und für die FIAT-Gründe geben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich als Meidlinger Mandatar noch etwas dazu sagen, weil da viel mehr zusammengehört. Die Verbauung der FIAT-Gründe ist indirekt irgendwann einmal - wenn wir uns mit dem Komplex des alten Komet-Kaufhauses und dem gesamten Komplex in der Fabriksgasse beschäftigen - auch eine Aufwertung für die Meidlinger Fußgeherzone, die sicherlich auch darunter leidet, dass die U 4-Station devastiert ist und sich in einem wirklich katastrophalen Zustand befindet und dass auch im Süden, auf der Philadelphiabrücke, mit dem Bau der Arkade viel zu spät, nämlich zehn Jahre zu spät begonnen wurde. Man könnte hier stadtplanerisch eine sehr schöne Linie ziehen zwischen Schönbrunn, den neuen FIAT-Gründen, der Schönbrunner Straße, der Theresienbadgasse mit einem neuen Komplex auf den Komet-Baugründen, der sich hervorragend für eine Neugestaltung - sei es Büro, sei es gewerblich, aber auch zum Wohnen - eignen würde, bis hinauf zur neuen Arkade. 

Eine Schande ist es allerdings - obwohl es nicht unser Bezirk ist, aber eine Schande der Stadtplanung -, dass man die Wienerberggründe mit den Hochhäusern - nicht wegen der Hochhäuser, ich bin ein Fan dieser Hochhäuser, weil sie dort auch hingehören - verbaut, ohne einen Anschluss an die Infrastruktur beziehungsweise an öffentliche Verkehrsmittel herzustellen. Das war ein radikaler Fehler der letzten verantwortlichen Stadträte, es ist eine Schande für unseren Bezirk und auch für Favoriten. 

Es ist weiters eine Schande, was im Bereich Wohnpark Hetzendorf passiert. Ich kann das nicht oft genug sagen, was sich dort abgespielt hat. Damit komme ich jetzt zu den Planungsvorgängen genereller Art in Wien. Was sich dort abgespielt hat, ist ebenfalls, gelinde gesagt, ein bisschen eigenartig, wenn man jetzt dort, wo es genauso viel, wenn nicht viel mehr Verkehr als bei den FIAT-Gründen gibt, oder noch viel mehr Verkehr als oft teils auch im innerstädtischen Bereich, Wohnungen und ein neues Bürocenter baut, weil eben die Wohnungen nicht angebracht werden, weil die Leute dort nicht wohnen wollen, und vis-à-vis stehen Tausende Quadratmeter Büroflächen leer. Das ist ebenfalls eine Schande für unseren Bezirk.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme jetzt darauf zurück, dass ich der Untersuchungskommission angehöre, die die Flächenwidmungspraktiken der letzten Jahre der zuständigen Stadträte oder der hier Zuständigen beleuchtet. Vorab möchte ich natürlich StR Schicker in dieser Form einmal aus meiner Kritik ausnehmen, was die Vergangenheit betrifft, weil er damals nicht involviert war. Aber es gibt eine Fülle von interessanten Planungsfehlern in Wien, die schon die vorhergehenden StRe Swoboda und Görg zu verantworten haben.

Das betrifft einmal das AEZ. Meine Damen und Herren, das AEZ ist seit mindestens 15 Jahren ein "Saustall", es ist devastiert und kaputt. Dort gibt es keine Unternehmen - "Ratzenstadel", wie man in Wien so schön sagt. Dort ist nie etwas passiert, und am Schluss kommen die 97‑Meter-Hochhäuser bei Wien-Mitte heraus, über die in Wirklichkeit niemand glücklich sein kann, außer die Banken, die das dort finanzieren.

Es gibt Planungsfehler oder undurchsichtige Geschichten bei der Hohen Warte, über die wir heute noch diskutieren werden, und es gibt das speziell im 23. Bezirk. Das ist auch ein Bezirk, in dem ich mich relativ gut auskenne. Dort wird im Planungsbereich überhaupt gemunkelt und geschunkelt, und zwar meistens im Vorfeld von irgendwelchen Wohnprojekten. Ich verweise nur auf die Perfektastraße, ich verweise auf In der Wiesen, ich verweise jetzt auf das Problem in Siebenhirten. Ich streite nicht ab, dass es in letzter Konsequenz durchaus auch akzeptable Wohn- und Gebäudelösungen architektonischer Art gegeben hat. Aber was sich im Vorfeld dazu mit Grundstückskäufen, Belehnungen und Genossenschaften immer abgespielt hat, ist etwas abstrus, vor allem wenn ich mir anschaue, was zum Beispiel im 23. Bezirk passiert ist - das wurde vom Kontrollamt noch nicht untersucht, es wird irgendwann einmal ein Bericht vorliegen -, und zwar auf den ehemaligen Unilever-Gründen.

Meine Damen und Herren, wie ist denn da Planung in Wien gemacht worden? - Bei den Unilever-Gründen ist man draufgekommen, dass die Firma irgendwann einmal zusperren wird, sei es aus Konkurrenzgründen, sei es, weil der Platz in diesem Bereich nicht mehr den technologischen Gegebenheiten entspricht. Damit man aber nicht im Wahlkampf 1999 die Leute entlässt und zusperrt, hat man einer Bank von oben her den Auftrag gegeben - das steht sogar in dem Akt drin -, dass sie der Unilever das Grundstück, welches damals nur als Betriebs- und Gewerbegrundstück gewidmet war, billig abkauft, bereits verbunden mit der schriftlichen Zusage von drei Ex-Stadträten, und zwar dem StR Edlinger, dem StR Swoboda und dem jetzigen Noch-Stadtrat Faymann, dass sofort, wenn Unilever zusperrt, auf Wohnbau umgewidmet wird und dort ein enormer Widmungsgewinn für die Bank sowie in weiterer Folge für die involvierten drei Genossenschaften bestehen wird. Ohne Rücksicht auf die Eignung dieses Grundstücks - es ist für Wohnbau absolut nicht geeignet - wurde das hier durchgedrückt, gegen den Willen des Bezirksvorstehers, der aus den sozialdemokratischen Reihen im 23. Bezirk kommt. StR Görg hat bei seiner Einvernahme, seiner Aussage in der Untersuchungskommission richtigerweise gesagt: Das wäre der einzige Akt, dazu fiele mir noch sehr viel ein, aber er ist eben nicht Thema dieser Untersuchungskommission; im Übrigen habe ich dann nach langem Hin und Her die Zusage gegeben, weil ich alte Vereinbarungen zwischen - "Genossen" hat er nicht gesagt, das sage ich - den Genossen nicht aufheben wollte. 

(In Richtung GR DDr Bernhard Görg:) Herr Stadtrat! Das habe ich ein bisschen als eine schwache Aussage von Ihnen empfunden. Sie hätten hier durchaus noch einschreiten können, ohne die Vertrags- und Paktfähigkeit der Stadt Wien in Frage zu stellen. Denn das war kein Pakt und keine Absprache der Stadt Wien, sondern in Wirklichkeit eine zwischen lauter Genossen. Das war eine Absprache im Parteiraum der SPÖ, und da hätten Sie die Sache durchaus neu überdenken können. Aber es ist Ihnen eben passiert. 

Lassen Sie mich in zwei Sätzen - damit komme ich auch schon zum Ende - Folgendes über diese Flächenwidmungspraktiken zusammenfassen. Nichts anderes ist auch hier bei den FIAT-Gründen der Fall, nur hat es da nichts Linkes oder in diesem Fall überhaupt nichts Anrüchiges gegeben. Aber es geht um die Praktiken, die sich hier abgespielt haben. In zwei Sätzen kann man das Ergebnis der Untersuchungskommission aus meiner Sicht zusammenfassen: Ich würde sagen - das ist jetzt ein bisschen hart ausgedrückt, aber ich bitte, es so zu verstehen, wie ich es meine -, die Planungstätigkeit im Stadtratsbüro Görg von 1996 bis 2001 war gemäß den Aussagen aller Beteiligten in der Untersuchungskommission - es waren sehr viele - geprägt von einer gewissen Ahnungslosigkeit gepaart mit Blauäugigkeit. Andererseits war die Planungstätigkeit des StR Swoboda in den frühen Neunzigern geprägt von beinharter Interventionstätigkeit gepaart mit sozialistischer Freundlerwirtschaft.

Meine Damen und Herren, das ist in kurzen Sätzen das Ergebnis der Befragungen aller Beteiligten, ob es Baufirmen, Genossenschaften oder Beamte waren. (GR Franz Ekkamp: Wo sind die Beweise?) Das ist für mich die Zusammenfassung im Kurzen. (GR Franz Ekkamp: Das sind Verdächtigungen!) Kollege Ekkamp wird mir ja hier Recht geben. (GR Franz Ekkamp: Nicht Recht geben!) Ich würde sagen, bei Swoboda waren die Beamten offensichtlich ununterbrochen unter Interventions- und Weisungsdruck. (GR Franz Ekkamp: Beweise sind Sie schuldig!) Bei Kollegen Görg hatten viele von ihnen Planungsfreiheiten, aber kaum Kontrolle. Swoboda hat die Richtung beinhart vorgegeben, sehr oft auch die parteipolitische Linie, er hatte alles unter Kontrolle und natürlich beste Kontakte zu seinem Finanzstadtrat und seinem Wohnbaustadtrat. (GR Christian Oxonitsch: Sie haben nicht einmal teilgenommen an dieser Sitzung!) Kollege Görg hatte leider nicht den guten Kontakt zu den beiden Kollegen (GR Christian Oxonitsch: Sie kommen nicht einmal zu den Sitzungen!), wurde oft im Regen stehen gelassen, und dort haben die Beamten die Kontrolle über die Planungstätigkeit innegehabt. (GR Franz Ekkamp: Sie kommen nicht einmal zu Sitzungen!) Das ist ebenfalls ein Ergebnis aus diesem Untersuchungsausschuss. (GR Christian Oxonitsch: Eine Aussage wider besseres Wissen!)
Meine Damen und Herren, das ist keine Aussage wider besseres Wissen! (GR Franz Ekkamp: Sicher!) Lesen Sie die Protokolle, Herr Kollege Oxonitsch, dann werden Sie draufkommen, dass das in kurzen Worten das Ergebnis ist. (GR Christian Oxonitsch: Sie kommen gar nicht mehr!) Ich war die letzten zwei Male ... (GR Franz Ekkamp: Sie kommen gar nicht hin!) Kollege, ich war die letzten zwei Male aus folgenden Gründen nicht da. (GR Franz Ekkamp: Ach, da schau her! Warum?) Einmal, um Frau Dipl Ing Stich nicht etwa psychisch in eine Lage zu bringen - wenn sie mich sieht, hat sie offensichtlich Angst; was vollkommener Schwachsinn ist, das darf ich hier sagen. Aber ich will sie nicht reizen, dass sie nichts ... (GR Heinz Hufnagl: Das müssen Sie schon der Kollegin überlassen!) Das ist das eine. Das zweite Mal hatte ich beruflich zu tun.

Es ist für mich sowieso klar, wie es hier gelaufen ist. Wir werden dann in einem Redaktionskomitee die Ergebnisse zusammenfassen. (GR Godwin Schuster: Verdächtigungen!) Dass es Interventionen von StR Swoboda gegeben hat, ist eindeutig erwiesen. Wir werden ihn fragen. Es ist schriftlich und mündlich erwiesen, darüber brauchen wir gar nicht zu diskutieren. Aber er wird ja kommen, er kommt aus dem schönen Brüssel, wo es wunderschön ist und wohin ihr ihn abgeschoben habt, von dort kommt er zurück an die Stätte seines Wirkens, da wird er uns Auskunft geben, und wir werden das alles bereinigen. (GR Franz Ekkamp: Sie werden Unrecht haben!) Entweder hat er Unrecht, oder ich habe Unrecht - dann stehe ich nicht an, mich zu entschuldigen. Aber ich glaube, ich werde nicht zu dieser Entschuldigung kommen müssen, weil StR Swoboda sehr wohl politisch interveniert hat, und zwar für die Sozialbau, die ja 100‑prozentig der SPÖ gehört. (GR Harry Kopietz: Blödsinn!) Darüber brauchen wir nicht zu streiten, das steht in allen Medien, in allen Protokollen. (GR Harry Kopietz: Keine Ahnung!)
Aber lassen Sie mich jetzt zum Schluss kommen, zur derzeitigen Planungspolitik des StR Schicker. Man wird die Leistung des StR Schicker erst später messen können. Er ist angetreten mit viel Ambition, mit viel Engagement, doch messen wird man ihn erst am Ergebnis können. Da möchte ich sagen, dass es einige Stolpersteine und einige Gefahrenpunkte für ihn gibt, die er hoffentlich im Sinne der Wienerinnen und Wiener lösen wird. Ich bin mir nicht ganz sicher, aber ich hoffe es im Sinne der Bürger. Zum Beispiel geht es darum, die langen Verfahren, die es hier gibt, endlich einzuschränken - mit den Bürgern, das ist wichtig, aber zu lange hat auch keinen Sinn -, oder darum, dass er endlich Prioritäten bei der Umfahrung von Wien setzt, dass er noch einmal versucht, das Konzept für Wien-Mitte zu überarbeiten, dass er bei der U 2 in Richtung S 8 in Hirschstetten die Lücke von 700 Metern schließt, damit die Leute im Winter nicht 700 Meter - oder 350 Meter in eine Richtung - übers Feld gehen müssen. Bei der U 6 sollte er stark bleiben, dass wir die U 6 endlich in Richtung Floridsdorf verlängern, und zwar in einer tatsächlichen U‑Bahn-Variante, auch wenn sie mehr kostet, aber nicht in der von den GRÜNEN geforderten Straßenbahnvariante.

Er sollte endlich die S 7 im Takt verbessern und gescheite Gespräche mit den ÖBB führen, die ihm ja nicht so ferne stehen. Ab Sonntag fährt er wieder im Halbstundentakt, vielleicht wäre es einmal möglich, auf einen Viertelstundentakt überzugeben. Er soll bei den Wienerberg Gründen endlich schauen, dass wir einen Anschluss an öffentliche Verkehrsmittel haben. Er sollte das Problem Schönbrunner Vorplatz endlich lösen, gemeinsam mit der UNION, und er sollte Monte Laa - was jetzt irgendwann begonnen wird oder relativ bald fertig gestellt wird - auch an die U‑Bahn anschließen können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Betreffend das Geschäftsstück - das habe ich einleitend gesagt - werden wir selbstverständlich zustimmen. Meidling kann nicht warten. Wir werden den Beschlussantrag der GRÜNEN selbstverständlich mittragen, weil es eine Zuweisung ist und wir das prinzipiell machen, dass wir dort diskutieren. Dem Abänderungsantrag werden wir nicht zustimmen, weil wir glauben, es ist sinnvoll, in einem Gebiet, das derzeit sowieso relativ hoch mit Privat-Pkw belastet ist, nicht noch Garagenplätze wegzunehmen, sondern diese Stellplätze dort zu belassen - auch wenn Kollege Chorherr lacht. Ich weiß eh, dass er immer gegen die Garagen ist. (GR Mag Christoph Chorherr: Er lacht deswegen, weil das nicht eingebracht ist!)
Sie bringen heute einen Beschlussantrag und einen anderen Antrag ein. Sie wollen die Stellplatzverpflichtung von 1 : 1 auf 1 : 0,7 ... (Ruf bei den GRÜNEN: ... nicht eingebracht!) Entschuldige, wieso hat er ihn nicht eingebracht? Wieso habe ich ihn dann? (GR Mag Christoph Chorherr: Darf ich selber entscheiden, wann ich einen Antrag einbringe?) Wieso bekomme ich ihn vor drei Minuten mit der Frage, ob ich zustimme? - Dann ist es eh gut, dann brauchen wir gar nicht darüber zu diskutieren! (GR Franz Ekkamp: Entscheidungen ...! Das ist demokratisch!) Dann haben Sie endlich auch die Meinung, die wir vertreten: dass es wichtig ist, Stellplatzverpflichtungen 1 : 1 zu machen.

Im Übrigen ersuche ich StR Schicker, mit der Firma FIAT noch zu verhandeln. Wie ich höre, will die Firma FIAT von dort, wo sie jetzt im Plan noch konzipiert ist, sowieso in den Süden Wiens ziehen. Dann hätte man wesentlich weniger Verkehr, weil selbstverständlich auch die Firma FIAT durch ihren Autohandel und durch den Reparatur- und Servicebetrieb ein erhöhtes Verkehrsaufkommen von Pkw bewirkt.

Damit haben wir, glaube ich, unsere Gründe für die Zustimmung dargelegt und über die Planungsmodalitäten und Planungsvorhaben der ehemaligen Stadträte hier einmal offen diskutiert. - Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Mag Schieder zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Vielleicht gleich beginnend mit den Worten von Kollegen Madejski zum Thema Untersuchungskommission: Ich als fleißiger Zuhörer bei der Untersuchungskommission - mitunter als Zuhörer häufiger dort, als der Kollege Madejski als Mitglied der Untersuchungskommission! - möchte schon sagen: Das Einzige, was sich dort abspielt, ist, dass Sie Verdächtigungen einbringen, die sich bei intensiverer Zeugenbefragung immer als haltlos herausstellen. Es werden Ihrerseits ständig neue Zeugen mobilisiert, aber es stellt sich immer wieder heraus: das verdichtet sich einfach nicht in dem Ausmaß, wie sie es sich wünschen, weil nämlich in dieser Stadt die Kontrollinstanzen und Kontrollmechanismen sowie die Stadtplanung hervorragend funktionieren. (Beifall bei der SPÖ.)
Zu den FIAT-Gründen vielleicht ein kleines Ausholen in der historischen Dimension: Im Jahr 2000 ist das Expertenverfahren ausgerufen worden, unter der Beteiligung der Architekten Fuksas, Czernin, Podsdensek und Schluder. Der Fachbeirat hat zum Beispiel damals schon bei seiner Begutachtung die Berücksichtigung der langen Allee hineinreklamiert. Die Hochhausvariante, die der Fachbeiratvorsitzende Hollein einmal kurz in einem Mediengespräch vorgeschlagen hat, ist weder vorher und schon gar nicht mehr nachher weiterverfolgt worden. Daher gratuliere ich all denjenigen, die die Hochhausvariante so großartig verhindert haben, dazu, dass sie da gegen Windmühlen geritten sind. Denn es war dort nie Hochhaus in ernsthafter Überlegung und schon gar nicht in Planung! Daher kann ich den Verhinderern nur gratulieren: Wenn sie etwas verhindern, was gar nicht passiert, dann sind sie ja höchst erfolgreich. (GR Mag Christoph Chorherr: Na, na!)
Aber es kam dann zum internationalen Wettbewerb. (GR Mag Christoph Chorherr: Das glaubst du aber selber nicht, was du jetzt gesagt hast!) Oh ja! (GR Mag Christoph Chorherr: Umso schlimmer!) Nein. (GR Mag Christoph Chorherr: Dann haben wir uns eingebildet, wir sind zurzeit gegen Hochhäuser!) Ehrlich gesagt, das ist leicht möglich, dass ihr euch das eingebildet habt. (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - GR Mag Christoph Chorherr - Beifall spendend -: Bravo!)
Es gab dann auch den internationalen Wettbewerb mit den Architekten Lainer, BUS und Caramel. Im September 2001 gab es jene Bürgerversammlung, in der eine intensive Diskussion zu verschiedensten Themen stattfand und von den anwesenden grünen Bezirksräten das Verkehrsthema aufs Tapet gebracht wurde. Aber es war das Ergebnis dieser Bürgerversammlung, dass man sich zu einer maßvollen Verdichtung in diesem Bereich bekennt, auch deshalb, weil es dort eine hervorragende Anbindung an den öffentlichen Verkehr gibt.

Danach ist es in den weiteren Bürgerversammlungen, zum Beispiel jener am 27. Mai des heurigen Jahres, noch einmal zur Vorstellung eines adaptierten Verkehrsplans und ‑konzepts gekommen. Planer Rosinak war selbst bei der Bürgerversammlung anwesend und hat mit den anwesenden Leuten darüber diskutiert. Meiner Information nach gab es dort in der Anzahl marginale Wortmeldungen zum Thema Verkehr. Ich meine, man kann auch nicht sagen und vorwerfen, dass hier nicht ausreichend informiert worden ist. Ich erinnere nur an zahlreiche Postwurfsendungen, ich erinnere an einige Ausstellungen zum Thema Schönbrunn in verschiedensten Bezirken, in allen betroffenen Gegenden zu all diesen Bereichen. Daher kann man hier wirklich nicht davon sprechen, dass nicht ausreichend informiert worden ist, sondern es ist darüber wirklich offensiv und intensiv informiert und diskutiert worden.

Im Dezember 2001 hat die Beurteilungssitzung stattgefunden. Danach gab es ein Gespräch mit dem Bundesdenkmalamt, und nachdem sich herausgestellt hat, wie der Bauzustand und die Nutzbarkeit des Objekts ist - der Halle, die ja ursprünglich ein Verfahren hatte, um sie unter Denkmalschutz zu stellen -, ist auch auf Antrag des Denkmalamtes beschlossen worden, die Unter-Schutz-Stellung nicht weiter zu verfolgen. Damit ist es im Mai 2002 zur Einstellung dieses Verfahrens zur Unter-Schutz-Stellung gekommen, und damit kann das von der Jury ausgewählte Projekt zur Umsetzung gelangen. Das entspricht dem heute vorliegenden Flächenwidmungsplan und Plandokument.

Ausgehend davon muss man sagen, es gibt in diesem Plangebiet eine hervorragende Anbindung an das öffentliche Verkehrsnetz. Es gibt die U 4-Station Schönbrunn, es gibt den 10A, es gibt den 9A, der auch eine Verbindung zur U 6 darstellt, und es gibt den 63A. Auf dem Gelände - so wird es im Plandokument vorgeschlagen - soll der bis jetzt dort dominierende Autohändler FIAT nur noch zu einem geringeren, ganz kleinen Teil vorhanden sein, und es sollen Hotels, Büros und Wohnungen errichtet werden können.

Die dem Plandokument zugrunde liegende Ziele sind, glaube ich, gerade für dieses Gebiet Wiens und für diesen Bereich Meidlings sehr wichtige: dass man in dem Gebiet durch diese Möglichkeiten einen Impuls setzt, aber gleichzeitig auch Rücksicht auf Schönbrunn und seinen Status als Weltkulturerbe nimmt, dass man die bestehenden Baustrukturen erhält, dass man Wohnraum und Arbeitsstätten schafft, dass man auch die dort so beliebten Alleen schützt und die Durchgängigkeit erhält.

Zum Thema internes, innerbetriebliches Mobilitätsmanagement glaube ich sagen zu können, dass das durchaus ein Vorschlag ist, dem man näher treten kann. Man kann unsererseits dem Antrag ebenfalls zustimmen, auch deswegen, weil es jetzt schon konkrete Ansätze gibt, einem innerbetrieblichen Mobilitätsmanagement andernorts in Wien zur Durchsetzung zu verhelfen. Daher kann man gerne auch versuchen, ihm dort, im Bereich Schönbrunn und FIAT-Gründe, zum Durchbruch zu verhelfen. Das ist durchaus ein Ansatz, der weiterzuverfolgen ist.

Zu Schönbrunn selbst: Wir wissen - zumindest wir, die wir uns bei diesen mannigfaltigen Ausstellungen über die Vorhaben und über Schönbrunn informiert haben -, dass es einige Vorhaben gibt und dass es auch über den Wettbewerb Ergebnisse gegeben hat, zum Beispiel, dass beim Heldenhof und der vorgelagerten Wienflussbrücke, also der Brücke über die Wien, der Verkehr und die Fahrbahnen umgedreht werden sollen, sodass dort, wo jetzt heruntergefahren wird, künftig hinaufgefahren werden kann, und dort, wo jetzt hinaufgefahren wird, danach heruntergefahren wird. So wird der Platz als gesamter Platz begreifbar und begehbar, und er wird entsprechend dem empirischen Charakter des Schlosses Schönbrunn als Platz freigehalten. Begonnen wird mit der Umsetzung dieser Maßnahme nach Fertigstellung des Schwarzenbergplatzes, es besteht also auch hier ein sehr konkreter Zeitplan. Es ist aber auch verständlich, dass man nicht alle ... (GR Mag Christoph Chorherr: Wann?) Nach Fertigstellung des Schwarzenbergplatzes. (GR Mag Christoph Chorherr: Und wann ist der fertig? - GR Günter Kenesei: Wenn er fertig ist!) Genau. 

Es gibt den weiteren Vorschlag, die Westeinfahrt hin zur U‑Bahn zu verlegen und vom Schloss Schönbrunn wegzurücken. Das ist ein sehr guter Vorschlag, den auch die Stadt Wien und die Verkehrs- und Stadtplanung jederzeit sofort rasch umsetzen, nur gilt es da ein paar Hürden zu überwinden. Das eine ist die Schönbrunn Betriebsges.m.b.H., sie ist einer der Grundeigentümer, seitens des Bundesministeriums. Es gibt auch noch die Frage des ... (GR Mag Christoph Chorherr: Die wollen das unbedingt!) Ja, dass sie es unbedingt wollen, sagen Sie euch vielleicht, aber es reicht für die Stadtverwaltung nicht immer, ein Wollen von einem grünen Klubobmann ausgerichtet zu bekommen, sondern es braucht hier konkrete Vereinbarungen, Schriftstücke und Unterschriftsleistungen. Dann kann man das gerne machen. (GR Mag Christoph Chorherr: Ich borge dir mein Handy, ruf an!) Wenn du anrufst und das jetzt organisierst, dann wären wir dir sehr dankbar. Die Verhandlungen, die ja seitens der Stadt geführt werden, haben noch nicht dorthin geführt.

Es gibt auch noch immer das ungelöste Problem des UNION-Sportplatzes, der genau dort auf dem Areal liegt und für dessen Umsiedlung noch Maßnahmen zu treffen sind, die auch nicht im Bereich der Stadt liegen. Dann, wenn das umgesetzt ist, gibt es sogar einen direkten Zugang von der U‑Bahn zum Schloss Schönbrunn ohne Querung der Westeinfahrt.

Das ist auch genau die Maßnahme, die wir umsetzen wollen, nur braucht es hiezu auch die Einwilligung der Schönbrunn GesmbH, bei der jetzt einmal der Ball liegt. 

Und wenn es heißt: "mieser Hintereingang", dann möchte ich dem grünen Klubobmann schon sagen: Ich weiß nicht, ob man Otto-Wagner-Architektur in dieser Stadt als "miesen Hintereingang" bezeichnen kann. Denn die U‑Bahn-Station Schönbrunn ist ja ein Otto-Wagner-Gebäude, und ich weiß nicht, ob das ein "mieser Hintereingang" ist. Und die behindertenfreundlichen Aufzüge, die hinten die direktere Zugänglichkeit ermöglicht haben, haben ja auch durchaus eine Verbesserung dargestellt. Ich lasse mir hier auch nicht vorwerfen, dass ich das nicht kenne. Es ist nur die Frage, ob vorne oder hinten aussteigen, schwer zu beantworten, außer man hat eine Zentrum-zentrierte Sichtweise, denn "vorne" oder "hinten" hängt noch immer davon ab, von welcher Station ich mit der U‑Bahn anreise, und daher ist es sowohl vorne als auch hinten, wo sich der Lift befindet.

Kollege Neuhuber hat beklagt, dass es im Bereich Schönbrunn eine Vielzahl von Wettbewerben gegeben hat (Zwischenruf des GR Mag Alexander Neuhuber.), beziehungsweise Sie haben dies festgestellt. - Dazu muss man sagen: In der Tat hat es mehrere Wettbewerbstätigkeiten gegeben, nur: Das Wichtige ist für mich in diesem Zusammenhang, dass der Vorgänger von StR Schicker diese Wettbewerbe begonnen hat und dass Rudi Schicker sie jetzt zu Ende führt und wir sie heute auch insofern zu Ende führen, als wir dieses Plandokument beschließen werden (GR Dr Matthias Tschirf: Umsetzen!) und in der Folge dann auch umsetzen werden.

In diesem Sinne, glaube ich, ist es für die Entwicklung des Gebiets rund um Schönbrunn und der FIAT-Gründe notwendig, dass wir heute diesem Plandokument unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN und der ÖVP, angenommen.

Es liegt noch ein Beschlussantrag der GRÜNEN vor, und zwar der GRe Mag Chorherr und Kenesei betreffend Flächenwidmungsplan Nr 7340. In formeller Hinsicht beantragt man die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Stadtentwicklung und Verkehr.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Beschlussantrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist einstimmig der Fall und daher angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 148 (04723/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Vertragsgenehmigung bezüglich SAP-Modul-Beratungsleistungen. 

Es ist hiezu niemand zum Wort gemeldet. 

Wir können daher gleich zur Abstimmung kommen.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 155 (04577/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7437 im 11. Bezirk, KatG Kaiserebersdorf. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Bayr, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Petra Bayr: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Zimmermann. Ich erteile es ihm.

GR Paul Zimmermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Dieser Abänderungsantrag ist deshalb erforderlich, weil es eine geringfügige Änderung geben wird. Er ist vor allem deshalb einzubringen, weil er durchaus im Sinne der dort befindlichen Bevölkerung, speziell der Gärtner und der Landwirtschaftsbetriebe, ist, und damit endgültig die Debatte über die so genannte B 228 zu Grabe getragen wird. Daher wird eine andere hochrangige Straßenführung über die Bühne gehen. 

Der Antrag hat folgenden Inhalt: 

"In der aktuellen Rechtslage ist die 11. Haidequerstraße einerseits als öffentliche Verkehrsfläche, andererseits als Einbautentrasse festgesetzt. Zur Sicherstellung einer durchgehenden Straßenverbindung entlang der 11. Haidequerstraße im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan sollen die bisher als Einbautentrasse ausgewiesenen Teilabschnitte als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt werden. Um diese Zielsetzung zu erreichen, ist eine geringfügige Ausweitung des Antragsgebiets erforderlich."

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe Ihnen einen Plan mitgebracht. (Der Redner hält ein Exemplar des Plans in die Höhe.) Der sieht jetzt so aus: Dieser blaue Teil hier ist jetzt gestrichen, und der Verkehr geht jetzt über die 11. Haidequerstraße rundherum, damit die Betriebe nicht mehr der Diskussion und vor allem dem Verkehr ausgesetzt sind.

Ich ersuche Sie nochmals um Zustimmung zu diesem Abänderungsantrag. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, der Fall.

Es liegt noch ein Abänderungsantrag vor, und zwar ... (GR Paul Zimmermann: Das ist dieser! - Rufe bei der SPÖ: Das war dieser!) - Entschuldigung, das war dieser Abänderungsantrag. (Ruf bei der SPÖ: Jetzt kommen wir zum Geschäftsstück!) - Entschuldigung, das war jetzt ein Fehler. Jetzt kommen wir zum Geschäftsstück.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die dem Geschäftsstück zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist wiederum mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, der Fall.

Es gelangt nunmehr Postnummer 156 (05150/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7421 im 11. Bezirk, KatG Kaiserebersdorf. 

Es ist niemand zum Wort gemeldet, deshalb können wir sogleich zur Abstimmung schreiten.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, der Fall.

Es gelangt nunmehr Postnummer 157 (05126/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7324V im 23. Bezirk, KatG Inzersdorf. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum gegenständlichen Akt.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! - Stadtrat kann ich leider keinen begrüßen, weil er bei dieser Debatte, obwohl sie seine Geschäftsgruppe betrifft, nicht da ist. Aber das ist eben so.

Dieses Geschäftsstück behandelt unter anderem eine Verlängerung einer zeitlich begrenzten Bausperre. Das wäre an und für sich kein großes Thema, das einen Grund darstellen würde, hier am Rednerpult einen Diskussionsbeitrag abzuliefern. Es betrifft aber ein Plangebiet, das schon einmal zu einem etwas längeren Debattenbeitrag von meiner Seite Anlass gegeben hat. (GR Christian Oxonitsch: Soll vorkommen!) Soll vorkommen, ist aber auf Grund der neuen Geschäftsordnung ohnedies nicht mehr möglich. Ich möchte hier aber trotzdem einige Punkte klarlegen, nämlich auch wie in diesem Zusammenhang - es geht um einen Teilbereich der B 301, der Wiener Südrandstraße - mit Bürgerinnen und Bürgern in dieser Stadt und mit deren Rechten umgegangen wird.

Das ist ein Thema, das an und für sich Herrn StR Schicker immer sehr interessiert. Er ist einer, der ja immer vehement darauf drängt, dass Bürgerbeteiligung als eine der Prämissen in der Stadtplanung hoch angeschrieben ist. Sie steht wahrscheinlich in der Prioritätenliste bei ihm ganz weit oben - ich hoffe, dass an der zweiten Stelle die Anwesenheit im Gemeinderatssaal steht. Ich möchte hier einmal für all diejenigen, die sich vielleicht nicht so sehr damit beschäftigt haben, klar machen, wie bei einem UVP-Gesetz, also bei einem Bundesgesetz mit Mitwirkung der Landesbehörde, tatsächlich mit Bürgerbeteiligung umgegangen wird. 

Jeder weiß, dass zum Straßenbauprojekt B 301 ein UVP-Verfahren durchgeführt wurde - wie wir jetzt im Nachhinein wissen: ein UVP-Verfahren, das einer Farce gleichkommt. Zwar wird den Bürgerinnen und Bürgern in dieser Stadt mitgeteilt, dass sie, wenn sie sich zu einer Zweihundertschaft zusammenfinden, eine Bürgerinitiative, eine Partei, eine Bürgerpartei bilden können und dass diese Bürgerpartei per Gesetz allerlei Rechte und Möglichkeiten übertragen bekommt. Diese Bürgerinitiativen haben sich, insgesamt 16 an der Zahl, gebildet, haben beim UVP-Verfahren zu diesem Straßenbauprojekt ihre Stellungnahmen abgegeben und haben an dem gesamten Verfahren mitgewirkt. Es hat eine Anhörung gegeben, die im Austria Center stattgefunden und über vier Tage lang gedauert hat, unter reger und intensiver Beteiligung aller Betroffenen. Es hat dort Versprechen, die in einem Protokoll nachzulesen sind, von Seiten der Errichtergesellschaft gegeben, welche Maßnahmen alle ergriffen werden, um dieses Straßenbauprojekt umweltverträglich zu gestalten. Es hat Forderungen der Sachverständigen gegeben, die von der Straßenbaugesellschaft selbst nominiert wurden und die alle dazu gesagt haben: Ja, wenn man all diese Maßnahmen, die wir hier jetzt festgelegt haben, umsetzt, dann ist es umweltverträglich. 

Nach dieser Sitzung hätte es dann ein Protokoll geben sollen, um für die Bürgerinnen und Bürger nachzuweisen und nachlesbar zu machen, was tatsächlich von diesen Maßnahmen umgesetzt wird und wie die ÖSAG in Zukunft vorzugehen gedenkt. - Dieses Protokoll gibt es offiziell bis zum heutigen Tage nicht. Mittlerweile ist diese Anhörung über zwei Jahre her. Die Maßnahmen, die von den Sachverständigen und Gutachtern aufgelistet wurden, sind bei weitem nicht in die Projektierungsarbeiten der ÖSAG eingeflossen. Und seit zirka einem halben Jahr gibt es einen höchstgerichtlichen Entscheid, mit dem allen Bürgerinnen und Bürgern in dieser Stadt quasi ausgerichtet wird: Spart euch die Zeit, die ihr bei Sitzungen von Bürgerparteien, UVP-Verfahren oder Anhörungen verbringt! Sie kann sinnvoller genutzt werden, denn dieses UVP-Verfahren bei dieser Bundesstraße, bei dieser Südrandstraße war von Anbeginn eigentlich nur eine Bürgerbeschäftigungstherapie. Durch die §‑4-Trassenverordnung, die als Grundlage für dieses UVP-Gesetz beziehungsweise für dieses UVP-Verfahren gegolten hat, war nämlich eigentlich schon festgelegt, dass diese Straße errichtet wird, und alle Diskussionen darüber, wie man das eine oder andere noch abändern könne, hatten eigentlich nur den Sinn, die Leute ruhig zu stellen und sie mit viel Papierkram zuzuschütten. Dass diese Rechtsprechung und dieses Verfahren, diese Verfahrensschritte dem derzeit geltenden EU-Recht widersprechen, wird auf einer anderen Ebene geklärt und diskutiert werden. 

Interessant ist, dass es nach Bekanntwerden dieses höchstgerichtlichen Entscheids keine wie auch immer gearteten Anstalten gegeben hat - weder auf Bundesseite noch auf Seiten Wiens, zum Beispiel von Herrn StR Schicker -, irgendwelche Maßnahmen zu ergreifen, um Verbesserungen beim UVP-Gesetz und bei diesem Bürgerbeteiligungsverfahren in die Wege zu leiten. Daher zweifle ich daran, dass Herr StR Schicker das, was er als Bürgerbeteiligung, als breite Diskussion immer wieder in den Raum stellt, wirklich ernst meint. 

Es gibt eine Reihe von Beispielen aus der jüngsten Vergangenheit, anhand deren wir ihm beweisen können, dass er es nicht wirklich ernst meint. Es ist heute schon einmal das Thema Sensengasse gefallen, es ist vorher gerade ausführlich über die FIAT-Gründe diskutiert worden, und es gibt noch eine Reihe weiterer Maßnahmen, die von Seiten der Stadtregierung gesetzt werden und bei denen auf die Meinung der Bürgerinnen und Bürger, auf das Mitpartizipieren, auf das Mittragen von Entscheidungen so gut wie kein Wert gelegt wird.

Ich möchte diesen Tagesordnungspunkt auch dazu nutzen, einen Beschluss- und Resolutionsantrag einzubringen, der einen weiteren Teilbereich im 23. Bezirk betrifft, der in den letzten 14 Tagen oder drei Wochen wieder heftiger diskutiert worden ist, und zwar den gesamten Bereich in Siebenhirten, wo es darum geht, dass Flächen im Bereich jenes 1 000-Hektar-Plans, in Bezug auf welche dieser Gemeinderat beschlossen hat, sie freizuhalten und weiterhin für eine öffentliche Nutzung zur Verfügung zu stellen und für die Bevölkerung nutzbar zu machen, jetzt offensichtlich auf Grund von privaten Interessen einer Wohnbaugenossenschaft, die dort in Kooperation mit dem Sportamt der Stadt Wien und mit dem Bezirk vorgeht, diesen Leuten einfach weggenommen werden und in Zukunft nicht mehr als frei zugängliche Grünflächen erhalten sein werden. Es geht um den Erhalt der seit Jahren von der Bevölkerung Siebenhirtens umkämpften Teilfläche im Bereich Wettengelgasse - Zwerggrabengasse - Anton-Freunschlag-Gasse im 23. Bezirk. Nachdem ein Teil des Erholungsgebiets im Jahre 1995 zu Bauland umgewidmet worden war, wurde nach heftigen Protesten der Anrainerinnen und Anrainer bezüglich dieses Bauprojekts diesen damals zugesagt, dass der verbleibende Rest von rund 10 000 Quadratmetern weiterhin als öffentlich zugängliche Grünfläche erhalten bleiben würde. 

Seit Beginn der Bauarbeiten am umstrittenen Wohnbauprojekt ist den AnrainerInnen der Zugang zu diesem Erholungsraum, der sich im Besitz der Stadt Wien befindet, verwehrt, da es einen Pachtvertrag mit der "Heimbau" gibt und die Firma Heimbau dieses Grundstück eingezäunt hat. Als eines der wichtigen stadtentwicklungspolitischen Ziele ist unter anderem gerade bei dieser Flächenwidmung in der Begründung gestanden, die bestehenden Grün- und Erholungsgebiete zu erhalten und für eine qualitativ und quantitativ ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Grünraum zu sorgen. 

Die Frage, wie die Begründung für diese Flächenwidmung mit der Realität, die wir jetzt haben - nämlich verpachtet an die "Heimbau", eingezäunt und nicht als öffentliche, frei zugängliche Grünfläche nutzbar -, unter einen Hut zu bringen ist, ist der eine Punkt. 

Der andere Punkt ist, dass sowohl der Bezirksvorsteher im 23. Bezirk als auch das Wohnbauressort wenig Anstalten zeigen - und die Planung schon gar keine -, dort tatsächlich das umzusetzen, was in der Flächenwidmung festgeschrieben ist beziehungsweise was den Leuten damals versprochen wurde. 

Seit den Diskussionen und nachdem die Bürgerinitiative gestern einen Gesprächstermin gehabt hat, wissen wir, dass dort Tennishallen hinkommen, dass andere Sportaktivitäten auf diesem Gelände geplant sind und es den "großzügigen" Versuch des Herrn Bezirksvorstehers im 23. Bezirk gibt, den AnrainerInnen günstige Konditionen für die Nutzung dieser Sportanlage herauszuverhandeln. - Nun, sehr "großzügig"! Zuerst wurde den Menschen versprochen: Selbstverständlich bleibt diese Fläche frei zugänglich! Das wird eine Freifläche, diese wird vom Bezirk ausgestaltet! Das wird eine Art Park! Es wird der Kinderspielplatz für die "Heimbau" dort untergebracht, weil sie auf ihrem eigenen Grundstück offensichtlich zu wenig Platz dafür vorgesehen hat. - Mit all dem hätten die Menschen dort gut leben können. Faktum ist, dass sie jetzt hinter dem Zaun - oder vor dem Zaun - stehen und dass ihnen diese Grünfläche, dieses Stückchen Grün, das sie bislang über Jahre und Jahrzehnte genutzt haben, entzogen wird. 

Wir bringen daher folgenden Beschlussantrag ein:

"Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Grünfläche zwischen der Wettengelgasse, Zwerggrabengasse und Karl-Tornay-Gasse weiterhin als öffentlich zugängliche Spiel- und Erholungsfläche erhalten bleibt. Keinesfalls soll die Fläche durch Nutzung als Sportfläche nur einem beschränkten Nutzerkreis zugänglich gemacht werden."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Ich glaube, es ist notwendig, dort das umzusetzen, was dieser Gemeinderat auch beschlossen hat, nämlich im 1 000-Hektar-Plan, in dem es ohnedies schon Abstriche in diesem Bereich gegeben hat, indem man gesagt hat: Okay, ein Teil der Fläche wird für eine Wohnnutzung herangezogen, aber dieses letzte Eckerl, dieser letzte Fleck muss erhalten bleiben! - Dass das dann mit einem sehr eigenartigen Pachtvertrag mit einer sehr eigenartigen Begründung der "Heimbau" übertragen wird, nämlich mit der Begründung, dass die "Heimbau" auf ihrem eigenen Grundstück zu wenig Platz habe, um den notwendigen Kinderspielplatz unterzubringen, das wäre ein Thema für sich, dessen sich einmal der Wohnbauausschuss und die Gruppe Wohnbau annehmen sollte, denn ursprünglich, beim Wettbewerbsprojekt, waren diese Spielflächen noch auf dem eigenen Grundstück und nicht auf dem Nachbargrundstück untergebracht. 

Ich glaube, dass das wieder ein Mosaiksteinchen mehr ist, das die Aussage des Herrn StR Schicker, dass sein oberstes Ziel in Bürgerbeteiligung und Mitsprache bestehe, Lügen straft. Denn überall dort, wo es der sozialdemokratischen Fraktion mit der Bürgerbeteiligung nicht so wirklich passt, werden dann eben die Mehrheitsverhältnisse im Wiener Gemeinderat ausgepackt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ! Das ist eine Politik, die sich gegen die Menschen richtet, gegen die Interessen der Bewohnerinnen und Bewohner, egal in welchem Teil Wiens, und eine solche Politik werden wir sicherlich nicht mittragen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf gleich mit dem von Kollegen Kenesei eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag beginnen und dazu anmerken, dass es sich entgegen dem Titel des Antrags, der lautet: "Erhaltung von öffentlich zugänglichen Grün- und Erholungsgebieten in Wohngebieten", bei der betreffenden Fläche derzeit eher um eine Hundewiese als um ein Erholungsgebiet im Sinne einer öffentlichen Nutzung für die Bevölkerung von Siebenhirten handelt und dass es für die Wohnbebauung durch die bereits 1995 und in der Folge auch 1997 beschlossenen Plandokumente auch die entsprechende Widmung gibt. Ich möchte auch daran erinnern, dass die Beschlüsse in der Bezirksvertretung sowohl 1995 als auch 1997 einstimmig, also mit den Stimmen aller Parteien, gefasst wurden. 

Im Konkreten geht es hier sozusagen um ein Projekt der "Heimbau", das Kollege Kenesei angesprochen hat, das in vielen Diskussionen auch mit den Anrainern immer wieder adaptiert und letztendlich auch im Sinne der Anrainer umgeplant wurde und wozu von Seiten des Bezirks auch eine sehr rechtzeitige Information eingesetzt hat. Andererseits gibt es für die verbleibende Grünfläche eine Sportplatzwidmung - die eben auch vom Gemeinderat beschlossen wurde -, wobei sogar eine Errichtung von Tennishallen möglich wäre, was aber dort nicht geplant ist, sondern die MA 51 hat als Grundstückseigentümer bereits im Jahr 1999 einen Pachtvertrag mit der "Heimbau" abgeschlossen, der auch beinhaltet, dass die Ausgestaltung dieser Sportanlage durch die "Heimbau" vorzunehmen ist und dass in Form eines Themenprojekts, nämlich "Wohnen und Sport", eben keine Tennishallen, sondern eine Freiluftsportanlage mit Tennisplätzen, Flächen für Tischtennis, Volleyball, Fußball, aber auch für Spielgeräte vorgesehen werden soll. (GR Günter Kenesei: Gestern ist ganz was anderes gesagt worden! Warst du dabei bei der Besprechung gestern?)

Das heißt, die Ausgestaltung dieser Sportfläche wird letztendlich auch im Rahmen dieses Wohnbauprojekts von den zukünftigen Mietern finanziert. Es ist aber auch daran gedacht, über einen eigenen Verein hier auch die Anrainer einzubinden und letztendlich auch eine Mitbenützung dieser Sportanlage zu gewährleisten. 

Daher ersuche ich um Ablehnung des eingebrachten Resolutions- und Beschlussantrags. 

Zum Plandokument selbst und auch zu den grundsätzlichen Bemerkungen des Kollegen Kenesei möchte ich feststellen, dass es viele Beispiele gibt, gerade im Planungsressort, anhand deren deutlich wird, dass die Bürgerbeteiligung ein fester Bestandteil dieses Ressorts und der Wiener Stadtplanung ist. Das lässt sich anhand von vielen Beispielen nachweisen, gerade auch jenem des Plandokuments für die Sensengasse, das ja bis heute noch nicht beschlossen wurde, sondern einem weiteren Diskussionsprozess zugeführt wurde. Aber auch im Rahmen der Verkehrsorganisation, beispielsweise durch die mit den Bezirken durchgeführte Veranstaltungsreihe "Mobil in Wien", gibt es eine Fülle von dezentralen Beispielen für aktive Mitbestimmung. 

Zum Plandokument selbst darf ich noch anmerken, dass es eine zeitlich begrenzte Bausperre gibt, und zwar mit dem Ziel, dass es eben die erforderlichen Grundflächen für die Herstellung einer Verbindungsspange zwischen der S 1 und der A 23, der Südosttangente, im Bereich der Hanssonkurve geben soll. Diesbezüglich werden von der zuständigen MA 18 zwei Varianten untersucht, nämlich eine niveaufreie, aber auch eine niveaugleiche Trassenführung, es liegt aber noch keine Entscheidung vor. In beiden Fällen wäre eine Abänderung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans notwendig, die aber noch nicht entscheidungsreif ist, und daher wäre eine Verlängerung der zeitlich begrenzten Bausperre zu beschließen. 

Ich darf daher nochmals um Zustimmung ersuchen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen können und wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist, ohne die Stimmen der GRÜNEN, mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung des Beschlussantrags der GRÜNEN. 

Herr GR Kenesei hat einen Antrag betreffend Erhaltung von öffentlich zugänglichen Grün- und Erholungsgebieten in Wohngebieten gestellt. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dieser Antrag hat nicht die Mehrheit erlangt. Die Sozialdemokraten haben dagegen gestimmt. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 158 (05111/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7443 im 21. Bezirk, KatG Donaufeld und Leopoldau. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dkfm Dr Maurer, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Ich bitte um Zustimmung zu diesem Plandokument.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Kollege Deutsch hat vorhin von der Sensengasse - das ist ja etwas, was relativ nahe liegt - und von Bürgerbeteiligung gesprochen, und er hat sich da sozusagen ein kleines Fähnchen auf den Hut gesetzt. Man muss aber schon sagen, dass es sehr lange gedauert hat, bis das Fähnchen auf den Hut gepasst hat. Und jetzt gibt es sozusagen BürgerInnenbeteiligung. Diese wurde allerdings erzwungen, und zwar von unten, und wurde nicht von vornherein von oben zugestanden. 

Wenn man sich die Chronologie anschaut, dann sieht man, dass es ganz lange gedauert hat, bis es in den Ausschuss gekommen ist, und dort haben Sie eigentlich der Verbauung zugestimmt - wenn ich nicht irre, auch Sie selbst. Dann erst war es durch BürgerInnenproteste möglich, ein Mediationsverfahren durchzusetzen. Jetzt muss man allerdings feststellen, dass das so genannte Mediationsverfahren nur ein so genanntes ist, weil es eigentlich kein Mediationsverfahren ist, sondern nur ein, wie es so schön heißt, "mediiertes Gespräch". Dies ist in diesem Zusammenhang eine Wortschöpfung, weil es bei der Mediation nämlich einen Terminus gibt, und zwar: Es muss so lange diskutiert werden, bis es ein wirkliches Outcome gibt. - Im Fall Sensengasse war es allerdings so, dass wir eine Mediation für das Problem beschlossen haben; herausgekommen ist aber, dass bei dem Antrag zwar alle Parteien zugestimmt haben, aber Sie haben, oder besser gesagt, der Herr Stadtrat hat durchgesetzt, dass es kein Mediationsverfahren gibt, sondern ein mit Ende Dezember terminisiertes Gespräch. Und das ist kein Mediationsverfahren, sondern nur ein Gespräch, und nichts anderes, und man wird schauen, was da herauskommt.

Sie haben überhaupt ein bisschen ein Problem, wenn BürgerInnen sich an Politik beteiligen wollen, denn das, meinen Sie zunächst einmal, ist ein Ding, das eigentlich nicht sein sollte. 

Jetzt komme ich auf das Geschäftsstück zu sprechen. Bei diesem geht es im Grunde genommen darum, dass Sie und Ihr damaliger Koalitionspartner, nämlich Herr Görg - er ist leider jetzt nicht im Saal - und seine Partei, gegen die BürgerInnen am Donaufeld die B 3 durchgesetzt haben. So ist es und nicht anders, auch wenn in diesem Geschäftsstück einige Dinge stehen, die durchaus positiv sind, wie Jugendeinrichtungen, oder dafür Vorsorge getroffen wurde, dass in Zukunft der Marchfeldkanal und die Alte Donau verbunden werden können. Aber Faktum ist, dass Sie gegen den Wunsch zahlreicher BürgerInnen in diesem Gebiet und zahlreicher Bürgerinitiativen (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist ja nicht wahr!) - das ist schon wahr! - die B 3 und die B 232 durchgesetzt haben. (Neuerlicher Zwischenruf des GR Gerhard Pfeiffer.) - Wir können gerne noch ein bisschen weiterreden! Wir kommen dann ohnedies auf die Garage zu sprechen, da können wir uns ein super Match liefern, Kollege Pfeiffer! (GR Gerhard Pfeiffer: Sie waren ja gar nicht dabei!) Sie aber auch nicht - oder täusche ich mich? (GR Gerhard Pfeiffer: Ich war dabei!) Ich war auch dort, aber Sie haben mich nicht gesehen, weil ich so klein bin, ich weiß! Aber Sie sind mir aufgefallen, denn Sie sind stattlicher als ich. - Passt schon! (GR Gerhard Pfeiffer: ... eingeschränkte Sichtweise!) Wir haben eine eingeschränkte Sichtweise, weil wir glauben, dass BürgerInnen durchaus zu ihrem Recht kommen können, an der Politik teilzuhaben? - Das glaube ich nicht! (GR Gerhard Pfeiffer: Aber die Minderheit kann nicht die Mehrheit provozieren! Das geht nicht!)

Was ist die Mehrheit? - Wenn Sie sagen, was die Mehrheit ist, dann erinnere ich Sie daran, dass es da jetzt so eine eigenartige Geschichte im 19. Bezirk betreffend den Vienna-Platz gibt. Wo ist da die Mehrheit gewesen? Bei Kollegen Tiller oder anderswo? (GR Gerhard Pfeiffer: Die Mehrheit hat sich in diesem Verfahren ...!) Welche Mehrheit? Die von der ÖVP? - Ja, das stimmt schon: Die Mehrheit der ÖVP war dafür - "super"! Die Mehrheit der BürgerInnen vor Ort war aber nicht dafür, wenn ich mich nicht täusche. (GR Gerhard Pfeiffer: ... von beiden Bezirken die GRÜNEN dabei!) Ja, ich weiß: Die "bösen GRÜNEN" haben schon wieder die Leute aufgehetzt, und die ÖVP hat wieder kalmieren dürfen. Das kennen wir ja schon von überall.

Noch einmal: Die Bürgerproteste haben Sie ignoriert und trotzdem die ... (GR Gerhard Pfeiffer: ... nicht wahr!) Entschuldigen Sie: Sie haben die B 3 gegen die Bürgerproteste durchgesetzt. Stimmt das oder stimmt es nicht? Oder haben Sie sie aufgehalten, Kollege Pfeiffer? (GR Gerhard Pfeiffer: Nicht durchgesetzt, sondern in einem Bürgerverfahren abgearbeitet!) Ich sage es Ihnen gleich: Sie haben sich damals über die berechtigten Wünsche der Bürger hinweggesetzt! So war es! (GR Gerhard Pfeiffer: Auch wenn Sie es noch zehnmal sagen ...!) Ja, und wenn Sie noch zehnmal sagen, es war nicht so, dann stimmt es auch nicht! - Danke schön.

Jetzt noch einmal zurück zum vorliegenden Geschäftsstück: Wir glauben, dass das keine gute Sache war, und werden diesem Geschäftsstück natürlich nicht zustimmen - auch wenn einige Dinge daran positiv sind. Dabei möchte ich es fürs Erste belassen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster ist Herr GR Reiter zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Grund der Bearbeitung dieses Plandokuments ist an Kollegen Maresch offenbar vorbeigegangen - was mich wundert, denn er sollte in dieser Sache eigentlich die GRÜNEN vertreten. Es ist nämlich neben der Sicherung des 10‑Jahres-Programms auch die Sicherung des Grünzugs, Kollege Maresch (GR Günter Kenesei: Ich kann überall alles hinein...!), Rendezvous-Berg - Alte Donau eines der wichtigen Ziele dieser Bearbeitung. Daraus ergeben sich natürlich auch Konflikte - auf diese sind Sie auch nicht eingegangen - der Anrainer im südlichen Bereich der Donaufelder Straße, die keine Freude haben, wenn Bauland in Sww umgewidmet wird. Aber es wird sicher zur gegebenen Zeit bei den Ablöseverhandlungen ein Kompromiss zwischen Bauland und Sww zustande kommen. 

Aber eines muss gesagt werden - und es wundert mich, dass ich, der ich von den GRÜNEN immer als Betonierer verschrien werde, das jetzt hier sagen muss -: In den übergeordneten Konzepten, nämlich im Stadtentwicklungsplan 1994 und im Leitprogramm Floridsdorf, ist hier eine Trennung zwischen der geplanten und der schon vorhandenen Bebauung, der Siedlung, vorgesehen, und diese Trennung ist dieser große Grünzug, auf den Kollege Maresch überhaupt nicht eingegangen ist, der sich vom Stadtrand, Rendezvous-Berg (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.) - und jetzt braucht er den Kollegen Kenesei auch noch zur Unterstützung - bis zur Alten Donau erstreckt. Viele dieser Flächen sind schon im Besitz der Stadt, und einige werden natürlich im Hinblick auf einen Ankauf als vordringlich eingestuft. 

Kollege Kenesei, der jetzt den Saal verlassen hat (Widerspruch bei Gemeinderäten der SPÖ und der GRÜNEN. - GR Günter Kenesei führt, in der Nähe eines der vorderen Saalausgänge stehend, ein Gespräch auf seinem Mobiltelefon und winkt.) - ach, er ist doch hier! -, hat des Langen und Breiten über das 1 000-Hektar-Programm gesprochen. - Bei diesem Geschäftsstück geht es um einen jener Punkte, wo die Stadt Wien und die Wiener wirklich darauf achten, dass das 1 000-Hektar-Programm erfüllt wird, dass ein großer Grünzug entsteht - und das lassen wir uns von Ihnen beziehungsweise von den GRÜNEN nicht schlecht machen! (GR Günter Kenesei: Im Verhältnis 1 zu 10: Zehnmal weg und dafür einmal was dazu!) 
Zur Sicherung des nördlichen Bereichs dieser Sww-Widmung gibt es diese Sww-Widmung, im südlichen Bereich wird sie erfolgen, damit dieser Verbindungsbach, dieser Donaufeldbach - über diesen haben wir überhaupt nicht gesprochen (GR Mag Rüdiger Maresch: Oh ja! Das habe ich schon gesagt!) - vom Marchfeldkanal zur Alten Donau, der zur Dotierung der Alten Donau beitragen soll, ebenfalls gebaut werden kann, und zwar im Bereich der B 3, bei der Fußgänger-Radfahrer-Unterführung. Dieser Verbindungsbach soll gebaut werden. Man hat sich jetzt - wiederum typisch für die GRÜNEN; ich will nicht sagen, dass das eine Phobie ist, aber es ist eine Reflexhaltung - nur an diese B 3 angeklammert. (GR Günter Kenesei: Hättet ihr sie weggelassen!) Ich verstehe diese Phobien schon wirklich nicht mehr, es ist ein Reizthema! 

Ich sage es in aller Klarheit: An der B 3 führt kein Weg vorbei - natürlich mit Berücksichtigung der Umweltauflagen, natürlich mit dem notwendigen Lärmschutz, natürlich mit den Baumpflanzungen und der Reduktion von Straßenbreiten. (GR Günter Kenesei: Was ist mit der Donaustadtstraße ...?) Aber im Grundsatz sollte man das eine oder andere Mal auch auf Verkehrsplaner hören (GR Günter Kenesei: ... über die Donaustadtstraße diskutieren!), weil auf der einen Seite natürlich eine Bevorrangung des öffentlichen Verkehrs erfolgen soll - diesbezüglich sind wir alle d'accord -, aber daneben ... (Weitere Zwischenrufe des GR Günter Kenesei.) - Kollege Kenesei, beruhigen Sie sich! Schön langsam! Hören Sie mir ein bisschen zu! Vielleicht haben Sie auch einmal neue Argumente - könnte ja sein! - Daneben muss es auch möglich sein, Interessen der Wirtschaft zu vertreten und - jetzt kommt der Punkt - die Interessen Zehntausender Floridsdorfer, die im Bezirkszentrum wohnen, was ihre Umwelt und Lebensqualität betrifft. (GR Günter Kenesei: Fragen Sie die einmal am Spitz!) Diese haben - das sollte Kollege Maresch eigentlich wissen - ebenfalls ein Anrecht auf Lebensqualität, und darum stehen wir zum Bau der B 3! (GR Günter Kenesei: Ja! Donaustadtstraße!)

Meine Damen und Herren! Abschließend möchte ich noch erwähnen, dass das Plandokument natürlich auch im Bezirk eine hohe Zustimmung gefunden hat, dass der Fachbeirat es zur Kenntnis genommen hat und dass meine Fraktion diesem Plandokument ebenfalls zustimmen wird. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Nur eine kleine Berichtigung zu einer Äußerung von Herrn Mag Maresch: Entgegen seiner Behauptung hat es bis jetzt keinen einzigen Beschluss im zuständigen Gemeinderatsausschuss über die Frage Sensengasse gegeben. (Rufe bei den GRÜNEN: Was? Was?) - Danke.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen, der Fall und daher angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 159 (05128/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7525 im 21. Bezirk, KatG Großjedlersdorf II. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Reiter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Plandokument.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist Herr GR Mag Maresch gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Dieses Mal möchte ich es kurz halten.

Wir finden es total toll, dass die Kleingärten gesichert werden, und zwar mit ganzjährigem Wohnen - was wir nicht ganz so toll finden, weil damit letztendlich vielleicht irgendwann einmal eine Verbauung herauskommen kann. Aber Faktum ist: Die Kleingärten sind gesichert.

Jetzt werden Sie sich fragen: Warum stimmen wir dann dagegen? - Weil es 70 davon nicht mehr gibt - ganz einfach! 70 Kleingärten sind gefallen, und der Rest muss sich mit einer Verlängerung der Autobahn herumplagen. Da werden Sie wahrscheinlich noch einige Maßnahmen setzen müssen, damit sich die Bürger nicht Ohropax in die Ohren stopfen müssen. Wir glauben, dass man diese Verlängerung der Nordbrücke nicht braucht - beziehungsweise nicht gebraucht hätte; kommen wird sie sowieso, weil die Mehrheit zustimmen wird. Und deshalb sind wir gegen diesen Akt: weil - noch einmal - Grün verbaut wird! 

Bei allen Versicherungen, die es gibt, dass ohnedies alles in Ordnung sei und dass sowieso Kleingärten kommen, kann ich Ihnen eines bereits sagen - ich kenne diese Fläche ganz gut -: Die Bürgerinnen und Bürger werden sich auf die Dauer bedanken, wenn sie ein bisschen mehr Lärm bekommen, und zwar von Autobahnen! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Was diesen Bearbeitungsgrund - Berücksichtigung der Kleingartenanlage - betrifft, so muss man natürlich schon erwähnen, dass hier Einwände von Seiten der "ÖBB - Immobilien" gekommen sind. Diese wollte dort 360 Wohnungen bauen, wobei in keinster Weise gesichert war, dass auch die soziale Infrastruktur - wie Kindertagesheim, Schulen und so weiter - mitgeliefert wird. Das ist gescheitert. Es gibt keine schlüssigen Konzepte der "ÖBB - Immobilien", und die Budgetmittel sind ebenfalls nicht vorhanden.

Es gibt aber - und das sagt der Fachbeirat - auch Abweichungen zu diesen übergeordneten Planungszielen, indem nämlich jetzt diese Widmung Eklw erfolgen soll. Aber das ist richtig und sinnvoll, und zwar aus einem einzigen Grund: weil diese Anlage natürlich eine Rechtssicherheit braucht. Die wollen die technische Infrastruktur nachliefern - das Wasser, den Strom, den Kanal - und brauchen Rechtssicherheit für ihre Investitionen. Darum hat die Stadtplanung diese Eklw-Anlage auch so gewidmet.

Meine Damen und Herren! Ich ersuche Sie, dieser Widmung zu folgen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Danke schön. - Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen Antrag unterstützen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 161 (05051/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Sachkredit für Projektierungsarbeiten bezüglich der A 23, Anschlussstelle Arsenal, Zubringer A 23 bis B 225 - Bitterlichstraße. 

Es ist hiezu niemand zum Wort gemeldet. 

Wir kommen sogleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 162 (05110/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7476 im 14. Bezirk, KatG Penzing. 

Auch hiezu ist niemand zum Wort gemeldet. 

Wir können sogleich zur Abstimmung schreiten. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 163 (05125/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7358 im 17. Bezirk, KatG Dornbach. 

Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet. 

Wir können sogleich zur Abstimmung kommen.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 169 (05124/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7315 im 9. Bezirk, KatG Alsergrund und im 18. Bezirk, KatG Währing.

Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 170 (05148/2002-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7455 im 20. Bezirk, KatG Brigittenau. 

Auch hier ist niemand zur Debatte vorgesehen. 

Wir kommen daher sogleich zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 11 (05006/2002-GIF) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Nachdotation an den Wiener Integrationsfonds. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Die GRÜNEN werden dieser Nachdotation zustimmen. Ich möchte an dieser Stelle auch sagen, dass wir die Arbeit des Integrationsfonds in großen Teilen schätzen, dass wir die Arbeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in großen Teilen schätzen. 

Um das zu sagen, hätte ich mich nicht zum Wort melden müssen. Was ich heute hier aber auch zu Protokoll geben möchte, ist etwas, worauf ich schon 1992 verwiesen habe und was beim Durchlesen dieses Geschäftsstücks natürlich neuerlich ins Auge springt. Ich habe schon damals gesagt: Wenn der Gemeinderat und der Landtag die Arbeit auf der Gesetzesebene und der Maßnahmenebene nicht so verrichten, dass für die Migrantinnen und Migranten Rechte entstehen, Rechte, auf die man sich dann auch berufen kann, dann bleibt der Integrationsfonds natürlich immer nur ein Ausweg - bis hin zu dem, dass man sagen muss, da ist er dann eine Alibieinrichtung. 

Wenn hier in den ersten Punkten gleich angeführt wird: "WIF-Projekte: Antidiskriminierung beziehungsweise Gleichstellung", dann muss ich sagen: Ja, meine Damen und Herren, aber was man da in erster Linie braucht, ist ein Antidiskriminierungsgesetz für die Stadt Wien! Und da stellt sich dann schon die Frage: Wieso hat Wien kein Antidiskriminierungsgesetz? Wieso gibt es denn das immer noch nicht - sondern einen Integrationsfonds, der quasi auf einem Nebenschauplatz und mit ungeeigneten Mitteln und Instrumenten gegen Diskriminierung ankämpfen muss, die wir Gemeinderätinnen und Gemeinderäte auf der Gesetzesebene zu bekämpfen hätten? Das ist unsere Aufgabe, das müssen wir tun! Wir brauchen ein Gesetz und wir müssen Rechte schaffen. - Das ist das Erste, was ich mit auf den Weg geben muss. 

Detto sind hier gleich als Nächstes die Punkte Wohnen, Bildung und Qualifikation angeführt. Auch im Bereich Wohnen sind wir diejenigen, die sagen, wer eine Gemeindewohnung wann und unter welchen Umständen erhalten kann, und sind wir diejenigen, die hier Rechte schaffen müssen. Das ist nicht der Integrationsfonds, der auf einem Nebenschauplatz kämpft wie gegen Windmühlenflügel, sondern das sind wir. Wir haben das zu tun! Wir können uns nicht hierher setzen, die notwendige Gesetzgebung sozusagen verweigern, aber dann Nachdotationen und Dotationen für einen Integrationsfonds beschließen - und die sollen halt tun, damit die Dinge nicht ganz so arg aussehen, wie sie eigentlich sind, weil hier ein Gemeinderat im Grunde genommen in Sachen Antidiskriminierung und Wohnung versagt. 

In Sachen Bildung - das ist das Nächste, was angeführt wird - gibt es, denke ich, einige Punkte, wo dieser Gemeinderat das, was er tun hätte sollen, nicht getan hat. Diejenigen, die schon etwas länger hier sitzen, kennen vermutlich alle noch den Verein IKL - "Interkulturelles Lernen", interkulturelles Lernprojekt -, der in hervorragender Art und Weise an vielen Schulstandorten Hervorragendes, und das niederschwellig, angeboten hat - ein Angebot, das sich die Migrantinnen und Migranten leisten konnten, das sie gerne angenommen haben, das nicht nur in Nachhilfe bestand, sondern im Rahmen dessen es auch kulturelle Angebote und Sportangebote gab. Das, was dieser Verein gemacht hat, hat wirklich etwas hergegeben! 

Ich möchte die Damen und Herren der Sozialdemokratie nur kurz daran erinnern, was mit diesem Verein geschehen ist: Sie haben den Verein abgedreht! Sie haben dafür gesorgt, dass dieser Verein nicht weiterarbeiten konnte, obwohl sich faktisch alle Schulstandorte zu Wort gemeldet haben und gesagt haben: Wir brauchen diesen Verein! - Jetzt lese ich in diesem Geschäftsstück, dass der Integrationsfonds zum Beispiel auch Gruppen- und Einzelnachhilfe für Schulkinder fördert. - All das bräuchten wir nicht, hätte nicht zuvor der Gemeinderat versagt und ein Projekt abgedreht, das vorbildhaft war! Da kamen sogar aus dem Ausland Stellungnahmen, in denen Leute gesagt haben: Was ist denn da los? Warum wird denn das abgedreht? Das ist ja vorbildhaft für die ganze Welt, für ganz Europa und eine ganz tolle Sache! - Ich verstehe es bis heute nicht, warum Sie diesen Verein abgedreht haben. 

Es gibt natürlich auch jetzt eine ganze Reihe von Vereinen und Initiativen, die zum Fonds gehen und um Subventionen ansuchen, wo ich im Grunde genommen nicht verstehe, warum diese Subventionen abgelehnt werden. Aber vielleicht kann man da in Zukunft auch wieder einmal darüber reden. 

Ich führe jetzt nur kurz drei Dinge an, bezüglich deren ich der Meinung bin, dass der Integrationsfonds tätig werden sollte:

Es hat sich an einigen Standorten in Wien herausgestellt, dass das Angebot von Deutschkursen besonders an Schulen, Volksschulen zum Beispiel, und zwar für die Eltern der Kinder - vor allem sind es Mütter, die das angenommen haben -, eine hervorragende Sache ist, weil das auch niederschwellig ist und weil die Mütter dann auch gleich wissen, wohin mit den Kindern. Diese können nämlich mitgenommen werden. Ich sage hier nicht "Mütter", weil ich der Meinung bin, dass diese Angebote sich nur an Mütter richten, aber es nehmen faktisch nur solche daran teil. Das heißt: Ich denke, der Integrationsfonds kann seine Tätigkeit in diese Richtung erweitern. 

Ich erinnere Sie an das Problem Kindergarten. Da gab es vom Boltzmann-Institut eine Studie und mehrere Veranstaltungen zum Thema Integration, die vom Stadtschulrat durchgeführt wurden. Es tut mir Leid, dass Herr GR Strobl jetzt nicht da ist, aber man konnte sich damals durchaus parteiübergreifend darauf einigen, dass es sinnvoll wäre, Anstrengungen dahin gehend zu unternehmen, dass Kinder aus Familien mit nicht deutscher Muttersprache - oder, darüber hinausgehend, überhaupt noch Problemen mit der deutschen Sprache - mit fünf Jahren den Kindergarten besuchen sollen. Das heißt nicht, dass man sie zwingt, dort hinzugehen, sondern dass man eine Aufklärungskampagne startet, dass man sie einlädt und dass man sagt: Das ist unentgeltlich. - Da zieht das Argument nicht: he, das ist uns alles zu teuer!, denn die Maßnahme Kindergarten für die fünfjährigen MigrantInnenkinder wäre kostengünstiger als alle Nachhilfemaßnahmen und alle Nachholmaßnahmen, die man derzeit im Bereich Schule sehr wohl anbietet. Ich verstehe nicht, warum das nach wie vor nicht gemacht wird, denn hier herinnen sitzen genug Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, die informiert sind, die bei diesen Veranstaltungen dabei waren und die seit Existenz des Integrationsfonds wissen, wie wichtig es wäre, wenn gerade die MigrantInnenkinder einen Kindergarten besuchen würden. 

Ein Letztes möchte ich zu diesem Bereich Bildung noch sagen: Es geht hier um Schülerinnen und Schüler, die die Schule verlassen, aber keinen Schulabschluss haben. Egal welcher Herkunft diese Kinder und Jugendlichen sind oder welcher Sprache oder Sprachgruppe sie angehören, man müsste alles dazu tun, damit sie den Hauptschulabschluss nachholen können. Es gibt in diesen Kursen auch viele Migrantinnen und Migranten, aber ich kann Ihnen versichern: Es gibt viele Migrantinnen und Migranten, die 15, 16, 17, 18 Jahre alt sind, die keinen Hauptschulabschluss haben und die bislang auch keinen Platz in diesen Kursen gefunden haben. Wenn wir derzeit eine bestimmte Anzahl von Kursen anbieten - ich will jetzt nicht sagen, ob es fünf oder acht sind, ich habe keine Ahnung -, man aber feststellt, dass der Bedarf ein weit größerer ist, dann müsste man auch hier sagen: Das ist etwas, was der Integrationsfonds sehr wohl fördert. 

Zusammenfassend noch einmal: Der Integrationsfonds kann nur dann arbeiten, wenn er geeignete Mittel und Instrumente in der Hand hat. Diese Mittel und Instrumente zu schaffen, ist die Aufgabe der Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, und zwar vor allem auf der Gesetzesebene oder auf der Ebene von Verordnungen. Das müssen wir schaffen, damit der Integrationsfonds gut arbeiten kann. 

Ganz abseits von diesen Arbeitsgrundlagen und von der Arbeit des Integrationsfonds möchte ich abschließend noch daran erinnern, dass auch die Bestellung der Leitung des Integrationsfonds demnächst wieder ansteht. Ich erinnere - ganz ohne Polemik und ohne dass ich da jetzt im Besonderen darauf herumreiten möchte - daran, wie besonders unzufrieden wir mit der letzten Bestellung waren, weil wir begründeterweise gesagt haben, das ist eine Parteibuchbestellung gewesen, weil aus dem Objektivierungsverfahren keineswegs hervorgegangen ist, dass Herr Seitner diese Leitung übernehmen sollte. Ich melde für die GRÜNEN an: Wir sind maximal interessiert daran, dass die nächste Bestellung in objektivierter Art und Weise stattfindet, und bitten darum, dass diesmal auch parteiübergreifend dazu eine gemeinsame Meinung hergestellt wird. Denn was es nicht sein sollte, ist, dass der Integrationsfonds an sich zum Spielball für derartige Auseinandersetzungen wird, und das sollte man durch ein objektiviertes Verfahren bei größtmöglicher Transparenz auch sicherstellen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Strache zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe mir einmal durchgerechnet, wie viele Subventionsgelder der Integrationsfonds in den letzten Jahren seit seiner Gründung im Jahre 1992 bereits erhalten hat, und ich bin bei meinen Berechnungen auf zumindest 750 Millionen S an Steuergeldern gekommen. Das ist eine horrende Unterstützung, die in den Integrationsfonds geflossen ist, und wir denken, dass wir, wenn mit diesem Geld zielgerichtet und zweckdienlicher umgegangen worden wäre, heute wesentlich weniger Probleme im Bereich der Integration in Wien vorfinden würden.

Frau Kollegin Jerusalem hat etwas Richtiges angesprochen: Ich glaube, dass es im Wesentlichen auch daran liegt, dass wir mit dem Integrationsfonds einen Verein haben, der sehr stark parteipolitisch ausgerichtet ist, der letztlich auch durch eine rote Parteibrille begutachtet wird und funktioniert und wo auch die Personalbestellungen so abgelaufen sind, dass sich die SPÖ Margareten dort immer sehr stark personalpolitisch festgesetzt hat. Ich denke, dass Herr Max Koch in seinem Denken oder auch in seinem politischen Sinn den Freiheitlichen sicher nicht nahe steht, Frau Stadträtin, aber dass das mit Sicherheit ein Mensch war, dem man den Idealismus nicht absprechen konnte und der auch wirklich mit vollstem Engagement für den Integrationsfonds eingetreten ist. Wenn sogar dieser festhält, dass er offenbar deshalb abgelöst wurde, weil er eben nicht so leicht durch eine Partei in dieser Stadt lenkbar und ausrichtbar war, dann sollte uns das zumindest zum Denken anregen und zumindest ein bisschen dazu führen, dass man sich von Seiten der verantwortlichen Stadtregierungspartei auch in Selbstkritik übt. 

Wenn von Integration gesprochen wird, dann spricht man immer davon, dass diese selbstverständlich keine Einbahnstraße sein darf. Es wird auch vom Integrationsfonds oftmals gefordert, dass die Zuwanderung weiter fortgesetzt werden soll, dass man Aufnahme zusätzlich zulassen soll, dass für Zuwanderer selbstverständlich Arbeit, Wohnungen, soziale Sicherheit, Gesundheitsleistungen ermöglicht werden sollen. Das ist alles gut und richtig und korrekt. Aber gleichzeitig wird es als völlig unkorrekt dargestellt, wenn man auf der anderen Seite einmal etwas verpflichtend von den Zuwanderern einfordert, nämlich den Besuch eines Sprachkurses, um auch wirklich zu gewährleisten, dass sie die deutsche Sprache erlernen. Dann ist das "pfui"! Alle Rechte werden von gewissen Vereinen in dieser Stadt oder auch von gewissen politischen Parteien gefordert, aber wenn es darum geht, umgekehrt auch etwas zu verlangen, dann ist das etwas, was zur Verteufelung führt. Genau wie im Fall des Integrationsvertrags, wo der Integrationsfonds ja auch darzulegen versucht hat, wie schrecklich dieser Integrationsvertrag ist, weil man darin nicht mehr und nicht weniger verlangt und einfordert, als dass endlich auch in verpflichtenden Deutschkursen die Sprache, nämlich die Staatssprache, die deutsche, so schnell wie möglich zu erlernen ist. 

Wir denken, dass gute Integrationsarbeit sich nicht dadurch auszeichnet, dass in Vereinen, die hohe Steuergelder kassieren, mit politischer Agitation reagiert wird, dass man gegen Regierungsbeschlüsse agitiert, sondern letztlich die Arbeit darin bestehen sollte, dass man den betroffenen Menschen in dieser Stadt mit praktischen Hilfen zur Seite steht und ihnen dient. Wir denken, dass eine gute Integrationsarbeit darin liegt, dass man die betroffenen Zuwanderer aufklärt, aber auch vermittelt in den Spannungsfeldern, die in der Stadt in kultureller, aber auch sozialer Hinsicht vorhanden sind, nämlich vermittelt zwischen den Zuwanderern und Staatsbürgern. Wir denken, dass gute Integrationsarbeit auch die Unterstützung sinnvoller Regierungsmaßnahmen bedeutet und eben nicht eine Konterkarierung dieser, wie Sie das gerade angesprochen haben.

Ich glaube, Polarisierung hilft in dem Bereich wenig. (GRin Mag Sonja Wehsely: Sagten Sie "wenig"? Haben Sie einen Lernprozess durchgemacht?) Es hilft auch wenig in diesem Bereich, dass man die Zuwanderer gegen die österreichischen Staatsbürger aufwiegelt oder falsch informiert. Ich glaube, dass Integration, wenn man davon spricht, eine ernst gemeinte sein sollte, die nicht letztlich eine Deintegration zur Folge haben sollte, wie sie teilweise heute in dieser Stadt auch noch betrieben wird.

Rote Parteibuchwirtschaft im Integrationsfonds sollte beendet werden, und ich bin gespannt, ob bei der Bestellung der zukünftigen Leitung jetzt endlich davon abgegangen wird. Ich habe irgendwie den Eindruck, dass man hier wiederum versucht hat, einen Verein natürlich in eine parteipolitische Umklammerung zu bringen, und dass man mit den Subventionen, die auch hier zahlreich geflossen sind in den letzten Jahren - es sind insgesamt 750 Millionen S, 54 Millionen EUR in den Integrationsfonds geflossen -, auch über diesen Verein wieder versucht, eine versteckte parteipolitische Werbung zu betreiben. Das ist von unserer Seite aus nicht unterstützbar. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Stürzenbecher gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Debatte über den Wiener Integrationsfonds wird ja heute relativ ruhig vor sich gehen. Die ÖVP ist gar nicht gemeldet beziehungsweise kaum da. (GR Gerhard Pfeiffer: Aber auch von Ihren Kollegen sind wenig da!) Ich hoffe, ich habe jetzt nicht provoziert, dass man das alles noch verlängert. Auch von den Kollegen von den GRÜNEN und der FPÖ sind die Dinge vorgebracht worden, die sie seit Jahren sagen also wenig Neues. 

Nur zur Glaubwürdigkeit vom Kollegen Strache: Ich erinnere mich an die letzte Gemeinderatssitzung vor der Nationalratswahl, wo Sie sinngemäß gesagt haben, dass die größte Wählerrückholaktion zugunsten der FPÖ bevorsteht und dass der Wahlerfolg der FPÖ Recht geben wird. Also, wenn Sie immer so Recht haben wie mit dieser Aussage, dann, würde ich sagen, stimmen auch Ihre Aussagen zur Integrationspolitik in diesem Ausmaß. Und das muss einmal deutlich gesagt werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur Kollegin Jerusalem, die heute leider auch nicht besonders sachlich war: Das, was Sie beim letzten Mal zur Auswahl des Geschäftsführers Seitner gesagt haben, dass da irgendetwas parteipolitisch gewesen wäre, das kann ich in das Reich der Fabel zurückweisen. Wahr ist vielmehr, dass der Geschäftsführer Seitner auf Basis einer externen Personalberatungsfirma in diesen Job gekommen ist und dass es ein objektives Verfahren gegeben hat, und in diesem objektiven Verfahren ist der Geschäftsführer Seitner als Bestqualifizierter herausgekommen. Das ist die Wahrheit, und das soll auch den GRÜNEN und den Blauen, die hier gleich unsinnig argumentieren, einmal gesagt werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dann noch zu dem, was Kollegin Jerusalem zur Subventionsvergabepraxis gesagt hat: Es gibt im Integrationsfonds einen Subventionsausschuss. Das sind unabhängige externe Experten und die vergeben Subventionen. Die Politik hat darauf sinnvollerweise keinen direkten Einfluss, sondern wir vertrauen darauf, dass diese unabhängigen externen Experten die Subventionen fair und gerecht und im Sinne einer konstruktiven Integrationspolitik verteilen.

Jetzt aber zum Sachlichen. Ich möchte schon erwähnen, dass heute ein Ereignis stattfindet - vermutlich wird Geschäftsführer Seitner gerade jetzt in Kürze bei Bundesministerin Gehrer sein, weshalb er nicht hier sein kann -: Eine unabhängige Jury hat den Wiener Integrationsfonds mit dem "Europasiegel für innovative Sprachprojekte 2002" ausgezeichnet und dafür kriegt der Integrationsfonds heute von Ministerin Gehrer - was ich irgendwie für leicht amüsant halte, aber es ist so, sie ist jetzt Ministerin - diesen Preis. Geschäftsführer Seitner übernimmt diesen Preis, und ich kann dem Integrationsfonds und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern herzlich dazu gratulieren, dass sie diesen Preis bekommen haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn man natürlich bedenkt, was die Bundesregierung zu ihrer Sprachpolitik gemacht hat - deshalb habe ich gemeint, ist es schon recht interessant, dass Ministerin Gehrer heute diesen Preis übergibt -, so weiß man, dass die Sprachoffensive des Wiener Integrationsfonds doch ganz anders ist, als eben die "Sprachbeibringpraxispolitik" der Bundesregierung. Ich darf vielleicht daran erinnern, was bei der Sprachoffensive des Wiener Integrationsfonds im Vordergrund steht. Im Vordergrund steht: Maximal 20 Prozent der Kosten werden von den Teilnehmern getragen - also 10 bis 20 Prozent in der Regel -, mindestens 80 Prozent bezahlt die öffentliche Hand, und das ist doch ein sehr wohl tuender Unterschied zu den Plänen der Bundesregierung. 

Seit 1998 hat es 15 000 Migrantinnen und Migranten gegeben, die die geförderten Deutschkurse des Wiener Integrationsfonds besucht haben. Und das Wichtigste ist: Das ist freiwillig. Freiwillig besuchen die Menschen diese Kurse. Es gibt so einen Andrang, dass man zwei- bis dreimal so viele Kurse anbieten könnte. Das übersteigt einfach die Möglichkeiten des Integrationsfonds. Aber Zwangssprachkurse einzuführen, ist nicht nur unmenschlich, ist nicht nur unpädagogisch, sondern auch kontraproduktiv, weil die Menschen Deutsch lernen wollen, aber unter positiven Bedingungen und auf freiwilliger Basis.

Und deshalb sage ich, die Integrationspolitik nach dem Modell von StRin Brauner, nach dem Modell der Stadt Wien ist einfach grundlegend anders und besser als der so genannte Integrationsvertrag der Bundesregierung, welcher von uns nach wie vor abgelehnt wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dieser Integrationsvertrag zeichnet sich durch Zwang, durch Geldstrafen, durch Sanktionen bis hin zum Verlust der Aufenthaltsbewilligung aus, und ich würde wirklich sagen, welche Bundesregierung jetzt auch immer an die Regierung kommen wird - das steht ja noch nicht ganz fest -, auf jeden Fall sollte man im Interesse der Sache und im Interesse der Menschen diesen so genannten Integrationsvertrag grundlegend überarbeiten. Wenn vielleicht die GRÜNEN eine schwarz-grüne Koalition machen, sollte Kollege Ellensohn, der sich da ja schon öffentlich zu Wort gemeldet hat, vielleicht auch seinen Einfluss geltend machen, dass der Integrationsvertrag grundlegend abgeändert und seiner unmenschlichen Praxis entkleidet wird. Wir hoffen hier natürlich auf die GRÜNEN, falls es dazu kommt. (Zwischenruf.)
Noch einmal kurz zur Sprachoffensive des Integrationsfonds. Diese ist ein großer Erfolg, wir müssen aber auch berücksichtigen, dass vom Integrationsvertrag nicht Betroffene künftig noch in den Genuss dieser Sprachoffensive kommen und ihre Deutschkenntnisse ausbauen können. Ich glaube, langfristig oder vielleicht sogar mittelfristig werden wir uns nach dem Vorbild der Niederlande darauf einstellen müssen, dass es auch Orientierungskurse gibt, bei denen die berufliche Orientierung, die Qualifikation und auch die Informationsberatung für den Alltag mit im Vordergrund stehen, bei denen diese Aspekte auch mit  berücksichtigt werden.

Wenn ich jetzt nur kurz einige der vielfältigen Aufgaben des Integrationsfonds aufzählen darf, dessen Bardotation mit weit über 6 Millionen EUR wir heute beschließen, dann ist ein Thema, das sicher im Vordergrund steht und das Kollegin Jerusalem angesprochen hat, die Antidiskriminierung. Ich erwähne hier das Projekt "Equal" für Gleichstellung von MigrantInnen am Arbeitsmarkt. Es soll versucht werden, dass in Betrieben keine Form von Rassismus herrscht und dass auch die Geschäftsleitung mit eingebunden wird, dass antidiskriminierende Maßnahmen gesetzt werden können. 

Ich bin voll für ein Antidiskriminierungsgesetz, glaube aber auch - als Jurist muss ich das sagen -, dass ein Antidiskriminierungsgesetz grundsätzlich vom Bund beschlossen werden soll, weil dort einfach viel, viel mehr Wirkung möglich ist, weil die wesentlichen Kompetenzen Bundeskompetenzen sind. Egal, zu welcher Bundeskoalition es kommen wird, es wäre sicher eine ihrer Aufgaben, ein Antidiskriminierungsgesetz auf Basis des Entwurfs des Ludwig-Boltzmann-Instituts - über den man noch diskutieren kann, aber der ist eine Diskussionsbasis - zu beschließen. Sollte aber eine zukünftige Bundesregierung kein Interesse an einem Antidiskriminierungsgesetz haben, dann bin ich durchaus dafür, dass wir in Wien mit unseren begrenzten Mitteln - in dem Fall juristisch begrenzt - natürlich Antidiskriminierungsschritte auch auf gesetzlicher Basis setzen. Das werden wir machen, so gut es geht, soweit wir die Kompetenz haben. Aber der echte Schwerpunkt muss, wie gesagt, zuerst jetzt noch einmal sein, alles daranzusetzen, dass es zu einem Bundes-Antidiskriminierungsgesetz kommt. 

Ganz kurz noch zur Außenstellenreform, weil darüber in letzter Zeit in der Öffentlichkeit auch wieder einige Unrichtigkeiten verkündet worden sind. Die Außenstellenreform, wie wir sie geplant haben, ist im Interesse der Betroffenen. Sie bringt eine bessere Struktur und Organisation. Es ist, wenn einige Leute mehr in einer Außenstelle arbeiten, eben besser möglich, dass man dann bei Krankenständen, bei Urlauben sozusagen besser jonglieren kann. Auch eine Spezialisierung im Interesse derer, die hinkommen, ist dann viel leichter möglich. Also es ist effizienter und besser, so wie wir das jetzt beschlossen haben. 

Ich kann die Außenstellen nur loben, und zwar nicht nur die, mit denen ich am meisten zu tun habe, nämlich jene für den 16. und 17. Bezirk - ich bin Mandatar des 17. Bezirks und weiß, dass über Bassenagespräche und Konfliktschlichtung irrsinnig viel geleistet wird -, sondern alle Außenstellen und alle MitarbeiterInnen leisten großartige Arbeit. Ich darf in diesem Zusammenhang wirklich allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen des Wiener Integrationsfonds herzlich für ihre engagierte Arbeit danken - das sei ihnen hiermit ausgerichtet -, auch dem Geschäftsführer Seitner, der ja gerade auf dem Weg zur Bundesministerin ist. Herzlichen Dank allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen des Integrationsfonds! (Beifall bei der SPÖ.)

Sie bemühen sich auch um Öffentlichkeitsarbeit. Ich erinnere an die Informationsmagazine, beispielsweise "Viyana Postasi" in türkischer Sprache oder "Becki Glasnik" in serbischer, kroatischer beziehungsweise bosnischer Sprache. Damit werden Zielgruppen über Themen wie Recht, Wohnen, Gesundheit, Schule, Politik in Österreich informiert, und das ist, glaube ich, auch eine sehr wichtige Sache für das reale Leben der Menschen. 

Ich wollte heute eigentlich nicht zum Wahlrecht Stellung nehmen, weil wir das morgen im Landtag auf der Tagesordnung haben, aber leider - ich muss in dem Fall wirklich sagen, leider - habe ich jetzt eine ein bisschen sonderbare Aussendung vom Kollegen Ulm zusammen mit BV Homole und BV Tiller gesehen, die heute, obwohl wir es morgen ohnehin diskutieren, über OTS hinausposaunen: "Wahlrechtsreform in Wien stört Integrationsbemühungen und strotzt vor SP-Eigeninteressen." Sie behaupten da ganz kühn, das geplante Gesetz sei verfassungswidrig, widersprüchlich, unsachlich und undemokratisch. Alle vier Vorwürfe sind absurd, und deshalb möchte ich heute schon einige Worte dazu sagen, morgen werden wir ausführlich dazu sprechen. 

Verfassungswidrig: Wir haben eindeutige Stellungnahmen der bestqualifizierten Rathausjuristinnen und ‑juristen gehabt, aber auch vom höchst renommierten Univ Prof Dr Heinz Mayer, der ein Gutachten abgegeben hat, aus dem hervorgeht, dass unser Vorschlag eindeutig der Bundesverfassung entspricht. Wir haben dann sogar noch eine Modifizierung in Bezug auf das passive Wahlrecht vorgenommen, was den Bezirksvorsteher, dessen Stellvertreter und den Bauausschuss betrifft, weil sich das durch wissenschaftliche Stellungnahmen eben so ergeben hat. 

Da hakt jetzt Kollege Ulm ein, und diese Argumentation finde ich wirklich unfair, dass man einerseits sagt, es soll überhaupt kein Ausländerwahlrecht geben, das darf es nicht geben ... (GR Dr Wolfgang Ulm: Das werden wir Ihnen morgen erklären!) Ja, aber ihr habt heute die Aussendung gemacht und ihr wollt morgen schon in der Zeitung sein. Da haben wir auch das Recht, etwas dazu zu sagen, sonst wäre das keine Waffengleichheit, wie man so sagt. Also, deshalb einige Worte. 

Es ist unfair, einerseits überhaupt gegen das Ausländerwahlrecht zu sein, andererseits aber zu sagen, es ist zu wenig und es ist schlecht, wenn die Bauausschüsse, die Bezirksvorsteher und die Bezirksvorsteher-StellvertreterInnen nur Inländern vorbehalten sind. Das ergibt sich - ich sage: leider - aus der Bundesverfassung. Doch das könnte man leicht ändern, denn das könnte eine Zweidrittelmehrheit im Bundesparlament abändern. Und dazu lade ich sehr herzlich ein, denn dann haben wir diese Ausnahmen nicht mehr, Kollege Ulm. Da nehme ich dich beim Wort, nur passt dann die ganze andere Argumentation nicht mehr zusammen, zum Beispiel, wir hätten es "durchgepeitscht". 

Wir haben eine außerordentlich faire und lange Debatte im Unterausschuss gehabt. Das haben, glaube ich, sogar die KollegInnen von der FPÖ bestätigt, dass wir dort sehr fair und sachlich diskutiert haben. Jetzt herzugehen und zu sagen, wir hätten das durchgepeitscht, ist einfach tatsachenwidrig und zurückzuweisen. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Experten für Migrantenwahlrecht Homole und Tiller führen auch noch aus, dass durch die Herabsetzung des Wahlalters auf 16 Jahre der Wahlkampf angeblich in die Schulen kommt. Im Schulunterrichtsgesetz - das haben wir auch schon 100‑mal gesagt - ist alles ganz klar festgelegt. Da kann es keine Erscheinungsformen geben, wie sie hier immer in den Raum gestellt werden, und deshalb sind diese Sachen auch zurückzuweisen. - Alles andere wirklich morgen. 

Aber ich möchte dem Integrationsfonds auch in diesem Zusammenhang danken. Durch seine ausgezeichnete Arbeit seit über zehn Jahren haben wir in Wien bei den Wienerinnen und Wienern ein Bewusstsein schaffen können, sodass wirklich die klare Mehrheit der Wienerinnen und Wiener dieses Migrantenwahlrecht auf Bezirksebene befürwortet. Dafür danke ich auch dem Integrationsfonds, denn hier hat er mitgewirkt. (GR Gerhard Pfeiffer: Wo haben Sie das her? Woher wissen Sie das?) Das weiß ich beispielsweise deshalb, weil wir das im Wahlprogramm für die Gemeinderatswahl gehabt haben. Und wie die ausgegangen ist, wissen Sie auch. 

Abschließend möchte ich noch sagen, dass wir in Wien eine multikulturelle Gesellschaft haben, dass wir das als Bereicherung betrachten, dass wir versuchen, Probleme, die es mitunter auch gibt, sinnvoll zu lösen, dass es in Wien ein friedliches und kreatives Miteinander gibt, weiterhin geben wird und dass der Integrationsfonds seinen Anteil daran hat. Und dafür noch einmal herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Frau GRin Jerusalem hat sich noch einmal zu Wort gemeldet. Sie hat noch 7 Minuten Restredezeit.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Ich kann es ja ganz kurz machen, aber bezüglich der Sache mit dem Herrn Seitner als Leiter des Integrationsfonds möchte ich das nicht im Raum stehen lassen, was jetzt Herr GR Stürzenbecher gesagt hat. Bevor nämlich noch überhaupt alle Bewerbungen eingetrudelt waren, wo man noch gar nicht einmal gewusst hat, wer aller sich beworben hat, hat man schon gewusst: Seitner wird es. (GR Godwin Schuster: Das ist unrichtig!) Schon zu diesem Zeitpunkt haben es doch die Spatzen von den Dächern gepfiffen. (GR Godwin Schuster: Das ist total unrichtig!) Okay. Gut, ich sage, das ist so, und Sie sagen, nein. Gut. Machen wir weiter. Vielleicht können wir uns auf irgendeinen Punkt einigen. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Machen Sie lieber nicht weiter!)
Dann gab es diese berühmte Personalberatungsfirma, die Seitner durchaus gelobt hat und wo es dann drei Bewerberinnen und Bewerber in der engeren Auswahl gab, plus einem, der dann noch dazukam, also vier. Und da gab es dann ein Hearing. Das wird ja niemand leugnen, dass es dieses Hearing gegeben hat, bei diesem Hearing waren wir ja alle dabei und der Mensch von der Personalberatungsfirma auch. Ich sage jetzt nicht, die Personalberatungsfirma hat einen Auftrag gehabt, den Herrn Seitner zu finden. Das behaupte ich nicht, weil ich es nicht weiß, aber die Idee dazu ist mir schon gekommen, weil mir das so ähnlich vorgekommen ist wie: Jemand gibt eine Studie in Auftrag und am Schluss kommt bei so einer Studie immer heraus, was der Auftraggeber gerne hören will. Das kennen wir. 

Bei diesem Hearing gab es eine - ich sage es ungern, aber im Grunde genommen war es so - desaströse Performance des Herrn Seitner. Der wäre das nie geworden vor einer unabhängigen Jury. Er war wirklich nicht gut. Jetzt kann man immer noch sagen, jemand hat einen schlechten Tag. Den haben wir alle irgendwann einmal. Da hat man halt einen schlechten Tag und ist irgendwann einmal nicht so gut wie vielleicht sonst. Dazu muss man aber sagen, andere Bewerberinnen und Be-werber waren sehr wohl sehr gut dort, und mein Eindruck war, dass sich der Herr von der Personalberatungsfirma höchst unwohl in seiner Haut gefühlt hat. Wenn es also nach dieser Objektivierung gegangen wäre, dann wäre Herr Seitner nicht Leiter des Integrationsfonds - ganz sicher nicht! -, dann wäre es irgendwer anderer geworden. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wieso?) Na ja, weil andere halt besser waren. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist Ihre Behauptung!) Das war ganz eindeutig so. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das ist eine Unterstellung!) Nein!

Und jetzt möchte ich Ihnen etwas sagen, was ich vielleicht sonst nicht gesagt hätte. Am nächsten Tag hat mich Rechtsanwalt Dr Schuppich angerufen und hat gesagt, das war wirklich schlimm, auch er hat ihn keineswegs gewählt. Also, ein bisschen sollte man schon vorsichtig sein, wenn man die Dinge im Nachhinein dann dreht und wendet.

Das, was die Grünen sagen und einfordern, ist: Bei der nächsten Bestellung - die findet ja im kommenden Jahr statt - sollte man eine seriösere Herangehensweise wählen und eine Optik, wie sie beim letzten Mal entstanden ist, vermeiden. In jedem Fall sollte man Abstand nehmen von Parteibuchbestellungen. 

Und vielleicht noch eine Idee: Man kann auch Menschen aus der MigrantInnen- und Migrantenszene ermuntern, sich zu bewerben, und überlegen, ob man nicht auch im Kreis dieser Menschen jemanden finden kann, der qualifiziert ist, um einmal auch ein Signal zu setzen und zu zeigen, dass die Stadt Wien bereit und willens ist, eine Migrantin oder einen Migranten in eine derartige leitende Funktion zu setzen und damit zu zeigen: wir akzeptieren, wir schätzen, wir anerkennen, wir respektieren. Das würde ich mir dieses Mal wünschen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Danke. - Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte bei diesem Akt nur in Erinnerung rufen, dass es nicht um die Bestellung des Geschäftsführers des Integrationsfonds geht, sondern um die Subvention des Integrationsfonds. Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrstimmig, ohne die Grünen und ohne die Freiheitlichen. (Widerspruch bei den GRÜNEN.) Entschuldigen Sie, die ÖVP ist dafür. (GR Mag Christoph Chorherr: Wir auch!) Die Grünen sind dafür. (GR Mag Christoph Chorherr: Wir haben die Hand gehoben!) Sie haben nicht die Hand gehoben. (Widerspruch.) Gut, ich korrigiere es. (GR Christian Oxonitsch: Sie müssen aufzeigen!) Es ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 12 (05049/2002-GIF) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention für den Verein Projekt Integrationshaus. 

Es ist niemand zu Wort gemeldet. 

Wir können gleich zur Abstimmung schreiten. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der ÖVP, angenommen. (GR DDr Bernhard Görg: Das stimmt auch nicht!) Die ÖVP hat mitgestimmt? (GR DDr Bernhard Görg: Ja!) Ich bitte, so lange zu warten, bis ich auch herüberschaue. Es tut mir Leid. Also, es ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 13 (04681/2002-GIF) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "FIBEL - Fraueninitiative, Bikulturelle Ehen und Lebensgemeinschaften". 

Es ist niemand zu Wort gemeldet. Wir schreiten zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 5 (05154/2002-GIF) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss eines Leistungsvertrags mit dem Wiener Tierschutzverein. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Claudia Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Es freut uns, dass dieser Akt heute hier zur Beschlussfassung vorliegt, und es freut uns auch, dass der Herr Bürgermeister auf eine von mir im März eingebrachte Anfrage nun jetzt auch die wirklich notwendigen Schritte bezüglich Tierschutzhaus eingeleitet hat, denn schon im März wollte ich wissen, ob es bezüglich eines Vertrags Fortschritte gibt. Und jetzt gibt es diesen Vertrag. 

Aber man sollte schon auch nicht vergessen, was im Wiener Tierschutzverein, im Wiener Tierschutzhaus los ist, und ob sich mit diesem Vertrag wirklich alle Problem, die dieser Verein hat, lösen lassen, möchte ich einmal bezweifeln. Ich hoffe sehr, und ich hoffe auch, dass es, so wie es in diesem Vertrag festgehalten ist, keine weiteren Forderungen an die Stadt Wien geben wird und dass mit diesem Leistungsvertrag auch wirklich ein Schritt in Richtung Versorgung der herrenlosen Tiere, der Wildtiere in Angriff genommen wird und hier eine bestmögliche Lösung getroffen worden ist. 

Wir sollten uns aber schon auch noch überlegen, wie die in diesem Vertrag geregelten Punkte dann tatsächlich überprüft werden, denn da ist zu lesen, dass bei der Tierrettung der Leistungsnehmer quasi nur dann seine Bezahlung bekommt, wenn es im vorherigen Auftrag passiert. Nun rückt in den meisten Fällen die Tierrettung aus, sehr oft auch in den Nachtstunden. Wie soll ich mir das jetzt vorstellen? Wird dann von der Tierrettung bei der Frau StRin Brauner angerufen und gesagt, wir haben hier die Meldung, dass es irgendwo ein herrenloses Kätzchen oder einen Hund gibt, und dann sagt die Frau Stadträtin, okay, ihr dürft ausrücken, oder passiert das nicht wahrscheinlich, wie annehme, im Nachhinein? Dann hätte man sich eigentlich sparen können, hier in diesen Vertrag hineinzuschreiben, dass es nur im vorherigen Auftrag passieren kann. 

Das Gleiche ist auch bei der Übernahme der Tiere. Also ich glaube nicht, dass man bei jedem Tier, das abgegeben wird, nachfragen kann, ob der Leistungsnehmer die Kosten übernehmen wird, sondern dass eigentlich klar sein sollte, dass die Tiere übernommen werden, und dass dann auch klar ist, dass das Tiere aus Wien sind, die dann auch in diesen Vertrag hineinfallen. 

Grundsätzlich sind wir dafür, und wir werden diesem Akt zustimmen. Wir hoffen, dass es ein Sanierungskonzept für das Tierschutzhaus gibt, wir hoffen, dass das der Stadt Wien vorliegt - uns liegt es nicht vor -, wir hoffen auch, dass die finanziellen Zustände im Tierschutzhaus bereinigt werden und nicht, wie noch im Mai dieses Jahres, dort das große Chaos ausbricht, dass die MitarbeiterInnen dort mit Streik drohen müssen, dass der Vorstand zurücktritt, dass nicht klar ist, wer die Geschäfte führt. Als Geschäftsführer gibt es unserer Information nach noch immer niemanden.

Also, ich denke, es liegt noch vieles im Argen im Tierschutzhaus, und dieser Vertrag ist hoffentlich ein richtiger und wichtiger Schritt in die Richtung, dass die Probleme dort gelöst werden. Aber so wie wir wissen wahrscheinlich auch Sie, dass es nicht nur an einem Vertrag liegt, sondern auch an den handelnden Personen im Wiener Tierschutzhaus, und vielleicht wird es dort auch noch Änderungen geben. 

Wir werden diesem Vertrag zustimmen, damit diese leidige Causa zumindest vorerst einmal ein Ende hat und hier klare Richtlinien und Spielregeln gelten, die beide Seiten auch einzuhalten haben. Wir hoffen, dass mit diesem Vertrag auch wirklich alle finanziellen Ansprüche, die das Tierschutzhaus an die Stadt Wien stellt, abgedeckt sind und dass es wirklich dabei bleibt. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine geschätzten Damen und Herren! 

Ich denke, mit dem Leistungsvertrag, der auf größtmögliche Klarheit und Transparenz abzielt, ist am meisten dem Tierschutzverein geholfen, und wir sollten hier nicht in einen so genannten Vaterschaftsstreit eintreten, denn wichtig ist, dass es eben zu diesem Abschluss dieses Leistungsvertrags kommt. 

Frau Kollegin! Wenn Sie einen Punkt in dem Vertrag, den Bereich der Tierrettung, ansprechen, dann möchte ich schon darauf verweisen, dass es in Wien eine Tierschutz-Helpline gibt, die 24 Stunden am Tag aktiv ist. Wenn Sie die Adresse benötigen, werden wir sie Ihnen zustellen, und Sie können Ihren Bekannten oder Freunden, wem immer Sie sie geben wollen, dann behilflich sein mit dieser Adresse.

Ich denke, gerade der Leistungsvertrag zeigt, wie Wien zum Tierschutzverein gestanden ist beziehungsweise steht. Es ist ein erfreuliches Ergebnis von intensiven Verhandlungen der letzten Wochen. Ich verweise nur darauf: Früher hat die Stadt Wien den Tierschutzverein jährlich mit 3 Millionen S unterstützt, und jetzt gibt es diesen Leistungsvertrag, der eben die Tierrettung regelt, die Unterbringung der Tiere regelt, die Übernahme von Tieren regelt, genau Aufzeichnungen regelt, die tierärztliche Betreuung regelt und natürlich auch die Dienstleistung außerhalb des Tierschutzhauses.

Ich denke, mit diesem Vertrag wird der Tierschutzverein, der natürlich in einer gewissen Krise war, diese auch überstehen, und für die Stadt Wien steht das Wohl der Tiere an oberster Stelle. 

Da die Stadt Wien gewisse Leistungen und Aufgaben übernimmt, für die wir die gesetzliche Zuständigkeit haben, ist nur eines zu bemerken: Eine ebensolche Zuständigkeit oder Verantwortung gibt es auch beim Bund, und der könnte sie auch übernehmen, wenn es um seine Zuständigkeit geht, denn das würde den Tieren mehr helfen, als gewisse Kehrtwendungen im Bereich des Tierschutzgesetzes mit Versprechungen kurz vor der Wahl.

In diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen somit zur Abstimmung.

Es gibt keinen Abänderungsantrag.

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist somit einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 201 (05234/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Übertragung eines zinsenfreien Darlehens von der BAI Bauträger Austria Immobilien GmbH auf die CTF Immobilienentwicklungs- und Betreiber GmbH.

Der Berichterstatter, Herr GR Ekkamp, ist am Rednerpult und leitet ein.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Auch hier ersuche ich um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. (Ruf: Werden Sie jetzt zustimmen? - GR Mag Rüdiger Maresch: Nein!)

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Die Bitte mit der Zustimmung können wir leider nicht erfüllen, aber es gibt ein paar interessante Entwicklungen bei der so genannten "Tiller-Pfeiffer-Garage" im 19. Bezirk. Es ist ja so, dass nach langer Suche endlich einmal ein Betreiber gefunden wurde, die BAI, und jetzt ist er weg. Schade!

Was man sich anschauen muss - und das ist schon eigenartig in Wien -, ist Folgendes: Es gibt doch mittlerweile schon jede Menge Volksgaragen und Optionen auf Volksgaragen. Wenn man sich das so genau anschaut, gibt es jetzt einmal vier Volksgaragen von der STPM. Sie wissen schon, das ist die gemeindeeigene Firma, an der die APCOA eine sehr hohe Minderheitsbeteiligung besitzt. Dann gibt es die Firma CTF, die jetzt die Grinzing-Garage mit allem Drum und Dran übernimmt, die aber offensichtlich auch noch zwei andere Garagen betreibt, auch Volksgaragen. Dann gibt es noch eine mit einer einzigen Garage, die BIP, und die APCOA, die eigentlich sonst auch beteiligt ist, hat auch eine. Dann gibt es noch drei Betreiber. Das heißt also, es gibt vier Betreiber mit einer Garage, und der Rest teilt sich auf zwei Firmen auf. 

Normalerweise nennt man das, würde ich sagen, Oligopol. Eigentlich schon. Es gibt praktisch nur zwei Betreiber - oder Betreiberinnen in dem Fall -, die STPM und die CTF, die substanziell mehrere Garagen betreiben. Das lassen wir jetzt einmal so stehen. Es könnte sein, dass das so ist. Ich weiß nicht, ob das so ist, aber es könnte sein.

Das Nächste, was interessant ist: Jetzt gibt es endlich Geld für Herrn Tillers und Herrn Pfeiffers Lieblingsprojekt, die Garage da oben, und zwar ist es immerhin die einzige österreichische Volksgarage, wo Autobusse auch dem Volk gehören. Wahrscheinlich sind Kollege Tiller und Kollege Pfeiffer mit dem Maßband herumgelaufen, bis sie endlich draufgekommen sind, dass ein Autobus sieben Pkw sind. Ich kann mir das richtig gut vorstellen: Halt an! und so und dann: Aha, passt, geht sich aus! - Mit einem Wort: Wir wissen jetzt, es gibt 25 Busparkplätze, die nicht den Anwohnern gehören, denn die Autobusse wohnen ja nicht dort. 

Sie können sich vorstellen, dass wir mit diesem Garagenplatz keine Freude haben. Die SPÖ hat hinter vorgehaltener Hand auch keine Freude, denn die hätte gerne einen anderen Platz. Wenn es schon eine Garage gibt, dann - und das sage ich Ihnen schon ganz ehrlich - ist dieser Platz wenig geeignet, sondern es wäre sicherlich besser gewesen, beim Karl-Marx-Hof eine zu machen. Nicht, dass ich Ihnen jetzt einen Tipp geben will, Herr Kollege, aber es wäre gescheit gewesen. (Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Die kommt auch!) Ich weiß es eh, die wird eh kommen, aber trotzdem. Das heißt, es gibt dann eine Garage für die SPÖ-Klientel und eine für die ÖVP-Klientel. Das ist eine tolle Geschichte.

Dazu noch ein paar Zahlen. In allen Volksgaragen in Wien gibt es 2 474 Parkplätze für Autos und 25 für Busse. Das Ganze kostet 640 Millionen S, das heißt 47 Millionen EUR. Sie können sich vorstellen, wenn Sie so weitertun und Ihre 50 000 Stellplätze schaffen, dann wird das der Gemeinde Wien und uns allen noch ganz viel Freude bereiten. Das meine ich jetzt nicht wirklich. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Ich will in der Diskussion die ausgesprochene Verbundenheit oder Liebe des Kollegen Maresch zum Herrn BV Tiller nicht in Frage stellen, denn er erwähnt ihn andauernd. Irgendetwas muss da schon dran sein. Ich möchte nur bemerken, weil er den Monopolgedanken angesprochen hat, die CTF und auch die STPM ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Oligopol habe ich gesagt! Oligopol! Das ist ganz wichtig!) Okay! Es gibt wahrscheinlich auch noch andere Betreiber, aber eines traue ich mich schon von hier aus zu sagen: dass die Firma CTF doch einige Referenzen im Bereich des Garagenbaus und als Betreiber mitbringt und somit auch einiges an Erfahrung. Das dürfte auch der Grund sein, warum anscheinend die BAI - ich weiß es nicht genau, ich bin nicht in der BAI - in dieser Lösung den besseren Weg sieht. Und so kommt es auch zur Übertragung des Darlehens, damit diese Garage, die wir schon beschlossen haben, letztendlich verwirklicht wird. 

Da Sie auch noch den 12.‑Februar-Platz angesprochen haben, kann ich das auch beantworten. Ja, diese Garage ist in Planung und sie wird auch dort entstehen. Ich weiß aber noch nicht, wer der Errichter sein wird, wer der Betreiber sein wird. Notwendig ist sie. Ich bin nur gespannt auf das Abstimmungsverhalten der GRÜNEN. Ich hoffe, Sie werden dann dem 12.‑Februar-Platz zustimmen.

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen somit zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die Post 201 sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, gegen die GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 209 (05232/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 9. GR-Subventionsliste 2002.

Es gibt zu diesem Poststück keine Wortmeldungen. 

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. 

Wer von den Damen und Herren für den "Republikanischen Klub - Gruppe Neues Österreich" ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen Freiheitliche und Österreichische Volkspartei, angenommen.

Wer für den Rest der angeführten Liste ist - ich erspare mir das Vorlesen der Vereinigungen und Einrichtungen -, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 194 (05233/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Lokale Agenda 21 in Wien. - Ich nehme an, das war dieses Poststück. 

Es liegt keine Wortmeldung vor, und wir können somit gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren für dieses Poststück ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist somit einstimmig angenommen.

Ich schlage jetzt vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 61 (04983/2002-GKU), 69 (04919/2002-GKU), 70 (04920/2002-GKU), 71 (04921/2002-GKU), 73 (04991/2002-GKU), 80 (04877/2002-GKU), 86 (04883/2002-GKU), 99 (05008/2002-GKU), 104 (05016/2002-GKU), 116 (05033/2002-GKU), 117 (05034/2002-GKU), 139 (05138/2002-GKU) und 144 (05257/2002-GKU) der Tagesordnung - sie betreffen im Wesentlichen Rahmenbeträge für verschiedene Vereinigungen und Institutionen im Kulturbereich - zusammenzuziehen, die Abstimmung dann jedoch getrennt durchzuführen. Das wurde in der Präsidiale auch so vereinbart. 

Gibt es dagegen einen Einwand? - Das ist nicht der Fall. 

Dann darf ich die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Elisabeth Vitouch, bitten, einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich bitte um Ihre Zustimmung zu den vorgenannten Posten, die aus Gründen der Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit en bloc zusammengefasst werden.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

In diesem Fall kann ich es kurz machen, aber nichtsdestotrotz ist es wichtig. Die Grünen werden diesen vorliegenden Rahmenbeträgen nicht zustimmen, und zwar aus einem Grund, den ich auch im Ausschuss bereits genannt habe. Wir glauben nämlich, dass die Art und Weise und die Vorgehensweise des Herrn StR Mailath-Pokorny im Zuge der Budgeterstellung 2003 in den letzten Wochen mehr als problematisch war. Beamte, mit denen wir sonst eine gute Gesprächsbasis, eine sehr korrekte Gesprächsbasis haben, durften plötzlich keine Auskünfte mehr über das Budget geben. Hier wurde ganz offensichtlich versucht, in einer Weise mit den BeamtInnen umzugehen, die ich nur als das Gefühl beschreiben kann, dass alles in dieser Stadt der SPÖ gehört. Und das, sehr geehrte Damen und Herren, ist etwas, was wir uns als Oppositionspartei nicht bieten lassen können und nicht bieten lassen wollen. 

Es liegt mir sehr am Herzen, hier auch zu betonen, dass die Ablehnung dieser Rahmenbeträge erstens kein Misstrauen gegen die Beamten und Beamtinnen dieses Hauses ist, denn die haben in den letzten Jahren immer gezeigt, dass sie mit diesem Geld in einer hoch verantwortungsvollen und sehr, sehr korrekten Weise umgehen. Es ist zweitens auch keinerlei inhaltlicher Grund, denn viele dieser Projekte und viele der Vereine und Projekte, die Gelder aus den Rahmenbeträgen bekommen, liegen uns am Herzen, sind uns wichtig und sind inhaltlich für uns zentrale Anliegen. Hier geht es wirklich darum, einmal in aller Deutlichkeit zu sagen: Diese Vorgangsweise bei der Budgeterstellung ist mehr als problematisch, die können wir nicht auf uns sitzen lassen und daher müssen wir diese Beträge ablehnen.

Mir ist es wirklich wichtig zu betonen, dass es hier nicht darum geht, wer diese Beträge bekommt. Ich weiß, dass es bei den anderen Fraktionen immer wieder Ablehnungen der Rahmenbeträge gibt, weil diese Fraktionen inhaltliche Probleme haben, mit dem, was da gefördert wird. Das ist dezidiert nicht der Fall. Sondern hier geht es ausschließlich darum festzuhalten, dass wir glauben, dass es ganz wichtig ist, gerade in einer von einer absoluten Mehrheit regierten Stadt, dass die Budgets in einer Weise auch den Oppositionsparteien zugänglich gemacht werden, die mehr ist als nur ein Service, sondern ein Beitrag zu Transparenz und Demokratie. 

Und wenn der Herr Stadtrat meint, na ja, im letzten Jahr haben Sie halt einen Zettel bekommen, aber nicht sagt, was denn so geschieht, dann sage ich nur, wir werden selbstverständlich den Antrag der ÖVP unterstützten, der auf Budgetseminare drängt und der besagt, dass wir uns als Oppositionsparteien eine klare - klare! - inhaltliche Zielsetzung dieser Budgets und Erklärungen zu diesen Budgets wünschen. Wir hoffen auch, dass unser Antrag von der letzten Sitzung, von der Budgetsitzung, für eine öffentliche Gemeinderatsausschusssitzung, eine Enquete zum Thema Budgets die Zustimmung der Soziademokratie bekommt, um damit auch sicherzustellen, dass für dieses Thema, dass für die Budgets, diese in Zahlen gegossene Politik, auch für die Kulturschaffenden in dieser Stadt die ausreichende Öffentlichkeit und Mitsprache ermöglicht wird. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Rahmenvereinbarungen im Kulturbereich sind natürlich etwas, worüber man ernsthaft diskutieren kann. Auf der einen Seite ist es klar, dass man nicht jede Kleinstförderung mit einem eigenen Akt durch den Kulturausschuss bringen kann, auf der anderen Seite erfahren wir aber als Oppositionsparteien quasi erst ein Jahr im Nachhinein in einem Bericht, wie diese Gelder vom Stadtrat und von den Beamten vergeben wurden. Da kann man jetzt sagen, wenn das Verhältnis zwischen der Opposition und der Regierung in einem bestimmten Kapitel sehr, sehr gut ist, kann man das akzeptieren. Das ist aus den Gründen, die Frau Mag Ringler Ihnen erklärt hat, sicher nicht der Fall. Die Bereitschaft des Herrn Stadtrats, hier in ernsthafte Gespräche einzutreten, hält sich auch in sehr engen Grenzen, und die Art und Weise, wie er das letzte Mal hier mit der Frage über den Umgang mit Budgetzahlen, die von Frau Kollegin Ringler releviert wurde, umgegangen ist, kann man im besten Fall als uncharmant bezeichnen. 

Die Grünen zeigen daher heute dem Herrn Stadtrat die rote Karte, indem sie alle Rahmenvereinbarungen ablehnen. Wir haben dem Herrn Stadtrat schon einige Male die gelbe Karte gezeigt, das ist aber heute auch aus unserer Sicht das letzte Mal die gelbe Karte. Sollte es kein Gesprächsangebot geben, mit uns über Rahmenvereinbarungen zu reden, die sozusagen ein Mindestmaß an Einbindung der Opposition vorsehen - und soweit ich vom Fußball weiß, kommt die zweite gelbe Karte einer roten Karte gleich -, dann werden wir uns in Zukunft sehr ernsthaft überlegen, auch entsprechend mit den Rahmenvereinbarungen umzugehen. Dies geschieht nicht zuletzt deshalb, weil Sie, sehr geehrter Herr Stadtrat, das letzte Mal in der Budgetdebatte, bei der die ÖVP sich nach einem triumphalen Wahlergebnis sozusagen in sehr nobler Zurückhaltung geübt hat und nur sehr reduziert Kritik geübt hat, das sofort so interpretiert haben, dass die Opposition ohnehin nichts zu sagen hat. Die Grünen kennen sich mit dem Budget nicht aus, weil Frau Kollegin Ringler nicht in der Lage ist, es zu lesen, und die ÖVP mäkelt halt ein bisschen herum, weil zwei oder drei Projekte nicht angenommen wurden. 

Ich sage, das ist kein Klima der Zusammenarbeit, das uns in Zukunft die Möglichkeit geben wird, derartigen Rahmenbedingungen einfach weiterhin so zuzustimmen. Aber ich will zeigen, dass wir jeden, auch den kleinsten ernst gemeinten Vorschlag zur Kooperation von Ihnen natürlich sofort gerne aufgreifen. Sie haben in der letzten Budgetdebatte gesagt und es auch in der Kulturausschusssitzung erneuert, dass Sie gerne bereit sind, sozusagen für lernwillige Gemeinderätinnen und Gemeinderäte ein Informationsseminar zum Budgetlesen zu machen. Da sind wir gerne bereit, diesen Vorschlag aufzunehmen, und ich stelle daher folgenden Antrag:

"Der Gemeinderat bekräftigt die Zusage von Kulturstadtrat Andreas Mailath-Pokorny,

1. vor der jeweiligen Budgetdebatte im Gemeinderat Informationsseminare zum aktuellen Kulturbudget anzubieten, in denen er das Zustandekommen des Budgets und Fragen zu den einzelnen Budgetposten erläutert,

2. seine Beamten anzuweisen, Fragen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aller im Gemeinderat vertretenen Fraktionen zu den einzelnen Budgetpunkten zu beantworten."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu der Informationspflicht Ihrer Beamten möchte ich auch etwas sagen. Sie wurden in der letzten Kulturausschusssitzung von einer Vertreterin der Frau Kollegin Unterreiner gefragt, ob Sie eine Weisung gegeben haben, dass diese keine Budgetauskünfte mehr geben dürfen. Sie haben gesagt, Sie haben das nie getan. Wir wollen den zuständigen Beamten klarerweise schützen und ihn nicht hier vor den Gemeinderat zerren, aber einem Mitarbeiter unseres Klubs - und ich glaube, es gibt auch einen ähnlichen Fall bei den Grünen - wurde dezidiert von einem Beamten erklärt, dass Auskünfte über das Budget ausschließlich über das Stadtratbüro abzufragen sind. 

Das ist meiner Meinung nach ein Widerspruch, dem ich jetzt gar nicht näher nachgehen will, aber wir werden natürlich gerade Ihr Angebot aufgreifen, dass Sie uns in Zukunft persönlich über alle uns relevant erscheinenden Budgetfragen informieren. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Bisher haben Sie mich noch nicht gefragt! Also, dürfte das nicht so ein Bedürfnis sein!) Wir sind bisher davon ausgegangen, dass die Beamten das Recht haben, uns Auskünfte zu erteilen. Übrigens gab es in der Ära Marboe überhaupt nie ein Problem mit den Oppositionsparteien, obwohl wir damals auch drei Oppositionsparteien hatten, während jetzt ein Mitarbeiter unseres Klubs ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Dann bemühen Sie sich, vielleicht einmal selbst anzurufen! - GRin Renate Winklbauer: Den Mitarbeitern steht gar nicht das Recht zu!) Na, da bin ich aber neugierig. Darf ich das laut sagen? Den Mitarbeitern steht dieses Recht nicht zu. (GRin Renate Winklbauer: So ist es! - GR Christian Oxonitsch: Das ist ganz klar geregelt in der Geschäftsordnung!) Na, da bin ich aber neugierig, wenn eine Mitarbeiterin des SPÖ-Klubs beim Herrn Stadtrat oder bei einem zuständigen Beamten anruft, ob er dort die Antwort bekommt: Melde dich bitte gefälligst beim Herrn Stadtrat! Da bin ich aber sehr neugierig, ob das so gehandhabt wird. Wir werden das gerne einmal ausprobieren. (Beifall bei der ÖVP.) Also, darüber können wir gerne diskutieren. (GRin Renate Winklbauer: Das ist klar geregelt! - GR Christian Oxonitsch: Das ist ganz klar geregelt! - GR Godwin Schuster: Die Vorgangsweise ist ganz klar geregelt! Dazu hat nur der Mandatar das Recht!) 

Aber, Herr Stadtrat, das zeigt nur einmal mehr, dass Sie offensichtlich nicht bereit sind, mit einer Opposition ein vernünftiges, konstruktives Gesprächsverhältnis aufzubauen. Wir haben ja heute schon in der Früh eine Aktuelle Stunde gehabt, die sich mit einer Frage auseinander gesetzt hat. Ich glaube, der Wortlaut dieser Fragestellung, die wir heute in der Früh an eine andere Stadträtin gerichtet haben, ist eigentlich, muss ich sagen, von der Formulierung her durchaus in Ordnung, aber man wird sich überlegen müssen, welche der Oppositionsparteien dann einfach nur einen Namen wird austauschen müssen, um das nächste Mal ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: So groß kann das Interesse nicht sein, wenn Sie mich nicht anrufen). 

Lieber Herr Stadtrat, ich rufe Sie in Zukunft gerne jedes Mal persönlich an, wenn ich ein Problem habe. Wir haben das bisher der Fairness halber immer so gemacht - ich glaube, das gilt für alle Fraktionen -, dass wir die Zeit eines amtsführenden Stadtrats geschont haben, so weit das möglich war. Wenn es nicht um eine hochpolitische Auskunft gegangen ist, haben wir nicht den Stadtrat persönlich angerufen, sondern seine Beamten, die auch immer bereit waren, uns Auskunft zu geben. Wenn Sie in Zukunft offensichtlich gerne mit uns telefonieren, ist das kein Problem. Wir können noch einen viel intensiveren Kontakt haben. 

Mein Antrag steht trotzdem, und meine zweite gelbe Karte wackelt gewaltig. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Herr Stadtrat! 

Wir haben ja dieses Problem das letzte Mal im Ausschuss genau diskutiert. Ich habe das so in Erinnerung, dass Sie auf die Frage, ob es Ihren Beamten gegenüber eine Weisung gab, geantwortet haben: Das ist nicht der Fall. - Ich akzeptiere das so und werde in Zukunft die Informationen, die ich brauche, weiterhin bei den Beamten abfragen, und ich nehme an, das wird in Zukunft kein Problem sein. Es gab das Problem. Es mag vielleicht ein Missverständnis gewesen sein, ich weiß es nicht. Auf jeden Fall nehme ich an, dass das in Zukunft wieder ohne Probleme so läuft. Zusätzlich habe ich von Ihnen die Zusage bekommen, dass auch Sie persönlich immer zur Verfügung stehen. Ich habe das zweimal überprüft. Es hat funktioniert. Wenn das weiterhin so sein wird, dann ist das vielleicht ein vorübergehendes Problem gewesen.

Was die Rahmenförderungen angeht, wollen wir nur einen Punkt herausnehmen, und zwar die Freien Gruppen. Sie wissen, dieser sehr große Topf an Subventionen - es ging ja in der letzten Zeit um etwa 70 Millionen S - ist sehr viel Steuergeld, und ich meine, man müsste damit sehr behutsam umgehen. Wir haben in all den Jahren die Freien Gruppen immer wieder abgelehnt, weil die Transparenz, die wir als Oppositionspartei fordern mussten - das ist ja unsere Aufgabe -, nicht gegeben war. Wir haben das immer wieder kritisiert, doch man ist darüber hinweggegangen. Das war unserer Meinung nach nicht richtig, zumal auch manchmal der Verdacht aufgekommen ist, als ob auch eine gewisse Zugehörigkeit zu einer im Haus vertretenen sehr großen Partei von Vorteil wäre, wenn es um die Vergabe von Geldern geht. (GR Dr Matthias Tschirf: Wirklich? - Heiterkeit bei der FPÖ und bei der ÖVP.) Na gut, ich möchte jetzt nicht lange über Hubsi Kramer und so weiter reden, aber wir wissen ja alle, wovon wir sprechen. Das ist ein Grund, dass man als Oppositionspartei wirklich angehalten ist, im Interesse der Bevölkerung hier aufzupassen, dass die Gelder auch richtig vergeben werden. 

Das ist unsere Haltung in den letzten Jahren gewesen, und es war schon interessant, dass das Kontrollamt der Stadt Wien genau das, was wir jahrelang vorgebracht haben, ganz genau bestätigt hat. Ich möchte nicht ganz detailliert darauf eingehen, aber interessant ist es schon, wenn man sich ein bisschen die Zahlen anschaut. Zum Beispiel im Bereich der Freien Gruppen - hier wurde das Jahr 2000 überprüft - gab es 234 Förderungsansuchen. Es ging damals um einen Betrag von 76 Millionen S - dieses Mal geht es nur um einen ersten Rahmenbetrag von ungefähr 4 Millionen, aber es ist ja eigentlich sehr viel höher -, und für die im Referat, also in der MA 7, verbliebenen 225 Förderungsakten langten 177 Abrechnungen ein. Ich meine, das ist schon interessant: 50 Abrechnungen waren zwei Jahre, nachdem das Geld ausgegeben wurde, noch immer nicht eingelangt. 

Es steht da noch ganz detailliert, wie hier mit Steuergeldern umgegangen worden ist, und das ist mehr als fahrlässig. Es wurde bereitwilligst jedes Jahr Geld hergegeben, ohne dass man die Kontrolle verlangt hat. Diese Kontrolle, diese Transparenz, wie wir sie immer wieder gefordert haben, ist nicht gegeben. 

Das allein scheint auch ein Grund gewesen zu sein, dass der Herr Stadtrat jetzt diese Studie in Auftrag gegeben hat, und wir freuen uns auch, dass so etwas gemacht wird. Wir werden dann aber sicherlich noch detailliert darüber reden, denn ich glaube, es geht bei einer guten Kulturpolitik nicht nur darum, dass man schaut, dass das Geld den Künstlern zur Verfügung gestellt wird, sondern man sollte sich auch als Vermittler fühlen - Herr Stadtrat, ich spreche Sie jetzt persönlich an -, als Vermittler zwischen dem Publikum und den Kulturschaffenden. Das scheint mir gerade im Bereich der Freien Gruppen nicht so gewesen zu sein, sondern man hat eher darauf geschaut, dass man denjenigen, die Geld angefordert haben, Beamte, die sich berechtigt gefühlt haben, Geld zu bekommen, bedienen wollte. Da besteht dann schon die Gefahr, dass diejenigen mehr Geld bekommen, die einem politisch nahe stehen oder mit denen man befreundet ist, und da kann es dann schon passieren, dass zu gewissen Zeiten - ich kann mich gut erinnern, das war nach der Regierungsbildung - auch Gehorsam einverlangt wird und dass man das von einigen Künstlern, die sich nur in vorauseilendem Gehorsam und nicht auch im Nachhinein bemüßigt fühlen, sich auch ideologisch zu einer Seite zu bekennen, durchaus auch einfordert. 

Das heißt, eine gute Kulturpolitik sollte sich auch in der Hinsicht darum kümmern, ob das denjenigen, die das zahlen, das heißt dem Publikum, auch zugute kommt. Es kann nicht so sein, dass Geld als Ausgleich für mangelnden Erfolg oder als Ausgleich für mangelnde Qualität gegeben wird. 

Deswegen - ich komme wieder zurück - finde ich es gut, dass hier einmal eine Studie gemacht wird, und ich hoffe, dass dann aber auch Konsequenzen daraus gezogen werden, denn dass jetzt wiederum im Vorhinein ein fester Betrag gewährt wird, das finden wir nicht richtig, das ist auch der Grund, warum wir diesmal wieder ablehnen. 

Bei der Studie haben wir uns erlaubt, eine Stellungnahme auch der Freiheitlichen dazu bekannt zu geben, weil ja diese Studie von allen hier im Haus vertretenen Parteien gemacht wird, und ich möchte hier noch einmal sagen: Wir wollen haben, dass diese Vergaben öffentlicher Gelder in Zukunft ohne ideologische Vorgabe und ohne parteipolitische Präferenzen geschehen müssen, und - ich komme noch einmal darauf zurück - Akzeptanz und Erfolg beim Publikum, das ja letztendlich die Förderungsmaßnahmen bezahlt und für das es ja auch gedacht wird, sollte als Kriterium, als Maßstab gelten. 

Wir lehnen den Rahmenbetrag für die Freien Gruppen ab. Den anderen werden wir zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Renate Winklbauer ist zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

GRin Renate Winklbauer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Wir befinden uns offensichtlich im Moment in einer für die Opposition recht ungünstigen Zeit - auf der einen Seite die Nachwahlsituation, auf der anderen Seite die Vorweihnachtszeit -, und da verstehe ich schon, dass es für Oppositionspolitiker und ‑politikerinnen sehr schwierig ist, Gehör zu finden, auch öffentliches Gehör zu finden. Da muss man sich dann halt Themen suchen und versuchen, sie aufzublasen. Und so befinden wir uns in der Situation zwischen der Trotzreaktion der Marie Ringler, weil man ihr das Budget nicht erklärt hat, und dem Muskelspiel des Herrn Kollegen Salcher, der sich da als Schiri aufspielt und gelbe, rote oder sonstige Karten verteilt. 

Ich glaube, dass die Situation, dass die Rahmenbeträge zu ernst sind für solches Oppositionskalkül oder für ein Spiel, auch mit der öffentlichen Meinung, weil es da wirklich darum geht, dass eine Vielzahl von Initiativen Möglichkeiten erhalten, die sie bei anderen Vorgehensweisen wahrscheinlich nicht so einfach bekämen.

Ich möchte aber trotzdem zuerst einmal, bevor ich darauf eingehe, was alles nicht möglich wäre, doch noch auf diesen Vorwurf an den Stadtrat, was die Transparenz betrifft, eingehen. Vielleicht können wir der frisch gebackenen Frau Magister ein bisschen einen Nachhilfeunterricht erteilen, wenn sie Leseschwierigkeiten beim Budget hat. Ich glaube, man kann aus dem Voranschlag alles herauslesen, wenn man lesen kann und wenn man sich in der Kameralistik auskennt. Dafür die geeigneten Fähigkeiten zu entwickeln, ist, glaube ich, schon die Eigeninitiative eines jeden Gemeinderats hier im Hause und nicht die Aufgabe, die der Stadtrat erfüllen muss, indem er Seminare oder dergleichen veranstaltet. Also wir lehnen diesen Antrag auch ganz deutlich ab. Es ist die Aufgabe jedes einzelnen Gemeinderats, sich die nötigen Voraussetzungen zu verschaffen, um hier die Tätigkeit, die er zu erfüllen hat, zu machen. Wir tun das in unserer Fraktion und die Oppositionsparteien sollen es halt auch versuchen. 

Ich glaube, dass die Transparenz groß ist, und das Angebot des Herrn Stadtrats, selber auf Fragen zur Verfügung zu stehen, ist ja aufrecht. Es ist bis jetzt nicht eingefordert worden. Also, vielleicht sind auch die Fragen nicht klar. Die lieben Kollegen wissen auch nicht, was sie zu fragen haben. Und hinsichtlich der behaupteten Weisungen an Beamte ist ja auch schon klargestellt worden, dass die nicht gegeben sind. (Zwischenruf des GR Dr Matthias Tschirf.) Herr Kollege, Sie können, glaube ich, das Budget auch lesen. Oder nicht? (Neuerlicher Zwischenruf des GR Dr Matthias Tschirf.) Nein, Sie brauchen mich nicht zu fragen. Fragen Sie in der Fragestunde und stören Sie mich nicht in meiner Rede. (Beifall bei der SPÖ.) Sie können Fragen in der Fragestunde an den Stadtrat stellen oder an wen auch immer.

Ich möchte auf die Konsequenzen eingehen, die es geben würde, wenn Rahmenbeträge nicht in dieser Form geschehen würden. Ich möchte den Oppositionsparteien durchaus vorhalten, dass sie damit vor allem kleineren Initiativen schaden und dass das gegen kleinere Initiativen gerichtet wäre, wenn es dazu käme. Aber glücklicherweise sind wir so verantwortungsvoll und beschließen das auch ohne die Opposition für die, die eine Unterstützung brauchen, für die es nicht möglich wäre, lange zu warten, darunter sehr viele ehrenamtliche Initiativen in den Bezirksaktivitäten. Es geht aber auch um den Bereich der Jungfilmförderung. Es ist ja eine große Liste. Es geht darum, dass man auch kleine Verlage und Autoren fördert, und zwar rasch fördert und nicht den schwierigen und langen Weg durch den Aktenlauf und die Kameralistik durchführt. Es geht um Förderungen von kleinen literarischen Vereinigungen, es geht um die Jungfilmerförderung, für die das eine große Behinderung wäre. Es geht um Druckkosten im Wissenschaftsbereich. Es geht um einzelne wissenschaftliche Initiativen und Gruppen, wo die Arbeit, die wissenschaftliche Kleinarbeit, Basisarbeit sehr gelähmt werden würde. Also alle diese Bereiche, der interkulturelle Bereich, die Auslandsaktivitäten, alles das würde verzögert und verlängert, und das noch angesichts der Tatsache, dass 90 Prozent der Anträge, die in diese Rahmenbeträge fallen, ohnehin nicht in den Ausschuss und in den Gemeinderat kämen, weil sie unter die Grenze der 7 400 EUR fallen würden.

90 Prozent der Anträge würden sowieso nicht in den Gemeinderat kommen, weil sie unter der 7 400 EUR-Grenze liegen. Also warum hier Bürokratie einzufordern, die von der Transparenz her nicht mehr bringt, als die sehr große vorhandene Transparenz, die es jetzt gibt, ist für mich nicht einsichtig, und genau aus diesem Grund werden wir uns nicht diesem Vorweihnachts-Nachwahl-Oppositionskalkül unterwerfen, werden diesen Akten zustimmen und halten es nach wie vor für die beste Möglichkeit der raschen Hilfe, vor allem für kleine Kultur- und Wissenschaftsinitiativen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Dr Tschirf hat sich zum Wort gemeldet. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich schlage Ihnen Folgendes vor: Nehmen Sie sich ein Beispiel am Finanzminister und an der Bundesregierung! (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. - Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ist er jetzt bei euch oder nicht? Ist er Koalitionsminister?) Herr Stadtrat, hören Sie gut zu, denn das wäre ein ganz guter Vorschlag für Sie. Nehmen Sie sich ein Vorbild.

Da ist nämlich Folgendes: Da gibt es eine Vereinbarung zwischen den Klubobmännern auf Bundesebene und dem Finanzminister, wo festgelegt wird, dass das alles ins Internet gestellt wird, was beim Budgetvollzug geschieht. Jetzt weiß ich, dass es offensichtlich etliche Politiker bei Ihnen gibt, die nicht imstande sind, dort nachzuschauen. Diese Vereinbarung gibt es. Fragen Sie beim Herrn Cap nach. Der Herr Cap wird Ihnen das bestätigen, dass das so ist.

Und ähnlich könnten Sie doch auch hier vorgehen. Stellen Sie die einzelnen Daten ins Internet, dann kann man das abrufen und kann feststellen, wie hier der Ablauf tatsächlich ist. Damit könnten Sie hier auch in vorbildlicher Weise vorgehen. 

Und das Zweite, was ich auch noch sagen wollte. Eine Diskrepanz ist ja nicht ausgeräumt worden. Es gibt zwei Möglichkeiten:

Möglichkeit 1: Ich bin auch damit konfrontiert worden, wie ich hier in das Haus gekommen bin als Gemeinderat. Da hat StR Hatzl klipp und klar gesagt: Alle Anfragen gehen über mein Büro, über den Mitarbeiter, über den Mitarbeiter oder über mich selbst. Das hat alles funktioniert.

Die zweite Variante ist die: Man sagt, das geht nicht über das Büro, sondern ich kann die Beamten fragen.

Jetzt bin ich eigentlich irgendwo verwirrt. Auf der einen Seite haben Sie als Stadtrat gesagt, es gibt keine Weisung, bei Hatzl hat es ganz klare Verhältnisse gegeben, zu denen er gestanden ist, und das hat funktioniert. Bei Ihnen ist das nicht so klar, weil Sie im Ausschuss sagen, Sie hätten keine Weisung gegeben, aber andererseits, wenn man dann anruft bei den Beamten, dann dürfen die doch nichts sagen. 

Also wie gesagt: Entscheiden Sie sich für die eine Variante oder für die andere Variante. Aber um rasch einen Weg zu finden, orientieren Sie sich bitte, rufen Sie an beim Karl-Heinz Grasser, fragen Sie nach, wie der das macht und machen Sie es in gleicher Weise. (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Da würden Sie sich freuen, wenn wir das machten!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort zu den 13 Geschäftsstücken. 

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: So ist es. - Und wie ich zuerst schon gesagt habe: Aus Gründen der Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit möchte ich Sie bitten, diesen vorliegenden Geschäftsstücken jetzt zuzustimmen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen somit zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 61 die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich gegen die GRÜNEN angenommen.

Zu dieser Postnummer 61 liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP vor, eingebracht von GR Dr Salcher, betreffend Auskünfte zum Voranschlag des Kulturbudgets. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Er hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Wenn es den Damen und Herren recht ist, erspare ich mir die langwierigen Sätze jetzt zur Abstimmung und werde nur die Postnummern aufrufen.

Wer für die Postnummer 69 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Gegen die GRÜNEN.

Postnummer 70. - Dagegen sind die GRÜNEN.

Postnummer 71. - Detto.

Postnummer 73. - Gleiches Ergebnis.

Postnummer 80. - Ebenso.

Postnummer 86. - Gleiches Ergebnis. 

Postnummer 99. - Es wird Sie überraschen: Ebenfalls. 

Postnummer 104. - Ebenso: Die GRÜNEN dagegen. 

Postnummer 116. - Einstimmig. Superergebnis. 

Postnummer 117. - Ebenfalls einstimmig. 

Postnummer 139. - Gegen die GRÜNEN. 

Und Postnummer 144. - Gegen Freiheitliche und GRÜNE.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 62 (04984/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Zusatzmittel für die Theater in der Josefstadt BetriebsgesmbH. 

Es liegt hier keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für dieses Poststück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ist somit einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 63 (05100/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Betriebssubvention für den Verein Freunde und Förderer des Rabenhoftheaters. 

Die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, wird einleiten. - Bitte schön.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch bei diesem Akt kommt mir die Fähigkeit, Akte zu lesen, sehr zupass. Hier steht nämlich, dass der Rabenhof gerne 1 117 000 EUR Jahressubvention hätte. Tatsächlich sollen aber heute nur 581 000 EUR, also knapp die Hälfte, beschlossen werden. 

Sie wissen alle - die Geschichte des Rabenhofs muss ich heute nicht mehr wiederholen -, dass wir in den letzten Monaten aus nachvollziehbaren Gründen, wie ich glaube, gegen die Subventionen gestimmt haben. Wir glauben, dass die Art und Weise, wie die Stadt hier mit öffentlichen Geldern umgeht, hoch problematisch ist.

Auch im konkreten Fall denke ich, dass klar ist: Aus diesem Ansuchen geht hervor, dass der Rabenhof auch im nächsten Jahr mit den Geldern, die wir jetzt beschließen, nicht auskommen wird können. Das ist auch nicht so ein Wunder, wenn man sich die Kalkulation genauer anschaut. Da gibt es doch den einen oder anderen Posten, der vielleicht in seiner Höhe und Verhältnismäßigkeit ein bisschen verwundern lässt. Dazu haben Sie aber alle selbst die Akten vorliegen und können sich das anschauen. 

Jedenfalls glaube ich, dass es ziemlich unverantwortlich ist, einem Theater, das offensichtlich 1 117 000 EUR im Jahr braucht, um arbeiten zu können, nur die Hälfte zu geben und dann zu glauben, dass das genug sein wird und nicht wieder Schulden angehäuft werden müssen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir lehnen daher diesen Akt ab. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte auch nicht diesen ganzen Akt und Fall der Freunde und Förderer des Rabenhofs hier lang und breit aufarbeiten. Ich möchte nur die Fakts zeigen. 

Faktum war, dass hier einmal Herr StR Mailath-Pokorny, wie er angetreten ist, gesagt hat: Ja, damit das dort weiter bespielt werden kann, wird er jetzt einmalig eine Startsubvention quasi geben. 

Übrigens, ich sage noch einmal, ich bewundere heute noch immer den Mut des künstlerischen Leiters, weil früher hat man ja Theaterräume besetzt, wenn man sie haben wollte. Heute erklärt man, man führt sie ohne Subvention solange, bis dann kein Geld da ist, und schreit entsprechend laut. Aber das war zumindest erfolgreich, und im Theaterbereich gehört das ja manchmal dazu. 

Faktum ist aber: Mittlerweile haben wir mehr als eineinhalb Jahre erlebt, und bis heute ist der Stadtrat nicht in der Lage, zum Rabenhof einen Antrag vorzulegen, in dem der Theaterbetreiber und die Stadt Wien sich auf einen Betrag einigen, zu dem dieses Theater betrieben werden soll. Das ist ein unfassbarer Skandal, weil das gibt es bei keinem anderen Theater! (Beifall bei der ÖVP.)

Es gibt - ich habe es im Ausschuss gesagt - ja nur zwei simple Möglichkeiten. Man sagt, so viel Geld ist da, seid ihr bereit, dafür dieses Theater zu führen? Dann müssen die Ja oder Nein sagen, dann verhandelt man vielleicht noch. Aber wenn man seit mehr als eineinhalb Jahren nicht in der Lage ist, sich auf einen Betrag zu einigen, und das ist ja heute wieder im Akt klar erkennbar, dann stimmt was nicht, und dann muss man sagen, entweder muss das Theater wer anderer führen, es muss neu ausgeschrieben werden mit einer Summe, an die man sich auch hält, oder man muss auch sagen, okay, wenn der Herr Welunschek der Meinung ist, er braucht 12 Millionen S, wenn ich das jetzt so sagen darf, na dann muss man es ihm geben, muss sich allerdings auch fragen, wo man es hingibt. 

Die Wahrheit ist natürlich, dass Sie das Geld nicht haben, die Wahrheit ist, dass Sie daher nicht einen Vertrag abschließen können, der diesem Theater entspricht, und jetzt schummeln Sie sich schon seit eineinhalb Jahren hier drüber, und ich bin wirklich neugierig, auch im Sinne der dort Beschäftigten und im Sinne der Reputation dieses Theaters, wann hier einmal ein Akt vorliegt, wie er jedem anderen Theater in Wien entspricht, der nämlich sagt: Hier gibt es so viel Geld für ein Jahr oder drei Jahre. 

Aus diesem Grund lehnen wir selbstverständlich auch diesen Akt wieder ab und erwarten einmal hoffnungsvoll, ob es Herrn StR Mailath-Pokorny gelingt, uns innerhalb der nächsten drei Jahre einen Akt zum Rabenhof vorzulegen, wo einmal ein Betrag drinnen steht, wo der Theaterbetreiber und der öffentliche Förderer übereinstimmen. Aber dreieinhalb Jahre haben Sie ja noch Zeit, darüber zu verhandeln.

Ich möchte das Thema Theater aber auch nutzen, um hier noch einen Antrag zu einem anderen Thema einzubringen, und zwar im Zusammenhang mit der jetzt schon entstehenden Diskussion über das in Bau befindliche Kindertheater beziehungsweise die ersten Veranstaltungen im Kindermuseum. Da gibt es die Debatte darüber, ob in einem allfälligen Kindertheater dort nur professionelles Theater von Erwachsenen für Kinder gemacht wird oder ob auch die Möglichkeit besteht, dass Kinder dort selbst künstlerisch ihre Ideen auf der Bühne für andere Kinder darbringen, und da wollen wir hier mit diesem Antrag heute auch klar und deutlich Stellung beziehen. Wir glauben, dass, selbstverständlich in Abstimmung mit dem Intendanten, im Prinzip in einem Kindertheater in der Zukunft auch immer die Möglichkeit bestehen muss, dass Kinder selbst auf der Bühne Kreativität zeigen können und künstlerisch tätig sein sollen, auch im Sinne einer Nachwuchsförderung. 

Ich stelle daher den Antrag:

"Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass bei zukünftigen Konzepterstellungen für das Kinderkreativzentrum verstärkt bildende und darstellende Kunst von und durch Kinder selbst berücksichtigt wird." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Zu diesem Antrag des Kollegen Salcher möchte ich gleich sagen: Wir werden dem nicht zustimmen, weil der Antrag eigentlich nur der Beweis ist, dass er sich erstens nicht die Ausschreibungskriterien für das Kindertheaterhaus angeschaut hat, weil da steht das drinnen. Und zweitens ist der Antrag auch der Beweis, dass er offensichtlich noch nie im Kindermuseum war, daher nicht weiß, dass dort sehr kreativ gearbeitet wird. Also, wenn Kollegen so uninformiert sind, dann werden wir diesen Anträgen nicht zustimmen. 

Nun, zum eigentlichen Akt Rabenhof stelle ich mir eigentlich in der Vorbereitung immer die Frage, wann die vereinigte Opposition in diesem Haus endlich soweit sein wird, dass sie sagt: Da gibt es ein wirklich höchst erfolgreiches Theater, eines von vielen, und dieses Theater bekommt wie alle anderen erfolgreichen Theater selbstverständlich Subvention. Jetzt kann man über die Höhe reden, aber selbstverständlich öffentliche Förderung. Und das ist ja wohl unbestritten, dass jedes Theater in Wien öffentliche Finanzierung erhält. Und daher frage ich mich, wann sich endlich die vereinigte Opposition hier herstellen und sagen wird: Wir haben uns geirrt, das nehmen wir zur Kenntnis, ab sofort stimmen wir zu. Oder man sagt zumindest: Wir waren am Anfang dagegen, weil wir mit der Vorgangsweise nicht einverstanden waren, aber wir haben jetzt gesehen, das ist wirklich ein erfolgreicher Spielplan, das wird vom Publikum akzeptiert, das wird von der Presse akzeptiert, das sind ganz interessante Theaterprojekte, wir haben am Anfang nicht zugestimmt, aber wir sind jetzt klüger geworden, wir stimmen jetzt zu. Das ist eigentlich die einzige Frage, die ich jetzt zum Rabenhof noch habe, und ich hoffe, dass wir nicht mehr lange auf diesen Zeitpunkt warten werden müssen. 

Nun, über den Rabenhof ist in diesem Haus schon so viel diskutiert worden, dass man es sich eigentlich ersparen kann, über die Arbeit dort zu reden. Der Rabenhof ist in zwei Jahren zweimal für den Nestroy nominiert worden und hat ihn einmal gewonnen. Der Rabenhof hat hervorragende Kritiken, er hat viel Publikum, wird akzeptiert, hat sich im Theaterleben der Stadt Wien einen fixen Standort erarbeitet, hat ein eigenständiges Profil, was man nicht von allen Theatern so dezidiert sagen kann in dieser Stadt, und daher ist er ein wirklich unverzichtbarer Bestandteil des Wiener Theaterlebens geworden, und wir werden daher auch zustimmen.

Was nun die Subventionshöhe betrifft: Nun ist es oft so, dass die Summe des Antragsstellers höher ist, als die Summe der beschlossenen Subvention. Das ist leider hier auch der Fall, aber vor allem deshalb, weil wir angesichts der Fülle der Theaterförderungen in dieser Stadt nur ein gewisses Budget im Bereich darstellende Kunst haben und daher zum jetzigen Zeitpunkt nicht mehr beschließen können. Wir rechnen natürlich auch damit, dass die nächste Bundesregierung, wie immer sie ausschaut, endlich davon abgeht, dass man sagt, wir fördern alle Theater in dieser Stadt mit einer Co-Förderung, und es ist ja normalerweise üblich, dass die Stadt Wien zwei Drittel fördert und der Bund ein Drittel. Das ist leider beim Rabenhof nicht der Fall, und das ist der Grund, warum wir immer unsere zwei Drittel am Anfang beschließen und damit rechnen, dass auch der Bund endlich seiner Verpflichtung den Wiener Theatern gegenüber nachkommen wird, der immerhin in einer Art Staatsvertrag mit der Stadt Wien einmal abgeschlossen worden ist und der über Jahrzehnte unbestritten war und wo es erst diese Bundesregierung war und vor allem diese Bundesregierung, wo ein ÖVP-Regierungsmitglied verantwortlich ist für diesen Bereich, die Abkehr nimmt von dieser Entwicklung, dass es eben auch Bundesförderung gibt. 

Nun, das ist der Grund, warum wir heute einmal 581 000 EUR beschließen, weil wir einfach damit rechnen, dass der andere Teil, nämlich ein Drittel der notwendigen Subvention, vom Bund kommen wird. Daher werden wir dem heute zustimmen, wiewohl wissend, dass das am unteren Limit dessen ist, was ein Theater in dieser Größenordnung mit diesem Spielplan brauchen wird. Wir werden heute zustimmen und hoffen, dass die Bundesregierung endlich abgehen wird von der Linie, alle Theater in Wien zu fördern, aber den Rabenhof nicht. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen kann, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich gegen die Opposition angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den von der ÖVP, vom Herrn GR Dr Salcher, eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag zur Post 63, betreffend Kinderkunst und Kindertheater im Museumsquartier. Auch hier wurde in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Er hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 72 (04986/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Kulturnetz.

Bei diesem Tagesordnungspunkt ist kein Redner vorgemerkt. Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für diese Post ist, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen so angenommen. 

Ich schlage jetzt vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 76 (05135/2002-GKU) und 77 (05136/2002-GKU) der Tagesordnung - sie betreffen Subventionen an den Verein Wiener Volksbildungswerk - zusammenzuziehen, die Abstimmung aber dann natürlich getrennt durchzuführen. Auch das wurde so in der Präsidiale vereinbart. 

Gibt es dagegen einen Einwand? - Das ist nicht der Fall.

Der Berichterstatter, Herr GR Dr Michael LUDWIG, leitet ein. - Bitte schön.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung zu den beiden vorliegenden Akten.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Wiener Volksbildungswerk macht durchaus auch gute Arbeit für diese Stadt. Da besteht gar kein Zweifel. 

Aber - und jetzt kommt mein Aber - beim vorliegenden Akt haben wir schon im letzten Jahr unsere Zweifel angemeldet, was die Zeitgemäßheit der Veranstaltungen betrifft. Und ich muss sagen, das Déjà-vu, das ich hatte, als ich diese zwei Akten dieses Jahr auf den Tisch bekommen habe, ist nicht unbegründet. Ich habe es mir noch einmal ganz genau angeschaut. Der Antrag von 2001 ist wortident mit dem Antrag von 2002, sogar die Rechtschreibfehler wurden übernommen. Und wenn wir im letzten Jahr im Ausschuss alle, glaube ich, durchaus der Meinung waren, dass es hier einen Innovationsschub braucht, dass die Arbeit in den Bezirken, die wichtige basiskulturelle, stadtteilbezogene Arbeit eine Veränderung braucht, hat sich gar nichts geändert, muss ich sagen. Nicht einmal Punkt und Beistrich haben sich geändert. Und ich bin eigentlich nicht mehr bereit, zu sagen, es muss sich was ändern, vom Stadtrat eine Zustimmung zu bekommen, und dann ist nichts, aber auch gar nichts im nächsten Jahr anders. 

Diese Vorgehensweise halte ich für sehr, sehr problematisch, bei aller guter Arbeit, die das Volksbildungswerk auch leisten mag in manchen Bereichen, gerade im Bereich MigrantInnen. Aber, sehr geehrte Damen und Herren, es braucht hier Veränderung, es braucht hier Innovation auch in diesem Bereich, und ich würde mir sehr wünschen, dass wir in den nächsten Jahren die notwendige und zugesagte Veränderung auch erreichen können. Bis das passiert, warten wir gespannt ab und können diesem Akt leider nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Wort.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die beiden vorliegenden Akten, den Verein Wiener Volksbildungswerk betreffend, muss man auch als zwei unterschiedliche Akte sehen. Der erste Akt bezieht sich auf die Grundsubvention des Vereins Wiener Volksbildungswerk, und dazu muss man sagen, dass das Wiener Volksbildungswerk eine große Zahl an Vereinen unterstützt, an Bezirkskulturvereinen, aber auch Vereine, die im kulturellen, im wissenschaftlichen Bereich tätig sind. 

Die Grundsubvention des Wiener Volksbildungswerks ist vor allem da, um eine Grundinfrastruktur aufrechtzuerhalten und diese basiskulturellen Vereine zu unterstützen. Ohne diese Grundsubvention des Wiener Volksbildungswerks wäre es nicht möglich, dass zahlreiche Bezirkskulturvereine und andere basiskulturelle Organisationen eine entsprechende Unterstützung bekommen. 

Der zweite Akt beschäftigt sich mit einer Reihe von Projekten, die ebenfalls in Kooperation mit den verschiedensten Basiskulturvereinen durchgeführt werden. Ich kann nicht ganz sehen, Frau Kollegin Ringler, wo Sie hier einen zu geringen Innovationsschub sehen. Denn in der Tat ist es so, dass das Wiener Volksbildungswerk eine ganze Reihe von sehr interessanten Projektthemen mit dieser Subvention unterstützt hat und auch in Zukunft unterstützen möchte. Ich denke hier nur beispielsweise an Kulturprojekte in Heimen, in Spitälern und in Schulen. Ich denke hier an Kulturaustauschprogramme zum Beispiel, auch mit Beitrittsländern, mit der Stadt Bratislava beispielsweise. Ich denke hier an die Ringgalerie, die versucht, jungen Künstlerinnen und Künstlern die Gelegenheit zu geben, an interessanten alternativen Ausstellungsorten präsentiert zu werden. Ich denke hier an Projekte im Schwerpunktbereich "Andere Kulturen - Heimat Wien", wo es vor allem darum geht, Zuwanderergruppen zu unterstützen.

Ich kann nicht sehen, wo Sie eine zu geringe Innovation sehen bei den Projekten, die sich mit "Frau sein in Wien" beschäftigen, und ich denke, dass von allen Kulturvereinen, die in engster Kooperation auch mit wissenschaftlichen Aufgabenstellungen tätig sind, ebenfalls eine sehr große Zahl an innovativen und sehr neuen Bereichen beschritten wird. 

Auch im Bereich der Projektsubventionen handelt es sich im Wesentlichen um Rahmenbeträge, aus denen noch nicht klar erkennbar ist, in welchen einzelnen Bereichen konkret diese Beträge eingesetzt werden. Es ist allerdings sehr genau aufgelistet, wie die durchschnittlichen Kosten pro Projekt auszusehen haben. 

Da ich denke, dass auch in Zukunft eine Reihe von modernen innovativen Projekten mit Hilfe dieser Subventionen unterstützt wird, ersuche ich um Zustimmung zu beiden vorliegenden Akten. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen somit gleich zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 76 ist, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich gegen die GRÜNEN so angenommen. 

Und Postnummer 77. - Sie ist ebenfalls mehrheitlich gegen die GRÜNEN angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 96 (04922/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Kunsthalle Wien. 

Die Berichterstatterin, Frau GRin Themel, wird die Verhandlung einleiten. Ich bitte sie zum Rednerpult. 

Berichterstatterin GRin Gerda Themel: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Kunsthalle hat einen existierenden Dreijahresvertrag. Zum Abschluss des Dreijahresvertrags war, glaube ich, auch dem Direktor der Kunsthalle klar, dass es eine Übersiedlung gibt, die mit entsprechenden Kosten verbunden ist, die aber auf der anderen Seite auch mit höheren Einnahmen verbunden sein wird. Denn dass die neue Kunsthalle, eine der wirklich attraktivsten Kulturlocations dieser Stadt, einen größeren Zulauf hat, ist ein Fakt, das er auch selber zugibt, wenn er von Besuchssteigerungen von 20 bis 25 Prozent öffentlich spricht.

Nun zum vorliegenden Akt: Wir haben uns die Kalkulation sehr genau angeschaut. Darin kommen überhaupt keinerlei gesteigerte Einnahmen vor. Das heißt, vielleicht gibt es keine gesteigerten Einnahmen. Diese 20 bis 25 Prozent zusätzlichen Besucherzahlen schlagen sich dort drinnen nicht nieder. Es steht nur drinnen, dass ausschließlich die höheren Mietabrechnungen durch die Museumsbetriebsgesellschaft dafür verantwortlich sind, dass die Kunsthalle nicht in der Lage ist, ihren Dreijahresvertrag wie vorgesehen zu erfüllen. Ich habe das schon im Ausschuss gesagt, und das ist absolut mein Recht als Gemeinderat gegenüber einer anderen öffentlichen Institution. Die Angaben, die wir von der Museumsbetriebsgesellschaft bekommen haben, was die Miethöhe betrifft, stimmen nicht mit den Beträgen überein, und zwar in einem sehr relevanten Ausmaß von zirka 90 000 bis 100 000 EUR, mit den Angaben, die hier in dem Akt als Mietkosten angeführt werden. Selbst in der höchsten Schätzung dessen, was die Museumsbetriebsgesellschaft vorschreiben wird. 

Das ist ein Grund, warum wir diesem Akt hier nicht zustimmen werden. Erstens aus dem Prinzip der Verletzung der Dreijahresverträge. Ich sage gleich dazu, das ist ja nicht das erste Mal, dass hier Dreijahresverträge in der Ära Mailath-Pokorny aufgebrochen werden. Das ist schon das letzte Mal der Fall gewesen und kommt auch diesmal heute wieder vor.

Und der zweite Grund ist wirklich, dass die Kalkulation für uns in keinster Weise nachvollziehbar ist. Ja, sie ist für uns so wenig nachvollziehbar, dass wir auch eine Prüfung durch das Kontrollamt über die tatsächlichen Mieterhöhungen beantragen werden. 

Und es geht auch um Fragen des Zustandekommens der Verlängerung des Vertrags des Direktors der Kunsthalle, die wir ja hier im Gemeinderat schon einmal angesprochen haben, die auch StR Peter Marboe durch intensiven Briefkontakt erst versucht hat, im Vorfeld abzuklären, und bis jetzt haben wir keinerlei für uns befriedigende Antwort darauf bekommen. Uns erscheint es daher im höchsten Ausmaß untersuchungswürdig, wie die Vertragsverlängerung tatsächlich zustande gekommen ist. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Da müssen Sie sich an den Dr Marboe wenden!) Nein, wir wollen das hier jetzt nicht debattieren, wir werden das ausführlich tun. Da werden wir alle Fakten, die uns zugänglich sind, auf den Tisch legen, und dann können Sie alle Fakten, die Ihnen zugänglich sind, auf den Tisch legen. 

Eines, Herr Stadtrat, aber nur so als kleinen Vorgeschmack. Bei jeder anderen großen Kulturinstitution dieser Stadt, bei jeder anderen, wenn die einen Vertrag mit einem Direktor verlängert oder einen neuen Direktor bestellt, ist das ein großer medialer Event, wo man eingeladen wird, wo man informiert wird. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Zum Beispiel beim Museumsquartier!) Richtig! 

Sie haben sicher gelesen in der Zeitung, dass der Vertrag des Herrn Holender verlängert wurde. (Zwischenruf des Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny.) Jetzt würde ich schon fast sagen, stören Sie mich nicht, aber ich bin ja so freundlich, ist ja schön, wenn wir ein bissel miteinander diskutieren können. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Hätten Sie mich angerufen, dann hätten wir das besprechen können!) Nein, kein Problem, ich werde Sie anrufen, mehr als Ihnen lieb ist. Sie freuen sich immer, wenn ich Sie anrufe, ich werde mir das aufteilen mit der Kollegin Ringler. 

Die Verlängerung des Vertrags mit Dior Holender war in jeder Zeitung nachzulesen und wurde übrigens sehr begrüßt von einer breiten Öffentlichkeit. Bei der Verlängerung des Vertrags mit dem Herrn Dior Matt, wo man hätte stolz sein können und hätte sagen können, es ist uns wieder gelungen, gegen harten internationalen Kampf, gegen irrsinnig viele Bewerbungen und Abwerbungsversuche diesen Vertrag zu verlängern, hat man davon interessanterweise nicht einmal wo in einer Zwischennotiz gelesen. Der damalige amtsführende Stadtrat hat davon nichts erfahren, nachgewiesenermaßen. Das und nichts anderes ist der Grund, warum wir eine Untersuchung durch das Kontrollamt auch dieser Vertragsverlängerung beantragen werden. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Aber da war ich noch nicht Stadtrat!) Herr Stadtrat! Sie waren damals nicht Stadtrat, es ist völlig richtig. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Tut mir Leid!) Aber Sie sind jetzt dafür verantwortlich als Hauptsubventionsgeber, aufzuklären, wie diese Vertragsverlängerung, die in Ihr Ressort fällt, zustande gekommen ist. Aber nachdem Sie dazu nicht gewillt sind, werden wir das das Kontrollamt machen lassen, und da werden wir noch einige interessante Fakten kennen lernen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Gerda Themel: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Sehr geehrter Herr Dr Salcher! Auch ich habe mir die Unterlagen der Kunsthalle und die Einreichungsunterlagen sehr genau angeschaut. Ich möchte nur ganz gern festhalten, dass die Kunsthalle Wien sehr wohl in den vorgelegten Kalkulationen Übersiedlungsgebühren beziehungsweise ansteigende Betriebskosten in der Kunsthalle im Museumsquartier berücksichtigt hat. 

Ich möchte dennoch festhalten, dass die voraussichtliche Erhöhung der Betriebskosten für die Kunsthalle Wien im Museumsquartier voraussichtlich nach Angaben der Museumsquartier-Errichtungs- und Betriebsgesellschaft 300 Prozent betragen wird, an die 300 Prozent. Genau kann es leider noch niemand sagen, weil seitens der Museumsquartier-Errichtungsgesellschaft bis heute noch keine exakte Abrechnung vorliegt. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Es gibt keinen Abänderungsantrag. 

Wer von den Damen und Herren für dieses Poststück ist, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der Österreichischen Volkspartei angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 101 (05137/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Zusatzsubvention an das Depot - Verein zur Förderung der Diskurskultur in der Gegenwartskunst.

Die Berichterstatterin, Frau GRin Themel, braucht nicht einzuleiten, weil es keine Wortmeldung gibt.

Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen so beschlossen.

Es gelangt jetzt die Postnummer 102 (05140/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Architekturzentrum Wien. 

Auch hier gibt es keine Wortmeldung. 

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen so angenommen.

Postnummer 103 (05011/2002-GKU) ist als Nächstes auf der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein DV8 Film. 

Auch hier gibt es keine Wortmeldung. 

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte hier ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. - Mehrheitlich ebenfalls gegen die Freiheitlichen angenommen.

Es gelangt die Post 123 (05172/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Europäische Akademie Wien. 

Auch hier gibt es keine Wortmeldung. 

Somit kommt gleich die Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich gegen die GRÜNEN angenommen. 

Ich schlage jetzt vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 125 (05205/2002-GKU) und 131 (05255/2002-GKU) der Tagesordnung - sie betreffen eine Akontozahlung und eine Zusatzsubvention an die Stiftung Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands, eine Subvention an den Verein Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands sowie die Anhebung des jährlichen Stiftungsbeitrags der Stadt Wien für das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands - zusammenzuziehen und die Abstimmung getrennt durchzuführen, wobei wir uns die Berichterstattung ersparen können, weil es keine Wortmeldung gibt. Besteht Einverständnis? - Es ist so.

Wir kommen somit zur Abstimmung. Es gibt bei der Post 125 eine getrennte Abstimmung.

Ich lasse einmal die Stiftung Dokumentationsarchiv abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen so angenommen.

Ich lasse den Verein Dokumentationsarchiv abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so erfolgt.

Wir kommen zur Post 131. Auch hier kommen wir gleich zur Abstimmung.

Wer für die Post 131 ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen so beschlossen.

Es gelangt nun die Post 128 (05211/2002-GKU) zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das WissenschaftsZentrum Wien. 

Frau GRin Winklbauer wird einleiten. - Bitte schön.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Herr GR Dr Salcher hat sich zum Wort gemeldet.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Ich wollte jetzt nur meine Wortmeldung zurückziehen, weil damit hätte ich durchaus leben können. Wenn Sie diesen Akt zurückziehen und nicht beschließen, brauche ich natürlich nicht zu sprechen.

Aber warum wir gegen den Akt sind, ist, glaube ich, relativ leicht nachvollziehbar. Es steht ja auch im Akt klar und deutlich drinnen, dass es sich hier um eine Parteienvereinbarung zwischen der SPÖ und den GRÜNEN handelt. Gegen eine solche haben wir auch nichts. Wir haben nur etwas dagegen, wenn eine solche Parteienvereinbarung dann aus dem Budget der Stadt Wien beschlossen wird, weil das ja quasi nur eine Erhöhung der wechselseitigen Parteienförderungen ist; und wenn wir schon Parteienförderungen erhöhen, dann können wir sie ja für alle erhöhen. Das erscheint uns daher eine Vorgangsweise, die nicht dazu geeignet ist, dass der Steuerzahler für zwei Parteien ein derartiges Projekt finanzieren sollte. Das Projekt selbst, gegen das nichts einzuwenden ist, ist aber natürlich auch von der Ausrichtung der dort vertretenen Personen, und jeder kann sich das genau anschauen, auf diese beiden Parteien ausgerichtet. (GRin Mag Marie Ringler: Aber das ist ein innovatives Projekt!) Kein Problem. Wir stehen auch für Innovation. Aber was man unter Innovation versteht und was die GRÜNEN und die SPÖ darunter verstehen, das schaue ich mir an. Also wenn sich die GRÜNEN und die SPÖ gemeinsam auf Innovation einigen werden, das ist ein spannender Diskursprozess. Das gebe ich durchaus zu. Das würde vielleicht sogar noch mehr Geld verdienen. Aber bitte nicht unbedingt aus der Steuerzahlerkasse. 

Wir lehnen das daher ab, weil das ein Projekt ist, das von zwei Parteien betrieben wird, aber im Prinzip nicht ein Projekt der Stadt ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Das WissenschaftsZentrum Wien ist eine Einrichtung, die durch die Ressorts gewandert ist und jetzt wieder im Wissenschaftsbereich und im Kulturbereich bei Andi Mailath-Pokorny ist. Das ist eine Institution, die hervorragend dafür geschaffen ist, einen Prozess zu fördern, der ein bedeutender ist für die Stadt, nämlich die Zusam-
menführung, den Dialog zwischen Kultur und Wissenschaft, der ja durchaus einer ist, der nicht so im Zentrum der Berichterstattung und auch nicht im Zentrum des Wollens von beiden Seiten ist. Diesen Dialog zu fördern, ist die Aufgabe von "artscience.vienna". Es ist ein Projekt der Landesregierung, es ist ein Projekt des amtsführenden Stadtrats für Kultur und Wissenschaft, und damit ist es auch durchaus zu fördern von dieser Stadt. 

Dass die dafür zugrunde liegende Idee eine ist, auf die sich Rot und Grün geeinigt haben, kann ja nicht heißen, dass die Stadt nicht die Ideen, in diesem Sinne sogar einmal eine Idee der GRÜNEN, umsetzen wird, weil das ja immer ein bisschen auch von den GRÜNEN in Frage gestellt wird, dass ihre Ideen auch umgesetzt sind. In diesem Fall glaube ich, dass es eine originäre Aufgabe des WissenschaftsZentrums, des Stadtrats für Kultur und Wissenschaften und der Stadt ist, sich diesem ganz bedeutenden Thema zu widmen, und in diesem Sinn sollte auch ohne Neid darauf, dass einmal andere Leute auch innovative Ideen haben und nicht nur der Herr Salcher, dem zugestimmt werden. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Es gibt keinen Abänderungsantrag, und ich bitte die Damen und Herren, die der Postnummer 128 die Zustimmung geben wollen, es mir zu bekunden. - Das ist mehrheitlich gegen die ÖVP und die Freiheitlichen so beschlossen.

Ich darf kurz die Kulturdebatte, meine sehr geehrten Damen und Herren, unterbrechen und Ihnen ein bisschen ressortübergreifend eine Mitteilung aus der APA machen, die vor 10 Minuten erfolgte. Die Fußball-Europameisterschaft 2008 wird in Österreich und in der Schweiz ausgetragen! (Allgemeiner Beifall.) Die gemeinsame Kandidatur beider Alpenländer erhielt am Donnerstag bei der Sitzung des Exekutivkomitees des europäischen Fußballs den Zuschlag. Ich finde, das ist ein großer Erfolg für den österreichischen Fußball und für unser Land überhaupt. 

Wir gehen weiter in der Tagesordnung. Die Kultur lässt uns nicht los. Wir kommen zur Post 136 (04899/2002-GKU) der Tagesordnung. (Unruhe im Saal.) Ich darf Sie wieder in die Höhen der Kultur führen. Post 136 der Tagesordnung kommt zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Porgy & Bess. 

Es gibt keine Wortmeldung. (Anhaltende Unruhe.) Die Begeisterung setzt sich fort. Ich darf trotzdem auch hier bei der Post 136 um die Abstimmung bitten. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das Geschäftsstück ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen so angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 141 (05036/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein IG Freie Theaterarbeit.

Frau GRin Zankl wird einleiten. Ich bitte sie zum Rednerpult.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Begeisterung bei der ÖVP-Fraktion war so groß, dass Porgy & Bess fast die Subvention von uns nicht gekriegt hat, aber wir haben es noch rechtzeitig geschafft, was uns auch ein großes Anliegen ist. 

Ja, wir freuen uns natürlich auch für den Fußball. Und eines dürfen wir schon stolz sagen, wenn wir in der Kulturdebatte hier durch eine Sportmeldung unterbrochen werden: Wir hoffen, dass Österreich bei dieser Fußball-Europameisterschaft jene Rolle spielen wird, die Österreich im Kulturbereich international schon immer gespielt hat. Ich würde sagen, da ist noch ein leichter Steigerungs- und Trainingsbedarf, aber wir wünschen uns alle als Patrioten, dass das funktionieren wird. 

Ich darf aber jetzt zu dem Bereich wieder zurückkommen, wo wir schon Weltklasse sind, nämlich zum Bereich der Kultur, und erlaube mir, zwei Anträge einzubringen, und zwar den ersten Antrag aus Anlass der Debatte, die ja die IG Kultur veranstaltet hat, wo auch die drei Kultursprecher eingeladen werden, wo es übrigens eine massive Kritik - damit der Herr Stadtrat nicht glaubt, das ist nur die böse ÖVP oder das sind nur die bösen GRÜNEN - der dort vorhandenen Freien Szene an den Herrn Stadtrat gegeben hat. Aber Kollege Woller hat ja dort versucht, das dann irgendwie für Sie über die Bühne zu bringen, kann man im besten Fall des Wortes sagen. Und eine der Ideen, die dort aufgetreten ist, die greifen wir gerne auf, dass nämlich die Stadt Wien einen Kreativpreis für die Freie Szene machen soll, in drei Kategorien, im Sinne einer Projektarbeit. Und ich möchte hier diesen Beschlussantrag einbringen:

"Der Gemeinderat möge beschließen, den von der IG Kultur vorgeschlagenen Innovationspreis der Freien Kulturszene Wien mit einer Dotierung von insgesamt 15 000 EUR jährlich auszuschreiben. Die Details der Durchführung sind in Rücksprache mit der IG Kultur festzulegen." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Das erscheint uns sinnvoll, um sozusagen ein positives Zeichen an die Szene zu setzen, die ja mit unserer Zustimmung jetzt evaluiert wird, was dort nicht unbedingt nur positive Gefühle ausgelöst hat, was ich aber als durchaus sinnvoll empfinde. Deswegen haben wir es auch unterstützt. Aber ich glaube, man sollte hier auch ein positives Signal setzen. (GR Christian Oxonitsch: Zuweisungen werden behandelt! Das wissen Sie schon! Nur damit das nicht im Raum stehen bleibt!) Es wurden Anträge auf Zuweisung auch schon abgelehnt. Aber wir nehmen das gerne zur Kenntnis. Wir können es auch ändern. Wenn Sie zustimmen, ist das kein Problem. 

Der zweite Antrag betrifft die vorliegende Problematik zum Theater im Auersperg. Wir wollen hier nicht noch einmal das Thema des Herrn Desy thematisieren, weil ich hier auf höherer Ebene gehört habe, dass es vielleicht doch eine Lösung geben wird. Worum es uns geht, ist aber die Erhaltung dieses Theaterraums. Und, Herr Stadtrat, da ist eine Antwort von Ihnen schon sehr, sehr lange ausständig. Ich möchte daher den Antrag stellen, dass es endlich einmal, was das Auersperg betrifft, von Ihnen zu einer Antwort kommt, ob dieser Kulturraum als Theater erhalten bleibt. Konzepte liegen genug vor. Es liegen vier vor. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das gibt es nicht mehr!) Es gibt vier Konzepte und seit ein paar Wochen auch ein fünftes Konzept, vom Herrn Kern. Und wir wollen eigentlich von Ihnen jetzt einmal eine Entscheidung haben. 

Ich glaube, dass es hoch an der Zeit ist, dass Sie sich einmal hier offen legen. Jetzt wurde geprüft, verhandelt. Sie wissen, dort ist Zeitdruck gegeben durch den Masseverwalter. Das heißt, was wir uns einmal wünschen, ja, was wir fordern müssen, ist, dass Sie endlich einmal sagen, was mit diesem Theaterraum dort geschieht. Konzepte gibt es genug, Ideen gibt es genug dafür, und wir sollten jetzt endlich einmal eine Antwort kriegen, und daher stelle ich auch den entsprechenden Antrag: 

"Der Gemeinderat möge beschließen, dass das Kulturressort innerhalb einer Woche aus den dem Kulturressort vorliegenden Konzepten eine Auswahl trifft und durch eine entsprechende Subventionszusage zumindest in der Höhe der bisherigen Subvention eine Weiterführung dieses gut geführten Theaterraums sicherstellt." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich erlaube mir jetzt noch fürs Protokoll, nachdem hier sozusagen eine Rundumänderung stattgefunden hat, zu ersuchen, meinen vorhergehenden Antrag, der den Preis für die IG Kultur betrifft, meinen ursprünglichen Antrag auf "sofortige Abstimmung" abzuändern in "Zuweisung an den zuständigen Ausschuss". - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Berichterstatterin. 

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich stelle fest, dass der Kollege Salcher zum Antrag eigentlich gar nichts gesagt hat. Es war ihm kein Satz wert, über die Arbeit der IG Freie Theaterarbeit zu sprechen. Das ist Gegenstand dieses Akts. Er hat die Tagesordnung nur benützt, um zwei Anträge einzubringen. Ich kann dazu sagen, dass meine Fraktion dem ersten Antrag betreffend den Preis für die Kulturszene, wenn man darüber diskutieren kann, wenn er zugewiesen werden soll, der Zuweisung gerne zustimmt, weil wir ja dann noch Zeit haben, darüber zu diskutieren. Ich hätte es nur schlecht gefunden, hier innerhalb von 2 Minuten über einen gewissen Betrag abzustimmen. 

Zum zweiten Antrag, der eingebracht wurde zum Auerspergtheater, möchte ich sagen: Das ist dasselbe. Ich kann nicht verlangen, dass innerhalb einer Woche eine Entscheidung getroffen wird, die seit einem Jahr nicht getroffen wurde. Das Theater ist geschlossen. Warum sollen wir innerhalb einer Woche darüber beschließen, ob es wieder aufgesperrt werden soll oder nicht? 

Ich brauche über das Theater am Auersperg jetzt nicht mehr zu sprechen, weil es ist ja lang genug erklärt worden, dass die Misere einzig und allein durch den Leiter entstanden ist und nicht, weil die Stadt Wien kein Geld dafür hergegeben hat. Das muss man schon noch einmal sagen. 

Also bitte: Ich ersuche um Zustimmung für den vorliegenden Akt, für die IG Freie Theaterarbeit, die wirklich viel für die Freie Szene tut, die eine Innenwirkung hat, die Beratung der Mitglieder, und eine Außenwirkung, die Vertretung der Freien Gruppen. Ich ersuche noch einmal um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für dieses Poststück ist, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Ist somit einstimmig angenommen. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Nein, Herr Kollege Reiter!) Entschuldigung: Ohne die Freiheitlichen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge.

Der erste Antrag betrifft einen Innovationspreis der Freien Kulturszene Wien aus Mitteln der Stadt Wien. Hier wurde eine Änderung vorgenommen. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den zuständigen Kulturausschuss verlangt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Gegen die Freiheitlichen. 

Der Beschluss- und Resolutionsantrag 7, ebenfalls von Dr Salcher eingebracht, betrifft die Neuvergabe der Leitung des Auerspergtheaters. In formeller Hinsicht wird nach wie vor die sofortige Abstimmung beantragt. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN abgelehnt. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 100 (05101/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Vereinigung bildender Künstler Wiener Secession. 

Hier liegt keine Wortmeldung vor, und wir können über die Postnummer 100 gleich abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Es gelangt jetzt die Postnummer 97 (05003/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Vergabe des Modepreises der Stadt Wien. 

Auch hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen sogleich zur Abstimmung über die Postnummer 97. Wer dafür ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. - Einstimmig so angenommen.

Jetzt gelangt die Postnummer 106 (05020/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen für den Betrieb des Gartenbau- und des Metrokinos.

Frau GRin Dr Vitouch wird gebeten, hier einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Meine Damen und Herren! 

Ich darf um Zustimmung zur vorliegenden Post bitten.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Dr Salcher hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte schön.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Frau Berichterstatterin!

Wenn Sie mir versprechen, mir nachher, wenn ich hier nur den Antrag einbringe, nicht zu unterstellen, dass das mit meinem mangelnden Interesse für die Wiener Kultur- und vor allem Kinoszene zu tun hat, dann würde ich auch diesen Tagesordnungspunkt dazu benützen, einen Antrag einzubringen, der uns wichtig ist. Wenn Sie aber der Meinung sind, ich soll hier mein Wissen oder meine Einschätzung der Kinolandschaft zum Breiteren und Besten geben, bin ich auch sicher, dass ich das schaffen würde. Aber ich schaue jetzt einmal. Es gibt hier einen gewissen Vertrauensvorschuss zumindest zum Fraktionsführer der SPÖ im Kulturausschuss, den ich ja schon lange kenne und schätze. 

Ich möchte zum Thema der Kinos Folgendes sagen: Da ist es heuer durch den Konkurs der City-Cinema-Kinos zu der Situation gekommen, dass die dort vorhandene und durch die Kommission zu vergebende Kinoförderung nicht im vollen Ausmaß ausgenutzt wurde, ausgeschöpft wurde, und dort hat es natürlich den Wunsch gegeben, dieses Geld ins nächste Jahr zu übertragen. Der Herr Stadtrat war natürlich, glaube ich, nicht ganz unglücklich darüber und hat es verwendet, angesichts der Situation im Gartenbau- und Metrokino einen ersten Beitrag der Sanierung zustande zu bringen. Das halte ich ehrlich gesagt gar nicht für ganz unverständlich, dass Sie das getan haben. 

Was wir nur mit diesem Antrag jetzt sicherstellen wollen, ist, dass im nächsten Jahr die gesamte Förderungshöhe wieder durch die Kommission für den ursprünglichen Zweck vergeben wird. 

Ich stelle daher den Beschlussantrag, dass sich der Gemeinderat dafür ausspricht, dass ab 2003 die am 1.2.2002 beschlossene Kinoförderung in der Höhe von jeweils 726 728 34 S wieder im vollen Umfang, das heißt ohne Kürzung, durch die zuständige Kommission vergeben wird. Das haben wir nämlich noch nicht beschlossen. In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung. - Danke. (Beifall bei der ÖVP. - Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Natürlich haben wir das schon beschlossen! - GR Dr Andreas Salcher: Wir haben nur die Höhe beschlossen!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. - Bitte.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Also etwas, was schon beschlossen ist, sollte man vielleicht nicht ein zweites Mal beschließen. Ich möchte da in Abwandlung eines Wortes vom Max Weber die Welt des Herrn Dr Salcher nicht durch deren Erklärung entzaubern.

Aber weil Sie gesagt haben, ob man irgendwie Ihre Einschätzung der Kinolandschaft in Frage stellt. Ich würde ein Glas Sekt aussetzen, wenn Sie mir sagen können, woher der Name der neuen, zu 100 Prozent in Besitz der Viennale befindlichen Entuziasm Kinobetriebs GmbH kommt. Das nur als Preisfrage. - Die anderen, die es wissen, kriegen keinen Sekt. Das wäre nur für Herrn Dr Salcher. 

Ganz kurz nur zur Kinosituation. Ich habe es im Rahmen meiner Budgetrede schon gesagt - nicht einsagen lassen; Sie müssen es allein wissen -: Wegen großen Erfolgs prolongiert. Wie alle wissen, ist das Metrokino, das jetzt im Besitz des Filmarchivs Austria ist, bis Jänner mit einer Oskar-Werner-Retrospektive toll im Rennen. Bis Ende November über 7 000 Besucher, daher prolongiert bis 7. Jänner. Und was das Gartenbaukino, das größte Kino Wiens, betrifft, da kann man nur sagen: Schon am ersten Tag des Aki-Kaurismäki-Films "Der Mann ohne Vergangenheit" hätte es 1 500 Kartenwünsche gegeben; leider fasst dieses kleine Kino, das Gartenbaukino, nur 756 Plätze. Also daran sieht man, dass diese beiden Kinos und ihre Erhaltung eine gute Investition in die Vielfalt dieser Stadt waren. 

Ganz kurz noch: Es hat sich vorhin zu dem Akt Herr Mag STEFAN nicht gemeldet; was das identities.Queer Film Festival betrifft. Das hat eine ähnlich gute Auslastung wie die Viennale und hat daher Wien im Reigen der europäischen Großstädte einen weiteren Platz gesichert. 

Ein letztes Wort. Ich würde mir wünschen, dass wir den Sport auch in unserem Ressort hätten; dann hätten wir wahrscheinlich noch mehr Geld. Es ist aber wahrscheinlich gar nicht so notwendig, denn wie Sie alle wissen, haben wir ja heuer ein historisches Hoch im Kulturbudget erreicht, auch in den Voranschlägen für 2003. 

Und man kann zu dem gesamten Akt nur sagen: Wegen großen Erfolgs prolongiert.

Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für das vorliegende Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke, das ist einstimmig.

Es liegt nun der Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP vor. In diesem wird die sofortige Abstimmung verlangt. Ebenfalls Kinoförderung 2003. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die erforderliche Mehrheit, er hat nur die Stimmen der Opposition. (GR Gerhard Pfeiffer: Was heißt das!) - Nun, nur. Nur ist nur, Punkt.

Postnummer 145 (04530/2002-GGS): Sie betrifft die Erhöhung der Totenbeschaugebühren für die Totenbeschauärztinnen und Totenbeschauärzte. Hier liegt keine Wortmeldung vor.

Ich komme gleich zur Abstimmung. Und hier wurde die ... (Unruhe im Saal.) Meine Damen und Herren der ÖVP, ich kann verstehen, dass der eine oder andere vielleicht schon meint, er sei im Wochenende, aber wir haben Donnerstag und ich war bei der Totenbeschau. Würdigen wir die Arbeit derer, deren Entlohnung wir hier beschließen.

Es ist hier die getrennte Abstimmung vom Fachausschuss bereits vorgesehen. Ich lasse jetzt die Unterpunkte 1 bis 6 der Postnummer 145 abstimmen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig so angenommen.

Und der zweite Teil ist die Ermächtigung an die MA 15, den Totenbeschautarif jeweils der Indexanpassung zu unterziehen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Postnummer 146 (05263/2002-GGS): Sie betrifft den Entwurf einer Verordnung über die Festsetzung der Gebühren nach dem Wiener Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz. Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne ÖVP und GRÜNE so angenommen.

Postnummer 176 (04801/2002-GGU): Sie betrifft eine Akonto-Subvention zur Förderung der Wiener Land- und Forstwirtschaft. 

Frau GRin Lettner, bitte.

Berichterstatterin GRin Ursula Lettner: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Debatte ist eröffnet. Als Erster ist Herr GR Mag Maresch zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Es geht wieder einmal um die berühmte ÖVP-Gießkanne, die diesmal Landwirtschaftsförderung heißt und im Grunde genommen die ÖVP-Bauernbundpolitik in Wien einfach macht. 

Jetzt muss man sich einmal anschauen, was ist ÖVP-Bauernbundpolitik in Wien, die mit ihrem ganzen Konvolut von der Landesregierung mitfinanziert wird. Wenn man sich überlegt, dass hier eine Steigerung von 1,3 auf 1,5 Millionen EUR, nicht Schilling, erfolgt ist, dann muss man sich gleichzeitig auch überlegen, was während des Wahlkampfes ÖVP-Landwirtschaftspolitik gewesen ist, den GRÜNEN gegenüber, zum Beispiel. 

Am flachen Land haben ÖVP-Bürgermeister erzählt: "Wenn die grüne Landwirtschaftspolitik kommt, dann wird in den Volksschulen Niederösterreichs Heroin ausgegeben." Das wird in Österreich eher nicht angebaut und die GRÜNEN werden das ganz sicher nicht machen.

Zweiter Punkt war, die GRÜNEN werden die Viehzucht in Österreich verbieten und Zwangsvegetarisierung wird um sich greifen.

Viertens, oder eigentlich mal vier genauer gesagt: Die Grundsteuer soll vervierfacht werden und wir werden die österreichischen Bäuerinnen und Bauern, aber auch natürlich die WienerInnen, also die Wiener Bäuerinnen und Bauern, zwanghaft zu Öko-Bauern umbauen. Das ist sozusagen die Politik, die uns während des Wahlkampfs unterstellt wurde. 

Im Grunde genommen war es Maulheldentum, das von Raiffeisen und Bauernbund über uns gekommen ist. Schaut man sich aber jetzt die Förderung an, die in Wien passiert, dann gibt es natürlich auch einige Kritikpunkte dieser ÖVP-Bauernpolitik, die sich hier niederschlägt. 

Erster Punkt ist: Gebietskörperschaften sind von einem beträchtlichen Teil der Förderungen ausgeschlossen. Das heißt, die MA 49 mit ihrem Landwirtschaftsbetrieb ist gegenüber allen anderen privaten Betrieben benachteiligt. Das heißt, Landwirtschaft in Wien, Öko-Landbau der Stadt Wien, ist gegenüber allen anderen benachteiligt, und das wird von der Landwirtschaftskammer und dem ÖVP-Bauernbund unterstützt. Deswegen sind wir dagegen.

Zweiter Punkt: Der Agrarkommissar, ein ÖVP-Mitglied, verlangt in Europa endlich den Übergang der Förderung der Quantität zur Förderung der Qualität. Da kann Minister Molterer nicht mit, es soll so bleiben wie es ist. Wir glauben, Herr Fischler hat Recht, deswegen stimmen wir der berühmten ÖVP-Gießkanne auch in Wien nicht zu. Sind zwar kleine Summen, aber prinzipiell.

Und ganz am Schluss ein kleines Schmankerl: Der Schafflerhof wird betrieben von der MA 49 und ist ein Biobauernhof. Die Betriebsanlage gehört dem Molterer, sie wird im Ministerium von ihm verwaltet, gehört also der Republik, genauer gesagt, und soll in einen Reiterhof umgewandelt werden. 

Und ein Teil der Betriebsflächen, 42 Hektar nämlich, sind Umstellungsflächen auf Öko-Landbau. In diese Betriebsflächen hat die Stadt Wien einiges investiert und die sollen, wenn es nach dem Molterer-Ministerium geht und dem Herrn Kiesling und einer großen Betonfirma, zu einem Kieswerk umgebaut werden. Jetzt glaube ich nicht wirklich, dass das die Stadt Wien will. Tatsache ist, dass da offensichtlich ein großer Spekulant versucht, wenn man so sagen will, den guten Landbau der Stadt Wien zu einem schlechten Kieswerk, das ihm viel Geld bringt, umzubauen. 

Aus den genannten Gründen sind wir gegen diese eigenartige Gießkannenförderung, die die Stadt Wien jetzt offensichtlich auch übernommen hat. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Als Nächster ist Herr GR Zimmermann zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Paul Zimmermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Im Fall dieser Erhöhung geht es um einen Mehrbedarf von 190 000 EUR. Das hat vor allem den Sinn, Jungübernahme zu fördern, Betriebe zu fördern und vor allem den Gartenbau in Wien zu fördern.

Im Einzelnen, meine sehr verehrten Damen und Herren, sind das zum Beispiel, was den Gartenbau betrifft, anstatt 220 000 EUR 255 000 EUR. Oder, um noch eine Zahl zu nennen, bei der Jungübernahmeförderung waren 26 000 veranschlagt und jetzt sollen es 36 000 sein. 

Ich halte das für eine sehr wesentliche und wichtige Sache, hat sich doch die Stadt Wien seit vielen Jahren darauf spezialisiert, den Grüngürtel vor allem mit Hilfe der Landwirtschaft zu erhalten. Das ist ein sehr wesentlicher Punkt und hat bereits vor sehr vielen Jahren, nämlich im Jahr 1919, begonnen. 

Ich komme noch darauf zurück, was Kollege Maresch zu der Ökonomiegeschichte Eßling - Schafflerhof gesagt hat. Das ist nämlich eine sehr prekäre Angelegenheit und man sollte doch die Gelegenheit nutzen, wenn man schon über Landwirtschaft spricht, auch dazu etwas zu sagen.

Ich glaube, es ist ein sehr wesentlicher Punkt, den wir heute hier beschließen, und ich ersuche Sie alle, diesem Antrag auch zuzustimmen, weil es doch ein sehr wichtiger Beitrag der Stadt Wien an die Landwirtschaft ist. 

Wesentlich ist auch noch, meine sehr verehrten Damen und Herren, dass es hier um die so genannte Co-Finanzierung geht. Das bedeutet in mehreren Bereichen, die EU finanziert, der Staat finanziert und das Land finanziert. Und je nachdem wie die Finanzierungen ausfallen, subventioniert die EU mit 50 Prozent zum Beispiel im Rahmen des Öko-Pool-Programms 30 Prozent der Staat und 20 Prozent das Land. Und so zieht sich das an sich durch und ist daher ein sehr wesentlicher Faktor. Auch für unsere Stadt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, und nun zu jenem, was Kollege Maresch kritisiert hat. Wir haben das auch kritisiert. Auch die Stadt Wien hat das wegen der Förderungsprinzipien getan. Die Frage, die sich das Ministerium hier gestellt hat, war, dass es der Auffassung ist, dass eine öffentliche Institution, wie zum Beispiel die Stadt, eigentlich nicht subventioniert werden kann, weil dann der Fall eintreten könnte, dass sich eine Stadt selbst subventioniert, auch wenn es um biologischen Anbau geht. Dieselbe Forderung hat auch die Steiermark gestellt und ist genauso abgeblitzt wie wir. 

Wir können dagegen sein, ich bin da ganz deiner Meinung, nur im Moment spielt das derzeit nicht so. Der Bund war eben dieser Auffassung und wir haben das bedauerlicherweise übernehmen müssen und daher ist auch diese Art der Subvention so, wie sie jetzt ist. Ich würde es mir auch anders vorstellen, auch natürlich im Sinne der Landwirtschaft, aber leider ist das nicht der Fall, weil uns der Bund einen Riegel vorgeschoben hat.

Aber jetzt, meine Damen und Herren, noch ein paar kurze Worte zu der Ökonomie Eßling. Wir machen das dort seit dem Jahr 1919 und wir haben die Ökonomie immer wieder verlängert bekommen. Jetzt, eigentlich erst in den letzten Jahren, meine Damen und Herren, gibt es plötzlich keinen Fünfjahresvertrag mehr, sondern nur mehr einen Jahresvertrag. Da ist es - und wer sich ein bisschen mit Landwirtschaft beschäftigt weiß das - fast nahezu unmöglich, einen vernünftigen biologischen Anbau zu betreiben, das geht allein wegen der Fruchtfolge nicht. 

Vor allem dann, wenn man erst im Oktober, wo man schon anbauen könnte, die Förderung und die Zusage fürs nächste Jahr bekommt, ein weiteres Jahr noch zu pachten. Das ist daher dann fast nahezu ausgeschlossen. 

Und, meine Damen und Herren, was uns besonders stört, ist, dass der Bund erhöht hat. Von damals, noch in Schilling ausgedrückt, 1 800 zirka, auf 4 500 beziehungsweise 5 000, immer zuzüglich 20 Prozent Mehrwertsteuer. Das soll ja noch sein, aber dass man jetzt auch dieses Grundstück unter Umständen an ein Kieswerk verkaufen möchte. Dort soll auf 40 Hektar ein Kieswerk entstehen und eine Abteufung auf etwa 20 Meter. 40 Hektar oder 0,4 Quadratkilometer, meine Damen und Herrn, das kann man sich in Wirklichkeit doch nicht vorstellen. 

Und ich darf Ihnen hier eines sagen, und da bitte ich sehr genau zuzuhören, was ich jetzt sage: Die Stadt Wien wird hier keinesfalls einer Umwidmung zustimmen. Also, ein Betonkieswerk kommt dort für uns unter gar keinen Umständen in Frage. Alle diejenigen, die das glauben, sind hier fehl am Platz. 

Daher, ganz egal, welche Entwicklungen auch kommen werden, die Stadt Wien wird dem nicht zustimmen, auch dann, wenn es ein Bundesgrundstück ist und der Bund eine andere Auffassung hat. Wir vertreten diese Auffassung nicht, wir sind der Auffassung, dass dort weiter Landwirtschaft betrieben werden soll. Und wir werden das, meine sehr verehrten Damen und Herren, das kann ich Ihnen versichern, mit allen unseren Kräften und aller unserer Intensität durchführen. 

Ich ersuche Sie nochmals um Zustimmung zum vorliegenden Akt. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Als Nächster ist Herr GR Parzer zum Wort gemeldet. - Ich bitte schön.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Ich mache es ganz kurz in Anbetracht dessen, dass wir noch etliche Punkte haben und ich da nicht sehr viel dazusagen will. Das eine ist nur, dass die Wiener Landwirtschaft, und das wissen wir alle, für unsere Stadt Wien wirklich überdimensional viel leistet und daher auch einen guten Kontakt zur Stadt Wien hat. 

Auf alle anderen Sachen, die jetzt gesprochen werden oder wurden, gehe ich nicht ein. Ich sage nur, dass wir diesem Antrag, auch wenn du so nett Nein sagst, Rüdiger, zustimmen. - Danke.(Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schlusswort. 

Wer für die Postnummer 176 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke, das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen. 

Postnummer 172 (05181/2002-GGU): Sie betrifft eine Subvention an den Verein ARGUS. Hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitliche Partei so angenommen.

Zur Postnummer 180 (04670/2002-GWS): Sie betrifft den Abschluss zur Baureifgestaltung von Liegenschaften, KatG Oberlaa, und den sich daraus ergebenden notwendigen Transaktionen. 

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor. 

Ich komme ebenfalls zur Erkenntnis, dass die Hälfte der Gemeinderatsmitglieder anwesend ist, gesamt anwesend ist. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen.

Postnummer 183 (05240/2002-GWS): Sie betrifft den Kauf von Anteilen der Liegenschaft EZ 4334, KatG Landstraße. 

Hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Es ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen.

Postnummer 184 (05241/2002-GWS): Sie betrifft die Änderung des mit der EKAZENT Realitätengesellschaft mbH hinsichtlich Liegenschaft EZ 1588, KatG Oberlaa Stadt abgeschlossenen Baurechtsvertrags. 

Keine Wortmeldung. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen.

Postnummer 189 (05156/2002-GWS): Sie betrifft die Änderung des Baurechtsvertrags zwischen der Stadt Wien und der Konsum Österreich RegGenmbH über eine Liegenschaft in der KatG Aspern. 

Hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen.

Postnummer 191 (05239/2002-GWS): Sie betrifft die Ermächtigung zur Durchführung der Schenkung einer Teilfläche der Liegenschaft EZ 695, KatG Inzersdorf an die Islamische Glaubensgemeinschaft in Österreich. 

Herr GR Stürzenbecher als Berichterstatter, ich bitte schön.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche, die Debatte einzuleiten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist somit eröffnet. Herr StR DDr Schock. 

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Die freiheitliche Fraktion wird, so wie schon im Ausschuss, das vorliegende Geschäftsstück ablehnen. Wir werden dieses Geschäftsstück aus ganz grundsätzlichen Erwägungen ablehnen. Wir werden es ablehnen, weil wir grundsätzlich die Auffassung vertreten, dass wir eigentlich gegen die Neuerrichtung konfessioneller Friedhöfe in Wien sind. 

Wir sind gegen neue konfessionelle Friedhöfe und wir folgen mit diesem Grundsatz einer sehr alten und sehr langen Tradition unserer Fraktion, denn es hat sich unsere Gesinnungsgemeinschaft schon im 19. Jahrhundert immer auch für eine strikte Trennung zwischen Kirche und Staat eingesetzt. Es hat sich das national-liberale Lager immer für eine Trennung von Kirche und Staat und für die Trennung der Aufgaben der Kirche von den Aufgaben des Staates, und damit für die Laisierung des Staates, eingesetzt und wir haben diese Laisierung schließlich dann auch im 19. Jahrhundert durchgesetzt, wir haben dieses Prinzip erkämpft. 

Und wir haben damit gleichzeitig auch damals die Gleichberechtigung aller Konfessionen durchgesetzt, wir haben aber gleichzeitig auch damals erreicht, dass sich die Religionen tatsächlich auf ihr ureigenstes Gebiet der Religion beschränken. 

Und wir haben uns immer schon und auch damals schon dagegen gewehrt, dass der Staat Aufgaben, staatliche Aufgaben, an irgendwelche Religionen abtritt. Wir waren immer dafür, dass öffentliche Aufgaben, staatliche Aufgaben, vom Staat oder auch eben von der Kommune wahrgenommen werden. 

Und, meine Damen und Herren, es haben ja alle Religionen ein bisschen die Tendenz, ihre Gläubigen möglichst von der Geburt weg über alle Lebensstufen, Lebensphasen, bis hin zum Tod durchgehend zu betreuen, ein durchgehendes Angebot zu legen. Und es haben damit alle Religionen ein bisschen auch die Tendenz, einen Staat im Staat bilden zu wollen. Und es sind ja im alten Österreich etwa auch daher die Standesämter von der Kirche geführt worden. Die Schulen waren damals selbstverständlich ein Vorrecht ausschließlich der Kirche - heute völlig undenkbar -, Heiraten konnte man damals nur nach kirchlichem Eherecht und auch die Friedhöfe waren in vorkonstitutioneller Zeit immer eine Aufgabe der Kirche. Und es war unser Lager, es war das national-liberale Lager, das dieses Staatskirchentum in Österreich von Beginn an bekämpft hat und wir haben dieses Staatskirchentum dann auch schlussendlich erfolgreich überwunden. 

Und wir waren damals schon gegen einen kirchlichen Staat im Staat und wir wenden uns daher jetzt, ganz logisch eigentlich, auch gegen alle neuen Ansätze, die wieder in eine ähnliche Richtung gehen und wir wollen daher auch heute keinen neuen Staat im Staat entstehen lassen, von welcher Religionsgesellschaft auch immer. 

Und, meine Damen und Herren, wir sind stolz darauf, dass die freiheitliche Gesinnungsgemeinschaft diese Trennung von Staat und Kirche durchgesetzt hat und wir haben im 19. Jahrhundert … (GR Heinz Hufnagl: Wir sind im 20. Jahrhundert! - GR Dr Herbert Madejski: Du kannst dich melden!) Herr Kollege, wir haben vor 150 Jahren, wir haben bereits im 19. Jahrhundert, unsere Fraktion hat bereits im 19. Jahrhundert die Trennung von Staat und Kirche durchgesetzt. Es war die liberale Bewegung, die national-liberale Bewegung, die die Standesämter durchgesetzt hat, und wir haben auch in einem langen Kampf gegen das Konkordat von 1855, jenes Konkordat ... (Unruhe bei der SPÖ.) Ich verstehe Ihre Aufregung nicht, Herr Kollege. Es geht hier um Kirchengeschichte und staatliche Geschichte und es ist interessant, in diesem Zusammenhang auch ein bisschen einen Rückblick zu tun. 

Und es waren unsere Vorgänger, die hier im Kampf gegen das Konkordat die öffentlichen Schulen, das Öffentlichkeitsrecht der Schulen erkämpft haben. Wir haben ein staatliches Eherecht geschaffen und wir haben auch die Öffentlichkeit der Friedhöfe in Österreich und auch in dieser Stadt durchgesetzt und, Herr Kollege, und meine Damen und Herren, es ist daher auch kein Zufall etwa, wenn man in die Geschichte dieser Stadt zurückblickt, dass der Wiener Zentralfriedhof unter einem national-liberalen Bürgermeister errichtet worden ist. 

Es war Bürgermeister Cajetan Felder, unter dem 1870 dieser Wiener Zentralfriedhof errichtet worden ist und dieser Zentralfriedhof, dieser Zentralfriedhof, Herr Kollege - und daran sollten Sie sich wirklich ein Beispiel nehmen -, dieser Zentralfriedhof ist unter einem liberalen Bürgermeister als erster interkonfessioneller Friedhof in Wien errichtet worden, also als erster Friedhof in Wien für alle Konfessionen. Und Sie sollten sich daran ein Beispiel nehmen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Meine Damen und Herren, wenn man heute durch diesen Zentralfriedhof spaziert, dann sieht man, dass die Grabdenkmäler daher heute - Gott sei Dank - ein Spiegelbild der gesamten Kulturgeschichte und ein Querschnitt durch das gesamte gesellschaftliche Leben dieser Stadt sind und wir sind daher fest davon überzeugt, dass wir diese Tradition der Trennung von Staat und Kirche, diese liberale Tradition, auch fortsetzen sollten. (Beifall bei der FPÖ. - Zahlreiche Rufe aus der SPÖ.)

Herr Kollege, ich lade Sie ein, unserem Antrag beizutreten, den wir in der Folge dann stellen werden. (GR Christian Deutsch: Konfessionen, nicht Konzessionen! - GR Dr Herbert Madejski Hören Sie doch endlich auf, da herumzuschreien, stellen Sie einen Antrag, bevor Sie herumschreien, das ist ja unglaublich!) Herr Kollege, ich verstehe gar nicht Ihren Eifer und Ihre Eifereien in dieser Angelegenheit, ich lade Sie gerne ein, unserem Antrag beizutreten, dass die städtische Friedhofsverwaltung auch in Zukunft die Aufgabe übernehmen soll, für alle Begräbnisse in dieser Stadt, für die letzten Ruhestätten aller Wienerinnen und Wiener, auch zuständig zu sein. (Beifall bei der FPÖ.)

Wir glauben, dass die Schenkung eben ein Rückschritt ist und sich der Staat damit aus Funktionen, aus Verantwortungen verabschiedet und wieder darangeht, diese Verantwortungen Kirchen zu übertragen. 

Wir wollen keine neuen konfessionellen Friedhöfe, wir wollen eine Integration aller Mitbürger, aber eine Integration, die nicht mit dem Tod endet. Und wir werden daher diesen Antrag stellen und ich lade Sie nochmals ein, diesem Antrag beizutreten, dass die MA 43 in Hinkunft die Verantwortung für die Gräber aller Wienerinnen und Wiener übernehmen soll. (Beifall bei der FPÖ.)

Und, meine Damen und Herren, diese Widerstände von kirchlicher oder religiöser Seite, die man hier erkennt, die sind ja nicht neu, die gab es ja schon immer, die gab es auch schon im 19. Jahrhundert und es ist interessant, hier zu erleben, wie auch in diesem Gemeinderat sich die Geschichte ein bisschen wiederholt, denn auch damals war diese liberale Errungenschaft eines interkonfessionellen Friedhofs nicht unumstritten und es ist interessant, auch ein bisschen in den Protokollen des Gemeinderats nachzulesen. 

So hat nämlich dieser Wiener Gemeinderat damals mit seiner liberalen Mehrheit im Oktober 1874, genau am 13 Oktober, folgenden Beschluss gefasst: "Da am Zentralfriedhof nicht nur Katholiken, sondern auch Protestanten, Griechen und so weiter, zur Beerdigung kommen, ist von der Einweihung desselben Abstand zu nehmen." 

Es sollte also verhindert werden, dass dieser Friedhof für alle Wiener von nur einer Konfession in Besitz genommen wird und es sollte eben bewusst, als Zeichen, ein Friedhof für alle Wiener werden. Und es wurde in Folge dann, sogar von kirchlicher Seite, eine ganz große Demonstration dagegen geplant und angesagt, eine Demonstration vor dem Allerheiligentag 1874 vor diesem neuen Zentralfriedhof und es hat dann Diskussionen gegeben und es wurde dann in diesem Wiener Gemeinderat ein neuer Beschluss, ein bisschen als Kompromiss mit den Religionsgemeinschaften, gefasst. 

Und, meine Damen und Herren, - ich zitiere jetzt nochmals das Protokoll dieses Wiener Gemeinderats -, dieser Kompromissbeschluss hat dann folgendermaßen gelautet: "Der Gemeinderat will, den religiösen Bedürfnissen der Bevölkerung Rechnung tragend, den Vorständen der verschiedenen Religionsgemeinschaften, falls sie das verlangen, dem Zentralfriedhof die Weihe zu geben, aussprechen, unter der Vorraussetzung nicht hindernd in den Weg treten, dass durch diesen religiösen Akt das Verfügungsrecht der Kommune", ich wiederhole "das Verfügungsrecht der Kommune über den Zentralfriedhof in keiner Weise beschränkt werde." Zitat Ende. 

Und, meine Damen und Herren, das war der Wortlaut dieses Gemeinderatsbeschlusses, genau vom 23. Oktober 1874, und es hat damals die national-liberale Mehrheit in diesem Haus das Verfügungsrecht der Stadt über unseren Wiener Zentralfriedhof gegen die Kirchen durchgesetzt und es wurde damals unter dem liberalen Bgm Felder ganz bewusst das Signal gesetzt, dass, erstmals neu, alle Wiener Friedhöfe in Zukunft interkonfessionelle Friedhöfe sein sollen, dass die Wiener Friedhöfe eben offen sein sollen für alle Wienerinnen und Wiener, unabhängig von ihrer Konfession. 

Und, meine Damen und Herren, wir sind stolz auf diese Errungenschaft und wir werden uns immer dafür einsetzen, dass dies auch in Zukunft so bleiben wird. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster Redner ist Herr GR Mag STEFAN zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich ... (GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Ihre Partei gründet diverse Freundschaftsgesellschaften und Sie wollen jetzt Ihren Mitgliedern erklären, warum Sie gegen die Errichtung eines moslemischen Friedhofs sind!) Ich verstehe Sie nicht ganz, Herr Kollege. (GR Christian Deutsch: Hören Sie zu, dann können Sie ihn verstehen!) Nein, ich verstehe ihn nicht, tut mir Leid, es ist zu undeutlich. (GR Godwin Schuster: Ihr habt mehrere Religionsgesellschaften gegründet!). Wir haben Religionsgesellschaften gegründet oder was? - Gut, also die FPÖ hat angeblich Religionsgesellschaften gegründet, also ich weiß davon nichts. Aber das werden Sie uns vielleicht hier an dieser Stelle erklären können, Sie haben ja die Möglichkeit, sich zu Wort zu melden. Ich weiß davon nichts, dass wir Religionsgesellschaften oder Gemeinschaften gegründet hätten. (GR Dipl Ing Omar Al-Rawi: Arabische Gesellschaften, nicht Religionsgesellschaften!) 

Tatsache ist, dass wir als Freiheitliche Partei nicht der Meinung sind, dass es einen Rückschritt geben soll, in dem Sinne, dass es neue konfessionelle Friedhöfe gibt. Es gibt den Zentralfriedhof. Der Zentralfriedhof ist auch von seiner Ausrichtung her mehr als groß genug. Er ist gedacht gewesen für die Haupt- und Residenzstadt, die im Jahr 2000 etwa 4 Millionen Einwohner gehabt hätte. Zudem war damals beschlossen, dass mehrere Vorortfriedhöfe, nämlich 16 Stück an der Zahl, geschlossen werden, die nicht geschlossen wurden. Und außerdem gibt es durch Nichtbezahlung von Gräbern so viele Aufhebungen, dass dort mehr als genug Platz besteht, um den Friedhof auch für alle anderen Religionsgemeinschaften weiterhin offen zu halten. Und wenn man am Zentralfriedhof spazieren geht, dann weiß man, dass es dort jetzt schon islamische Gräber gibt, die offensichtlich nach Mekka ausgerichtet sind. Jedenfalls stehen sie schräg. Man erkennt sie schon alleine daran, und das ist durchaus in Ordnung. Das ist ja ein echter Fortschritt, dass das gemeinsam genutzt werden konnte und ich kann daher die Aufregung überhaupt nicht verstehen, wenn hier eine Gruppe fordert, dass sie eine Liegenschaft geschenkt bekommt. 

Auch das ist etwas Einmaliges, es hat keine andere Religionsgemeinschaft oder kein anderer Friedhofsbetreiber bis jetzt den Grund dafür geschenkt bekommen. Es war eben bis jetzt eine öffentliche Aufgabe und es sollte daher keinen Rückschritt dahingehend geben, dass das abgeändert wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Im Sinne einer gezielten Planung und eben auch im Sinne der Fortführung dieser liberalen Errungenschaften stelle ich nunmehr im Namen der FPÖ folgenden Antrag: 

"Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Stadt Wien dafür Sorge tragen soll, dass das bestehende Angebot auf städtischen Friedhöfen in Wien, insbesondere im Hinblick auf den vorhanden Raum, für alle Konfessionen in deren eigentümlicher Art, weiter ausgebaut wird. Die städtischen Friedhöfe sollen weiter für alle Wienerinnen und Wiener als Begräbnisstätte zur Verfügung stehen." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags gefordert. (Beifall bei der FPÖ.)

Wer also guten Willens und der Meinung ist, dass das gefördert werden soll, im Rahmen der Stadt Wien, kann diesem Antrag beitreten. Ich würde mich sehr darüber freuen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Wortmeldung kommt von Herrn GR Hatzl. - Ich bitte.

GR Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Vielleicht gelingt es doch noch, bei den Freiheitlichen einen Überlegungsprozess in dieser Frage zustande zu bringen, weil ich glaube, dass es hier möglicherweise eine falsche Grundüberlegung gibt, die mit den Tatsachen der Errichtung dieses Friedhofs nicht zusammenhängt. Lassen Sie mich kurz sagen:

Rein formal bedarf es Ihres Beschlussantrags nicht, denn bereits jetzt gibt es die Möglichkeit, auf allen Wiener Friedhöfen, die die Stadt Wien betreibt, und ganz besonders am Zentralfriedhof, jede Person, die verstorben ist, egal ihrer konfessionellen Zugehörigkeit, zu bestatten, wenn es die betroffene Person wünscht. 

Es ist aber auch nicht unbekannt, dass es in Wien durchaus noch immer, zwar nicht viele, aber einzelne konfessionelle Friedhöfe gibt, sowohl der katholischen Kirche, die von der katholischen Kirche geführt werden, von der evangelischen und von der jüdischen Glaubensgemeinschaft. Diese konfessionellen Friedhöfe haben eine besondere Aufgabe. Sie haben die Aufgabe, Personen, die auf Grund ihres Glaubens der Meinung sind, dass bestimmte Vorschriften in besonderem Maße zu gelten haben, die Möglichkeit deren Einhaltung zu geben. Und sie haben in der Tat mitgeholfen, auch die Stadt Wien in ihrer Verpflichtung der Bestattung von manchen schwierigen Situationen fernzuhalten.

Jetzt darf ich einmal sagen, wenn wir vom Zentralfriedhof als städtischem Friedhof reden, dann ist der Zentralfriedhof in seiner Gesamtheit, wie er sich heute darstellt, nicht als städtischer Friedhof zu bezeichnen, sondern es handelt sich im Wesentlichen nur um jenen Teil, der so allgemein unter dem Bereich 2. Tor und 3. Tor verstanden wird. 

Das heißt, der Bereich des 1. Tores, des alten jüdischen Friedhofs, ist nicht öffentliche Verwaltung der Stadt Wien. Dort werden aber auch zurzeit keine Bestattungen vorgenommen. Jener Teil, der nach dem 3. Tor zum Tor 4 kommt, ist evangelischer Friedhof und steht unter Verwaltung der evangelischen Glaubensgemeinschaft und hat mit der städtischen Friedhofsverwaltung überhaupt nichts zu tun. Es gelten dort eigene Gebühren, eigene Strukturen, und so gilt es auch beim nächsten Tor, beim neuen jüdischen Teil des Zentralfriedhofs. Auch hier ist eigene Verwaltung, eigene Gebühren, eigene Struktur, eigene Ausrichtung gegeben. 

Und ich sage Ihnen ganz offen, und ich bin ja noch am Ende meiner Zuständigkeit für die Friedhöfe konfrontiert worden mit einem, wie ich meine, berechtigten Anliegen einer Glaubensgemeinschaft, die letztendlich in Wien die zweitgrößte in der Zwischenzeit geworden ist, nämlich damit, dass es für Strenggläubige oder Gläubige dieser Glaubensgemeinschaft eine gewisse Schwierigkeit bedeutet, am Zentralfriedhof oder auf anderen städtischen Friedhöfen begraben zu werden, weil ihr Glaube und ihre Glaubensvorschriften auch etwas vorschreiben und verlangen, was wir mit unseren Bestimmungen in dieser Form nicht erfüllen können. 

Ich denke zum Beispiel an die Dauer des Grabes. Sie wissen, dass wir seit langem einen begrenzten - ausgenommen nur bei jenen, die früher Friedhofsdauer hatten - Zeitraum haben, sonst müssten wir noch eine ganze Menge Friedhöfe in Wien bauen und unsere Friedhöfe würden gar nicht mehr in diesem guten Betreuungszustand sein, auch durch die Hinterbliebenen, die sie pflegen. 

Hier sind eben die Unterschiede gegeben. Das war auch einer der Gründe beim jüdischen Friedhof und es war einer der Gründe, dass bestimmte religiöse Vorschreibungen für die Bestattung vorliegen, die es auch in der Kostenfrage nicht vergleichbar machen mit den städtischen Friedhöfen. 

Es ist daher das Problem, auch für die Stadtverwaltung, gewesen, schon bei jenen, die der islamischen Glaubensgemeinschaft angehören und jetzt am Zentralfriedhof bestattet wurden, hier gerecht zu sein. In Wirklichkeit ist man extrem ungerecht, weil wir Mehrfachgräber haben, die es in diesem Bereich des Glaubens nicht gibt, weil wir bestimmte Zeitlängen haben, die zu unterscheiden sind, und das alles mit den Gebühren, wie wir sie haben, nicht in Gleichklang zu bringen ist.

Ich gebe Ihnen Recht, es war der große Gedanke bei der Errichtung des Zentralfriedhofs, dass wir hier eine Vorgangsweise wählen, die es allen, unterschiedlichster Konfession, möglich macht, dort bestattet zu werden, aber wir haben bei der Betreibung und bei der Form und auch bei den Kosten, wenn wir diesen Punkt ansprechen, es immer so gehalten, dass wir nur die Lage, Art und Ausstattung des Grabes, aber nicht die Religion in Betracht ziehen.

Und das, wenn es auf die Dauer so bleiben würde, dass wir bestimmte strenggläubige oder gläubige Menschen zwingen, eine Form zu wählen auf einem Friedhof von uns, dann müsste es bedeuten, dass es hier auch zu Unterschiedlichkeiten bei den Friedhofsgebühren kommt, je nach der Religion. 

Und ich halte das für falsch, diese Entwicklung zu gehen und es war daher sehr vernünftig, dass diese Glaubensgemeinschaft an die Stadt Wien den Wunsch herangetragen hat, dass auch sie zumindest über einen Friedhof in Wien verfügt, wie es die katholische Kirche, die evangelische Kirche und die jüdische Glaubensgemeinschaft hat, wo sie für jene, die nicht am Zentralfriedhof oder auf einem öffentlichen Friedhof bestattet werden wollen, nach ihren Regeln, nach ihren Bestimmungen, aber auch in ihrer Kostenverantwortung, eine Möglichkeit der Bestattung anbieten.

Gestatten Sie mir jetzt, gar nicht polemisch, sondern ganz einfach zu sagen: Ich halte es nicht für klug, wenn eine Gesellschaft einem solchen Ansinnen und einem solchen Wunsch, wenigstens eine Begräbnisstätte der eigenen Religionsart zu haben, in einer Stadt wie Wien nicht nachkommt. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich darf zum Inhalt des Akts noch anfügen, dass laut Statistischem Zentralamt die Islamische Glaubensgemeinschaft in Wien über 105 000 Mitglieder verfügt und damit die zweitgrößte rechtlich anerkannte Glaubensgemeinschaft in der Bundeshauptstadt ist. 

Im Sinne dessen, was Herr Präsident Hatzl gesagt hat, muss man auch hinzufügen, dass zwar der überwiegende Teil der Friedhöfe in Wien städtische Friedhöfe sind, und zwar 595 000 Grabstellen von 778 000, aber dass drei staatlich anerkannte Religionsgemeinschaften eigene Friedhöfe betreiben. Die Römisch-Katholische Kirche betreibt vier Friedhöfe mit 3 700 Grabstellen, die Evangelische Kirche betreibt zwei Friedhöfe mit 13 000 Grabstellen und die Israelitische Kultusgemeinde drei Friedhöfe mit 97 000 Grabstellen. Das heißt, die Trennung von Kirche und Staat ist durch das vorliegende Geschäftsstück nicht berührt, zumindest nicht mehr, als es bisher akzeptiert war, dass es berührt ist. 

Man muss auch berücksichtigen, dass ein nicht un-
beträchtlicher Anteil der Zuwanderer islamischen Glaubens ist und immer mehr Zuwanderer nach Österreich kommen und den größten Teil ihres Lebens hier verbringen und auch die Familien ihr Leben hier verbringen und es bis jetzt sehr oft so war, dass viele Verstorbene islamischen Glaubens per Flugzeug in ihr Herkunftsland transportiert werden mussten, um dort den islamischen Riten entsprechend bestattet zu werden. Das war sehr kostenintensiv und war eigentlich nicht richtig. Deshalb wurde ein islamischer Friedhof gesucht nach Kriterien einer guten Verkehrsanbindung, nicht im dicht verbauten Gebiet gelegen, mit Möglichkeiten der Erweiterung. 

Es ist auch anzufügen, dass am islamischen Friedhof keine Lärmbelästigung der Anrainer zu erwarten ist. Das Totengebet wird im Abschiedsraum gehalten. Es gibt auch keine Gebetsrufe. Bevor der Körper des oder der Verstorbenen in die Totentücher gewickelt wird, wird er gereinigt und es gelten strengste hygienische Regeln. Die Bezirksvorstehung hat auch zugestimmt. 

Ich glaube, für eine multikulturelle und multireligiöse Stadt war es eine sehr würdige und vorbildhafte Vorgangsweise, bei der Errichtung dieses islamischen Friedhofs mitzuhelfen.

Und ich glaube, wenn man für die Trennung von Kirche und Staat ist, was wir grundsätzlich sind, dann muss man auch die Religionsfreiheit berücksichtigen, die eben auch, wie der Präsident ausgeführt hat, mit Leben erfüllt wird und in dem Sinn darf ich die Zustimmung zu diesem Akt empfehlen und die Ablehnung der freiheitlichen Entschließungsanträge.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 191 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Mehrheit, ohne FPÖ.

Wir kommen nun zum vorliegenden Beschlussantrag. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nur von der FPÖ und der ÖPV unterstützt und somit nicht ausreichend, der Antrag ist somit abgelehnt. (GR Gerhard Pfeiffer: Was heißt nur?) Ich weiß nicht, wir haben nur zwei Parteien, die das unterstützen und wenn wir vier haben, heißt eben nur "nur". Ich weiß nicht, was soll das? - Der 24. November hat in diesem Haus nicht stattgefunden, nur damit wir das klargestellt haben. (GR Gerhard Pfeiffer: Erstens hat er auch in diesem Haus stattgefunden, zweitens war diese Aussage entbehrlich!) Ja, administrativ, aber nicht in der Zusammensetzung dieses Saales.

Postnummer 192 (05242/2002-GWS): Sie betrifft die Einräumung einer Kaufoption für die Liegenschaft EZ 526 der KatG Heiligenstadt ua an die HW Hohe Warte Projektentwicklungs- und ErrichtungsgmbH. 

Herr GR Stürzenbecher, bitte. 

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche, die Debatte einzuleiten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich darf die Debatte eröffnen und darf als Erstes Herrn GR Kenesei das Wort erteilen. Und darf Herrn GR Kenesei aber gleichzeitig mitteilen, er hat nur mehr 19 Minuten.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Werden wir schaffen müssen. 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Diese Kaufoption, das, was da so nett und harmlos klingt, ist eigentlich eine der eigenartigsten Geschäftsstücke, die wir, glaube ich, heute hier zu beschließen haben. 

Es geht darum, dass, eingefädelt offensichtlich von der Promotion des First Vienna Fußballklubs, der Vienna auf der Hohen Warte, und auf der anderen Seite dem Leiter des Sportamts der Stadt Wien, dem hier allseits bekannten Herrn Dr Podkowicz, es - im Anschluss an einen Pachtvertrag mit sehr merkwürdigen Bedingungen - jetzt zu einem Kaufvertrag kommt, unter Voraussetzungen, die für einen Normalsterblichen schwerst nachzuvollziehen sind. 

Zuerst einmal schauen wir uns die Gesellschaft an, mit der die Stadt Wien jetzt diesen Kaufvertrag macht. Aufs erste Hinsehen ist diese Gesellschaft eine klassische - wie hat es früher geheißen - 500 000 S-GesmbH, nunmehr 35 000 EUR-GesmbH, wo man nicht so genau weiß, wer da tatsächlich dahinter steckt. Nach Nachfrage im Wohnbauausschuss hat sich dann ein bisschen der Nebel gelichtet und man ist dann bereit gewesen zu sagen, na ja, da steckt die Nationalbank dahinter. 

Jetzt wissen wir aber, dass die Nationalbank nicht als Sponsor der Vienna auftreten kann, weil das ist unter anderem eine der Begründungen, die geliefert wurden, daher hat man sich offensichtlich dieser Firma bedient. Dann gibt es eine sehr komische Konstruktion, wie und was dort auf diesem Parkplatz, auf dieser Fläche, die als Esp, also Erholungsgebiet Sport mit der Zusatzwidmung Parkplatz gewidmet ist, passieren soll. 

Da wird gesprochen, dass mindestens 18 000 Quadratmeter netto Geschossfläche verbaut werden soll, dass eine notwendige Tiefgarage errichtet wird, dass dort auch 150 Pflichtabstellplätze für die Vienna untergebracht werden müssen, und dann kommt man zu einem mehr als merkwürdigen Preisvergleich, warum dieser Preis, der heute da zu beschließen ist, eigentlich gefunden wurde, nämlich 130 EUR pro Quadratmeter für eine Liegenschaft Hohe Warte Döbling. 

Also, eine nicht wirklich unattraktive Wohngegend und ich bin da durchaus offen, sich gemeinsam in Gesprächen zu finden, was man eventuell dort machen kann, um dieses mehr oder minder nicht besonders tolle Ambiente, das sich dort beim Entree der Hohen Warte befindet, zu verbessern und auf der anderen Seite hier ein Paket zu schnüren, so wie es drinnen ist in dem Antrag, um auch eventuell finanziell an dem Kuchen etwas mitzunaschen, nämlich als Stadt, nämlich für die Sanierung der Hohen Warte als solche. Jetzt kennen wir aber halt diese Geschäfte, die oft gemacht wurden zwischen der Stadt und solchen Betreibergesellschaften oder solchen Vereinen, leider zur Genüge. 

Ich erinnere nur an die seinerzeitige großzügige Schenkung der Tribüne am Sportklubplatz an den Wiener Sportklub und nachdem der dann in finanzielle Schwierigkeit gelangt ist, haben wir das wieder zurückgekauft, was wir ihnen zuerst geschenkt haben. Ich erinnere an das Abtreten des Grundstücks beim FAV-AC Platz an den Zuwandererfonds, das mit einer Ablöse für den FAV-AC geendet hat, um den Konkurs und das Konkursverfahren ordnungsgemäß zu beenden. Das Dumme war, dass dieses Grundstück sowieso der Stadt Wien gehört hat und eigentlich da keine Ablöseverpflichtung notwendig gewesen wäre.

Und jetzt haben wir offensichtlich oder hat sich offensichtlich das Sportamt der Stadt Wien der Vienna angenommen. Und da gibt es einen interessanten Preisvergleich, wie man auf diese 130 EUR pro Quadratmeter gekommen ist. Und da steht drinnen, das ist verglichen worden mit ähnlichen Liegenschaften. Jetzt denke ich mir, na ja, werden sie sich angeschaut haben irgendwo in Döbling, Hohe Warte, ähnliche Liegenschaften, die man dort bebauen kann und dann liest man interessanterweise, 10. Bezirk, Parkplatz Horrstadion. (Heiterkeit des GR Georg Fuchs.) Kollege Fuchs kennt das, hat natürlich einen gewissen Charme am Verteilerkreis, ist keine Frage. Ob das aber Schritt halten kann mit der Lage Hohe Warte Döbling, wage ich zu bezweifeln. Dort hat der Quadratmeter allerdings 139 EUR gekostet, also war um eine Spur teurer, als diese eher nicht so interessante Gegend Hohe Warte. Wer mag dort auch schon hinziehen? Da ist es ja am Verteilerkreis sicher viel lustiger. Dann hat man es verglichen mit einer ähnlich attraktiven Lage, nämlich mit dem 11. Bezirk Zippererstraße beim Kaiser-Ebersdorfer-Sportplatz hinten. Dort hat der Quadratmeter aber nur 129 EUR gekostet, also um eine Spur billiger, also in der ähnlichen Qualität wie diese grausliche Hohe Warte, wo sowieso keiner hinziehen will. Und dann hat man es noch verglichen mit der Vorarlberger Allee, das ist der Sportplatz hinter dem Großgrünmarkt. Wenn man über die Straße hinübergeht, ist man in Niederösterreich und die Weite der Felder blickt einen an. Das Einzige, was dort herum steckt in der Erde, sind solche komischen Pflöcke, weil irgendwann einmal eine Straße dort hinkommt. Das ist aber jetzt wirklich günstig, weil dort kostet der Quadratmeter nur 109 EUR, ist also wirklich eine absolut günstige Wohngegend. Ich bin also auch dafür, diesen Parkplatz relativ günstig dieser Gesellschaft zur weiteren Entwicklung zu übertragen. 

Faktum ist, dass man sich wirklich an den Kopf greifen muss, meine sehr geehrten Damen und Herren, wie man auf die Idee kommen kann, den Quadratmeter bei der Hohen Warte in Döbling um 130 EUR zu verkaufen. Wir haben uns ein bisschen schlau gemacht in der Immobilienbranche. Das Dreifache, ohne mit der Wimper zu zucken, sind die bereit, dort für dieses Grundstück zu bezahlen, inklusive der aufgetragenen Sanierung, die bei der Vienna, also auf der Hohen Warte, durchzuführen ist. 

Die Grundstückspreise derzeit im Bereich Döbling, Hohe Warte, in diesem Gebiet, bewegen sich bei schlechterer Lage 400, bei guter Lage 550 EUR. Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn Sie irgendwas sponsern wollen, einen ehemaligen Bundesligaverein, wo die Stadt Wien aber gesagt hat, Bundesligavereine werden nicht unterstützt - siehe Tribüne der Austria, siehe Tribüneüberdachung bei Rapid -, aber das ist jetzt einmal alles ausgenommen, vielleicht weiß man, dass die irgendwann einmal mehr keine Bundesligavereine mehr sind, mag schon so sein, dann denke ich mir, wer kann auf so eine eigenartige und verworrene Idee kommen und sagen, das machen wir, das ist ein gutes Geschäft, und dabei noch erwarten, dass das ohne Widerspruch ad 1 der dort anrainenden Bevölkerung und ad 2 der denkenden Menschen hier im Haus abgehandelt wird. 

Jetzt weiß ich schon, Herr BV Tiller ist halt einer, der da massiv dahinter steht, weil halt sein Verein im Bezirk einer dringenden Sanierung bedarf. 

Mittlerweile konnten wir auch in Erfahrung bringen, dass die Vienna schon einen Großteil des Geldes lukriert hat, der aus diesem Deal, nämlich aus dem Widmungsgewinn, aus dieser Sache gezogen wird, und offensichtlich schon am Spielermarkt aktiv wird. Soll so sein. 

Was mich besonders ärgert und was offensichtlich besonders verwegen ist von der SPÖ und von denen, die das einfädelt haben: Wir haben gerade eine Untersuchungskommission, wo wir uns mit den Praxen der Flächenwidmung auseinander setzen und jetzt gibt es einen Vertrag, wo drinnen steht, das und das und das ist zu machen und die Stadt Wien trägt für Folgendes Sorge: Umwidmung dieser Flächen in Bauland, 130 EUR bezahlt er für den Quadratmeter Esp-Fläche Parkplatz, bekommt aber garantiert in dem Vertrag drinnen, dass es ohnedies Bauland wird mit mindestens 18 000 Quadratmeter Nettonutzfläche, die er dort nutzen kann und - und jetzt kommt es und das ist eine Frage, die wir sowohl vom Rechtsmittelbüro als auch vom Kontrollamt noch klären lassen werden - die Zusage, auch die notwendige Baubewilligung. 

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, wo leben wir denn? Gilt noch die Rechtsstaatlichkeit, gilt noch das Prinzip, dass dort Anrainer, dass dort Eigentümer bei diesen Flächen ein Mitspracherecht haben bei einer Bauverhandlung, dort sagen können, das oder das ist nicht in Ordnung, so kann das nicht funktionieren? 

Und die Stadt Wien schreibt ganz kühl lächelnd in den Vertrag hinein: Macht euch keine Sorgen, wir widmen um, wir beschaffen die Bewilligungen. Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, wo sind wir, wo leben wir?

Also, mir wird immer erklärt, das ist alles ganz in Ordnung, die Rechtsstaatlichkeit und das muss alles eingehalten werden, das ist alles ganz super, was wir machen. Ja, Sie strafen sich selbst Lügen. (GR Heinz Vettermann deutet Nein.) Sie strafen sich selbst Lügen, Sie schreiben in einen Vertrag, und Kollege Vettermann, lesen Sie es nach. Sie tun immer so deuten, dass das alles nicht stimmt. Sagen Sie mir einen Punkt von dem, was ich jetzt gesagt habe, was nicht stimmt. Es steht drinnen, er bekommt die Umwidmung, es steht drinnen, er bekommt die Baubewilligung und gerade dass Sie nicht dazugeschrieben haben als Drittes "und die Anrainer soen die Pappn hoetn". Das wäre wenigstens ehrlich gewesen. 

Aber so unehrlich sind Sie und so unehrlich ist leider auch Herr BV Tiller, der auf Anfrage von Anrainern ihnen noch vorige Woche erklärt hat: "Passiert nichts, da kommt nichts, im Jänner stellen wir euch dann das Projekt vor und dann wird entschieden, was dort passiert." 

Nein, einen Schmarr'n! Jetzt wird entschieden, jetzt wird dieser Kaufvertrag beschlossen, jetzt bekommt diese eigenartige Gesellschaft, hinter der angeblich die Nationalbank steht, ein Grundstück zu einem Spottpreis, zu einer Neppichkeit sondergleichen, verglichen mit Standorten in Wien, wo man sich auf den Kopf greift. 

Wenn ich einem sage, vergleichen Sie den Parkplatz am Verteilerkreis und den Parkplatz oder die Gegend bei der Hohen Warte in Döbling und das ist annähernd gleich viel wert, dann werden Sie Gelächter ernten. Dann wird man Unverständnis ernten, da wird ein jeder sagen, erzählen Sie mir das nicht, das kann nicht stimmen. 

In Wien ist das offensichtlich leicht möglich, in Wien ist das alles möglich, da braucht man nur die guten Freunde in der sozialdemokratischen Fraktion und den Bezirksvorsteher, der dahinter steht und wahrscheinlich einen Wirtschaftskämmerer namens Nettig, der für sich die Vienna oder für seine Vienna, je nachdem wie man es benennen kann, auf die Schienen g'haut hat. Nur, ich würde mir wünschen, dass mit einer derartigen Konsequenz alle Vereine, die in finanziellen Schwierigkeiten sind, die sich ein bisschen übernommen haben, irgendwann einmal Geld bekommen. 

Nun, wir können gerne darüber diskutieren. Wir haben dieses großzügige Geschenk wie jeder nicht platzbesitzende Verein und wir sind eben nicht Platzbesitzer - der liebe Kollege Fuchs braucht nur nachdenken oder nachlesen -, und somit kann ich in den Genuss solcher großzügigen Geschenke, die die SPÖ und die ÖVP macht, nicht kommen, weil als nicht platzbesitzender Verein tue ich mir sehr schwer, irgendetwas zu verscherbeln. Ich habe nichts, was ich verklopfen kann, ich muss mich halt mit dem abg'fretten, was großzügigerweise nicht von der Stadt Wien, sondern vom Wiener Fußballverband zur Verfügung gestellt wird, weil der Verein Untermieter ist beim Wiener Fußballverband und nicht bei der Stadt Wien, weil sich ja die Stadt Wien nichts darum pfeift, ob ein Verein in der höchsten Spielklasse in Wien einen Platz hat oder nicht. 

Der Fußballverband tut das und da bin ich sehr dankbar, dass er das auch tut. Faktum ist, dass hier in einer äußerst eigenartigen Konstruktion eine Gesellschaft, die bislang noch nirgends aufgetreten ist, nie wieder auftreten wird und nur ausschließlich zum Zwecke der Verwertung von dem Parkplatz, von diesen Flächen dort gegründet wurde, einen Megaschnitt macht bei dieser Geschichte. 

Man braucht sich nur hochrechnen, wie viele Wohnungen bei 18 000 Quadratmeter Nettonutzfläche - und das ist mindestens drinnen, es darf auch ein bisschen mehr werden - dort zu lukrieren sind, welche Möglichkeiten dieser Gesellschaft, vice versa dann den Nutzungsberechtigten, in die Hand gegeben werden. 

Und einen Satz noch, weil Kollege Fuchs zuerst gemeint hat, bei den anderen Vereinen. Zeigen Sie mir einen anderen Verein in dieser Stadt, der für so ein Stadion wie die Hohe Warte, für diese Sportflächen plus den Trainingsmöglichkeiten und so weiter, eine Jahrespacht von umgerechnet 85 000 S bezahlt. Das ist lächerlich, das ist lächerlich, das ist eine versteckte Finanzierung dieses Vereins, die offensichtlich ausgemacht ist. Jeder andere Verein, der irgendwo Untermieter oder Mieter ist, egal ob bei der Stadt Wien oder beim Wiener Fußballverband, zahlt ein Vielfaches davon. Zahlt ein Vielfaches davon plus zusätzlicher Kosten wie das Wasser, Licht, Kanal und und und. 

Also tun Sie nicht so, als ob das ein ganz normaler Vorgang wäre, das ist miese Geschäftemacherei am Rücken der Wienerinnen und Wiener, weil es ist schlussendlich Steuergeld, das zu lukrieren wäre, oder Einnahmen, die zu lukrieren wären. Wenn ich mir anschaue, dass dort der Quadratmeter mit 400, 450 und 500 EUR zu verkaufen wäre und trotzdem eine Sanierung und ich frage mich, wie Sie das dann argumentieren werden, wenn die Vienna Vikings weiterhin auf der Hohen Warte ihre Spiele bestreiten werden, die zigfach mehr Zuschauer haben als die Vienna, mit 150 Pflichtstellplätzen. Mit 150 Pflichtstellplätzen, das schaue ich mir an, weil 150 Pflichtstellplätze ist zwar hochgerechnet auf 7 500 Zuschauer, nur, 7 500 Zuschauer auf 150 Stellplätzen unterzubringen, das müssen Sie mir vorhupfen. Das geht sich nicht einmal rechnerisch aus, wenn ein jeder fünf Personen im Auto drinnen hat, weil da stoßen wir an die Grenzen der Kapazität und Sie wissen genauso wie ich, auch wenn es mir nicht recht ist und mir nicht wünsche, dass ... (GR Heinz Hufnagl: Die U 4 Heiligenstadt!) Ja, mir ist alles recht, ich sage ja, weil ich würde es mir wünschen, nur die Realität ist derzeit eine andere. 

Sie wissen ganz genau, wenn auf einem Fußballplatz 100 Besucher sind, können Sie davon ausgehen, dass dort 80 Autos stehen. Das ist leider Realität, das ist so, mit dem müssen wir leben. Entweder, Sie rechnen damit, dass die Vienna in Zukunft nicht mehr als 150 Besucher hat, weil ansonsten gibt es keinen freien Bereich mehr, den man nutzen kann und Sie werden den Vienna Vikings sagen müssen, dass sie ihre Heimspiele gefälligst woanders austragen. Spielen dürfen sie, Leute dürfen sie halt keine haben, das ist das Problem. Das ist das Einzige, was man diesem Verein noch klar machen muss. Wenn Sie aber wissen - und Sie waren genauso Gast oben -, dass die Vienna Vikings ein durchaus erfolgreicher American Footballverein sind, die auch in der Europaliga weiterkommen, dass dort oben zum Beispiel von den Premiere World die Übertragungswägen stehen, und und und, frage ich mich, wie werden Sie das in Zukunft bewerkstelligen, wie werden Sie es denen erklären. Oder bauen Sie dann eine Tiefgarage, wo Sie mit dem Übertragungswagen hinunterfahren können, oder was wollen Sie tun? 

Unter dem Strich bleibt: In einem Kaufvertrag ist die Zusage einer Umwidmung drinnen - das ist mehr als eigenartig und ist überprüfungswürdig und das werden wir auch tun -, ist die Zusage drinnen, dass die Baubewilligung sowieso erfolgt - "das machen wir schon mit der Baubewilligung" - und dass der Preis von 130 EUR, verglichen mit dem Parkplatz beim Horrstadion und mit dem Parkplatz in der Vorarlberger Allee, schlichtweg ein schlechter Scherz ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit solchen Geschäften tun Sie den Wienerinnen und Wienern sicherlich keinen Gefallen und da sind wir auch nicht dabei. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen in 10 Sekunden zur Dringlichen Anfrage. Nachher ist der nächste Redner der Herr GR Fuchs. Ich nehme nicht an, dass er die 10 Sekunden sprechen will. (Allgemeine Heiterkeit.)
Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von GRin Mag Marie Ringler sowie Freundinnen und Freunde eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete dringliche Anfrage (PGL/05500/2002/0001-KGR/MDGF) betreffend "Warum subventioniert die Stadt Wien ein Veranstaltungszentrum der rechtsextremen Szene?" von der Fragestellerin mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. 

Gemäß § 37 Abs. 5 der Geschäftsordnung hat auf Verlangen vor der Begründung die Verlesung zu erfolgen und ich bitte nun Herrn GR Klucsarits als Schriftführer, dies zu tun.

Schriftführer GR Rudolf Klucsarits: Dringliche Anfrage der GRin Marie Ringler und FreundInnen an den Bürgermeister der Stadt Wien gemäß § 16 der Wiener Stadtverfassung, eingebracht in der Sitzung des Gemeinderats am 12.12.2002, betreffend "Warum subventioniert die Stadt Wien ein Veranstaltungszentrum der rechtsextremen Szene?"

Begründung: Das umstrittene "Haus der Heimat" der Volksdeutschen Landsmannschaften wird großzügig aus öffentlichen Mitteln finanziert. Im September 2002 genehmigte die schwarz-blaue Bundesregierung der Landsmannschaft eine Förderung von 4 Millionen EUR. Auch das rote Wien subventioniert das völkische Zentrum. Rund 650 000 EUR sollen für den Veranstaltungsort für Rechtsextreme aus dem Kulturbudget der Stadt Wien bereitgestellt werden.

Seit 1997 hält der "Neue Klub" seine "Klubabende" im "Haus der Heimat" ab; die Liste der dort Vortragenden liest sich streckenweise wie das Who is who des deutsch-österreichischen Rechtsextremismus: Herbert Jüttner (Referent bei der rechtsextremen Arbeitsgemeinschaft für demokratische Politik); Heinz Fidelsberger (Autor in der rechtsextremen Zeitschrift "fakten"); Karl Richter (führender Aktivist, der von den "Republikanern" abgespaltenen "Deutschen Liga für Volk und Heimat"); Herbert Fritz (Gründungsmitglied der 1988 behördlich aufgelösten NDP) und zahlreiche andere Mitglieder der rechten Szene halten regelmäßig Vorträge im "Haus der Heimat".

Am 18. November 2002 hielt Franz Schönhuber, Mitglied der ehemaligen Waffen SS und Chef der Republikaner, einen Vortrag vor rund 200 Veteranen im "Haus der Heimat". Schönhuber bezeichnete dabei die Waffen SS als "eine militärische Elite", die "politisch verheizt" worden sei. (APA 19.11.2002) Schönhuber wird vom deutschen Verfassungsschutz als zentrale Figur der deutschen Rechtsextremistenszene bezeichnet. 

Daneben trat auch Walter Lüftl im Zentrum auf, der ein "Gutachten" verfasste, in dem die Existenz von Gaskammern während des Nationalsozialismus geleugnet wird. 

Das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes, so die Stadtzeitung "Falter" (49/02), bezeichnet das "Haus der Heimat" als "Veranstaltungsort für die rechtsextreme Szene, wenngleich nicht jeder, der bei den Diskussionsveranstaltungen auftritt oder sie besucht, als rechtsextrem bezeichnet werden kann." 

Die unterfertigten GemeinderätInnen stellen gemäß § 16 WStV und § 36 GO-GR folgende dringliche Anfrage:

1. Warum subventioniert die Stadt Wien einen Veranstaltungsort für die rechtsextreme Szene?

2. Wann wurden Sie erstmals davon informiert, dass im "Haus der Heimat" Rechtsextremisten referiert haben?

3. Halten Sie es politisch für vertretbar, einen Veranstaltungsort für Rechtsextreme durch öffentliche Gelder zu subventionieren?

4. Warum soll das "Haus der Heimat" ausgerechnet aus Mitteln der Kulturbudgets subventioniert werden?

5. Welche konkreten kulturpolitischen Ziele verfolgen Sie mit der Subventionierung des "Haus der Heimat"?

6. Haben Sie vor, auch in den nächsten Jahren das "Haus der Heimat" zu subventionieren? Und wenn ja, welche politischen Ziele verfolgen Sie damit?

7. Haben Sie vor, auch in den nächsten Jahren die rechtsextreme Szene zu subventionieren? Und wenn ja, welche politischen Ziele verfolgen Sie damit?

8. SPÖ-Vorsitzender Alfred Gusenbauer erklärt am 6.4.2000: "Wir leiten aus den historischen Erfahrungen die Verpflichtung ab, alle Tendenzen zu Faschismus, Rassismus, Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit noch entschiedener zu bekämpfen und diese Auseinandersetzung offen zu führen". - Können Sie sich mit dieser Aussage identifizieren? Wenn ja, warum subventionieren Sie dann rechtsextreme Veranstaltungen? Wenn nein, haben Sie vor, Konsequenzen zu ziehen?

9. Nach der umstrittenen - und nur von den Grünen abgelehnten Subvention - für den rechtsradikalen Bildhauer Odin Wiesinger, wird nun offenbar vermehrt "völkische Kultur" gefördert. Ist das die neue Kulturpolitik der Stadt Wien?

10. Landtagspräsident Johann Hatzl erklärte anlässlich der 15. Gemeinderatssitzung am 26.4.2002: "Und ich sage, es bleibt dabei: Gegen Faschismus und Neonazismus muss man entschlossen vorgehen. Das ist man dieser Heimatstadt Wien schuldig." Haben Sie mit Johann Hatzl die Subvention für das "Haus der Heimat" abgesprochen?

11. Sie haben im Wiener Wahlkampf die antisemitischen Aussagen von Jörg Haider zu Ariel Muzicant, neben grünen PolitikerInnen, scharf verurteilt. Der Kurier vom 2.3.2001 zitiert Sie mit der Aussage, dass Sie Haider "puren und blanken Antisemitismus" vorwarfen. Da wir davon ausgehen, dass Sie noch immer zu dieser Aussage stehen, warum subventionieren Sie dann eine Einrichtung, in der zahlreiche Veranstaltungen stattgefunden haben, bei denen antisemitische Äußerungen der Vortragenden belegt sind, denen nicht von Seiten der Veranstalter widersprochen wurde?

12. Haben Sie die Subventionsvergabe auch unter dem Aspekt des "NS-Verbotsgesetzes" prüfen lassen? Wenn nein, warum nicht? Wenn ja, was war das Ergebnis?

Gemäß § 37 GO-GR wird beantragt, dass die Anfrage verlesen und mündlich begründet werden kann und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfindet.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Zur Begründung der dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Frau GRin Mag Ringler, Sie haben sich gemeldet.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die dringliche Anfrage heute hat einen sehr, sehr ernsten Hintergrund. 

Der Akt, den wir im Kulturausschuss vor zwei Wochen vorgelegt bekommen haben und der mit den Stimmen der ÖVP, der FPÖ und leider auch der SPÖ beschlossen wurde, ist unfassbar. Er ist schlicht unfassbar. Und ich glaube, dass mir viele Leute hier in diesem Raum zustimmen werden, denn hier soll ein Fonds unterstützt werden, der insbesondere das "Haus der Heimat" finanzieren soll.

Wenn man sich ein bisschen, nur ein bisschen damit beschäftigt, was in diesem Land immer noch leider viel zu viel an Rechtsextremismus vorhanden ist, dann wird man wissen, dass das "Haus der Heimat" schon seit langem als einer der zentralen Orte für Veranstaltungen von Rechtsextremisten bezeichnet wird.

In diesem Akt wird auf Basis eines Beschlusses der Landeshauptleutekonferenz vom 6. März 2002 festgehalten, dass der Bund etwa 4 Millionen EUR und die Länder etwa 3,2 Millionen EUR an den Vertriebenenfonds zahlen sollen. Und es wird ganz explizit festgehalten, dass insbesondere der Betrieb des Begegnungszentrums "Haus der Heimat" zu finanzieren ist. 

Was ist dieses "Haus der Heimat"? - Dieses "Haus der Heimat" ist ein Haus, in dem zahlreiche unterschiedliche Veranstaltungen stattfinden, unter anderem auch Veranstaltungen des "Neuen Klubs". Und dieser "Neue Klub", sehr geehrte Damen und Herren, gehört sicherlich zu den problematischsten rechtsextremen Vereinen in diesem Land.

In den Siebzigerjahren hatte dieser Verein noch in den Statuten, dass nur Mitglied werden kann, wer "Mann deutscher Volkszugehörigkeit" ist. Ich glaube, das spricht für sich! Und was noch viel mehr gegen diesen "Neuen Klub" spricht und gegen die Finanzierung des "Haus der Heimat" und gegen die Finanzierung der Veranstaltungen, ist die Liste der Referenten, die in den letzten Jahren dort referiert haben. Und dass dies so ist, das hätte Herrn Bgm Häupl, der diesen Beschluss im Rahmen der Landeshauptleutekonferenz mitgetragen hat, bewusst sein müssen, denn das "Haus der Heimat" wird seit vielen Jahren vom Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes genau beobachtet. Es gibt zahlreiche Publikationen aus den letzten Jahren, die ganz klar machen, dass es hier ein massives Problem gibt. 

Im September 2000 etwa wurde Entsprechendes auf der Homepage des Dokumentationsarchivs veröffentlicht, wenig später eine Liste der Referenten. Und auch in den Publikationen des DÖW, das wir ja zu Recht mit Geldern der Stadt Wien subventionieren, ist das "Haus der Heimat" immer wieder ganz explizit angesprochen worden. 

Spätestens einen Tag nach diesem Beschluss der Landeshauptleutekonferenz, sehr geehrter Herr Bürgermeister, hätten Sie wissen können, was hier beschlossen worden ist, denn an diesem Tag wurde in der APA eine Aussendung veröffentlicht, in der Folgendes zitiert wird, nämlich ganz genau darauf eingegangen wird, wer in den letzten Monaten in diesem "Haus der Heimat" referiert hat und dass unter anderem - das steht hier ganz klar drinnen, das war nicht zu übersehen! - einer der letzten Vortragenden im "Neuen Klub" Walter Lüftl war. Walter Lüftl, der Verfasser eines Gutachtens, in dem die Existenz der Gaskammern geleugnet wird. Ich glaube, gerade zu diesem Zeitpunkt, spätestens dann, hätten alle Alarmglocken schrillen müssen. 

Am 7. März, einen Tag später, hätte klar sein müssen, dass dieser Beschluss der Landeshauptleutekonferenz gegen alles verstößt, wofür ich die Sozialdemokratie bisher auch geschätzt habe, nämlich für ein klares Auftreten gegen Faschismus, gegen Antisemitismus, gegen Rechtsextremismus. 

Umso schlimmer ist es, in den Kulturausschuss dieser Stadt zu gehen und einen Akt vor sich liegen zu haben, in dem dieses Haus mit 650 000 EUR finanziert werden soll! 650 000 EUR für den "Neuen Klub" und für die Referenten, die dort Vorträge halten! 

Ich gebe Ihnen jetzt einen kurzen Auszug derer, die dort in den letzten Jahren referiert haben: 

1997 Prof Mag Georg Hauer, Autor in den rechtsextremen Zeitschriften "Eckartbote" und "Der Hobel"; 

21.4.1997 Dr Heinz Fidelsberger, Autor in den rechtsextremen Zeitschriften "fakten" und "Kritische Studentenzeitung"; 

29.9.1997 und 6.9.1999 Mag Martin Hobek, FPÖ-Bezirksrat, Autor in den rechtsextremen Zeitschriften "Aula" und "Eckartbote"; 

1997, 1998, 1998 ein zweites Mal und 1999 Dr Lothar Höbelt, FPÖ-Historiker (Heiterkeit bei der FPÖ und der GRin Ingrid Korosec.), Autor in der "Aula", Referent beim mittlerweile wegen NS-Wiederbetätigung behördlich aufgelösten Verein "Dichterstein Offenhausen";

25.4.1998 Horst Rudolf Übelacker, Vorsitzender des deutschen Witiko-Bundes, "Eckartbote"-Autor;

30.11.1998 Karl Richter, führender Aktivist der von den Republikanern abgespaltenen "Deutschen Liga für Volk und Heimat" und der "Gesellschaft für Freipublizistik". 1995 wurde er wegen Volksverhetzung verurteilt. 1991 bis 1997 war er Chefredakteur der deutschen rechtsextremen Zeitschrift "Nation und Europa"; 

26.4.1999, 7.2.2000, 29.1.2001, 10.12.2001 Prof Dr Walter Marinovic, führender Aktivist des "Kulturwerk Österreich", dort fast jedes Jahr Referent, 95 bis 97 als Referent beim Verein "Dichterstein Offenhausen", 95 und 99 Referent der "Politischen Akademie der AFP", Autor in den rechtsextremen Zeitschriften "Aula", "fakten" und "Eckartbote";

7.6.1999 Prof Dr Herbert Fritz, Mitinitiator der rechtsextremen Liste "Ein Herz für Inländer"; 

21.2.1999 und 11.2.2002 Dipl Ing Walter Lüftl, Verfasser eines "Gutachtens", in dem die Existenz von Gaskammern zur Ermordung von Menschen in den nationalsozialistischen Konzentrations- und Vernichtungslagern geleugnet wird; 

11.9.2000 Dr Claus Nordbruch - Sie erinnern sich: Gegen Dr Claus Nordbruch wurde vom Dokumentationsarchiv auch eine Sachverhaltsdarstellung an die Staatsanwaltschaft wegen Vergehens nach § 3d und 3g des Verbotsgesetzes eingebracht. Und in der Sachverhaltsdarstellung wird Folgendes zitiert: 

"Dr Claus Nordbruch sprach vom Raubzug der Alliierten durch die Geisteswelt des Deutschen Reiches. Über Österreich meinte er: Während der kurzen Zeit der Vereinigung mit Deutschland zum Großdeutschen Reich erlebte Österreich einen ungeahnten wirtschaftlichen Aufschwung. Als 'integrierter Bestandteil Deutschlands' habe Österreich in wirtschaftlicher Hinsicht heller denn je nach dem Ersten Weltkrieg gestrahlt. Und die Alliierten bezichtigte er der Diebstähle und Menschenrechtsverletzungen, für die sie nie Verantwortung übernommen hätten." 

Und weiter in einem Interview Nordbruchs mit der Zeitschrift "Format" Nummer 20/2002: Hier leugnete Nordbruch, dass die Waffen SS eine nationalsozialistische Untergruppe war. Im O-Ton Claus Nordbruch, Referent im "Haus der Heimat": 

"Die Waffen SS war doch keine nationalsozialistische Untergruppe. Sie war eine antibolschewistische Freiwilligen-Bewegung, in der nicht nur Europäer, sondern auch Asiaten und andere Völker für ein gemeinsames Ziel gekämpft haben." 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen und Herren, all diese Referenten sprechen für sich. Sie sprechen gegen sich, sie sprechen gegen die Subventionierung dieses "Haus der Heimat". 

Und was dem Fass den Boden ausschlägt, ist erst vor wenigen Wochen passiert, nämlich am 18. November, wenige Tage vor der Wahl, denn am 18. November hat dort niemand geringerer als Franz Schönhuber gesprochen, Vorsitzender der "Deutschen Republikaner". Und was Franz Schönhuber dort gesagt hat, übrigens in Anwesenheit des Herrn FPÖ-Bundesrats John Gudenus, war Folgendes: Die Waffen SS sei eine militärische Elite gewesen, die politisch verheizt worden sei.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wieso soll die Stadt Wien so einen Veranstaltungsort subventionieren? Wenn mir das irgendjemand in diesem Haus erklären kann - ich verstehe es nicht. Ich finde es unfassbar. Ich finde es eine Bankrotterklärung. Ich finde es eine wahrhaftige Bankrotterklärung für die Sozialdemokratie, dass dieser Akt überhaupt in den Kulturausschuss gekommen ist! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Stapelweise Materialien des Dokumentationsarchivs und vieler anderer liegen über Referenten und Referentinnen in diesem Haus vor. Stapelweise! Es hätte nur eines Anrufs im Dokumentationsarchiv bedurft. Sie wissen alle, Sie müssen nicht einmal aus dem Haus hinaus telefonieren, um dort anzurufen. Die Telefonanlage ist die gleiche. Und das von einer SPÖ und einem Kulturstadtrat, die von öffentlichem Diskurs reden, die von der Verbesserung der demokratischen Kultur in unserem Land reden, die vom politischen, kulturellen Klima reden! Und dann soll so ein Akt in diesem Haus beschlossen werden? Dann sollen solche Menschen, die solche Vorträge halten, von der Stadt Wien subventioniert werden? Dann soll das "Haus der Heimat" das Logo von "WIENKULTUR" auf seinen Veranstaltungsaussendungen tragen müssen?

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich kann mir beim besten Willen nicht vorstellen, dass das in dieser Stadt passieren darf! Ich werte es auch als unseren Erfolg, dass dieser Tagesordnungspunkt heute von der Tagesordnung abgesetzt worden ist. Aber wir wissen: Verschoben ist nicht aufgehoben! 

Und ich erwarte mir eine eindeutige und klare Erklärung des Herrn Bürgermeisters, heute und hier, dass das "Haus der Heimat" von der Stadt Wien keinen Groschen Geld, keine finanzielle Unterstützung, keine Unterstützung in welcher Form auch immer erhalten wird. Das ist das, was ich mir von Ihnen erwarte! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Was ich außerdem von Ihnen wissen will, ist, wie es überhaupt dazu kommen konnte, dass wir hier jetzt diese dringliche Anfrage stellen müssen? Wie konnte es dazu kommen? Ist das die neue Politik der Sozialdemokratie? Ist das die neue Linie der Kulturpolitik, nachdem schon im 23. Bezirk der rechtsradikale Künstler Odin Wiesinger mit den Stimmen der SPÖ, ÖVP und FPÖ finanziert wurde? Ist das die neue Kulturpolitik? 

Herr Bürgermeister, was ist damals in dieser Landeshauptleutekonferenz passiert, dass ein sozialdemokratischer Bürgermeister und Landeshauptmann einen derartigen Beschluss mit trägt? 

Und was, sehr geehrte Damen und Herren, ist dann in der Finanzabteilung passiert, nachdem dieser Beschluss vorgelegt wurde und die Verstärkungsmittel locker gemacht wurden? Hat da niemand aufgepasst? War da niemand, der gelesen hat, worum es geht? 

Und dann als dieses Schreiben in der MA 7 eingelangt ist, sehr geehrte Damen und Herren, was ist denn da passiert? Dort, wo die Kulturpolitik feinfühlig und sensibel auf Veränderungen gesellschaftlicher Natur reagieren soll, dort wurde einfach überlesen, dass das "Haus der Heimat" jetzt 650 000 EUR bekommen soll? Wie konnte es dazu kommen? - Das möchte ich gerne wissen! 

Und ich erwarte mir, dass wir jetzt von Ihnen, Herr Bürgermeister, hören, dass es ein für allemal kein Geld für das "Haus der Heimat" von Seiten der Stadt Wien geben wird! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister, zur Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Grundsätzlich möchte ich zunächst betonen, dass mich der Stil Ihrer Anfrage und insbesondere die gar nicht latenten, sondern sehr offen ausgesprochenen Vorwürfe der vorsätzlichen Subventionierung der rechtsextremen Szene durch die Stadt Wien erheblich befremden, und dies nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Tatsache, dass auch Ihre Fraktionskollegen und ‑kolleginnen im Nationalrat im Rahmen der 117. Sitzung der XXI. Gesetzgebungsperiode am 20. September 2002 in dritter Lesung der seinerzeitigen Gesetzesvorlage eines "Bundesgesetzes über die Gewährung einer Bundeszuwendung an den Verband der Volksdeutschen Landsmannschaften Österreichs" zugestimmt haben. Dies können Sie in den Stenographischen Protokollen des Hohen Hauses nachlesen. Das Gesetz ist bereits kundgemacht. (Erstaunen bei der SPÖ. - Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wieso denn das? - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Hört! Hört!) Es erscheint mir daher Ihre dringliche Anfrage heute als reichlich seltsam. (Beifall bei der SPÖ und bei der FPÖ. - Aufregung des GR Günter Kenesei.) 

Darüber hinaus, sehr geehrte Frau Gemeinderätin (GR Heinz Hufnagl: Zuhören, Kollege Kenesei!), komme ich auch nicht (GR Heinz Hufnagl: Zuhören, Kollege Kenesei!) umhin, Ihre Fraktion darauf aufmerksam zu machen, dass bereits im Jahr 1995 infolge eines Antrags der MA 7 eine Subventionierung des Verbands volksdeutscher Landsmannschaften für die Errichtung eines Kulturzentrums der deutschsprachigen Altösterreicher in Wien ("Haus der Heimat") in der Höhe von 5 Millionen S durch einstimmigen Beschluss, also auch mit Zustimmung Ihres Vertreters, im zuständigen Gemeinderatsausschuss erfolgte. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Also, was ist jetzt?) 

Als der Sachpolitik und nicht der Polemik oder der politischen Aufregung verbundener Bürgermeister und Landeshauptmann von Wien lege ich daher auch im Gegenstand Wert auf eine seriöse Diskussion. 

Zu Ihren Punkten 1 bis 3: 

Faktum ist, dass nach dem Zweiten Weltkrieg in der Tschechoslowakei alle Personen deutscher und ungarischer Nationalität als staatlich unzuverlässig erklärt wurden und sohin Personen aus allen politischen Lagern der Vertreibung ausgesetzt waren. Ich darf Ihnen in diesem Zusammenhang gerne sagen - oder eigentlich ungern -, dass ich meine Informationen hier nicht aus APA-Aussendungen oder Ähnlichem beziehe, sondern aus sehr direkten Gesprächen etwa mit Vertretern der Seliger-Gemeinde, mit Vertretern der Sudeten-deutschen Arbeiterbewegung, mit Vertretern auch der Tschechischen Arbeiterbewegung, die wir heute auch in Wien vorfinden. Und ich darf Sie in besonderem Ausmaß auf ein Gespräch aufmerksam machen, das Sie auch mit jemandem führen können, der über große Erfahrungen in diesem Bereich verfügt und der nicht, auch nicht im Entferntesten, in den Geruch kommt, Deutschnationaler oder Nationalsozialist zu sein: Hubert Pfoch, der Präsident des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstandes, ein langjähriger Bezirksobmann der SPÖ in Ottakring, der über exzellente Kontakte zur Seliger-Gemeinde in Deutschland und auch in Österreich verfügt, kann Ihnen sehr viel und sehr detailreich über die äußerst differenzierte Geschichte der Sudetendeutschen erzählen. 

Und wenn Sie dies nicht wollen, so gibt es eine sehr dicke und große Publikation, die Sie auch nachlesen könnten, wo sich die Geschichte der Sudetendeutschen und insbesondere die Geschichte der Sudetendeutschen Arbeiterbewegung in höchst differenzierter Form darstellt. 

Jawohl, es hat unter den Sudetendeutschen eine bedauernswert große Zahl an Nationalsozialisten gegeben, aber es hat unter den Sudetendeutschen auch eine große Zahl an Sozialdemokraten gegeben, an christlichen Arbeitnehmern gegeben, an Widerstandskämpfern gegen den Nationalsozialismus gegeben. Ähnliches ist auch für die ungarische Volksgruppe zu sagen. Und alle, alle, ob sie Nationalsozialisten gewesen sind, ob sie Sozialdemokraten gewesen sind, ob sie Widerstandskämpfer gewesen sind, ob sie christliche Arbeitnehmer gewesen sind oder ob sie Kommunisten gewesen sind, sind vertrieben worden. Und heute noch ist dies gerade bei den Vertriebenen zu erkennen und spiegelt sich auch wider. 

Ich kann Sie daher nur bitten, Ihre historische Sicht etwas zu schärfen. Ob Sie mir glauben oder nicht, ist belanglos. Aber vielleicht versuchen Sie, sich mit den historischen Fakten auch nur einigermaßen vertraut zu machen. 

Und ich ersuche Sie daher, zur Kenntnis zu nehmen, dass ich für mich es jedenfalls auf Grund dieser historischen Fakten für unzulässig erachte, dass die Vertriebenen per se als rechtsradikal oder neonazistisch denunziert werden! (Beifall bei der SPÖ, bei der FPÖ und bei der ÖVP. - Aufregung bei den GRÜNEN.) 

Ich darf es mir heute auch ersparen, ausführlich über die Benes-Dekrete zu referieren. Meine Auffassung ist aus dem Vorhergehenden zu erkennen. Ich darf lediglich auf die Ausführungen verweisen, die im Europäischen Parlament und letztlich auch im Frowein-Gutachten zu erkennen sind und die eine politische Geste der Tschechischen Republik zur Aufarbeitung der Geschichte als für angebracht erachtet, sodass letztlich auch die Frage der Vertriebenen in Europa - so wie viele andere historische Fragen - einer ordentlichen Lösung zugeführt wird.

Vor diesem Hintergrund, sehr geehrte Frau Gemeinderätin, habe ich aus historischer und Wiener Sicht, bezogen auf die Beschlüsse der Landeshauptleutekonferenz und in Kontinuität bisheriger Beschlüsse, hier im Wiener Gemeinderat der Erreichung einer Paketlösung, die de fakto eine einmalige Zahlung an den Vertriebenenfonds bedeutet, zugestimmt. 

Zu Ihren Punkten 4 bis 7: 

Das "Haus der Heimat" ist nach einer den Ländern übermittelten Information des Herrn Bundesministers Mag Grasser eine Begegnungsstätte mit Zentralbibliothek, Ausstellungsräumen und Festsaal, die dem Verband der Volksdeutschen Landsmannschaften Österreichs und seinen Mitgliedsverbänden zur Verfügung steht. Die in Rede stehenden Zahlungen werden von der Finanzverwaltung aufgebracht. 

Ich darf Ihnen auch hier in aller gebotenen Deutlichkeit sagen: Wann immer in dieser Stadt, egal ob auf der Universität, in anderen Räumlichkeiten, auf Straßen oder Plätzen dieser Stadt, den österreichischen Grundkonsens und das österreichische Rechtswesen verletzende Veranstaltungen von Nationalsozialisten stattfinden, wann immer hier in unserer Stadt den Holocaust leugnende oder auch sonstige rechtsradikale Veranstaltungen stattfinden, werden Sie mich ganz unbestreitbar auch in der ersten Linie der Kritiker finden, denn da ist es mir völlig egal, wo dies stattfindet. Und wenn es auf der Universität stattfindet, so hat man auf der Universität dagegen zu protestieren, so wie ich das seit mehr als 30 Jahren in meinem politischen Leben auch tu’! (Beifall bei der SPÖ.) 
Und wenn, so wie ich das aus persönlicher Erfahrung kenne, an den Universitäten solche Veranstaltungen stattfinden, dann werden wir dagegen protestieren, dagegen auftreten und versuchen, solche Veranstaltungen auch hintan zu halten, aber wir werden mit Sicherheit nicht die Universitäten auflösen! Das sei Ihnen auch gesagt, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nun zu Ihren Fragen 8 bis 12:

Vom Grundsatz her gehe ich davon aus, dass sich Veranstalter jedweder Veranstaltungen an die Rechtsordnung halten. Wenn sich aber herausstellen sollte, dass der Verband der Volksdeutschen Landsmannschaften Österreichs, Teile dessen oder einzelne Exponenten beziehungsweise die Veranstalter im "Haus der Heimat" zum rechtsextremen Hort mutiert sind, so ist es zunächst die Aufgabe der zuständigen Behörden, strafbare Handlungen zu ahnden und letztlich auch zu unterbinden. Aber es wird unsere gemeinsame politische Aufgabe auch sein, uns mit den nun dann in der Tat auch so zu identifizierenden rechtsextremistischen, neonazistischen, rassistischen oder anderen Autoren, Referenten oder Veranstaltungen auseinander zu setzen. Dass dies stattfindet, da brauchen Sie sich im Hinblick auf meine Grundhaltung keine Sorgen zu machen, sehr geschätzte Frau Gemeinderätin! (Beifall bei der SPÖ. - Aufregung des GR Günter Kenesei.) 
Was Ihre Frage 9 betrifft: 

Wie mir berichtet wird, hat der Finanzausschuss des 23. Bezirks aus seinen dezentralen Mitteln die Förderung des gesamten Jahresprogramms für den Kulturkreis 23 beschlossen. Die MA 7 fungiert dabei lediglich als ein Exekutivorgan des Bezirks und hat eine Liste der zu fördernden Kulturvereine, darunter befand sich auch der Kulturkreis 23, übermittelt erhalten. Mangels Kenntnis des zugrunde liegenden Programminhalts konnte daher seitens der Zentralstellen noch keine Aktivität entfaltet werden. Sollte sich hier in der Tat ein Rechtsradikaler darunter befunden haben, dann ist dies zunächst juristisch, aber selbstverständlich auch politisch festzustellen.

Frau Gemeinderätin, erlauben Sie mir eine sehr persönliche Schlussbemerkung: 

Ich verstehe durchaus Ihre Emotionen, auch Ihre politischen Emotionen, die Sie hier Ihrer dringlichen Anfrage zugrunde legen. Ich darf Sie nicht zuletzt auch ein bisschen auf meine eigene persönliche politische Biografie aufmerksam machen. Ich halte daher Ihre Unterstellungen, die Sie nicht zuletzt in dieser dringlichen Anfrage, aber vor allem auch in Ihrer Begründung hier dargelegt haben, dass etwa auch mein Verhältnis zu Rechtsradikalismus oder Nationalsozialismus ein nicht 100‑prozentig geklärtes sein soll, für eine unbeschreibliche Unterstellung! (GR Mag Christoph Chorherr: Das hat sie nicht gesagt!) Dann würde ich bitten ... (GR Mag Christoph Chorherr: Das hat sie nicht gesagt!) Dann würde ich bitten, die Frage 7 anzuschauen, die hier drinnen steht: Ob wir auch in Zukunft vorhaben, rechtsradikale Veranstaltungen zu subventionieren. (Aufregung bei den GRÜNEN.) 

Da sage ich jetzt: Nein, da kenne ich, mit Verlaub gesagt, keinen Spaß! Ich lasse mir von euch mit großer Sicherheit, absoluter Sicherheit, nicht unterstellen, dass ich in diese Richtung ein ungeklärtes Verhältnis habe! Sollte das der Fall sein (GR Günter Kenesei: Wer hat es denn beschlossen? Wer?), dann werden wir das in Zukunft sicherlich auch so gestalten, wie jemand, dem man so etwas unterstellt. Wenn ihr nicht in der Lage seid zu unterscheiden, was ein korrektes Verhältnis dazu betrifft, was ein korrektes und vielleicht auch historisch anders betrachtetes betrifft, und dann hier den Sozialdemokraten oder auch mir persönlich unterstellt, dass es hier ein ungeklärtes Verhältnis dazu gäbe, der wird es sicherlich auch mit allen Konsequenzen zu tun haben!

Ich habe es nicht notwendig, nicht zuletzt auch vor meinem persönlichen politischen Hintergrund, mir, sehr geschätzte Frau Gemeinderätin, das sagen zu lassen! Ich weise das auch mit jener Entschiedenheit, auch mit jener emotionalen Entschiedenheit zurück, die dem angebracht ist, was Sie an Emotionalität hier eingebracht haben! Hören Sie auf damit, zu sagen, da sind weiche Antifaschisten und da sind die wahren Antifaschisten. Sie haben kein Recht dazu! (Beifall bei der SPÖ und des GR Mag Wolfgang Gerstl.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. Jeder Redner hat 20 Minuten Zeit. 

Als Erste ist Frau GRin Ringler zur Debatte gemeldet. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Gemeinderat! Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich habe in meiner Rede niemals behauptet, dass das Leid all jener, die vertrieben werden, in irgendeiner Form in Frage zu stellen ist.

Ich habe auch Ihnen, Herr Bürgermeister, auch wenn Sie mir jetzt ungerne zuhören wollen, nicht unterstellt, dass Sie persönlich kein korrektes Verhältnis zum Nationalsozialismus haben. Aber es ist ein Faktum, das nicht zu verleugnen ist, dass der Akt zur Subventionierung des "Haus der Heimat" bis in den Kulturausschuss gelangt ist. Es ist ein Faktum.

Ich gehe nicht davon aus, sehr geehrter Herr Bürgermeister, auch nach Ihrer Rede nicht, dass das von Ihrer Seite gebilligt wird. Und das freut mich, denn kurz hatte ich tatsächlich leise Zweifel, ob die Sozialdemokratie weiß, was sie hier tut.

Aber, und das ist schon auch ein wichtiger Punkt ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wissen die GRÜNEN, was sie tun?) Die GRÜNEN wissen ganz genau, was sie tun, Herr Kulturstadtrat (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sie haben doch überhaupt keine Ahnung!), offensichtlich länger als Sie. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Keine Ahnung haben Sie!) 
Ich weise darauf hin, dass die GRÜNEN, im Gegensatz zu der SPÖ, in der Zweiten Lesung im Parlament diesem Paket selbstverständlich nicht zugestimmt haben (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Und in der Dritten Lesung?) und in der Dritten Lesung (GR Dr Matthias Tschirf: Und das ist die Entscheidende!) den Hochwasseropfern sehr wohl ein Geld zukommen lassen wollten, denn das war das Paket. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Haben die GRÜNEN zugestimmt oder nicht? Haben sie zugestimmt oder nicht? - Aufregung bei den GRÜNEN.) 
Ich halte nochmals fest: Die Fakten sind nicht wegzuleugnen, sehr geehrte Damen und Herren! Herr Schönhuber, Herr Nordbruch, Herr Lüftl haben seit 1997 im "Haus der Heimat" referiert. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frage: Haben die GRÜNEN zugestimmt oder nicht? Haben die GRÜNEN zugestimmt? Haben die GRÜNEN zugestimmt?) Und das ist nicht zu leugnen, von niemandem und nichts!

Die Tatsache, dass der Akt von der Tagesordnung abgesetzt wurde, zeigt mir, dass die Sozialdemokratie offensichtlich ernsthaft bereit ist, darüber nachzudenken, ob diese Subvention tatsächlich erteilt wird oder nicht. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Zum Unterschied von den GRÜNEN!) 
Es ist auch ganz einfach für die Sozialdemokratie, das heute hier auch in aller Deutlichkeit zu dokumentieren, denn wir bringen einen Antrag ein, der folgendermaßen lautet:

"Der Gemeinderat ersucht den Bürgermeister der Stadt Wien und die Mitglieder der Wiener Stadtregierung sicherzustellen, dass dem "Haus der Heimat" keine wie immer geartete Unterstützung oder finanzielle Mittel weder in direkter noch indirekter Form seitens der Stadt Wien zukommt." 

Und in formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Warum habt's ihr dem Gemeinderat zugestimmt? - Beifall bei den GRÜNEN. - GR Günter Kenesei: Damit solche Missverständnisse nicht mehr passieren!)
Sehr geehrte Damen und Herren! Jetzt hat die Sozialdemokratie die Chance (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ihr habt zugestimmt!), eindeutig zu dokumentieren, dass das "Haus der Heimat" keine Gelder von Seiten der Stadt bekommt und auch nicht mehr bekommen wird. Und dass diese Empörung von Seiten der GRÜNEN, dass wir damit nicht alleine stehen, das wissen Sie auch.

Zahlreiche Kulturschaffende in dieser Stadt haben klare Positionen ergriffen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Darum sage ich Ihnen einmal die Wahrheit!) So sagt etwa Gerhard Ruis (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Darum sage ich Ihnen einmal die Wahrheit!) in einem offenen Brief: "Als Angehöriger einer vertriebenen Familie spreche ich einem solchen 'Haus der Heimat' jedes Recht ab, als Sprachrohr der Interessen der Vertriebenen zu dienen. Ein solches 'Haus der Heimat' ist kein Haus der Heimat. Es stellt vielmehr eine Beleidigung und sich als Haus der Heimatvertreibung dar. Als Angehöriger der Republik Österreich, als aktiver und passiver Teilnehmer am literarischen, künstlerischen und kulturellen Leben in Österreich, speziell in meiner Heimatstadt Wien, empfinde ich es als Ungeheuerlichkeit, ein solches Haus überhaupt und dann noch aus Kulturförderungsmittel zu subventionieren."

Und im Übrigen, sehr geehrte Damen und Herren, auch die Bundes-SPÖ ist nicht einer Meinung mit der Wiener SPÖ, die bis vor kurzem dem "Haus der Heimat" Geld geben wollte, denn Albrecht Konecny - Mitglied beziehungsweise Vorsitzender der SPÖ-Bundesratsfraktion - etwa sagt, dass das "Haus der Heimat" kein Ort sein kann, der Geld bekommt, denn die Nutzung des von der FPÖ/ÖVP hoch subventionierten "Haus der Heimat" als Plattform für den berüchtigten deutschen Rechtsradikalen Schönhuber und 7,2 Millionen EUR Subvention, damit Rechtsradikale einen hübschen Veranstaltungsort haben, das kennzeichnet die Politik der Regierung Schüssel und stellt auch klar, was von deren Einsparungen zu halten ist. Das sagte Albrecht Konecny am 20. November 2002. 

Und auch Ihr Justizsprecher Hannes Jarolim tritt klar gegen das "Haus der Heimat" und seine Subventionierung auf und sagt - und mit diesem Schluss möchte ich auch gerne schließen - etwas sehr Wichtiges, sehr geehrte Damen und Herren. Er sagt: "Charakterstärke kann man nicht herbeireden, Charakterstärke muss man eben vorleben." - (GR Günter Kenesei: Ja, Charakterstärke!) Danke! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Ulm zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Selbstverständlich ist es ein grober Fehler, eine Einladung an jemanden auszusprechen, der die Existenz von Gaskammern leugnet. Selbstverständlich kann es überhaupt keinen Grund geben, Rechtsextremismus in irgendeiner Weise zu subventionieren und selbstverständlich haben wir die Verpflichtung und tun das als ÖVP auch immer ganz entschieden, gegen Verharmlosung von Rechtsextremismus und Nationalsozialismus aufzutreten. 

Nichtsdestoweniger kann der Schluss, den die GRÜNEN in dieser dringlichen Anfrage gezogen haben, nämlich dass das "Haus der Heimat" ein Veranstaltungszentrum der rechtsextremen Szene ist, sicherlich nicht gezogen werden. Träger des Hauses ist der Verband der Volksdeutschen Landsmannschaften Österreichs, ein Verband mit Funktionären, die drei Parteien nahe stehen, der SPÖ, der FPÖ und der ÖVP. Dieses Haus wurde 1996 eröffnet. Möglich gemacht wurde es durch die Dotierung des Bundes in beträchtlichem Ausmaß unter Bundeskanzler Vranitzky, eröffnet wurde es durch den Präsidenten des Nationalrats, Heinz Fischer. Gemeinderäte der SPÖ finden sich hin und wieder dort ein, um bei Ausstellungseröffnungen zu sein und es finden dort Ausstellungen statt, wie beispielsweise "Sudetenland, Wiege der Sozialdemokratie".

Wir haben in einem Rechtsstaat die Verpflichtung, bei seriöser Betrachtung einer Angelegenheit so seriös zu unterscheiden und so seriös zu untersuchen, dass wir zwischen dem Trägerverein des Hauses Verband der Volksdeutschen Landsmannschaften und dem "Neuen Klub" klar unterscheiden.

Es gibt in diesem "Haus der Heimat" einen Veranstaltungssaal, der verschiedensten Organisationen immer wieder zur Verfügung gestellt wird. Unter anderem wurde dieser Veranstaltungssaal auch einem "Neuen Klub" zur Verfügung gestellt und es ist in der Tat passiert, dass dort mehrfach Personen aufgetreten sind, die im "Handbuch des Rechtsextremismus" aufscheinen. Ich halte das für einen Fehler. Ich glaube, dass man als Träger solch eines Hauses die Verpflichtung hat, sich sehr genau anzusehen, wer der Vertragspartner ist und wer zu solchen Diskussionsveranstaltungen eingeladen ist.

Aber, sehr geehrte Damen und Herren von den GRÜNEN, Sie machen Ihr Anliegen nicht glaubwürdiger mit einer Dokumentation, die mir zur Verfügung steht und auf die meine Vorrednerin auch hingewiesen hat, nämlich auf die Dokumentation jener Personen, die in diesem Haus gesprochen haben und auf Grund derer die Ableitung getroffen wird, dass es sich um ein Veranstaltungszentrum der rechtsextremen Szene handelt! Da ist nämlich auch ein gewisser Herr Dr Lothar Höbelt genannt. So kann es ja wohl nicht sein, dass man jetzt jemanden wie Dr Lothar Höbelt nicht mehr einladen darf, weil man dann sofort als Rechtsextremist bezeichnet wird! Ich glaube, da hätte auch der ORF einiges dagegen. 

Ich glaube, dass alles, was das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes macht, für uns eine sehr wertvolle Hilfe in der Beurteilung von Sachverhalten ist. Es kann aber auch nicht so sein, dass man von Haus aus davon ausgeht, dass das die absolute Wahrheit ist. 

Ich glaube, wir kommen in einem Rechtsstaat nicht darum herum, die verfassungsgemäßen Einrichtungen letztendlich jeden Sachverhalt überprüfen zu lassen. Selbstverständlich müssen auch Grund- und Freiheitsrechte, wie Recht auf Meinungsäußerung, ganz oben in unserem Wertekanon stehen, was nichts damit zu tun hat, dass, wo immer der Verdacht besteht, dass gegen das Verbotsgesetz verstoßen werden könnte, die staatlichen Behörden sehr effektiv und sehr effizient einschreiten werden. 

Es ist heute schon dargelegt worden, wie es zu dieser Zahlung der Stadt Wien an diesen Dachverband gekommen ist: Es gibt eine Vereinbarung in der Landeshauptleutekonferenz. Schon davor im Jahr 2001 wurde die grundsätzliche Absicht des Bundesministeriums für Finanzen und der Landeshauptmänner bekannt, einen Vertriebenenfonds durch den Bund im Ausmaß von 55 Millionen S und durch die Bundesländer mit 45 Millionen S zu dotieren. Der Beschluss ist dann in der Landeshauptleutekonferenz am 6. März 2002 gefasst worden. Unter der Voraussetzung, dass auch der Bund seinen Anteil von 55 Millionen S leistet, haben sich die Länder verpflichtet, 45 Millionen S beizusteuern. Die Bedingung ist mit dem Beschluss im Nationalrat am 20. September 2002 eingetreten.

Wie ist man auf diesen Betrag von 100 Millionen S gekommen? - Ich habe mich informiert und wenn ich recht informiert bin, handelt es sich hierbei um eine Form der Wiedergutmachung betreffend verlorenes Vermögen von Sudetendeutschen und Donauschwaben. Es war so, dass es im Jahr 1945 zu dieser Vertreibung gekommen ist und als absehbar war, dass es zu einer Enteignung der Sudetendeutschen kommen wird, wurden Gelder von Banken dieser sudetendeutschen Volksgruppe an eine Wiener Bank überwiesen. Im Zuge der Vertreibung haben Volksdeutsche ihr Vermögen, ihre Sparbücher verloren und waren nicht mehr in der Lage, den Nachweis bei der Wiener Bank zu erbringen, dass es sich um ihr Vermögen handelt, das mittlerweile aus dem Sudetenland nach Wien überwiesen worden ist. Diese Gelder sind verwaist und sind letztendlich der Republik Österreich anheim gefallen. Es hat somit über 50 Jahre gedauert, bis dieses Unrecht, wenn Sie so wollen, auf die Art und Weise wieder gutgemacht worden ist, dass man nun einen Betrag von 7 Millionen EUR diesem Verband der Volksdeutschen Landsmannschaften Österreichs zur Verfügung stellt. 

Diese Dachorganisation ist massiv in der Versöhnungsarbeit engagiert. Ich darf auf das donauschwäbisch-serbische Dialogforum hinweisen. Es wird jetzt im Mai 2003 wieder stattfinden. Es jährt sich das dritte Mal. Es wird hier sehr viel für Minderheitenschutz gearbeitet. Man hat am kroatischen Entschädigungsgesetz mitgewirkt und sich auch viele andere Verdienste erworben. 

Ich glaube daher, dass es gerechtfertigt ist, diesem Verband der Landsmannschaften die ihm gebührende Unterstützung zuteil werden zu lassen. (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr StR Herzog zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Frau Kollegin Ringler sieht beim "Haus der Heimat" ein massives Problem für sich und die GRÜNEN. Ich glaube aber, Kollegin Ringler und die GRÜNEN haben einfach ein massives Problem mit dem Vertreibungsschicksal ihrer Landsleute. Das ist in erster Linie festzustellen! 

Ich darf zum Beispiel die Zeitung "Kontext 21" aus dem Jahr 2000 hier erwähnen und nennen, die von der "Bürogemeinschaft Schottengasse" organisiert wird, von wo der Herr Peter Steyrer vom Grünen Klub im Nationalrat sowie auch die Frau Landtagsabgeordnete, unsere Kollegin Vrana, herkommen.

In dieser Schrift - ich werde dann Einzelnes zitieren - wird der Versuch einer Relativierung der Vertreibung beziehungsweise - könnte ich sagen - ein Rechtfertigungsversuch in historischem Gewand unternommen. Hier ist die Rede von Sudetennazis und Benes-Dekreten. Hier wird ohne irgendeine Form einer Beurteilung schlicht und einfach das so genannte Amnestiegesetz ohne Kommentar und mit offensichtlicher Billigung zitiert. Hier wird formuliert: "Im Dezember 96 erreichte der Verband der Volksdeutschen Landsmannschaften, die Dachorganisation der so genannten 'Vertriebenen', dass sie das mit öffentlichen Geldern finanzierte 'Haus der Heimat' einrichten konnten." Und zum Schluss wird ebenfalls mit einer klaren Tendenz geschrieben: "Geizte schon die SPÖ/ÖVP-Koalition nicht mit finanzieller Unterstützung, so freut sich das 'Haus der Heimat' nun über einen wahren Geldregen. Die FPÖ/VP-Koalition, die ja den Revanchismus der Volksdeutschen zu einem Bestandteil ihres Regierungsprogramms gemacht hat, möchte bis 2003 einen Fonds und eine Stiftung etablieren und damit die Existenz dieses 'Vertriebenen'-Zentrums auf Dauer sichern." 

Aus diesen Worten und aus diesen Zeilen spricht schon der Geist, mit dem Frau Ringler, Frau Vrana und die GRÜNEN an das Problem der Heimatvertriebenen und der Vertriebenen herangehen und zwar natürlich der Vertriebenen im eigenen Land, jener Vertriebenen, die eben als Deutsche oder Altösterreicher nach Österreich gekommen sind. Natürlich eine andere Einstellung haben sie zu den Vertriebenen in Jugoslawien richtigerweise oder irgendwo in der Dritten Welt! 

So schaut kein Mitgefühl mit dem Schicksal von Hunderttausenden, Millionen aus. Hier sieht man, dass außer Ablehnung und Häme für die Überlebenden dieses Schicksalschlags und dieser Katastrophe wenig von den GRÜNEN empfunden wird. 

So schaut auch nicht das Verneigen vor Hunderttausenden Toten aus, die wirklich ein Anrecht darauf haben, ihr Schicksal nach einem halben Jahrhundert beachtet zu sehen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch darauf hinweisen, wie Prof Ermacora - ich werde nicht lange vorlesen, nur zwei, drei Zeilen - das beurteilt hat. Er hat gesagt: "Die Vertreibung ist als unverjährbarer Akt des Völkermordes zu werten. Null-und-Nichtig-Erklärung der Vertreibung ist ein moralisches Gebot. Und das Recht auf Heimat ist kein territorialer staatlicher Anspruch, sondern individuelles und kollektives Recht auf Ausübung der Selbstbestimmung." Und so weiter. Und selbstverständlich: "Die Enteignungsdekrete von 45 sind aufzuheben." 

Prof Ermacora und andere haben damit sicher die Meinung vertreten, dass eine politische Geste, wie sie von der Europäischen Union und Fachleuten von dort empfohlen wird, sicher zu wenig sein wird. Es wird also an der politischen Ausarbeitung und an der politischen Beurteilung von solchen rechtlichen Grundlagen liegen, in welchem Ausmaß wir hier einer Generation Gerechtigkeit widerfahren lassen können, die 50 Jahre nach der Vertreibung noch immer auf ihre Rechtfertigung wartet. 

Das 20. Jahrhundert, das hinter uns liegt, ist ja wohl ein Jahrhundert der Vertreibung gewesen, wenn man nur auf die Vertreibung der Armenier am Beginn des Jahrhunderts in der damaligen noch nicht Türkei, sondern im Osmanischen Reich hinweist, weiters in der Mitte dieses Jahrhunderts auf die Vertreibung und die sonstigen Verbrechen im Zuge des Zweiten Weltkriegs und dann zum Schluss auf die Vertreibungen, nunmehr "ethnische Säuberung" genannt, im ehemaligen Jugoslawien, ein Verbrechen, das wir uns damals in den Neunziger Jahren eigentlich gar nicht mehr haben vorstellen können, dass es in Europa nochmals passiert. Trotzdem ist es geschehen. 

Und warum? - Vielleicht haben die Vertreiber ein Fazit gezogen, nämlich dass sich diese Verbrechen rechnen. Und ich glaube, sie haben auch Recht damit, dass sich diese Verbrechen rechnen, wenn man in die Tschechische Republik oder auch in die nunmehrigen Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawiens schaut. Die Dokumente, sozusagen die Grundlagen dieser ungesühnten Verbrechen, werden nun unter Umständen, wenn wir es nicht verhindern können, als aufrechter Rechtsbestand in die Europäische Union hineingetragen: Die Benes-Dekrete, auf die ich jetzt nicht eingehen will und auch nicht vorlesen will - sie sind bekannt -, die AVNOJ-Bestimmungen unten im ehemaligen Jugoslawien und auch das Amnestiegesetz als besonders hervorzuhebende Ungeheuerlichkeit. Im Amnestiegesetz, das eine Falschbezeichnung darstellt, heißt es im Grunde genommen, dass eben die Verbrechen - ich will nicht alles zitieren - aus der Zeit vom September 38 bis Oktober 45 auch dann nicht widerrechtlich sind, wenn sie nach den sonst geltenden Vorschriften strafbar gewesen sind. Das heißt, es wird nicht von Amnestie gesprochen, sondern es wird schlicht und einfach die Rechtswidrigkeit von Verbrechen bestritten, die damals passiert sind: Die Vertreibung, die Ermordung von Hunderttausenden, die Enteignung - das alles ist nicht nur amnestiert, sondern es ist nicht rechtswidrig! Das ist ein Zustand, wo ich mir nicht vorstellen kann - es gibt ja aus der Europäischen Union Gott sei Dank entsprechende Festlegungen -, dass die Europäische Union als Rechtsgemeinschaft das zur Kenntnis nehmen kann. Ich hoffe es zumindest! (Beifall bei der FPÖ.)  

Hunderttausende Heimatvertriebene haben ihre neue Heimat eben in Österreich gefunden und sind hier ein guter und wirksamer Bestandteil unserer Bevölkerung geworden. Sie sind Teil der Aufbaugeneration gewesen, die dieses Land aus Schutt und Asche wieder errichtet hat. Sie haben das zerstörte Land wieder hergerichtet und wieder lebenswert gemacht, sodass wir heute in einem wohl geordneten Staat unser Leben führen können. Dafür muss man ihnen Dank sagen und sie nicht verunglimpfen, wie es im Grunde genommen durch die dringliche Anfrage der Kollegin Ringler schlicht und einfach geschehen ist! Ganz ... (Beifall bei der FPÖ.)  

Eine Verunglimpfung, wie sie sich klar darstellt durch die "Kontext"-Äußerungen von Kollegin Pfrana und anderen von vorgenannten ... (GRin Dr Sigrid Pilz: Vrana! Vrana! Vrana! - Aufregung bei den GRÜNEN.) von "so genannten Vertriebenen". Also, für Sie sind diese keine Vertriebenen, sondern "so genannte Vertriebene". Das möchte ich feststellen. Von Revanchismus der Volksdeutschen ist in diesem Blatt die Rede und das trotz der "Charta der Vertriebenen" aus 1950, wo fünf Jahre nach dem Krieg erstmals von den Vertriebenenverbänden festgelegt wurde, auf Rache zu verzichten und auf Versöhnung hinzuarbeiten! 

Da möchte ich feststellen, dass sonst wohl in der ganzen weiten Welt bisher keine Vertriebenenorganisation so etwas gemacht hat und schon gar nicht fünf Jahre nach dem schrecklichen Schicksal, das sie erlebt haben! Nunmehr diese mit dem Schicksal und dem Vorwurf des Rechtsextremismus, der an den Haaren herbeigezogen ist, zu beglücken, ist wirklich eine Ungeheuerlichkeit! (Beifall bei der FPÖ. - Weitere Aufregung bei den GRÜNEN.) 
Gerade beim Verband der Volksdeutschen Landsmannschaften, der ein Verband mit unterschiedlichsten politischen Meinungsträgern ist, wo es neben der Seliger-Gemeinde, die Ackermann-Gemeinde und den Witiko-Bund gibt, wo die verschiedensten politischen Gruppen ihr Dasein miteinander teilen. Diese Vorwürfe, die hier erhoben werden, sind also aus der Luft gegriffen und treffen pauschal wieder jemanden, der sich immer schon mit Kollektivschuldurteilen zu beschäftigen hatte und wo das Verbrechen der Vertreibung auf dem Versuch einer Kollektivschuld pauschal gegen Deutsche und Ungarn aufgebaut gewesen ist. 

Die Vorwürfe - wir haben es schon gehört - beziehen sich auf den neuen Klub, gar keine Frage, der den Saal für einzelne Veranstaltungen mietet, wie viele andere auch, Organisationen, Vereine, übrigens auch Private. Wenn Frau Ringler Interesse hat, kann sie sich dort auch für ihre Feiern einmieten. Die Tür steht Ihnen jederzeit offen. Das darf ich Ihnen sagen. (GR Günter Kenesei: Die Frau Ringler kommt sicher nicht!) Der Saal wird vermietet wie andere Säle auch, meine Damen und Herren, wie die Börse, wie die Häuser der Begegnung - wie der Herr Bürgermeister schon gesagt hat -, wie zum Beispiel die Räumlichkeiten der Universität, wie das Kongresszentrum der Eisenbahnergewerkschaft, wo regelmäßig die Sudeten-Deutschen auftreten oder wie zum Beispiel das WUK. 

Im WUK sind auch die sonderbarsten Veranstaltungen linksradikaler Provenienz vorhanden. Ich habe mir zum Beispiel einen Vortrag vor einiger Zeit unter dem schönen Titel "Brennen und Sprengen, die RAF und das Konzept der Stadtguerilla" mitgenommen. Da steht dann: "Der Kampf ist zwar zu Ende, doch die Diskussion darüber, wer, wann und zu welchem Zweck militärische Gewalt anwenden darf, ist auch heute noch aktuell." (GR Mag Hilmar Kabas: Ebergassing!) Zum Beispiel Ebergassing. Da gibt es ja durchaus Nahebeziehungen zu so manchen hier im Hause, glaube ich. (GR Mag Rüdiger Maresch: Zu den Freiheitlichen!) Vortrag und Diskussion: ein gewisser Raimund Kremlitzka, ein Herr, der es wissen muss, aus der Bundesrepublik, durchaus mit Kontakten zur RAF. Das findet im WUK statt, offensichtlich mit Billigung der GRÜNEN. Ich habe noch nie gehört, dass sich die Grünen irgendwo darüber aufgeregt hätten. Ich möchte feststellen, diese Einäugigkeit der Meinung ist schlicht und einfach bedauerlich. (Beifall bei der FPÖ.) 

Der Vermieter ist schlicht und einfach nicht mit dem Mieter eines Saales zu verwechseln. Ich glaube, das weiß jeder. Ich würde sagen, wenn man es trotzdem macht, ist es Absicht und bösartige Verdrehung! (Beifall bei der FPÖ.) 

Das Haus der Heimat - die Entstehungsgeschichte ist schon kurz angesprochen worden - steht Vertretern aller Bürger und aller Vertreter offen. Es wird auch von den österreichischen Parlamentsparteien häufig frequentiert. Die Vertriebenensprecher, zumindest der drei Parteien ohne die Grünen, sind oft zu Gast. Am 3. Dezember 2002 erst haben die Vertriebenensprecher der SPÖ, der ÖVP und der FPÖ eine Verdienstmedaille der Vertriebenenverbände überreicht bekommen. 

Auch Abg Öllinger war auf Besuch im Haus der Heimat. Übrigens hat sich Öllinger durchaus differenzierter zum Thema der Vertriebenen, des Hauses der Heimat und der Vertriebenenverbände geäußert, als Sie es tun. Ich muss sagen, ein wohlwollender Unterschied, wenn ich dies feststellen darf. Er hat zum Beispiel in einer Nationalratsrede vom 7.6.2001 natürlich sehr wohl natürlich seine Kritik angebracht, Aufarbeitung der Geschichte einzufordern, er kritisiert Vortragende durchaus, kommt aber trotzdem zu Bemerkungen wie: "Ich habe an der Arbeit der österreichischen Vertriebenenverbände bisher immer geschätzt, dass sie revanchistische Gelüste, die manche Vertriebenenverbände, nicht alle" - wie er richtigerweise sagt -, "in der Bundesrepublik Deutschland in einem politischen Eck angesiedelt haben, vermieden haben. Dass sie in diesem Sinn sehr positive Arbeit geleistet haben, war gut."

Herrschaften, nehmen Sie das doch zur Kenntnis, was von Ihrem Vertreter im Parlament dazu gesagt wird, der dann, wie die Grünen im Parlament überhaupt, richtigerweise in dritter Lesung diesem Gesetz zur Schaffung des Fonds schlicht und einfach zugestimmt hat! (GR Günter Kenesei: Wegen der Hochwasserhilfe! Das ist eine Tatsache!) 

Ich darf Ihnen noch etwas sagen, bitte schön, auch nicht uninteressant, was im Jahr 1999 der Salzburger Landtag festgestellt und gefordert hat. Er hat gefordert, die Benes-Dekrete und AVNOJ-Gesetze aufzuheben. Sämtliche im Salzburger Landtag vertretenen Fraktionen, also auch die Grünen, fordern die Aufhebung der Benes-Dekrete in Tschechien beziehungsweise der AVNOJ-Bestimmungen in Slowenien. Frau Landtagsabgeordnete Heidi Reiter, eben von den Grünen, meinte, man müsse von EU-Eintrittswerbern verlangen, dass sie internationale Menschenrechtsbestimmungen erfüllen.

Herrschaften in Wien, ich bitte Sie, nehmen Sie diese Dinge ernst und versuchen Sie, Ihre feindselige und letzten Endes, wie es in dieser Frage herauskommt, sehr gehässige Haltung gegenüber den vom Schicksal sowieso schwer getroffenen Vertriebenen als politische Verfolgte endlich zu beseitigen und davon abzurücken! (Beifall bei der FPÖ.) 

Nehmen Sie die Geschichte in ihrer Gesamtheit an und versuchen Sie nicht, den Vertriebenen gegenüber die rechtmäßigen Ansprüche zu verweigern! Sie verweigern im Übrigen nicht nur die Ansprüche, sondern Sie haben auch die Gesprächsverweigerung mit dem Verband der Vertriebenen betrieben. Sie wurden tagelang aufgefordert, in ein Gespräch einzutreten, waren aber nicht dazu bereit, weil Sie Ihre vorgefassten Meinungen gar nicht ändern wollen.

Der Vertriebenenfonds - das wurde schon ausgeführt - ist kein Geschenk der Steuerzahler, sondern die Rückgabe der auf anonymen Konten liegenden Gelder, die vor 1945 in Wiener Banken gelandet sind, insgesamt 153 Millionen S. Davon werden 7 Millionen EUR als Stiftungslösung herausgenommen, womit man eben den Betrieb des Hauses der Heimat finanzieren will. Aus den Zinsen dieser Beträge wird das geschehen und die Vertriebenen bekommen das zurück, was ihnen eigentlich immer gehört hat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass das Gleiche, was mit dem Haus der Heimat, der Fondsgründung, geschieht, natürlich auch mit den Vermögenswerten jüdischer und anderer politisch Verfolgter geschah, die von den Banken in der Schweiz, in Österreich und in Deutschland diese Summen auch richtigerweise zurückbekommen haben. Das ist eine ganz wichtige Sache, dass das geschieht, und das ist eine Sache der Gerechtigkeit, dass das den Vertriebenen aus den deutschen Vertreibungsgebieten ebenfalls zukommen soll.

Die Entwicklung des Hauses der Heimat wurde schon angesprochen. Es war ein gemeinsamer Entschließungsantrag von Sozialisten, Freiheitlichen und Volkspartei aus dem Jahr 1990, dann die Gründung des Hauses der Heimat unter der Regierung Vranitzky und die Einweihung durch Parlamentspräsidenten Fischer. Der Vertriebenenfonds ist ein Beschluss der Länder und des Bundes, die gemeinsam die Summen aufbringen. Ich freue mich, dass der Herr Bürgermeister so klare Worte zu diesem Thema gefunden hat und gar nicht daran denkt, die Zusicherung der Beträge an die Heimatvertriebenen Altösterreicher in Frage zu stellen. Ich muss sagen, Hut ab vor diesen klaren Worten, die er heute gefunden hat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Abschließend möchte ich feststellen, der Vorstoß der Grünen, der hier mit der dringlichen Anfrage geschehen ist, ist meiner Meinung nach der erste Versuch, in einem österreichischen Parlament, Leistungen an politisch, rassisch oder religiös Verfolgte nicht von der Verfolgungshandlung an sich abhängig zu machen, sondern von einer angeblichen politischen Einstellung. Es ist eine Ungeheuerlichkeit, dass nicht mehr die tatsächliche Schädigung durch politische, rassische oder religiöse Verfolgung das Ausschlaggebende sein soll, sondern offensichtlich die politische Meinung, die in diesem Fall den Vertriebenen von den Grünen unterstellt wird. Weder die Entschädigungen an jüdische Verfolgte oder an andere Verfolgte im Zweiten Weltkrieg, noch die Entschädigungen, die wir Österreicher an die Zwangsarbeiter zahlen, sind auch nur annähernd persönlich, oder was die Verbände betrifft, in irgendeiner Form mit politischem Kontext des Verbands oder des Einzelnen verknüpft worden. Ich halte diese Haltung der GRÜNEN schlicht und einfach für eine Schande! (Beifall bei der FPÖ.)
Sie zeigt eben die gebrochene Einstellung der GRÜNEN zu den Menschenrechten. Menschenrechte sind und bleiben unteilbar. Das werden auch die GRÜNEN zur Kenntnis nehmen müssen, dass sie nicht von selbst festlegen können, wer sozusagen etwas geleistet bekommt oder nicht, sondern dass einzig und allein die wichtige Tatsache einer Schädigung, eines Verbrechens, einer Verfolgungshandlung aus den gesagten Gründen Grund sein kann, dass man eine Leistung erbringt. Eine solche Einseitigkeit und eine solche Eindimensionalität, die wir heute von den GRÜNEN erleben, spricht für sich und richtet sich von selbst! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Dr Michael LUDWIG zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

"Ich habe an der Arbeit der österreichischen Vertriebenenverbände bisher eigentlich geschätzt, dass sie revanchistische Gelüste, die manche gehabt haben, vermieden haben. Dass sie in diesem Sinn sehr positive Arbeit geleistet haben, war gut." - Ich kann dieses Zitat nicht für mich beanspruchen, sondern das stammt vom Nationalratsabgeordneten Karl Öllinger, der das am 20. September dieses Jahres bei der dritten Lesung dieser Materie im Parlament gesagt hat.

Frau Kollegin Ringler, wenn Sie schon so feinfühlig mit Kulturschaffenden in unserer Stadt über dieses Thema sprechen, würde ich Ihnen doch empfehlen, dass Sie sich nicht so sehr mit der Haltung der Sozialdemokratie zu diesem Thema befassen, sondern dass Sie vielleicht den Standpunkt der GRÜNEN, der Wiener GRÜNEN und der Bundes Grünen vertreten! (GR Mag Christoph Chorherr: Warum habt ihr das dann von der Tagesordnung abgesetzt?) Ich glaube, das macht viel Stoff her, denn sich über die antifaschistische Grundhaltung der Sozialdemokratie den Kopf zu zerbrechen, Frau Ringler, das brauchen Sie zweifellos nicht! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Christoph Chorherr: Warum habt ihr das abgesetzt? Erklären Sie uns das!) 
Erklären Sie diese Stellungnahmen! (GR Günter Kenesei: Warum ist er abgesetzt worden? Darauf gehört eine Antwort gegeben!) Reden wir zuerst über die Inhalte und dann über die Formalismen! Uns sind immer die Inhalte wichtiger, vor allem bei einem so sensiblen Thema! (Beifall bei der SPÖ.)

Dass auch die GRÜNEN in Wien bewiesen haben, dass es sehr wohl möglich ist, eine so sensible Materie parteiübergreifend zu behandeln, zeigt der Umstand, dass es bereits im Jahr 1995 im Gemeinderat eine Subvention für den Verband der Volksdeutschen Landsmannschaften Österreichs über 5 Millionen S gegeben hat, wo unter anderem auch die GRÜNEN mit gestimmt haben. (GR Günter Kenesei: Aber das war für die Errichtung des Gebäudes!) - Richtig! Zweifellos! (GR Günter Kenesei: Da war vom neuen Klub noch keine Rede!)

Aber Sie werden uns doch nicht unterstellen wollen, denn das würde ich, so wie es unser Bürgermeister vorhin auch gesagt hat, ablehnen, dass wir derartige Veranstaltungen unterstützen. (GR Günter Kenesei: Wir haben es doch im Kulturausschuss gehabt!) Wenn Sie wissen, dass solche Veranstaltungen stattfinden, und zwar egal, wo in Wien, im Haus der Heimat oder auch in anderen Standorten, ist es meiner Meinung nach das Recht und sogar die Pflicht jedes Mandatars, aber auch jedes Staatsbürgers, entsprechende rechtliche bis hin zu polizeilichen Maßnahmen zu setzen. (GR Günter Kenesei: Das haben wir ja getan!) Das ist vielleicht auch eine gute Möglichkeit, wieder auf die gute Arbeit des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstandes hinzuweisen, der das auch tut, die einzelnen Veranstaltungen zu Recht zu kritisieren und entsprechende Maßnahmen bis hin zu staatsanwaltlichen Maßnahmen einzuleiten. (GR Günter Kenesei: Warum war es dann auf der Tagesordnung im Kulturausschuss und jetzt plötzlich nicht mehr?)

Ich glaube, wir müssen trotzdem zwischen einzelnen Veranstaltungen, die abzulehnen sind, unterscheiden, Veranstaltungen, die rechtsextremen Charakter haben. Da wird es niemanden geben, der das verteidigt. Da bin ich auch dafür, dass man alle Möglichkeiten ausschöpft, um derartige Veranstaltungen zu verhindern und wenn sie stattfinden, entsprechend zu ahnden, bis hin zu polizeilichen Maßnahmen. Aber ich bin dagegen, dass man Pauschalverdächtigungen vornimmt. Wir haben gerade auch vom Bürgermeister sehr beeindruckend gehört, wie vielfältig auch das politische Leben in diesen Verbänden ist. Ich glaube, es wäre ungerecht und würde einen großen Teil dieser Zielgruppe gerade erst recht ins rechtsextreme Lager drängen, wenn man sich nicht darum kümmert, wo diese Menschen politisch beheimatet sind. (GR Günter Kenesei: Warum ist es dann abgesetzt worden?)

In der Tat ist es schon richtig, dass es Vertriebene gegeben hat und gibt, die ins rechtsextreme Lager abgewandert sind. Das ist richtig, so wie das auch für andere Teile gilt. Aber noch richtiger ist, dass es viele Menschen aus dieser Zielgruppe, viele Vertriebene, egal aus welchen Ländern sie kommen, gibt, die beispielsweise ganz wesentlich zum Aufbau des Landes beigetragen haben, die mitgewirkt und sich auch ins politische Leben integriert haben. Es wäre einfach ungerecht zu sagen, dass all diese Vertriebenenorganisationen nur aus rechtsextremen Menschen bestehen. (GR Günter Kenesei: Wer hat denn das gesagt?) Da gibt es eben sehr viele Christlich-Soziale, Sozialdemokraten und vieles andere mehr. 

Zu sagen, dass diese vorgesehene Subvention, die heute gar nicht auf der Tagesordnung steht (GR Günter Kenesei: Ja, warum denn nicht? Warum ist sie abgesetzt worden?), im Übrigen für diese Vorträge ausgegeben wird, ist eigentlich eine irrwitzige Behauptung, die keine Grundlage hat. Wenn Sie ernsthaft der Überzeugung sind, dass diese finanziellen Mittel, die auch von Bundesseite gegeben worden sind, für diese Zwecke zur Verfügung gestellt werden, würde ich mich fragen, wie Sie dieses Thema mit dem Kollegen Karl Öllinger diskutieren. Da wäre ich gerne ein Mäuschen und würde in Ihrem Klub gerne zuhören, wie Sie das, hoffentlich kontroversiell, diskutieren. (Beifall bei der SPÖ. - GR Günter Kenesei: Was hat das eine mit dem anderen zu tun?)

Um es auf den Punkt zu bringen, meine sehr geehrten Damen und Herren, von unserer Seite wird es jede erdenkliche Maßnahme und Möglichkeit geben, gegen jede Form des Rechtsextremismus vorzugehen (GR Günter Kenesei: Warum ist es dann abgesetzt worden?), in politischer Hinsicht bis hin zu Maßnahmen, die sich im rechtlichen bis hin zum polizeilichen Bereich bewegen. Aber ich wende mich gegen eine Pauschalverurteilung all jener Menschen, die sich in diesen Verbänden organisieren, wenngleich ich auch sage, dass diese Verbände gut beraten sind, sich von derartigen Veranstaltungen öffentlich zu distanzieren und vielleicht auch die heutige Diskussion zum Anlass nehmen sollten, innerhalb ihres eigenen Verbands eine politische Gratbereinigung vorzunehmen und noch stärker als bisher, darauf zu achten, welche Referentinnen und Referenten dort die Möglichkeit haben, das Wort zu ergreifen. Denn in der Tat ist es so, solche Vorträge sollen in unserer Stadt keinen Platz haben! (Beifall bei der SPÖ. - GR Günter Kenesei: Warum ist es dann abgesetzt worden?)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Ellensohn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe gehofft, dass wir, wenn wir doch schon beinahe eineinhalb Stunden mit dem Thema verbringen, bei der SPÖ ein bisschen ein anderes Zugehen gehört hätten. 

Wir antworten jetzt auf die Fragen, sagen wir besser auf die Unterstellungen, die zwischendurch gefallen sind. Zwei Punkte: Es hat ein paar Mal die SPÖ versucht, den Eindruck zu machen, als ob die GRÜNEN das gemacht hätten, was die SPÖ macht. Die SPÖ hat im Kulturausschuss eingebracht, der Herr Mailath-Pokorny möchte, dass in Wien das Haus der Heimat - es ist ausdrücklich angeführt worden, welche Veranstaltungen dort stattfinden - in einem Ausmaß von 650 000 EUR und ein paar Zerquetschte gefördert wird. Jetzt hat man so getan, als ob 1995 der grüne Gemeinderatsklub dasselbe getan hätte. Gleichzeitig sagen Sie uns etwas, was niemand von uns gesagt hat, nämlich nicht alle Vertriebenen sind Rechtsextreme oder Schlimmeres. Das hat auch niemand gesagt. 

Die differenzierte Herangehensweise war genau das. 1995 ist in diesem Hause einstimmig Geld für etwas Neues bewilligt worden. Da kann man nicht in die Zukunft schauen und weiß nicht, was passiert. 1995 sind für das Haus der Heimat 5 Millionen S beschlossen worden und wir GRÜNE haben gesagt, wir werden schauen, was herauskommt, das kann man doch nicht im Vorfeld verurteilen. Die differenzierte Herangehensweise würde aber heute heißen, wir schauen uns an, was dort passiert und reden uns nicht aus auf 1995. Was ist in den letzten Jahren passiert? Wer macht dort Vorträge? Was ist das für ein Veranstaltungsraum? (GR Dr Michael LUDWIG: Das weiß der Öllinger!) Und dann überlege ich mir, ob ich nach wie vor glaube, dass viele Millionen in diese Richtung gehen müssen. (GR Dr Michael LUDWIG: Was sagt der Öllinger dazu?) Der Eindruck, der hier von der SPÖ versucht wird, zu erwecken, ist also völlig falsch. Die SPÖ hat natürlich ein schlechtes Gewissen, aber dazu komme ich noch. 

Dritte Lesung, 20. September 2002: Zustimmung der GRÜNEN. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Kommen Sie jetzt nicht mit dem Hochwasser!) Jetzt muss man zuerst einmal das gesamte Protokoll der Sitzung lesen. Das haben nicht alle getan. Dann muss man einmal schauen, was die Leute von den GRÜNEN dazu gesagt haben. Schließlich wird man darauf kommen, dass bei der dritten Lesung die GRÜNEN zugestimmt haben. Das sage ich in Richtung ÖVP. Es ist schon klar, wieso. Das war ein Riesenpaket mit sehr vielen Punkten. Die einzigen Möglichkeiten waren, entweder das Gesamte abzulehnen oder dem Gesamten zuzustimmen. Eine andere Möglichkeit hat es nicht gegeben. Was hätte die ÖVP im vergangenen Wahlkampf gemacht, wenn die GRÜNEN dort nicht zugestimmt hätten? - Man hätte nur gehört, dass die GRÜNEN den Hochwasseropfern kein Geld geben wollen. Die Lügenpropaganda der ÖVP und die Schmutzkübelkampagne gegenüber den GRÜNEN haben wir im Wahlkampf zur Genüge genossen. (Aufregung bei der ÖVP.) Ich bin froh, dass wir wenigstens das ausgelassen haben. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Soviel zu den angeblichen Fragen. Das waren nur Unterstellungen. Jetzt die Fragen an die SPÖ, die nach wie vor nicht beantwortet wurden, Herr Mailath-Pokorny. Sie sagen, es ist alles in bester Ordnung, das stimmt alles nicht, die Marie Ringler hat etwas erfunden, das ist alles nicht wahr. Aber wer hat denn den Akt für heute abgesetzt? Die Marie Ringler? Der grüne Klub? Ich? - Nein! Wer hat den Akt heute abgesetzt und warum? - Niemand von Ihnen kommt heraus und erklärt uns das! Sie tun, als wäre das das Normalste der Welt. Heute ist ein einziger Akt von mehr als 200 abgesetzt worden. Das hat einen guten Grund, nämlich weil Sie ein schlechtes Gewissen haben. Man sieht ja, wie nervös Sie die ganze Zeit durch die Gegend hüpfen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Beantwortet wurde die Frage natürlich auch nicht. Sie reden von 1995, wenn man Sie fragt, warum Sie im Jahr 2002 dem Haus der Heimat, wo zum Beispiel der Herr Nordbruch auftritt, immer noch öffentliches Geld nachwerfen wollen. Diese Frage haben Sie nicht beantwortet. 

Es genügt mir nicht, dass es Einzelne bei Ihnen gibt, die das so sehen, wie ich oder die GRÜNEN insgesamt das sehen. Es genügt mir nicht, dass ein Bundesrat von Ihnen Ihre eigene Position hinterfragt. Der Herr Konecny hat in einer Anfrage so getan, als ob er nicht in Ihrer Fraktion wäre. Da fragt man sich, wie viele Teile die SPÖ im Moment in dieser Frage hat. Eine Einheit ist das nicht. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Genau das sagt der Öllinger!) 

Noch einmal kurz zurück, beim Herr Schönhuber, das war vor kurzem, da hätte man noch darüber nachdenken können, da hätte man es noch absetzen oder zumindest heute dem Antrag der GRÜNEN zustimmen können. Das können Sie immer noch, wenn Sie nach dem Ende der Rede davon überzeugt sind, das zu tun. Sie können dem Antrag von uns zustimmen und kein Geld mehr für rechtsextreme Veranstaltungen, nicht im Haus der Heimat und nicht anderswo, lockermachen. Der Herr Schönhuber, der dort war, hat gesagt, seinen Vorstellungen nach einer fundamentalen Widerstandspartei, die er sich wünscht, ist diesbezüglich die neonazistische NPD nachgekommen. Der Herr Nordbruch hat gesagt, wie man sich in Südafrika gegen Kaffer wehren könne. - Herr Mailath-Pokorny, das ist der Herr, den Sie gerne mit öffentlichem Geld unterstützen! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist eine Unterstellung!) -: "Zur Verteidigung und zum Nahkampf empfehle ich eine Zwölferrepetierschrotflinte, den Colt Python 357 Magnum, ...", et cetera. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist genau wie im WUK, nur ein bisschen gedämpfter! Dort wird es noch detaillierter gemacht!)

Jetzt sage ich natürlich, ich weiß schon, die SPÖ ist zumindest in dieser Frage zum Teil anderer Meinung. Ich glaube nicht, dass alle der Meinung von Herrn Mailath-Pokorny sind, dass man das, so wie man es im Kulturausschuss gemacht hat, mit den Stimmen der ÖVP und der FPÖ auch hier beschließt. Deswegen haben Sie es abgesetzt. Das heißt, irgendjemand hat Sie gebremst, Herr Mailath-Pokorny, und hat gesagt, so einfach machen wir das nicht, das passiert hier nicht. Der Herr Häupl hat auch nicht den Eindruck gemacht, als ob er sehr glücklich mit Ihrer Vorgangsweise wäre. 

Was sagt die ÖVP dazu? Oder ein Satz vorher: Nur weil irgendwo ein paar Rechtsextremisten auftreten, kann das nicht so schlimm sein, haben vorher ein paar Leute gesagt. Weil wer geht denn schon hin? - Nun, bei Herrn Schönhuber waren neulich viele Leute anwesend, und der Herr Schönhuber sagt: "Nein, zu Österreich kann ich nichts sagen, weil ich bin ja ein Deutscher." - Ein Aufschrei im Publikum: "Wir sind doch alles Deutsche!" - Das erinnert mich an ein "FORMAT"-Interview von Herrn Harald STEFAN, der voller Stolz gesagt hat: "Ich bin ein Deutschnationaler." 

Das ist das, was heute im Haus der Heimat passiert. Das Haus der Heimat ist heute unter anderem dazu da, für die Zukunft Vergangenheitsverharmloser zu formen. Das will ich nicht fördern! Dass will Marie Ringler nicht fördern! Das wollen die GRÜNEN nicht fördern! Das will aber leider der Herr Mailath-Pokorny fördern! 

Jetzt schauen wir uns an, was die Bundesregierung momentan macht. Was geht diesbezüglich ab? Es ist ja nicht so, als ob man nur - nur ist gut - das Problem Haus der Heimat hätte und sonst keines. Die Zeitung "Zur Zeit" bekommt Förderungen und bekommt nächstes Jahr eine Presseförderung, die höher ist, als die Förderung für "profil" und "FORMAT" zusammengenommen. Das muss man sich einmal vorstellen! Die höchste Presseförderung in diesem Land für ein einzelnes Printprodukt bekommt "Zur Zeit" vom Herrn Andreas Mölzer. Wessen Geisteskind das ist, brauche ich nicht auszuführen. 

Kollege Peter Pilz von den GRÜNEN im Nationalrat hat nicht nur aufgedeckt, wie das mit "Zur Zeit" läuft, sondern er hat auch gemerkt, wie die ÖVP im Moment vorgeht, wenn man über Rechtsextremismus in diesem Lande redet. Im Ressort von Herrn Strasser hat es, nachdem der Rechtsextremismusbericht an die Öffentlichkeit gekommen ist, und das hätte er nicht sollen, denn solche Berichte sind nicht dazu da, dass sie an die Öffentlichkeit kommen, massive Einschüchterungsversuche gegenüber Beamten und Beamtinnen gegeben. Es ist ein Verfahren gegen anonym wegen Verletzung des Amtsgeheimnisses eingeleitet worden. Die Höhe der Förderung von "Zur Zeit" ist übrigens mit 78 000 EUR ein Zehntel dessen, was Herr Mailath-Pokorny dem Haus der Heimat zukommen lassen will. 

Ich habe mir auch die Mühe gemacht, mir anzusehen, wie viel Geld das Haus der Heimat eigentlich früher bekommen hat, welche Diskussionen es im Parlament dazu gegeben hat, wie das über die Jahre gelaufen ist. Es hat 1995 von hier Geld bekommen und dann angefangen. Da gibt es ein Protokoll, noch vom Jahr 2000, wo der Herr Mühlbacher, zu dem Zeitpunkt ein Abgeordneter der ÖVP, ich weiß nicht, ob er es noch immer ist, erklärt, wie das abläuft. Bis zum Jahr 2003 ist die Arbeit der Heimatverbände durch jährliche Gelder der Republik in Höhe von 2 Millionen S gefördert worden. Mittlerweile reden wir von 4 Millionen EUR, 28‑mal soviel Geld. 2 Millionen S haben die damals bekommen und bekommen jetzt vom Bund 4 Millionen EUR, natürlich von den Ländern noch einmal. Damit sind wir schon beim 50‑fachen an Geld, was das Haus der Heimat früher bekommen hat. 

Jetzt muss man sich vorstellen, natürlich ist nicht in erster Linie die SPÖ schuld, weil in der Zwischenzeit war eine Veränderung der Regierungskonstellation und die vielen FPÖ-Anträge, die es in der Vergangenheit gegeben hat, sind dann zum Tragen gekommen, als sie in der Regierung war. Das Erste, was Schüssel, Kohl und Strasser gemacht haben, war natürlich, zuzusichern, dass dieses Geld mehr und mehr werden wird. 

Offensichtlich ist es auch gelungen, sehr viele wichtige Leute in der ÖVP zu überzeugen, dass es eine gute Idee ist, wenn man dem Haus der Heimat für Veranstaltungen mit und von Rechtsextremisten einen Haufen Geld gibt. Als Kronzeuge der Wiener ÖVP führe ich den Herrn Finz an, der zwar nicht da ist, aber formal zuständig ist. Er sagt zu diesen 7,2 Millionen EUR: "Das Geld ist bei ihnen in guten Händen. Ich sehe das als eine sehr gute und redliche Investition." - In was? In die Ausbildung der Stadlers und Achatze von morgen? Oder was soll das werden? 

Ich finde es erschreckend, das Verhalten der SPÖ als Erstes erschreckend, weil ich mir von denen etwas anderes erwartet habe. Über die FPÖ rede ich in diesem Zusammenhang nicht, weil von denen haben wir nichts anderes erwartet. Bei der ÖVP muss ich sagen, sie möchte offensichtlich im Moment mit allen gut auskommen, aber den Bogen werden Sie nicht schaffen, vom Herrn Nordbruch, den Sie mitunterstützten, und den unterstützen Sie mit diesen Aktionen, und den Herrn Lüftl, den Sie auch mit diesem Geld unterstützen. Diese Leute sitzen irgendwo, schneiden sich ein Schnitzel ein und ein Bier, und Sie haben das bezahlt! Das ist so! So banal ist das! Sie ermöglichen diesen Leuten ihre Arbeit! Die Arbeit von denen ist, zu schauen, dass möglichst viele junge Leute nachkommen, die gedanklich nicht weit vom Harald STEFAN entfernt sind, der voller Stolz ein Deutschnationaler ist. Das ist nicht einmal ein Vorwurf, denn es stört ihn gar nicht, wenn ich das sage. Das ist ihm im Gegenteil egal. Das sind Ihre Kollegen, liebe ÖVP! Gleichzeitig gibt es bei Ihnen welche, die so tun wollen, als ob sie mit uns auskommen könnten. Es tut mir Leid, aber mit mir persönlich können Sie nicht auskommen, solange Sie glauben, dass Sie in diesem Land Geld ausgeben müssen, das am Schluss nichts anderes zum Zweck hat, als dass uns und auch nachfolgende Generationen Stadlers, Achatze und Kabase noch jahrzehntelang in diesem Land belästigen und im Geschichtsverständnis schwer beschädigen. 

Einmal zurück noch, vielleicht kommt noch jemand von der SPÖ heraus und beantwortet zur Abwechslung eine Frage. Es könnte ja sein. Es war also alles in Ordnung, und die Schlimmen sind in diesem Zusammenhang die GRÜNEN, die der SPÖ etwas vorwerfen, was nicht wahr ist. Ich frage noch einmal: Aus welchem Grund? Sie haben es oft in Zwischenrufen gehört, aber es hat niemand für wert befunden, auf einen Zwischenruf zu antworten. Vielleicht haben Sie es ja nicht gehört, deswegen wiederhole ich es hier: Wieso haben Sie den Akt heute abgesetzt? Es ist kein normaler Vorgang. Gehen Sie bitte nicht heraus und sagen Sie, hin und wieder setzen Sie ein paar Akte ab, weil irgendein Schreibfehler darin ist. Ein Akt von über 200 Akten wurde heute abgesetzt, aus gutem Grund, wie die GRÜNEN meinen. 

Wir sind froh darüber, dass er abgesetzt wurde, denn wir haben doch glatt geglaubt, dass Sie dazugelernt haben und uns jetzt erklären werden, den Fehler vom Herrn Häupl in der Landeshauptleutekonferenz werden wir irgendwie korrigieren. Aber nein, nichts, kein Einsehen beim Herrn Mailath-Pokorny, weil der ist offensichtlich Vollstreckungsorgan der formal existierenden, aber rechtlich natürlich überhaupt nichts zu sagen habenden Landeshauptleutekonferenz. Ich wünsche mir schon einen Kulturstadtrat, der nicht nur sagt, er macht, was sechs ÖVP-Landeshauptleute, der Herr aus Kärnten, falls er dabei war - ich weiß nicht, wo er in der Zwischenzeit auf Urlaub war - und zwei SPÖ-Landeshauptleute auspalavern. Wenn es so ist, dass die SPÖ in Wien die Politik macht, die sechs ÖVP-Landeshauptleute ihr vorschreiben, ist es noch schlimmer, als ich geglaubt habe. 

Vielleicht könnte jetzt wirklich jemand herauskommen und uns erklären, warum Sie das heute abgesetzt haben. Schlechtes Gewissen? Dazulernen? Dazulernen machen wir Ihnen heute nicht zur Strafe, sondern zur Übung, nämlich mit einem Antrag der GRÜNEN, dem Sie gerne zustimmen können. Wenn Sie dem Antrag zustimmen, bekommt der Herr Nordbruch kein Geld mehr von Ihnen, das ist klar, der Herr Lüftl auch keines und das Haus der Heimat ebenfalls keines, weil es sich nicht so entwickelt, wie es sich manche Vertriebenen verdient hätten, weil die kommen natürlich zu einem Teil zu Unrecht in die Nähe von Rechtsextremismus. Sie hätten jetzt die Aufgabe, statt den GRÜNEN irgendeinen Vorwurf zu machen, das differenziert zu sehen und zu sagen, wir machen einen Unterschied, weder geben wir allen etwas, noch geben wir allen nichts, aber wir machen einen Unterschied zwischen denen, die den Herrn Nordbruch und den Herrn Schönhuber einladen mit einem Publikum, das dort ist und herumgrölt, sie sind alle Deutsche. Vielleicht haben sie noch nicht gegrölt, denn es war noch früh am Abend. Da könnten Sie einen Unterschied machen. 

Bis jetzt habe ich von der SPÖ nur gehört, sie bunkert, sie gehört zu den Anständigen, sie war doch am 8. Mai auch der Meinung, es sollen keine "Sieg heil!"-Rufe in der Kärntner Straße erschallen (GR Heinz Christian Strache: Die hat es auch nicht gegeben!), und deswegen müsste man sie in Ruhe lassen. Nein, wir werden die SPÖ nicht in Ruhe lassen, so lange sie das nicht korrigiert! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist ja schon lächerlich!) Wir verlangen von Ihnen mehr als hin und wieder bei Antirassismus auf unserer Seite zu sein, wir verlangen von Ihnen, dass Sie das immer sind! (GR Godwin Schuster: Wir verlangen das auch von den GRÜNEN!) Das verlangen wir von Ihnen und das verlangen wir vor allem von einem Kulturstadtrat, der bislang in dem Punkt eine sehr jämmerliche Figur abgegeben hat, weil er sich nämlich nicht äußern möchte. Aber er hat immer noch Zeit dazu. Er hat wahrscheinlich noch mehr als 20 Minuten Zeit dafür. (GR Christian Oxonitsch: Viel Spaß mit der Diskussion im Parlamentsklub! Dort werden Sie das auch diskutieren müssen!) Wir würden uns freuen, wenn irgendjemand in der SPÖ das tut, was die GRÜNEN machen, es werden alle Fragen beantwortet, ich hoffe zufrieden stellend. Vielleicht könnte einer von Ihnen herauskommen, anstatt eine Selbstbeweihräucherung für irgendwelche andere Aktionen zu machen und sagen, was mit dem Akt los ist, ob wir damit rechnen müssen, dass dieser Akt nächstes Jahr womöglich wieder auf der Tagesordnung steht und wir diese Diskussion noch einmal haben. 

Dann hätte ich gerne gewusst, wie erklären Sie das dem Herrn Jarolim bei Ihnen, und wie erklären Sie es dem Herrn Konecny, die offensichtlich in völliger Unwissenheit, was in der SPÖ vor sich geht, geglaubt haben, sich darüber aufregen zu müssen. Entweder werden diese zurückgepfiffen oder Sie machen das Richtige, was Sie heute ansatzweise gemacht haben, Sie pfeifen den Herrn Mailath-Pokorny in der Frage zurück. Das wäre mir am liebsten. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Margulies zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Nachdem sich bislang von der Sozialdemokratie noch niemand bereit gefunden hat, die entscheidende Frage, warum das von der Tagesordnung abgesetzt wurde, zu beantworten, wäre die RednerInnenliste erschöpft gewesen, hätte ich mich nicht gemeldet, aber jetzt haben Sie noch 20 Minuten Zeit, sich zu melden und diese Frage zu beantworten. (GR Rudolf Hundstorfer: Sicher nicht!) Es wäre eigentlich schon im Interesse des Gemeinderats bei so einer entscheidenden Frage, wo es tatsächlich darum geht, wie Sie es mit dem Rechtsextremismus in Österreich halten, Stellung zu beziehen und nicht in eine Bunkermentalität und eine Mauernmentalität zu verfallen, die eindeutig klar macht, dass Sie, wenn Sie heute nicht dem von uns eingebrachten Antrag zustimmen, lieber auf Seiten von ÖVP und FPÖ, als auf Seiten der GRÜNEN in dieser Frage zur Bekämpfung des Rechtsextremismus in Österreich stehen. 

Das wäre ausgesprochen schade, Herr Kollege Hatzl, Sie wissen das. Ich hoffe, Sie gehen mit unserem Antrag mit. 

Frau Kollegin Kato, ich hoffe Sie wissen das und Sie gehen mit unserem Antrag mit. 

Herr Kollege Scheed, auch bei Ihnen habe ich eigentlich immer die Hoffnung gehabt, dass Sie aufrecht gegen rechtsextreme Tendenzen kämpfen und dabei sind, wenn es darum geht, dem Rechtsextremismus in Österreich keinen Schilling zu geben. 

Frau Kollegin Laschan, auch bei Ihnen erwarte ich mir doch eine Zustimmung, weil bislang habe ich Sie immer so kennen gelernt, wenn es um den Rechtsextremismus gegangen ist, dass dabei für Sie keine Graustufen vorhanden waren, sondern man den Rechtsextremismus bekämpfen muss. (GRin Sonja Kato: Das wird der Kollege Öllinger wissen!) - Darauf komme ich dann noch zurück.

Insofern glaube ich, dass es heute eine sehr traurige Abstimmung wäre, sollte sich die Sozialdemokratie dafür entscheiden, dass aus nicht nachvollziehbaren Gründen und ohne irgendeine annehmbare Antwort zu erteilen, sich nicht klar dagegen auszusprechen, dass der Rechtsextremismus in Wien keine Zukunft hat, egal wo, aber ganz bestimmt auch nicht im Haus der Heimat! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Diese ganze Fragestunde hat schon - unter Anführungszeichen - "sehr seltsam" begonnen. Statt dass Bgm Häupl in der Beantwortung zur angesprochenen Frage 7 klarlegt, selbstverständlich wird es keine weiteren finanziellen Mittel geben, beginnt er plötzlich, den AnfragestellerInnen einen Vorwurf zu machen, man unterstelle ihm etwas et cetera. Nichts wurde ihm unterstellt. Umso trauriger ist es, wenn der Herr Bürgermeister bei einer dringlichen Anfrage eine Antwort gibt und dann wie ein trotziges Kind geht und sich nicht einmal die Diskussion anhört! Das ist beschämend, wenn es um den Rechtsextremismus in Wien und die Förderung des Rechtsextremismus in Wien geht! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Sie sagen immer: "Was ist mit dem Kollegen Öllinger?" Sie sagen immer: "Was ist mit unserer Zustimmung im Parlament in der dritten Lesung?" Sollen wir heute die SPÖ wegen ihrer Anständigkeit loben, weil Sie es nicht so machen, wie blau-schwarz in der Regierung, die alles in ein Gesetz verpacken? Wenn wir gegen diese Unterstützung gestimmt hätten, hätten wir gegen das Konjunkturpaket, gegen die Hochwasserhilfe et cetera gestimmt. Sollen wir darüber jetzt froh sein, applaudieren und nur deshalb zustimmen, dass wir die Rechtsextremen finanzieren? Das kann doch nicht Ihr Ernst sein! Ich bin froh, dass es in einer demokratischen Gesellschaftsordnung möglich ist, über einzelne Punkte abzustimmen. Ich rechne es Ihnen auch an, dass Sie nicht versucht haben, das Haus der Heimat mit anderen Themen zu verquicken. Aber bitte beziehen Sie auch Stellung dazu! Diesmal haben Sie, im Gegensatz zum Parlament, keine Ausreden. Die Begründung, warum man mit Fug und Recht zum Haus der Heimat sagen kann, dass es ein zentraler Ort des Rechtsextremismus in Wien ist, hat Marie Ringler geliefert, hat David Ellensohn geliefert, hat sogar der Kollege Ulm zum Teil geliefert, auch wenn er sie dann abgeschwächt hat. Das wollen Sie fördern? 

Jetzt sage ich Ihnen ganz ehrlich, letztendlich müssen Sie es bei den Wählern rechtfertigen. Das ist mir schon klar, nur es ist keine Unterstützung im Kampf gegen den Rechtsextremismus, sondern es ist eine Unterstützung all der Verharmloser, die uns zum Beispiel in eine Situation gebracht haben, dass der Rechtsextremismus durch eine Regierungsbeteiligung der FPÖ wieder salonfähig wurde.

Zu guter Letzt noch zwei Punkte, weil es war eigentlich eine unglaubliche Rede, die der Herr Herzog gehalten hat. Noch viel unglaublicher ist es dann, dass Sie sich sozusagen auf die Seite zum Herrn Herzog stellen. Vielleicht passt dazu am Besten das Sprichwort "Wer sich mit Hunden ins Bett legt, muss sich nicht wundern, dass er mit Flöhen aufwacht." Ihr Floh ist, dass Sie jetzt der rechtsextremistischen Szene ein Geld hinüberschieben müssen. Das ist Ihr Floh. Sie sind lieber auf dieser Seite. Sie wären es irgendwie nicht gerne, aber Sie sind es, wenn Sie heute nicht zustimmen können, dass der Rechtsextremismus in Wien keine Subventionierungen bekommen. 

Aber zurück zur unglaublichen Rede, wo er gesagt hat, es ist das erste Mal, dass der politische Konsens über Restitutionszahlungen gebrochen wurde et cetera. Herr Herzog, das zeigt nur, dass Sie die gesamte Problematik der Restitution überhaupt nicht verstanden haben (GR Dr Herbert Madejski: Aber Sie!), denn es gibt einen gewaltigen Unterschied in der Frage der Restitution für jüdische Opfer zu sonstigen Fragen der Restitution. Das ist die eigentliche Dramatik dahinter. Sie haben auch noch von den Vertriebenen gesprochen. Ich sage Ihnen jetzt nur ganz kurz, ich habe die Hälfte meiner Verwandtschaft überhaupt nicht mehr kennen gelernt, sie wurde nämlich nicht vertrieben, sondern gleich umgebracht. Und dann reden Sie, wenn Sie über die Sudeten-Deutschen reden, dass es ein Tabubruch ist, wenn man prinzipiell die Restitution Sudeten-Deutscher in Frage stellt. Ich gebe Ihnen Recht und ich würde mich als Sudenten-Deutscher massivst dagegen verwehren, permanent von den rechtsextremen Landsmannschaften vereinnahmt zu werden, aber das ist die Problematik der vergangenen Jahre gewesen. Uns allen ist bewusst, dass es gerade unter den Sudenten-Deutschen sehr viele Widerstandskämpfer gegeben hat. Uns allen ist bewusst, dass es unter den Sudenten-Deutschen viele Menschen gegeben hat, die sich nicht an Pogromen gegenüber der tschechischen Bevölkerung beteiligt haben, aber die großen Reden im Namen der Sudeten-Deutschen schwingen seit Jahren die rechtsextremen Sudenten-Deutschen, die es leider nach wie vor gibt. Ich als Sudenten-Deutscher würde mich sofort dagegen verwehren, aber die geschichtliche Entwicklung der letzten zehn Jahre hat dazu geführt, dass es de facto ein Alleinvertretungsanspruch der rechtsextremen Sudenten-Deutschen ist. Diese wollen Sie, sehr geehrte Mitglieder der Sozialdemokratie, mit Ihrer Subvention fördern.

Ein Satz noch zu dem, was Sie mit dem politischen Konsens gesagt haben. Sie unterscheiden nicht mehr. Sie unterscheiden im Bereich der Sudeten-Deutschen nicht zwischen Tätern und Opfern. Während bei den jüdischen Vertriebenen vollkommen klar ist, dass sie Opfer des Nationalsozialismus sind, wird bei den Sudenten-Deutschen Ihrerseits überhaupt keine Geschichtsaufarbeitung betrieben, die tatsächlich versucht, zwischen Tätern und Opfern zu unterscheiden. Das Grausliche an dieser Geschichte ist, dass eigentlich die Täter von damals jetzt diejenigen sind, die sich für die Sudenten-Deutschen in die Bresche werfen. Das lehnen wir ab!

Sehr geehrte Damen und Herren der Sozialdemokratie, ein letzter Appell an Sie! Frau Sonja Wehsely, mit Ihren gern zur Schau getragenen antifaschistischen Gedanken, Herr Godwin Schuster, mit Ihren antifaschistischen Gedanken, lehnen Sie weitere Subventionen an die rechtsextreme Szene in Wien ab! Sie haben jetzt die Gelegenheit dazu! Oder schweigen Sie in Hinkunft dazu! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der dringlichen Anfrage ist somit beendet. 

Wir haben einen Antrag der GRÜNEN, betreffend keine Subventionierung und Unterstützung für das Haus der Heimat. 

Hier wird eine sofortige Abstimmung beantragt. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung gibt, den darf ich um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Das ist nur die grüne Fraktion. Somit ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen nun in der Tagesordnung weiter, wir kommen wieder zur Postnummer 192 (05242/2002-GWS) zurück. 

Hier ist Herr Kollege Dr Stürzenbecher der Verhandlungsleiter, Entschuldigung, der Berichterstatter. 

Darf ich dich bitten, lieber Genosse. Lieber Dr Stürzenbecher, darf ich dich bitten.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche, die Debatte fortzusetzen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Entschuldigung. Es ist gar nicht so schlecht. Das ist kein schlechter Ausdruck, aber ich entschuldige mich hiermit öffentlich bei allen. (Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich bin nicht beleidigt.) - Lieber Kurti Stürzenbecher, ich weiß, dass du nicht beleidigt bist. 

Wir kommen nun zum Herrn GR Fuchs. - Bitte.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Kenesei hätte heute viele Dinge noch bringen können, aber ich glaube, er hat viele Fakten vergessen. 

Ich möchte vorausschicken, dass es bei diesem Geschäftsstück um eine Option mit einer nachfolgenden Widmung, eine Option für einen Grunderwerb, geht. Dazu muss man natürlich das gesamte Geschäftsstück sehen. Ich bin froh, dass auch der Pachtvertrag beigelegt wurde und einige Fakten zu diesem vorliegenden Geschäftsstück und den Vorakten, vor allem des Pachtvertrags, hier nennen, um das Warum zu verdeutlichen. 

Der Verkauf ist - das wissen wir beide, Herr Kenesei - Teil der Gesamtsanierung des Sportvereins Vienna. Das ist kein Geheimnis. Das steht darin. Daran ist nichts zu rütteln. 

Im Mai 2002, meine Damen und Herren, wurde dieser Pachtvertrag zwischen der Stadt Wien - MA 51, dem Sportamt und der Hohen Warte Gesellschaft abgeschlossen. In diesem Pachtvertrag wurde vereinbart, dass die Stadt die Hohe Warte Gesellschaft verpflichtet, mehr oder weniger auf Grund dieser Vereinbarung, Investitionen zu tätigen, einerseits zum Wohle des Sports - das muss man sehen -, andererseits ist auch ganz klar angeführt, im Interesse der Kultur, weil dort auch Kulturveranstaltungen stattfinden sollen, also eine Ausdehnung des gesamten Bereichs. In dem Vertrag steht auch, dass es Totalsanierungen des gesamten Tribünendachs, nicht nur Teile, gibt, inklusive aller Dinge, die dazugehören, Fenster, Türen und so weiter, von der Heizung abgesehen bis zur Lüftung, Installationen, die gesamten Kanalisierungssysteme der Umgebung, Infrastruktur - jeder weiß, was entsprechende Infrastruktur kostet -, die Zufahrten, die Sicherung für die Bewohner der Umgebung, die Sicherung der Besucher des Stadions, die Sanierung des Spielfelds, des Hauptspielfelds für bundestaugliche Spiele, das heißt, ein totales Sanierungsprogramm. 

Ich bin natürlich froh, dass für diese 2,9 Millionen EUR oder 40 Millionen Schilling der Steuerzahler überhaupt nichts beizutragen braucht, sondern dass das aus der Privatwirtschaft fließt. Zusätzlich zu diesen Investitionen, meine Damen und Herren, kommen noch 150 Parkplätze, und jeder weiß, was eine solche Volksgarage kosten würde, meine Damen und Herren, die für eine unentgeltliche Zurverfügungstellung ist. (GR Günter Kenesei: Das ist keine Volksgarage! Das sind Pflichtstellplätze! Lesen Sie den Akt, Kollege Fuchs! Sie brauchen nichts nachzuplappern, was Ihnen jemand gesagt hat!) - Herr Kollege Kenesei, Sie wären froh, wenn Sie bei Ihrem Sportverein viele Parkplätze hätten! Ich verstehe das schon, dass Sie da neidig sind, aber es kommen zusätzlich 150 Parkplätze für Veranstaltungen, die unentgeltlich sind. (GR Günter Kenesei: Für die Vienna aber auch!)

Zweitens: Gesichert wird natürlich der Vienna First Footballklub. Das ist überhaupt keine Frage, die ganzen Spiele. Zusätzlich werden auf 80 Jahre die Instandhaltungsarbeiten festgelegt. 80 Jahre bedeuten, da leben wir beide nicht mehr. Das heißt, der Pächter hat gigantische Investitionen zu tätigen, nicht nur jetzt, sondern auch für die Zukunft, die sich gar nicht abschätzen lassen. Es wäre klasse, wenn Sie sagen könnten, was in 10 oder in 20 Jahren ist. Wenn Sie das heute schon wissen, sind Sie ein Kaiser. Ich weiß es nicht. Ich traue mir nicht zu, das zu sagen. 

Das sind jedenfalls sehr gewaltige Investitionen unter dem Titel "kulturelle Zwecke". Es werden nicht nur riesige Lärmbelästigungen sein. Das ist ausdrücklich für die Bewohner, weil die Befürchtung ist, was die Bewohner dazu sagen werden. Für den kulturellen Zweck ist ausdrücklich gesagt worden, zum Beispiel Durchführung von Operetten und so weiter in dieser Art und Weise, also gehobene Musikveranstaltungen. (GR Günter Kenesei: Die Hohe-Warte-Operette! Die tritt dann beim Tiller auf!) - Vielleicht haben Sie damit keine Freude, Herr Kollege! - Keinesfalls soll es Aktivitäten aggressiver Lärmbelästigung für die Nachbarschaft geben, weil es muss behördliche Bewilligungen geben. Jetzt sage ich als Gemeinderat, dass bereits im Pachtvertrag mit der MA 51 eine Überbauung der ganzen Tribüne vereinbart wurde, ebenso die Pflichtstellplätze, die Freiwilligenstellplätze und die dazu dienlichen Anliegen. Das war die eine Seite. 

Dieser damals abgeschlossene Pachtvertrag erfolgte bereits am 15. Mai (GR Günter Kenesei: Den hat kein Mensch gesehen!) - das habe ich Ihnen schon gesagt - und beinhaltet die Option zum Ankauf der Liegenschaft Wien 19, Gallmeyergasse/Klabundgasse, für die Bebauung von Wohnungen. (GR Günter Kenesei: Haben Sie den gesehen?) Es kann schon sein, dass nicht alle wissen, was sich dort tut. (GR Günter Kenesei: Sie wissen es?) Das Unternehmen hat sich nach diesem Vertrag entschieden und ist an uns herangetreten, dieses Grundstück zu erwerben, so wie es in diesem Vertrag gewesen ist. Das heißt, in Punkt 6 des Vertrags will man auch eine spätere Bebauung haben. 

Eine Vorgangsweise, meine Damen und Herren, wird hier an den Tag gelegt, Herr Kollege Kenesei, ich komme gleich zu Ihnen, wie bei den Wienerberggründen, bei der Wienerbergverbauung, wie sie auch bei der Bebauung des Laaer Bergs, bei den Porr Gründen gewählt worden ist. Das heißt, wenn der Käufer einen etwas günstigeren Preis hat (GR Günter Kenesei: Etwas günstiger?) - Herr Kollege Kenesei, wir können darüber reden (GR Günter Kenesei: Das ist ein Wahnsinn!) -, haben Sie, Herr Kollege Kenesei, in diesem Hause immer verlangt, dass er dann noch kräftig noch dazulegen muss. (GR Günter Kenesei: Was legt er denn zu?) Sie haben gesagt, man muss die Gewinne abschöpfen und genau das wird gemacht. (GR Günter Kenesei: Ums Doppelte, Herr Fuchs! Ums Doppelte!) Ich komme schon weiter. Diese Gewinne werden abgeschöpft. Sie wissen noch gar nicht, welche Investitionen getätigt werden. (GR Günter Kenesei: Hier geht's ums Doppelte!) Jetzt wird einmal ein großer Teil abgeschöpft, meine Damen und Herren, privates Kapital für Infrastrukturen. Am Wienerberg waren es die Schulen, die Kindergärten und die Straßen. Bei der Porr sind ebenfalls Investitionen für die Infrastruktur gewesen, jetzt im 19. Bezirk ist es dasselbe. (GR Günter Kenesei: Kollege Fuchs, reden Sie mit Tiller! Ich nehme es ums Doppelte inklusive Investitionen!) 

Der Vorwurf von Ihnen, vor allem von den GRÜNEN, manchmal hat man das auch von den Freiheitlichen gehört, hat immer wieder gelautet, warum wir nicht abschöpfen. Jetzt werden diese Gewinne abgeschöpft. Aber das ist nicht alles. Ich komme noch dazu, was noch geschieht. Bis heute hat sich niemand gefunden - und das wäre ohne weiteres möglich -, dass jemand zur Vienna geht und sagt, er will das Stadion total sanieren, weil es wichtig ist, dass wir Sportvereine in unserer Stadt haben, dass wir darauf schauen, dass da etwas weitergeht und wir natürlich nicht haben wollen, dass diese zugesperrt werden, sondern dass sich die Menschen betätigen. Bis heute hat sich aber niemand aus dem privaten Bereich gefunden, der solche Investitionen in dieser Höhe getätigt hat. (GR Günter Kenesei: Ich mache es ums Doppelte!) Ich kann natürlich Kritik üben, aber das ist zu wenig. Es ist noch mehr, aber es hat sich keiner gefunden. Daher muss ich froh sein, dass es jemanden gibt, der mir das gemacht hat. Jeder hätte ja die Möglichkeit sehen können. Und jetzt gibt es das. (GR Günter Kenesei: Ich mache es sofort ums Doppelte!) Hören Sie zu, Herr Kollege Kenesei, jetzt gibt es einen Investor, der in die Infrastruktur investiert, der, nehme ich an, Wohnungen der Bauklasse II, was in dem Gebiet dort ist, entsprechend errichtet, vielleicht sogar ein bisschen niedriger als das Altersheim, das dort ist. Man wird es erst in der Flächenwidmung, nämlich in den Bebauungsbestimmungen sehen, aber die stehen heute überhaupt nicht zur Debatte. Heute steht lediglich die Option zur Debatte. Dann können Sie bei der Flächenwidmung entsprechend mitwirken, dass dort nicht gigantische Bauten entstehen, dass viele Dinge, wo Sie jetzt glauben, dass es schief läuft, ins rechte Lot gelegt werden. Jetzt steht die reine Option zur Debatte und nicht die Flächenwidmung. 

Meine Damen und Herren, viele haben natürlich nicht gewusst, was dort geschieht. Ich habe es auch nicht gewusst. Ich habe halt ein bisschen nachgefragt. Es ist schon toll, etwas ganz Tolles entsteht nämlich dort. Auf dieser kleinen Fläche sollen Wohnungen von Total Quality entstehen, genau nach dem System, wie Sie es, meine Damen und Herren von den GRÜNEN, immer wieder gefordert haben. Genau nach diesem System wird das errichtet. Damit wird Ihren Forderungen genau Rechnung getragen. Das ist das, was die GRÜNEN immer wollen, Ressourcenschonung, Bodenschutz, Abfallvermeidung, elektrobiologische Hausinstallationen, Verminderung der Belastungen für Umwelt und Mensch, hineinpassend in dieses Gebiet. Das kann man natürlich nicht irgendwo in eine Fußgängerzone oder in ein anderes Gebiet machen. Vermeidung der Belastungen von Baustoffen, Barrierefreiheit, Planungsqualität, all das soll und will man dort machen. Aber das steht natürlich nicht fest, sondern das will man machen. Das sind Absichtserklärungen. Das wird dann alles, entsprechend mit der Bauhöhe, in den Bebauungsbestimmungen festgelegt, was gehen kann. All das ist Ihnen aber heute überhaupt nichts wert. Sie wollen dort vielleicht lieber einen Wohnbau, der gefördert ist, der Hunderte Millionen an Steuermitteln verschlingt, dass der Bau subventioniert wird und kaum Ökologie beinhaltet, wie zum Beispiel die autolose Siedlung. Der Bau beinhaltet überhaupt keine Ökologie, hat aber viele Fördermittel. Herr Kollege Chorherr weiß es. Er hat bei diesem Unternehmen sehr stark mitgewirkt. Das hat natürlich Steuermittel verschlungen. Recht so, ist in Ordnung, soll man auch bauen. Er hat ein Experiment gemacht. Lassen Sie uns doch dort das Experiment für die Ökologie machen! Lassen Sie das doch zu! Das muss uns doch etwas wert sein, dass da etwas in dieser Stadt weitergeht! Diese Investitionen sind - das sage ich dazu - kein Ersatz für ein Sportstättengesetz, für eine Planung für Sportstätten. Das ist überhaupt kein Ersatz.

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN! Machen Sie doch endlich Druck, machen Sie Druck beim Sportamt! Verlangen Sie wie wir eine entsprechende Planung, ein entsprechendes Gesetz. Aber verhindern Sie nicht Transaktionen - die im Bereich der Ökologie sind, die auch für Sportplätze eine Sanierung herbeiführen, für die Allgemeinheit -, nur weil es hier eine günstige Option gibt, meine Damen und Herren!

Noch einmal: Es steht die Option auf der Tagesordnung, nicht die Flächenwidmung! Dieser Option für die Ökologie, für die Sanierung muss man die Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Ing RUDOLPH gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr Kollege Fuchs, es war ein durchaus bemühter Auftritt, um diesen Akt schönzureden. Das haben Sie mit Grandezza hingelegt. Es ändert nur überhaupt nichts an den Inhalten - wenngleich Ihr Auftritt hier eine humoreske Note hat, das soll man durchaus würdigen.

Aber zum Ernst der Situation: Die "Kronen Zeitung" vom 7.11. berichtet - nicht im Kommunalteil, sondern im Sportteil -, "Stadion wird ausgebaut, Schulden werden getilgt", und zitiert dann den Vizepräsidenten der Vienna, der zur sportlichen Situation der Vienna Folgendes zum Besten gegeben hat: "Die Situation ist leicht unzufriedenstellend. Wir spielen zwar einen attraktiven Fußball, der geht aber auf Kosten der Defensive. Zwar erzielten bisher nur Schwechat und Rohrbach mehr Tore als Blau-Gelb, die Abwehr ist dafür umso verwundbarer. Das Saisonziel, einen Platz unter den ersten fünf, hat man aus den Augen verloren." Es geht hier um einen Platz in der Ostliga, das war damals der Platz neun in der Ostliga. Dieses Saisonziel "Platz fünf in der Ostliga" hat man also aus den Augen verloren.

Das ist dann interessant, wenn man sich anschaut, was jetzt in weiterer Folge aus diesem Stadion gemacht werden soll. Es soll Bundesliga-tauglich gemacht werden. Das heißt, die Vienna, derzeit Platz neun in der Ostliga, bekommt ein Bundesliga-taugliches Stadion, und das Ganze mit 150 Parkplätzen! Das wird dort also wirklich eine phantastische Situation werden. Darauf freuen sich schon alle, die dort wohnen, dass die Vienna in der Bundesliga sein wird und es insgesamt 150 Parkplätze gibt. 

Ich glaube, dass der wahre Kern dieses Geschäftsstücks in einem anderen Absatz dieses Artikels zu finden ist, nämlich in dem Punkt, in dem steht: "Die finanziellen Außenstände der Vienna werden beglichen." Offensichtlich geht es der Vienna finanziell wirklich nicht blendend. Über die genaue Höhe der Verbindlichkeiten gibt es unterschiedliche Informationen. Ich möchte daher der Vienna nichts Übles tun und hier keine Zahlen nennen, es sind jedoch Verbindlichkeiten, die den einen oder anderen nicht mehr ruhig schlafen lassen würden. Aber gut, möglicherweise findet man jetzt eine neue Variante.

Weil hier angekündigt wurde, dass das Ganze noch fraglich sei: Es gibt ein Schreiben des Herrn Bezirksvorstehers an die Anrainer, nach dem er am 11. November erklärt hat, dass er gegen diese Transaktion keinen Einwand hat. Kein Wunder, er ist ja Vorsitzender des Ältestenrates der Vienna, daher steht er Anliegen der Vienna mit absoluter Objektivität gegenüber! Er schreibt da den Anrainern, die sich jetzt Sorgen darüber machen, wie es in Zukunft um die Lebensqualität bestellt sein wird, dass schon beabsichtigt ist, eine Flächenwidmung vorzunehmen, dass man aber im Jänner bei einer Bürgerbesprechung großzügigerweise noch die Möglichkeit haben wird, die Vorstellungen, die man als Anrainer hat, den Vertretern der IG, der Stadtplanung vorzubringen. Na ja, da werden die Anrainer große Chancen haben.

Wenn man sich den Akt anschaut, sieht man, dass die Überlegungen der "Hohe Warte"-Projektentwick-lungsgesellschaft schon sehr konkret sind. Sie werden sich in ihren Überlegungen durch die Anrainer dort wahrscheinlich massiv irritieren oder beeindrucken lassen. Ich glaube, dass es sowohl den Bezirksvorsteher und die Stadtplanung als auch die "Hohe Warte"-Projekt-entwicklungs-GesmbH - auf diese möchte ich später noch zu sprechen kommen - wirklich massiv kratzen wird, wenn die Anrainer schreiben, man versteht nicht, dass womöglich Parkplätze aufgegeben werden, wenn auf der anderen Seite das Stadion ausgebaut werden soll, obwohl schon jetzt bei größeren Veranstaltungen wie zum Beispiel einer American-Football-Veranstaltung der Vienna Vikings nicht nur die drei umgebenden Parkplätze überfüllt sind, sondern die ganze Umgebung verparkt ist. Das ist ja nicht nur etwas, was man täglich aus eigener Beobachtung wahrnehmen kann, wenn man sich dort öfters die Gegend anschaut, sondern das schreiben auch die Leute, die dort wohnen und die das noch viel besser wissen. 

Über diese "Hohe Warte"-Projektentwicklungsgesell-schaft haben wir vorhin von Kollegen Fuchs die Geschichte mit dem Pachtvertrag gehört. Eine Gesellschaft, die am 29. April gegründet wird, denkt sich: Jetzt haben wir eine Projektentwicklungsgesellschaft gegründet, was machen wir in den nächsten zwei, drei Tagen? Ein Wochenende und ein Feiertag liegen dazwischen, da machen wir schnell einmal einen Pachtvertrag mit der Vienna - flupps, am 3. Mai, vier Tage später, haben wir den neuen Pachtvertrag mit der Vienna abgeschlossen. Jetzt haben wir also einen Pachtvertrag mit der Vienna, weil wir solche Freunde des Fußballs sind, und nun denken wir ein bisschen nach, weil wir etwas Zeit haben. Auf einmal, nachdem Wochen vergangen sind, bekundet am 16. Juli die "Hohe Warte"-Projektentwicklungsgesell-schaft - eigenartig, der Name hat wahrscheinlich überhaupt nichts damit zu tun, dass man dort jetzt etwas tun möchte - die Kaufabsicht: Wenn umgewidmet wird, dann sind wir auch bereit, hier zu kaufen.

Die MA 51, von dieser Idee völlig überrascht, erklärt natürlich: Das ist die Via Regia, um die Vienna zu sanieren. Sie sind daher höchst einverstanden damit, dass man das so aufs Gleis stellt. Die ganze Geschichte riecht also einigermaßen eigenartig, nach Grundstücksspekulation, die mit diesem Geld betrieben wird. Es ist natürlich Geld des Steuerzahlers, denn es ist der Grund des Steuerzahlers, und es ist Vermögen des Steuerzahlers, mit dem hier spekuliert wird.

Da zuerst von dem Gewinn gesprochen wurde: Was für mich noch nicht klar herausgearbeitet worden ist, ist, wie die "Hohe Warte"-Projektentwicklungsgesellschaft zu ihrem Gewinn kommen wird. Da bin ich noch gespannt, ob der Verkauf der 18 000 Quadratmeter in einem Ausmaß erfolgen wird, um all das zu finanzieren, wozu man sich verpflichtet hat: ein Bundesliga-taugliches Stadion herzustellen, allerdings mit der etwas einschränkenden Bedingung, dass all das, was an notwendigen Investitionen über 2,9 Millionen EUR hinausgeht, nicht bezahlt wird.

Wenn man sich allerdings die Sanierungsvorhaben anschaut, die von der Vienna angegeben werden und die im Akt detailliert aufgelistet sind, glaube ich, dass man nach nicht einmal einem Drittel der Vorhaben, die hier als notwendig beschrieben werden, mit den 2,9 Millionen EUR längst am Ende sein wird. Hier wird auf der einen Seite vorgegeben, dass man ein Stadion Bundesliga-tauglich macht, mit allen Schikanen, von der Tribüne angefangen über Kabinen bis hin zu einem Bundesliga-tauglichen Rasen; die Laufflächen kommen weg, es wird dort alles picobello saniert, aber bei 2,9 Millionen EUR ist Ende der Fahnenstange. Wir werden dort mitten in diesen Ausbauvorhaben stehen - so sie je zustande kommen werden -, und das Stadion wird nicht saniert sein. Kein Wunder, 150 Stellplätze für Veranstaltungen bei der Vienna zeigen ja, welche Entwicklungskapazitäten man diesem Verein in Wahrheit zumisst. Rang neun in der Regionalliga - das sagt leider alles! Daher lautet die Frage: Wie kommt die "Hohe Warte"-Projektentwick-lungs-GesmbH zu ihrem Gewinn?

Es wird interessant zu beobachten sein, ob diese Gesellschaft beispielsweise Grundeigentümer wird. Oder es wird interessant zu beobachten sein, ob uns hier in nicht allzu ferner Zukunft ein Akt vorgelegt werden wird, bei dem wir eingeladen werden, mit unseren Stimmen einem Rückkauf zuzustimmen, weil dann möglicherweise für die eine oder andere Gesellschaft auf Grund ihrer finanziellen Gestion die Notwendigkeit besteht, sich wieder an die Gemeinde zu wenden. Was einmal schon funktioniert hat, kann durchaus auch ein zweites Mal funktionieren.

Was für eine Wertigkeit Flächenwidmungsbeschlüsse hier im Hause haben, kann man auch daran erkennen, dass der Bezirksvorsteher hergeht und ankündigt - und dass das auch schon im Akt steht -, dass es hier zu einer Flächenwidmungsänderung kommt. Gültige Flächenwidmungspläne: wertlos; Bezirksentwicklungsplan, beschlossen in der Bezirksvertretung und hier im Gemeinderat, der dort keine Wohnbau-Bebauung vorsieht: offensichtlich wertlos. Also frage ich mich: Welchen Wert messen Sie hier Ihren eigenen Beschlüssen zu, die Sie nach Lust und Laune abändern?

Ich bin mir sicher, dieser Akt wird uns noch öfters beschäftigen, und ich glaube, Kollege Fuchs wird sich noch mehr anstrengen müssen, um diesen Akt, wenn er uns das nächste Mal auf den Tisch gelegt wird, hier schönzureden. Es ist ein neues Kapitel in dem noch nicht fertig geschriebenen Buch "Sie wünschen, wir widmen" - Sie wünschen, wir schenken Ihnen quasi zu einem Bettel die Grundstücke; Sie machen den Reibach, der Steuerzahler finanziert es, und die Gemeindeverwaltung, aus welchen Gründen auch immer, ist glücklich. Meine Damen und Herren, zumindest die Anrainer dort machen Sie nicht glücklich, das kann ich Ihnen garantieren!

Sie werden die Verantwortung dort wahrnehmen müssen. Es wird eine sicherlich noch spannende Auseinandersetzung werden. Die Anrainer sind auf unserer Seite, Sie sind auf Seiten des Kapitals - für die Sozialdemokratie ja keine ungewohnte Rolle mehr, auch mit diesem Rollenwechsel haben Sie gut zu leben gelernt.

Wir werden das ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Vettermann zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte jetzt ganz kurz auf meine Vorredner eingehen. Auf wessen Seite wir stehen, ist, dass wir in Wien an sich eher die Logik haben, dass man solche Parkplätze - der Herr Vorsteher hat sogar einmal gesagt: eine Art G'stetten; so weit würde ich nicht gehen - nicht nur zum Parken verwendet, sondern es gibt auch Lagerungen und so weiter. Es ist in einem wenig erbaulichen Zustand, das kann man nicht einfach brachlegen. Wir sind auch auf der Seite der Vienna, das ist immerhin ein Wiener Traditionsklub.

Wenn man jetzt fragt: wie kommt man zu dem Preis, und wie wurde das verglichen? - tatsächlich wurde Parkplatz mit Parkplatz mit Parkplatz verglichen -, dann muss man sagen: Der Preis passt natürlich nur, wenn man es auch als Parkplatz sieht, wie es der jetzigen Widmung entspricht, nicht aber dann, wenn sozusagen eine Umwidmung erfolgt. Diese ist angedacht, aber noch nicht erfolgt. Dann, und nur dann, gibt es diesen Zusatzvertrag - die Umwidmung ist noch nicht durch, es ist erst der Beginn dieses Prozesses eingeleitet -, und dann wäre der Preis zu niedrig.

Aber es gibt schon klare Verpflichtungen, was dann alles passieren soll, nämlich dass die Vienna zuerst einmal dadurch unterstützt wird, dass sie sozusagen Subpächter ist, diese Gesellschaft, 80 Jahre, ohne einseitige Kündigung, weil sie ja ... (GR Günter Kenesei: Hätte die Stadt Wien vorgehabt, die Vienna hinauszuwerfen?) Sicher nicht, aber ich sage nur, die Vienna ist ... (GR Günter Kenesei: Also kein Unterschied!) Nein, eh nicht. Ich sage das nur deshalb, weil es entweder Sie oder ... (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Nein, nein, der Unterschied ist, dass es in der Stadt Menschen gibt, die die Angst haben, dass es der Vienna schlecht geht, dass man sie überhaupt zugrunde gehen lassen will und so weiter. Solche Vorwürfe hat es gegeben und auf diese Vorwürfe antworte ich jetzt. (GR Günter Kenesei: Es sind 50 Vereine, die sich ...!) Es ist nun für 80 Jahre gesichert, und es ist eine einseitige Kündigung nicht möglich. Das heißt, die Vienna haben wir in ihrem Bestand gesichert, und das ist für den Verein - aber ich glaube, auch für uns alle - eine gute Nachricht. (GR Günter Kenesei: Gilt das für alle anderen Vereine auch?) Und es bedeutet ja nicht, dass Wien irgendjemanden hinausgeworfen hätte. - Also das einmal vorweg gesagt, und ich wollte es sagen, weil es uns, glaube ich, gemeinsam beruhigt.

Aber wenn es jetzt zu der Umwidmung kommt, wodurch auch ein anderer Preis erzielbar wäre - das ist ja dann klar -, gibt es eben diesen Zusatzvertrag, der jedoch nur in diesem Fall schlagend wird. Darin wird aufgelistet, was alles geschehen soll, und darin ist mit 2,9 Millionen auch eine Höchstgrenze angegeben, wobei es tatsächlich so ist, dass man bei allem, was sich die Vienna wünscht, mit dem vielleicht gar nicht auskommt. Das muss man dann noch diskutieren.

Aber immerhin ist klar, was dann von der Gesellschaft zu bezahlen ist. Dass es für diese billiger wird, ist auf keinen Fall anzunehmen. Dort zahlen sie jetzt 2,5 Millionen zum Kaufpreis und sie errichten die 150 Garagenplätze. Wenn man jetzt einen Schnitt bei den Garagenplätzen annimmt, der für die Volksgaragen auch bezahlt wird, kommt man auf 3,2 Millionen, das sind dann zusammen 8, 8,7 oder 8,5 Millionen. Ich meine, wir wissen es ja noch nicht. Es gibt die Umwidmung nicht, es gibt all diese Zahlen nicht. Aber auf alle Fälle kommt man sehr nahe zu der Zahl, die Kollege Kenesei genannt hat, nämlich auf 484 EUR pro Quadratmeter, wenn man die 18 000 Quadratmeter als Vergleich hernimmt. Er sagt, er hat sich umgehört, und zwischen 450 und 500 wäre der Schnitt, sodass man durchaus sagen kann: Dann gibt es ja diesen Widmungsgewinn nicht, er wird umgeleitet. Aber wir wissen es nicht und Sie wissen es nicht. Der Akt kommt ja noch, und erst dann ist es klug, das über einen Zusatzvertrag zu regeln. Alles andere kann hier und heute gar nicht diskutiert und beschlossen werden. Aber dieser Zusatzvertrag ist immerhin ein Zeichen der Hoffnung, dass es diese Umwidmung gibt, dass es dann die 150 Parkplätze gibt und dass es auch diese Generalsanierung des Stadions geben wird.

Als einen Schlenker zu den GRÜNEN möchte ich noch etwas sagen, weil sich Kollege Kenesei diesmal - das werfe ich der FPÖ aber nicht vor - so sehr für die Parkplätze auf die Schienen wirft. Sonst bekämpfen Sie ja jede Volksgarage und all das wütend, aber in dem Fall - aus meiner Sicht sozusagen pharisäerhaft - sind ihm die Parkplätze plötzlich zu wenig, obwohl es dort eine wirklich gute öffentliche Anbindung gibt. Wenn man öffentlich hinkommen will, dann ist das durchaus möglich. Noch dazu ist es so, dass die 150 Parkplätze vom Gesetzlichen her passen würden - das war ohnehin unbestritten, dass es von dem her passt -, dass man aber dann auch noch zu anderen, kostenpflichtigen Parkplätzen Zugang hätte, wenn dort Wohnungen errichtet werden und eine Tiefgarage gebaut wird. Ich habe gehört, es geht um 500 oder 700 Parkplätze zusätzlich, die aber dann nicht kostenlos sind. Die 150 Parkplätze müssen ja errichtet werden, weil das vom Sportstättengesetz her zwingend vorgeschrieben ist, und diese sind von der Gesellschaft auch kostenfrei zur Verfügung zu stellen. Aber ob es dann auch andere gibt, für die man etwas zahlen muss, ist noch nicht geklärt. Das wird dann sicher der Fall sein, dort müssen dann die Besucher etwas dafür bezahlen. Da muss man sich anschauen, wie viele es genau sind, wie es genau geplant ist - alles zugegeben, aber auch dieses Problem wird man lösen können.

Daher glaube ich, wir sollten diese Option heute möglich machen, ohne aber alles vorwegzunehmen und ohne heute die endgültige Widmung zu beschließen, weil das ja noch kommt. Aber um die Chance am Leben zu erhalten, sollten wir diesem Akt heute unsere Zustimmung geben. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben jetzt in den Ausführungen vor 16 Uhr und in der letzten halben Stunde einige Ungereimtheiten gehört, was die Aktion rund um die Hohe Warte angeht. Vor allem eines ist jetzt öfters aufgekommen und das ist der Preis. Offensichtlich wird hier ein Grundstück sehr günstig an den Mann und an die Frau gebracht.

Weil wir alle gemeinsam immer darauf schauen, dass die Stadt Wien ihre Sachen nicht verscherbelt, damit nicht dasselbe wie bei ein paar Gemeindebauten passiert, schlagen die GRÜNEN eine Nachdenkpause vor, in der man eventuell neue Angebote einholen könnte. Dem Akt war nicht zu entnehmen, dass man jemand gesucht hat, der mehr als 130 EUR zahlen möchte. Dem Akt war nicht zu entnehmen, dass man geschaut hat, ob es jemand gibt, der eventuell nicht glaubt, dass es gleich viel kosten muss wie draußen beim Verteilerkreis, beim Parkplatz der Austria Wien. Vielleicht wäre es auch möglich, jemanden zu finden, der dort, sagen wir einmal ganz bescheiden, statt 130 eher 250 EUR für den Quadratmeter zahlen würde. Das würde immerhin den Geldbetrag, der in die Stadtkasse kommen würde, erheblich erhöhen.

Um einer Geldverschwendung entgegenzutreten, mache ich nach § 22b der Geschäftsordnung einen Antrag auf Vertagung des Geschäftsstücks.

Sie haben heute ein anderes Geschäftsstück abgesetzt, das kann nicht so ein Problem sein. (GR Christian Oxonitsch: Ist heute nicht abgesetzt worden!) Wir vertagen das Ganze und schauen es uns noch einmal an. Dann können Sie, wenn Sie glauben, dass es niemand gibt, der Ihnen mehr Geld dafür geben wird, immer noch abstimmen. Die jetzt 130 EUR als Preis sind eine Farce, das wissen alle, die in dem Raum sitzen, das weiß jeder, der sich das anschaut. Und wenn Sie es nicht glauben, sage ich: Ich glaube, dass wir, wenn wir darüber nachdenken, 100‑prozentig jemand finden, der bereit ist, mehr dafür zu zahlen!

Alles, was Sie dafür tun müssen, dass Sie mehr Geld in die Stadtkasse bringen, ist, einem bescheidenen Vertagungsantrag zuzustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Wir kommen zur Abstimmung.

Verzeihen Sie, zuvor hat der Herr Berichterstatter das Wort.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. (GR David Ellensohn: Ich habe einen Vertagungsantrag eingebracht! - GR Mag Christoph Chorherr: Der Vertagung zustimmen? - GR Christian Oxonitsch: Zustimmung zum Akt, hat er gesagt!)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Herr Berichterstatter, ich habe das nicht gehört. Was haben Sie jetzt gesagt? - Zustimmung zum Akt, ja.

Jetzt kommen wir zur Abstimmung, wobei ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte des Gemeinderats feststelle. (GR Günter Kenesei: Aber zuerst zur Vertagung! Zuerst zum Vertagungsantrag!)
Ich habe keinen Antrag zur Vertagung. (GR Günter Kenesei: Ist gerade mündlich eingebracht worden! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Entschuldigen Sie, das habe ich überhört.

Dann komme ich zum Antrag auf Vertagung.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag, den man nicht schriftlich einbringen muss, zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Ich komme jetzt zur Abstimmung, während ich noch einmal feststelle, dass mehr als die Hälfte der Gemeinderatsmitglieder im Saal anwesend ist. Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 193 (05243/2002-GWS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf von Teilflächen einiger Grundstück im 21. Bezirk an die "Franz Jonas-Platz" Errichtungs- und Vermietungsgesellschaft mbH & Co KEG. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Stürzenbecher, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche auch bei diesem Akt um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

"Franz Jonas-Platz" im 21. Bezirk - ich werde es nicht lange auswalzen. Es war lange im Gespräche, was man mit dem Grundstück machen wird, was man da hinbauen soll. Es hat viele Vorschläge im Bezirk gegeben, unter anderem einen Vorschlag der GRÜNEN, einen Antrag der GRÜNEN in der Bezirksvertretung, es möge an diesem Platz, um den es sich jetzt handelt, ein Jugendcafé eingerichtet werden. Es gab darüber keine lange Diskussion, das haben alle Fraktionen dort so gesehen und einstimmig angenommen.

Es hat einen Antrag der ÖVP gegeben, in dem bemängelt wurde, dass es zu wenig Kinderspielplätze im Zentrum von Floridsdorf, rund um die Endstelle der U 6, gibt. Ein Mangel an Spielplätzen, das haben auch dort im Umweltausschuss alle so gesehen, und im Bezirk ist einstimmig ein Beschluss gefasst worden, man möge bei diesem großen Areal darauf Rücksicht nehmen, dass es zu wenig Kinderspielplätze gibt und dass es eine Fläche für Kinder geben muss - einstimmig!

All das hat man beschlossen. Jetzt habe ich im Wohnausschuss nachgefragt: Warum finde ich das alles nicht im Akt? Warum wird jetzt etwas anderes gebaut? - Die Antwort war - und ich stelle dazu fest, der Beamte kann natürlich überhaupt nichts dafür, er hat das einfach gesagt -: Davon wissen wir nichts; wir wissen nichts davon, was der Bezirk sich gewünscht hat, und das liegt nicht vor.

Mehrere Fehler sind also passiert und deswegen werden wir dem Antrag auch nicht zustimmen können. Die Kommunikation von Seiten der Bezirksvertretung im 21. Bezirk, von Herrn BV Lehner, SPÖ, funktioniert offensichtlich nicht, oder aber er weigert sich - was komisch wäre -, einstimmige Beschlüsse weiterzuleiten. Die Menschen im Bezirk sind nicht eingebunden worden in das, was dort passiert, sondern es wird jetzt relativ schnell etwas gebaut, nachdem man vorher lange darüber nachgedacht hat. Grünraum und Altbaumbestand werden dort erheblich reduziert werden.

Das finde ich demokratiepolitisch besonders bedenklich: Zwar hat man zuerst alle diese Anträge einbringen dürfen, die einstimmig durchgegangen sind, aber es ist das Projekt so, wie es jetzt vorliegt, in der Bezirksvertretung nie vorgelegen. Sie alle dürfen dort zuerst reden, dann sagt man: ja, wir sind auch dafür, ja, machen wir Kinderspielplätze!, dann wird auf anderer Ebene etwas beschlossen, das nie wieder in die Bezirksvertretung zurückkommt, und die Leute wissen es nicht.

Aus all diesen Gründen können wir diesem Geschäftsstück leider nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Wir kommen zur Abstimmung, wobei wiederum die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder festzustellen ist. - Dies ist hiermit festgestellt.

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 187 (04669/2002-GWS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf des Grundstücks Nr 374/2 von der Liegenschaft EZ 661, KatG Heiligenstadt.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Stürzenbecher, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist Herr GR Ellensohn gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir werden diesem Antrag nicht zustimmen.

Jetzt werden ein paar sagen: Moment, im Wohnausschuss habt ihr dem Antrag zugestimmt; im Stadtsenat haben sie dem zugestimmt und jetzt nicht. - Stimmt! Und dieses Mal richtet sich die Kritik auch nicht an jemand von der SPÖ wegen des Informationsflusses, sondern an den heute bereits sattsam vorgestellten Herrn Tiller aus dem 19. Bezirk. Informationen, die uns leider erst später zugegangen sind, aber immer noch rechtzeitig für diese Sitzung, bewegen uns jetzt dazu, hier Nein zu sagen.

Im 19. Bezirk gab es von Herrn Tiller ein Versprechen, dass dieser Platz nicht veräußert wird, weil das Grundstück für den Bau, beziehungsweise besser für die Fertigstellung der Station Unterdöbling notwendig ist. Wenn er verkauft wird, wird das schwierig und kompliziert bis nahezu unmöglich. Dieses Versprechen des BV Tiller hat offensichtlich nicht gehalten, weil jetzt verkauft wird. Dadurch erklärt sich auch das geänderte Abstimmungsverhalten, weil dieser Informationsfluss von Herrn Tiller nicht erfolgt ist. Das habe ich nicht gewusst, es ist aber nicht weiter verwunderlich. Wir haben vorhin bei der "Hohen Warte" ausführlich gehört, wie gut das funktioniert, und aus ein paar Seitengesprächen weiß man, dass Herr Tiller mit der Information nicht nur bezüglich der grünen Bezirksräte und Bezirksrätinnen sehr schwach ist - sagen wir es einmal so.

Da treffen sich offensichtlich Herr Lehner, SPÖ, 21. Bezirk, und Herr Tiller, ÖVP, 19. Bezirk. Zwei Bezirksvorsteher, zwei verschiedene Parteien, gleiche Vorgangsweise: schwache Information, schade für die Stadt! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. - Er verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung. Auch hier brauchen wir mehr als die Hälfte der Gemeinderatsmitglieder. - Das ist gegeben.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, der Fall und daher angenommen.

Wir kommen nun zu einer Fülle von Anträgen, zu denen keine Wortmeldungen vorliegen, sodass wir nur abstimmen müssen. Ich muss aber trotzdem die Postnummern aufrufen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 14 (04975/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Ermächtigung zum Abschluss eines mehrjährigen Vertrags mit der Stadt Wien Marketing Service GmbH.

Es liegt keine Wortmeldung vor. Ich bitte daher, gleich zur Abstimmung zu kommen. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 17 (04860/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein wienXtra - ein junges Stadtprogramm zur Förderung von Kindern, Jugendlichen und Familien.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 22 (04950/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Forum Wien Arena".

Auch hier kommen wir gleich zur Abstimmung.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen und die ÖVP, der Fall und daher angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 23 (04951/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Alternativschulen - Freie Schulen Wien.

Auch hier liegt keine Wortmeldung vor.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die FPÖ, angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 24 (04952/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Förderung von Vereinen, Gruppen und Projekten im Alternativbereich im Jahr 2003.

Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Das ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen und daher mehrheitlich angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 27 (04956/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verband Wiener Volksbildung.

Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet und wir kommen gleich zur Abstimmung.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 29 (04958/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Landesverband Wien der Elternvereine an den öffentlichen Pflichtschulen.

Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu erheben. - Dies ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der ÖVP mehrheitlich angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 57 (04859/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Jugendzentren.

Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, möge die Hand erheben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 60 (04907/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Echo - Verein zur Unterstützung Jugendlicher".

Auch hier ist niemand zum Wort gemeldet.

Ich bitte um ein Zeichen mit der Hand, wer diesem Antrag die Zustimmung geben kann. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 33 (04901/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss eines Vertrags mit dem Verein "Caritas der Erzdiözese Wien" bezüglich der Führung einer Clearingstelle für Obdachlose.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Stubenvoll, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Erika Stubenvoll: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung für den vorliegenden Antrag.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Dem Ersuchen der Frau Berichterstatterin, dass wir dem vorliegenden Geschäftsstück zustimmen, kommen wir gerne entgegen. Die Caritas der Erzdiözese Wien wird die Clearingstelle, die dringend notwendig ist, sicher gut führen. Dort haben sie eine Vorleistung erbracht, die zu diesem Vertrauen berechtigt. Insofern ist ganz klar, dass die GRÜNEN zustimmen.

Dass ich mich dennoch zu Wort melde, liegt einfach daran, dass ich ein paar Dinge auch protokollarisch gesichert gesagt haben will. Ich mache es ganz kurz.

Ich deponiere für die GRÜNEN: Wir waren gegen die Schließung des Bahnhof-Sozialdienstes, und mit uns viele Menschen, die in diesem Bereich arbeiten. Sie wissen das alle, denn die Protestnoten sind unweigerlich bei Ihnen gelandet. Das war einfach keine gute Idee.

Noch viel mehr hat dagegen gesprochen, das für Obdachlose sehr wichtige Tageszentrum in der Pazmanitengasse zu schließen. Auch großer Personalmangel und Sparmaßnahmen berechtigen nicht dazu, den Ärmsten dieser Stadt auch noch das letzte offene Lokal wegzunehmen und sie tatsächlich auf die Straße zu treiben. Warum der Bezirksvorsteher im 2. Bezirk, von dem ich weiß, dass er auch gegen die Schließung der Pazmanitengasse war, schlussendlich dieser Schließung zugestimmt hat, weiß ich nicht. Ich nehme aber an - und die Frau Berichterstatterin wird das sicher bestätigen oder dementieren -, man muss ihm irgendetwas dafür versprochen haben, vielleicht, dass es in absehbarer Zeit im 2. Bezirk ein neues, anderes Lokal geben kann, das wieder als Tageszentrum für Obdachlose zur Verfügung steht. Anders ist das Verhalten des Herrn Bezirksvorstehers tatsächlich nicht zu begreifen und nicht zu verstehen. (VBgmin Grete Laska: Haben Sie schon einmal etwas von Streetwork gehört?)

Streetwork findet irgendwie auf der Straße statt, und von der Straße haben die Obdachlosen ziemlich genug. Die hätten ganz gerne Räume, wo sie sich aufhalten können, Wäsche waschen können, Dokumente hinterlegen können, miteinander reden können und so weiter. (Zwischenruf der VBgmin Grete Laska.) Frau Stadträtin, Sie haben in dieser Sache ziemlich alle gegen sich, die auf dem Gebiet arbeiten und von dieser Sache etwas verstehen. Ich glaube nicht, dass es für Sie sehr günstig ausginge, wenn Sie jetzt die Schließung der Pazmanitengasse mit dem Vorhandensein von Streetwork rechtfertigen. Das ist einfach die vollkommen falsche Auskunft, die man in diesem Augenblick geben kann. Glauben Sie mir, die Obdachlosen wollen gerne ein weiteres Tageszentrum haben, der 2. Bezirk braucht eines, und ich hoffe, es wird irgendwann einmal auch wieder eines geben.

Ich habe mich auch zu Wort gemeldet, weil ich heute eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister gestellt habe, einfach deswegen, weil obdachlose Menschen derzeit, wenn sie sich für eine Gemeindewohnung vormerken lassen wollen, folgende Auskunft erhalten: "Wir haben Ihr Ansuchen um Vergabe einer Wohnung überprüft, bedauern jedoch, dieses mangels Vorliegens eines anrechenbaren Umstands nicht in Vormerkung nehmen zu können."

Wenn Obdachlosigkeit kein Grund für eine Vormerkung für eine Sozialwohnung dieser Stadt ist, dann weiß ich wirklich nicht, was sehr wohl ein Grund dafür sein soll! Da haben Sie einen dringenden Erklärungsbedarf. Denn selbst, wenn dieser Satz möglicherweise ganz anders gemeint ist - ich weiß nicht, wer ihn dann verstehen soll, aber bitte -, selbst wenn also der Satz ganz anders gemeint ist, kommt er als blanker Zynismus hinüber und an, und zwar nicht nur bei den Obdachlosen, sondern bei allen Menschen, die sich in sozialen Angelegenheiten engagieren und die wollen, dass es auch den Ärmsten der Armen in dieser Stadt gut geht. 

Diese Ablehnung, dieser ablehnende Bescheid, weil angeblich Obdachlosigkeit kein Grund dafür ist, eine Wohnung zu wollen, führt im Übrigen nicht, wie behauptet wird, direkt und automatisch zur sozialen Schiene, sodass man sagen könnte: Gut, diese Menschen werden zwar im ersten Anlauf einmal abgelehnt, aber sie stehen dann mit beiden Beinen auf der sozialen Schiene und erhalten - so wie der Herr Bürgermeister das heute behauptet hat und möglicherweise auch will, ich unterstelle ihm da gar nichts - innerhalb von drei Wochen eine Auskunft darüber: entweder bekommt man eine Gemeindewohnung, oder man kommt ins betreute Wohnen, oder es passiert gar nichts. Dann müsste aber ein obdachloser Mensch für den Fall, dass die Stadt wirklich meint, er soll ruhig obdachlos bleiben, zumindest einmal den Grund dafür erfahren, warum diese Stadt der Meinung ist, dass er obdachlos bleiben soll. Es müsste jeder Mensch mit Sicherheit einen Anspruch haben, diesen Grund zu erfahren.

Ich habe mir die Antwort des Herrn Bürgermeisters auf meine Anfrage ausgehoben, diese gibt es ja im Stenografischen Protokoll. Ich werde die Antwort auch öffentlich machen, und zwar dort, wo obdachlose Menschen dazu kommen, die Antwort des Herrn Bürgermeisters zu lesen. Die GRÜNEN werden es sich zur Aufgabe machen, dafür zu sorgen, dass auch alles so geschieht, wie der Herr Bürgermeister gesagt hat.

Einige Fragen hätte ich noch. Ich werde sie ganz kurz ansprechen und bitte darum, mir diese Fragen zu beantworten.

Was, bitte, geschieht in Zukunft mit jenen Obdachlosen, die psychisch krank sind, die derzeit auf der Straße stehen und nirgendwo unterkommen? Was geschieht mit ihnen? - Wenn Sie ein bisschen bei den Sozialarbeitern und bei den Einrichtungen herumfragen, so wird Ihnen bestätigt werden, dass ein gutes Drittel der Obdachlosen, die auf den Straßen Wiens herumirren, psychisch krank sind. So kann die Psychiatriereform nicht gemeint gewesen sein. Das war nicht so gemeint: wir öffnen die Tore der psychiatrischen Einrichtungen, hinaus mit euch, und schaut, wo ihr bleibt!, sondern diese Leute muss man ansprechen, man muss ihnen etwas anbieten, man muss mit ihnen in geeigneter Form umgehen.

Das ist die eine Frage, die ich stelle: Was wird es diesbezüglich in Zukunft geben? - Ihre Antwort hat schon eine gewisse Dringlichkeit. Denn ich frage jetzt schon längere Zeit, und es kommt wirklich absolut nichts, es geschieht derzeit nichts! Ich weiß, es gibt diesen neuen Vertrag. Aber das existiert auf dem Papier, die Leute sind noch immer auf der Straße.

Meine zweite Frage lautet: Was geschieht mit jenen Obdachlosen, die aidskrank sind und aus diesem Grund weder von der Gemeinde noch von irgendeiner anderen Einrichtung aufgenommen werden? Was haben Sie mit den aidskranken Obdachlosen vor? Wie geschwind haben Sie vor, etwas zu antworten? - Das steht an und Sie wissen es. Betreten zu schauen oder darüber zu lachen, wird in dem Fall nichts nutzen. Es muss es eine Antwort geben und es muss eine rasche Antwort geben. 

Meine dritte Frage an Sie: Ist es Ihr Ernst, dass Familien mit Kindern, kleinen Kindern und älteren Kindern, von der Gemeinde Wien ebenfalls auf die Straße gesetzt werden? Was können diese Kinder und Jugendlichen dafür, dass vielleicht Mieten offen sind? Warum wird da delogiert? Schaut so das soziale Gewissen der Stadt aus? Ist das wirklich die Antwort der Sozialdemokratie?

Das sind Fragen, die noch offen sind und auf die wir eine Antwort erwarten.

Im Übrigen möchte ich meine Hoffnung ausdrücken, dass die Frau Berichterstatterin, Frau GRin Stubenvoll, die sicher auch noch einiges sagen wird, sich auch in Hinkunft in Einzelfällen engagieren und um den ganzen Bereich überhaupt kümmern wird, wie sie das auch bisher schon getan hat. Denn es gibt einzelne Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, die sich engagiert kümmern.

Aber dabei kann es nicht bleiben. Denn es geht nicht darum, dass einzelne Gemeinderätinnen und Gemeinderäte sich kümmern, sondern es geht darum, dass eine Stadt Politik macht: Politik macht zugunsten der Ärmsten der Armen, Politik macht für die Obdachlosen. Und da schlage ich Ihnen vor, dass wir das in Hinkunft vermehrt und verstärkt tun. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Frau Berichterstatterin, Sie haben das Wort. - Bitte.

Berichterstatterin GRin Erika Stubenvoll: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Frau Jerusalem, ich glaube, Sie brauchen sich nicht um das soziale Gewissen in dieser Stadt Sorgen zu machen. Wir alle wissen sehr genau, wie gut das Sozialsystem in unserer Stadt ist, und Sie wissen es auch, Frau Jerusalem! Wir haben ja in den letzten zehn Jahren sehr viel für wohnungslose Menschen in Wien getan. Wir haben ein System entwickelt, das von der Delogierungsprävention über die Notunterbringung, über das betreute Wohnen bis hin zur Zurückführung in die eigene Wohnung wirklich gegriffen hat, sodass es nur eine ganz geringe Anzahl von wirklich obdachlosen Menschen in Wien gibt. Darum beneiden uns alle europäischen Großstädte - schauen Sie bitte nach London, nach Brüssel, wo die Leute auf den Geschäftsstraßen in Kartons die Nacht verbringen! Das gibt es Gott sei Dank in Wien nicht, weil es eben Streetwork gibt, wobei versucht wird, die Menschen, die wirklich auf der Straße sind, besonders in der kalten Jahreszeit dorthin zu bringen, wo sie ein Bett zum Schlafen finden.

Das sind nicht nur Notquartiere; die gibt es auch. Sie kennen die "Gruft" sehr genau, die ja auch über die Stadt Wien gefördert wird, die von der Caritas nach einer schwierigen Situation übernommen wurde. Dort gibt es jetzt die Möglichkeit zu übernachten, aber die "Gruft" wirkt auch als Tageszentrum und ist somit das zweite Tageszentrum in Wien. Das andere Tageszentrum befindet sich in der Josefstädter Straße im Stadtbahnbogen. Dort wurde eine Erweiterung der Fläche vorgenommen, sodass es jetzt in diesem Tageszentrum die doppelte Fläche gibt, was auch mit einer Personalaufstockung verbunden war.

Es ist ja nicht so, dass die Pazmanitengasse geschlossen wird. Denn auch die Clearingstelle hat die Aufgabe, Menschen dort notzuversorgen und ihnen Dokumente zu besorgen. Es gibt dort auch die Möglichkeit, sich zu waschen oder die Wäsche zu waschen. Die Öffnungszeiten sind von 8 bis 23 Uhr, und nach 23 Uhr steht das Notquartier in Hernals zur Verfügung. Ich denke, dass damit auch wirklich eine gute Versorgung gewährleistet ist. Daneben gibt es eben Streetwork, die natürlich auch in der Nacht stattfindet. Es gibt auch eine 

Vernetzung aller Streetworker in Wien. Es ist sehr wichtig, dass es so einen Verbund aller Streetworker gibt, die sich auch absprechen, wenn sie irgendwo obdachlose Menschen finden und dann versuchen, einander zu verständigen und die beste Unterbringungsmöglichkeit zu finden.

Die Clearingstelle wird sehr modern ausgestattet sein. Sie wird sofort feststellen können, wo ein Bett frei ist und wo der obdachlose Mensch, der dorthin kommt, untergebracht werden kann. Es ist ja nicht das Ziel, dass wir versuchen, die Obdachlosen irgendwo sitzen zu lassen oder schlafen zu lassen, sondern das Ziel ist, dass jeder nicht auf der Straße übernachten muss und ein Bett in dieser Stadt finden kann. Ich glaube, das gelingt uns in hohem Ausmaß und auch sehr gut. 

Es ist jetzt nicht die Zeit der Fragestunde, aber ich kann Ihnen ungefähr sagen, dass es auch für die psychiatrischen Fälle unter den obdachlosen Menschen eine Versorgung und eine Begleitung geben wird. Das ist notwendig, das wissen wir alle. Ich nehme an - wenn ich jetzt richtig informiert bin -, dass das über den Verein Pro Mente Infirmis laufen wird. 

Wir haben das Personal aufgestockt. Wir haben die Qualität wesentlich verbessert. Wir haben jetzt auch für die sozusagen chronisch Obdachlosen, für die Seniorinnen und Senioren bereits das vierte Seniorenwohnhaus eröffnet, mit 50 Plätzen, und es sind noch zwei weitere in Planung. Auch das entlastet die Notquartiere und die anderen Betreuungsmöglichkeiten, sodass hier ein Durchfluss möglich ist.

Wir setzen auch sehr stark auf die Delogierungsprävention. Mir ist kein Fall bekannt, dass eine Familie mit kleinen Kindern wirklich delogiert wird, weil in diesem Fall schon das Jugendamt zum Einsatz kommt und versucht, für diese Familie eine andere Lösung zu finden.

In diesem Sinn, glaube ich, müssen unsere Bemühungen weitergehen. Da haben Sie Recht. Aber dazu, dass wir alles schlecht reden, was in dieser Stadt passiert, besteht meiner Ansicht nach kein Anlass. Denn Wien hat ein soziales Gewissen! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 33 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist einstimmig angenommen. 

Somit ist die öffentliche Sitzung geschlossen.

(Schluss um 18.48 Uhr.)

